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Das zudere deuische Nachrichfenmasazin 


Deutschland Wirtschaft Internationales 
61 Deutschlands 8 Bonner Parteien 10 Die altehrwürdige 22 In Eurasien wütet 
Parteiengefüge diskutieren Lloyds steht vor der ein Dreißigjähriger 
gerät ins Wanken Derivate Insolvenz Krieg 
Die Landtagswahlen in x 2 ea 
Nordrhein-Westfalen und 9 Der Zusammen- 12 Schweden - erster 24 Britanniens rassisti- 
Bremen haben eines ganz bruch der Barings- bankrotter Staat sche Royalisten 
KlAT BIBA LIEBE BR Liche Bank fordert Opfer Europas? wüten weltweit 
Parteiengefüge ist ins Wan- beider Dänk von 
Ken DIOR RE ERKONL Viele 14 Bundesbank: 26 Während sich die 
Politiker vordergründig England Devi Kri hli 
sagen, der Ausgang dieser Die Bank von England ist PREN ee 
beiden Wahlen habe nichts durch den Zusammenbruch Turbulenzen mert, werden in 
w.. ie ist der Barings Bank Ende gefährden Wirt- Britannien seltene 
em gar nicht so. Vielmehr Februar in Verruf geraten. fi 
haben sie ganz klar aufge- Die heilige Kuh ist nicht schaftsaufschwung Wahrheiten 
zeigt, daß das bisherige Par- mehr so heiligundeinigeder | 16 Skandale der ausgesprochen 
teiengefüge ad acta gelegt mehr lüsternen Realitäten 7: .. 
werden muß. werden jetzt in der Öffent- BE zur 28 ans britischer 
; i lichkeit diskutiert. nehmen kein Ende eheimdienste 
63 FDP zementiert die 
Macht der Banken In der Finanzkrise 30 Eskalation im 
geht es um Sein Krieg gegen die 
oder Nichtsein Vereinigten Staaten 
32 Henry Kissinger: 
Reisender im Auf- 
trag der Banker 
35 Die Untersuchun- 
gen des Bomben- 
attentats von 
Oklahoma 
38 Forderungen des 
IWF nach mehr 
Macht, während 
Die Familie der Barings, von hol- das gr age 
ländisch-norddeutscher Herkunft wächst 
spielte eine führende Rolle in der eis 
Britischen Ostindiengesellschaft. 40 Kommunistische 
Partei ein Joint- 
Ventures des FBI 


und der Sowjets 


42 Heritage-Founda- 
tion bereitet sich auf 
wirtschaftlichen 
Terroranschlag vor 


44 Mit dem Komplott 
der Windsors wird 
Pearl Harbor 


umgekehrt 

Prinz Philip und sein Club of 
the Isle sind darauf aus, Chi- 
na und Japan zu zerstören 
und ganz Asien zu destabi- 
lisieren. Sie sind bereit, 
sämtliche finanziellen, psy- 
chologischen und miltiäri- 
schen Ressourcen, die ihnen 
zur Verfügung stehen, zu 
benutzen, um dieses Ziel zu 
erreichen. 


Henry Kissinger erläuterte in 
London die Strategie, wie man das 
eurasisch-amerikanische Wirt- 
schaftsverhältnis stören und das 
britische Empire retten kann. 


45 Algeriens Opposi- 
tion trifft sich in 
London 
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Ständige Rubriken 


47 


48 


51 


58 


59 


Die Briten eskalie- 
ren den Krieg im 
Sudan 


Perus Wähler zie- 
hen Fujimori dem 
Handlanger der 
UNO vor 


Bereitet die Welt- 
bank in Palästina 
einen Bürgerkrieg 
vor? 


Ein Skandal 
erschüttert Israel 


Die Parteien 
Rußlands sind ein 
Trümmerhaufen 


6 


20 


36 
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Banker-Journal 
Clinton erkennt Gefahr der 
finanziellen »Desintegration 
und Auflösung« an; Leach 
fordert Bankrottverfahren 
»für das globale Finanzsy- 
stem«; US-Industrievereini- 
gung verbreitet Illusion 
eines Aufschwungs; Herita- 
ge-Stiftung fordert »Privati- 
sierung« der US-Regierung; 
Siamesische Zwillingen: 
Finanzkrise und Terroris- 
mus. 


Europa-Journal 
Unruhepotential in Rußland; 
Deutsche Städte und 
Gemeinden in Finanz- 
schwierigkeiten; Neue Dik- 
tatur in Rußland?; Kroatien: 
Kabinettskrieg, aber ...; Bri- 
tischer Ursprung der Nazi- 
Ideologie; Sparkassenpräsi- 
dent attackiert »Kasinomen- 
talität«; Clinton-Besuch 
stärkt Ukraine; Europäische 
Luftfahrt in der Krise. 


Hintergrund- 
Journal 

Debatte über Roosevelts 
Vermächtnis; Der Bomben- 
anschlag von Oklahoma und 
Lord Rees-Mogg; Die Pro- 
paganda vom »Islamischen 
Terror«; Neue Fragen zum 
Rohwedder-Mord; London: 
Der dritte Schlag; Kardinal 
Biffi verurteilt unmenschli- 
che Finanzmacht. 


Impressum 


56 


64 


66 


Vertrauliches 

Neue iranisch-indische 
Beziehungen; Steht ein aus- 
ländischer Geheimdienst 
hinter dem Bombenanschlag 
von Oklahoma?; Das russi- 
sche Strahlenwaffenpro- 
gramm; Chinas »Delors- 
Plan«; Nahost-Friedenspro- 
zeß: Spielball im Wahl- 
kampf. 


Deutschland- 


Journal 

Immer mehr ausländische 
Selbständige in Deutsch- 
land; Geldvermögen steigt 
stärker als die Einkommen; 
Panikmache durchs Mini- 
sterium; Rechtsextremismus 
unbedeutend; Verfassungs- 
feindliches Verfassungsge- 
richt? 


Zu guter Letzt 
Bundespräsident Herzog — 
nach einjähriger Amtszeit 
ein populärer Präsident; Ehe 
ohne Trauschein — mehr als 
jeder zweite plädiert für eine 
eheähnliche Gesetzesrege- 
lung. 


Banker- 


Journal 


Clinton 
erkennt Gefahr 
der finanziellen 
»Desintegration 
und Auf- 
lösung« an 


Washingtons größtes politisches 
Defizit bestand bislang in der 
sturen Weigerung, Tiefe und Aus- 
maß der internationalen Finanz- 
krise anzuerkennen und überfäl- 
lige Maßnahmen zur Überwin- 
dung der Krise in Betracht zu 
ziehen. Am 18. April bewies 
Präsident Clintons Antwort auf 
eine Frage während einer Presse- 
konferenz, daß er begonnen hat, 
sich diesem Problem ernsthaft 
zuzuwenden. Es war die bisher 
detaillierteste Erklärung Clintons 
zur globalen finanziellen Desin- 
tegration sowie zu Überlegun- 
gen, wie das Weiße Haus auf die 
weitere Verschlechterung der 
Lage reagieren könnte. 


Die Frage lautete: »Herr Präsi- 
dent ..., die Besorgnis über In- 
stabilitäten im gesamten interna- 
tionalen Finanzsystem nimmt zu. 
Es gibt Vorschläge, etwa des ja- 
panischen Finanzministers (Ta- 
kemura), zu einer Reform des 
internationalen Finanzsystems. 
Wie sehen Sie die Lage, und was 
ist Ihre Hauptsorge bei einer der- 
artigen Reform des internationa- 
len Finanzsystems?« 

Clinton antwortete: »Lassen Sie 
mich zunächst feststellen, daß 
dies eine Frage ist, die behandelt 
werden muß, und auf eine wohl- 
durchdachte Weise behandelt 
werden muß, so daß wir die 
bestehende Lage nicht weiter 
verschlechtern. Es ist offensicht- 
lich, daß die Integration der glo- 
balen Finanzmärkte viele Vortei- 
le hat, daß man Geld schnell be- 
wegen kann, daß Regionen, die 
bisher unterentwickelt waren, 
sich schneller entwickeln kön- 
nen, und daß man ausgefeilte 
Handelsbeziehungen schneller 
aufbauen kann. Es ist aber eben- 
so offensichtlich, und das gilt für 
beinahe jeden Aspekt unseres 
modernen Lebens, daß jede Kraft 
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zur Integration zugleich auch den 
Keim potentieller Desintegration 
oder schnellen Zerfalls in sich 
trägt. Aus diesem Grunde habe 
ich im vergangenen Jahr die 
Staatschefs der übrigen G-7- 
Länder, der anderen großen 
Volkswirtschaften, gebeten, daß 
wie in diesem Sommer, wenn wir 
uns in Kanada treffen, dieses 
Thema diskutieren. Wir haben 
daran gearbeitet, und wir werden 
im Sommer ein langes Gespräch 
darüber führen. Wir werden un- 
ser Bestes tun, um zu sinnvollen 
Erklärungen zu kommen, was 
weiter zu tun ist.« 


Im Verlauf der Pressekonferenz 
äußerte sich Clinton auch zum 
Sturz des Dollar. Auf die Frage: 
»Was können Sie tun, oder was 
wollen sie tun«, um den Dollar 
zu stabilisieren, antwortete Clin- 
ton: » Im gegenwärtigen Klima 
ist die Fähigkeit der Regierung, 
die Stärke ihrer Währung zu 
beeinflussen, kurzfristig mögli- 
cherweise begrenzt, wie wir in 
den vergangenen Jahren an zahl- 
losen Beispielen gesehen haben. 
Die Vereinigten Staaten wollen 
einen starken Dollar. Wir glau- 
ben an die Bedeutung der Basis- 
daten unserer Wirtschaft. Wir 
glauben daran, das Defizit zu 
reduzieren, Arbeitsplätze zu 
schaffen und einen vernünftigen 
Kurs zu verfolgen ... (Ein) über 
einen längeren Zeitraum schwa- 
cher Dollar wird schließlich auch 
die Wirtschaft schwächen, ent- 
weder indem er zu Inflation führt 
oder indem er das ganze kompli- 
zierte internationale Geflecht der 
in Dollar abgewickelten Han- 
delsbeziehungen zerstört. Wir 
haben also langfristig ein Inter- 
esse an einer starken Währung, 
aber... die Maßnahmen der Re- 
gierung müssen an den langfristi- 
gen Basisdaten ausgerichtet wer- 
den, an solider Wirtschaftspo- 
litik, solider Wachstumspolitik, 
solider Investionspolitik.« OD 


Leach fordert 
Bankrott- 
verfahren »für 
das globale 
Finanzsystem« 


Wir berichteten schon, daß in 
den vergangenen Wochen wie- 
derholt die Notwendigkeit eines 


globalen Bankrottverfahrens zur 
Reorganisation der Weltwirt- 
schaft gefordert wurde. 


Ein verzerrtes Echo darauf bot 
am 10. April in einem Artikel im 
»Wall Street Journal« der Vorsit- 
zende des Bankenausschusses im 
Repräsentantenhaus Jim Leach. 
Leach forderte die Schaffung ei- 
nes globalen Mechanismus für 
ein Konkursverfahren »zur Stabi- 
lisierung zahlungsunfähiger Staa- 
ten«, bestand jedoch darauf, daß 
dieses Verfahren unter der un- 
mittelbaren Aufsicht des Inter- 
nationalen Währungsfonds (IWF) 
durchzuführen sei. 


»Was heute notwendig ist«, ar- 
gumentierte Leach, »ist ein Kon- 
kursverfahren für das globale Fi- 
nanzsystem, ein Verfahren, Staa- 
ten und deren Bevölkerung vor 
Verarmung infolge von Zah- 
lungsunfähigkeit zu bewahren, 
ohne dabei den Leichtsinn von 
Schuldnerländern und ihrer Gläu- 
biger zu fördern... Es wäre im 
Interesse der Welt, ein internatio- 
nales Aquivalent zum amerikani- 
schen Konkursverfahren einzu- 
setzen... Abschnitt 9 (des Kon- 
kursgesetzes) regelt die Reor- 
ganisation der Schulden und die 
Sanierung kommunaler Schuld- 
ner, mit dem Grundgedanken, 
daß die lokale Verwaltung weiter 
funktionieren muß.« Auf ver- 
gleichbare Weise bietet Ab- 
schnitt 11, »ein passendes Mo- 
dell für Nationalstaaten«. 


Doch dann führt Leach fort: »Der 
Internationale Währungsfonds ist 
die naheliegendste Institution, 
der international die Verantwor- 
tung für ein solches Verfahren 
übertragen werden sollte... Es 
gibt zwar zahlreiche Kritiker, 
aber (IWF und Weltbank) haben 
weltweit im allgemeinen eine 
konstruktive Rolle gespielt... 
Der erste Tagesordnungspunkt 
des Gipfeltreffens in Halifax 
sollte eine Diskussion darüber 
sein, die Funktion der Bretton- 
Woods-Institutionen deutlich zu 
erweitern. Zusätzlich oder als Al- 
ternative zur erheblichen Auf- 
stockung seines Kapitals sollte 
der IWF wie bei einem Bankrott- 
verfahren die Befugnis zur Re- 
organisation erhalten, um dem 
internationalen Finanzsystem bei 
der Überwindung schwerer Li- 
quiditätskrisen zu helfen... (Eine 
solche Maßnahme) könnte das 
Vertrauen der Weltgemeinschaft 
stärken, daß die makroökonomi- 
schen Traumata eines einzelnen 


Landes nicht zu einer Welle der 
Zahlungsunfähigkeit in anderen 
gelagerten Fällen führen.« Leach 
beendete seinen Artikel, indem 
er sich - völlig zu Unrecht - auf 
Alexander Hamilton berief, der 
das genaue Gegenteil der neoli- 
beralen, monetaristischen Politik 
des IWF repräsentiert. Leach 
behauptete, der erste Finanzmi- 
nister der Vereinigten Staaten, 
der die Grundlagen für die indu- 
strielle Entwicklung der Verei- 
nigten Staaten schuf, habe Regie- 
rungen angegriffen, die »Ver- 
schwendung und lockere mone- 
tare Kontrollen« praktizierten. 


Die Absurdität der Vorschläge 
Leachs liegt darin, daß gerade 
der neoliberale Ansatz des IWF 
gegenüber den Volkswirtschaf- 
ten eine der Hauptursachen ihrer 
wirtschaftlichen und finanziellen 
Probleme darstellt. Er verhält 
sich wie ein Arzt, der beim Pa- 
tienten Tuberkulose diagnosti- 
ziert und ihm dann eine zusätzli- 
che Dosis von Tuberkelbazillen 
verabreicht. Daß Leach über- 
haupt die Frage eines Bankrott- 
verfahrens anspricht, belegt im- 
merhin die zunehmende Kennt- 
nisnahme des Desintegrations- 
prozesses des Weltfinanzsystems 
in Washingtoner Kreisen. 


Am 12. April griff der Präsident 
der Federal Reserve Bank von 
New York William J. McDon- 
nough Leachs Vorschläge in 
einer Rede in der Londoner 
Guildhall auf. Ein Sprecher des 
IWF bestätigte am 17. April, daß 
sie in der Zentrale des IWF in 
Washington intensiv diskutiert 
werden, und deutete an, daß das 
Interim-Komitee des IWF sie am 
25. April behandeln wird. 


US-Industrie- 
vereinigung 
verbreitet 
Illusion eines 
Aufschwungs 


Ein neues Buch der Nationalen 
Industrievereinigung (NAM) der 
USA, »So schafft man es in 
Amerika: Erprobte Wege zum 
Erfolg der 50 führenden Unter- 
nehmen«, verbreitet die Illusion 
einer genuinen Verbesserung der 
amerikanischen Wirtschaft. Es 
wurde vom Präsidenten der 


NAM, Jerry Jasinowski, und 
dem in Virginia ansässigen 
Wirtschaftsberater Dr. Roger 
Hamrin verfaßt. Sie behaupten, 
Amerika befände sich, Mitten in 
einer Renaissance der Unterneh- 
men und einem wirtschaftlichen 
Comeback«, das »tiefgreifende 
und vielversprechende Implika- 
tionen für die Unternehmen, 
Konsumenten, Arbeiter und die 
wirtschaftliche Zukunft des Lan- 
des« habe. Neben der Illusion 
eines »Aufschwungs« beharren 
die Autoren auch darauf, es gebe 
keine Systemkrise und man 
könne mit allen eventuell auftre- 
tenden Problemen auf admini- 
strativem Wege fertig werden. 


Fünfzig anekdotische »Erfolgs- 
beispiele« sollen diese Behaup- 
tungen belegen. Gemäß der Ein- 
leitung besteht der Zweck des 
Buches darin, den »verbreiteten 
Pessimismus über die amerikani- 
sche Industrie frontal anzugrei- 
fen«. 

Die angeführten Daten sollen 
»den Mythos zum Einsturz brin- 
gen«, die Produktivität der 
Industrie stagniere und habe ihre 
besten Tage gesehen. Statt des- 
sen habe die amerikanische In- 
dustrie sowohl andere Wirt- 
schaftssektoren wie ihre interna- 
tionale Konkurrenz hinter sich 
gelassen. In den sechs Jahren von 
1983-88 sei die Produktivität in 
jedem Jahr um über vier Prozent 
gestiegen. 


Der Wirtschaftsredakteur Chri- 
stopher White analysierte und 
zerpflückte in Washington das 
Buch von Jasinowski und Ham- 
rin im Detail. Er dokumentierte, 
daß es auf der falschen Voraus- 
setzung aufbaut, »die einzige 
Quelle des Profits einer Wirt- 
schaft« sei »die Arbeit des ein- 
zelnen Arbeiters unmittelbar in 
der lokalen Fabrik«. Der Begriff 
des »lokalen« Profits und der 
»individuellen« Produktivität ver- 
nachlässigt völlig die gesell- 
schaftlichen Kosten der »harten« 
und »weichen« Infrastrukturen, 
welche die Grundlage der indu- 
striellen Produktion und einer 
qualifizierten Arbeitskraft bil- 
den. Vom Standpunkt einer phy- 
sikalischen Okonomie zählen zur 
Infrastruktur auch das »Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen, 
Verkehrsinvestitionen und In- 
vestitionen für die Versorgung 
mit Energie und Wasser, von 
denen das Funktionieren der ein- 
zelnen Fabriken und natürlich 
auch ihrer Arbeiter abhängen 


kann und auch tatsächlich ab- 
hängt«. 


White wies darauf hin, daß die 
Verfasser des NAM-Berichts die 
massive Zunahme der Schulden- 
belastung der Realwirtschaft völ- 
lig außer acht lassen. Ebenso 
ignorieren sie die tatsächliche 
Arbeitslosigkeit und die Tatsa- 
che, daß ein wachsender Anteil 
der Arbeitnehmer vom Arbeits- 
markt verdrängt wurde. Jasi- 
nowski und Hamrin übersähen 
auch, daß der physische Produk- 
tionsausstoß pro Haushalt und 
Quadratkilometer dramatisch kol- 
labiert ist. Das schlagendste 
Beispiel hierfür sei der Rück- 
gang der Produktion im Ver- 
hältnis zu dem für die menschli- 
che Existenz notwendigen Wa- 
renkorb im Verlaufe der vergan- 
genen 25 Jahren. White bemerk- 
te: »Wir (die US-Wirtschaft) 
können nur noch weniger als die 
Hälfte dessen produzieren, was 
man noch vor 28 Jahren als ange- 
messenen Lebensstandard be- 
trachtete... Indem sie für ein 
sogenanntes Wachstum der lokal 
erzeugten Profite auf Kosten der 
Erhaltung von Arbeitskraft und 
realwirtschaftlicher Infrastruktur 
eintreten, werben (Jasinowski 
und Hamrin) für das Wachstum 
und die Metastasenbildung der 
Krebsgeschwulst auf Kosten des 
gesunden Gewebes. Dies nennen 
sie eine »Renaissance der ameri- 
kanischen Industrie<.« 


Heritage- 
Stiftung 
fordert 
Privatisierung 
der US- 
Regierung 


Die führende Denkfabrik der 
konservativen Revolution in Wa- 
shington, D. C., die Heritage- 
Stiftung, veröffentlichte am 17. 
April einen 260seitigen »Haus- 
haltsentwurf«. Stuart Butler, Vi- 
zepräsident der Heritage-Stiftung 
und Mitglied der britischen Fa- 
bian Society, leitete das Team 
der Stiftung, das vorschlägt, den 
amerikanischen Haushalt bis 
zum Jahr 2000 auszugleichen. 
Kern der Studie ist die Forderung 
nach brutalen Kürzungen im Ge- 
sundheitswesen, bei der Sozial- 


hilfe und anderen Sozialpro- 
grammen. Alle Bundesbehörden, 
die auch nur entfernt etwas mit 
Wirtschaft zu tun haben, sollen 
verkauft und privatisiert werden. 
Gleiches gilt für den Grundbesitz 
des Bundes. Bis auf fünf Mi- 
nisterien (Äußeres, Verteidi- 
gung, Justiz, Gesundheit/Sozia- 
les und Finanzen) sollen alle 
Regierungsorgane aufgelöst wer- 
den. 


Die Verfasser befürworten Steuer- 
erleichterungen für die zehn 
Prozent Amerikaner mit dem 
höchsten Einkommen und die 
Beseitigung der Kapitalertrags- 
teuer. Die Studie der Heritage- 
Stiftung richtet sich ausdrücklich 
gegen die amerikanische Ver- 
fassung, die die Regierung ver- 
pflichtet, die »allgemeine Wohl- 
fahrt« zu fördern. Die Radikalität 
der Studie, die ihr den Charakter 
einer »Flucht nach vorn« gibt, 
offenbart die wachsende Angst 
unter den Neokonservativen, daß 
ihre Tage an der Macht auf dem 
Capitol Hill gezählt sind. Man 
will jetzt alles durchpeitschen, 
solange dies noch möglich 
scheint. Der Direktor der Heri- 
tage-Stiftung Ed Feulner ist ein 
führendes Mitglied der Mont- 
Pelerin-Gesellschaft. 


Siamesische 
Zwillinge: 
Finanzkrise 
und 
Terrorismus 


Seit Ostern hat der Prozeß der 
Finanzdesintegration deutlich an 
Schärfe zugenommen. Der US- 
Dollar fiel gegenüber der DM auf 
ein Rekordtief von DM 1,35 und 
auch das britische Pfund Sterling 
und der französische Franc ga- 
ben erheblich nach. In Washing- 
ton und in Tokio wird man sich 
zunehmend über das Ausmaß der 
Krise klar. 


So erklärte US-Präsident Clinton 
am 18. April, die Reform des 
Weltfinanzsystems sei »eine Fra- 
ge, die angesprochen werden 
muß«. Das jetzige System trage 
»den Samen seiner möglichen 
Desintegration, einer raschen 
Auflösung in sich«. 

Auf japanischer Seite sagte Fi- 
nanzminister Masayoshi Take- 


mura am 10. April vor dem Par- 
lament in Tokio, das nach 1971 
geschaffene System »gleitender 
Wechselkurse muß neu über- 
dacht werden«. Um dem derzeiti- 
gen raschen Anstieg des Yen zu 
begegnen, strebe Japan eine Ko- 
ordinierung der Politik und ge- 
meinsame Maßnahmen mit ande- 
ren Nationen, besonders den 
USA, an. 


»Aber wir müssen auch darüber 
nachdenken, ob wir das gegen- 
wärtige System der Wechselkur- 
se der jetzigen Art verlassen kön- 
nen«, meinte der Minister. Oko- 
nomen verschiedener Staaten 
machten sich derzeit über eine 
Reform des Weltwährungssy- 
stems Gedanken, sagte er weiter. 
Diese Frage sollte auf den anste- 
henden Gipfeltreffen der führen- 
den Industriestaaten erörtert wer- 
den. 


Am 19. April ging Tadashiro Se- 
kimoto, Vorstandschef von Nik- 
kon Electric Co. und stellvertre- 
tender Vorsitzender der Indu- 
strievereinigung Keidanren, noch 
einen Schritt weiter. In einer 
Presseerklärung schrieb er, die 
Siebenergruppe müsse umge- 
hend Maßnahmen zur Verände- 
rung des Systems gleitender 
Wechselkurse ergreifen, oder 
man werde eine Finanzkrise glo- 
balen Ausmaßes erleben. Er kri- 
tisierte die unkontrollierten »Geld- 
spiele« von Fondsmanagern und 
Devisenspekulanten, die einen 
wesentlichen Grund für die In- 
stabilitäten bildeten. 


Zeitgleich zu diesen überra- 
schenden Stellungnahmen ereig- 
neten sich in Oklahoma der 
Bombenanschlag und in der U- 
Bahn von Yokohama ein neuerli- 
cher Giftgasanschlag. Diese Pa- 
rallelität der Verschärfung der 
Finanzkrise und deren Kenntnis- 
nahme in den USA und Japan auf 
der einen und die Eskalation des 
terroristischen Kleinkriegs auf 
der anderen Seite ist von ent- 
scheidender Bedeutung. 

Es drängt sich der Schluß auf, 
daß der Terrorismus von Kräften 
aus dem Umkreis des »Club der 
Inseln« unter Führung der briti- 
schen Monarchie benutzt wird, 
um die politischen Energie der 
amerikanischen und japanischen 
Führung zu absorbieren und sie 
damit von ernsthaften und grund- 
sätzlichen Überlegungen zur Re- 
organisation des Weltfinanz- 
systems im Rahmen eines Kon- 
kursverfahrens abzuhalten. D 
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Bonn 


Parteien 
diskutieren 
Steuer auf 
Derivate 


Unter dem Druck zunehmender Turbulenzen auf den Welt- 
finanzmärkten fordern mehrere Politiker in Deutschland nun 
schließlich Maßnahmen gegen die Spekulanten. 


Der deutsche Gewerkschafts- 
bund, DGB, eine der wichtigsten 
Institutionen des Landes, hat zur 
Tat aufgerufen. DGB-Vorstands- 
mitglied Michael Geuenich er- 
klärte in Düsseldorf, daß »es für 
viele zwar utopisch klingen mag, 
doch die Forderung nach einer 
Steuer auf internationale Wäh- 
rungsspekulationen sei von äu- 
ßerster Dringlichkeit«, weil die 
Spekulationen zu »großer Ver- 
wundbarkeit im Weltwirtschafts- 
system als ganzem« führen. 


Eine spektakuläre 
Initiative des DGB 


Mit täglichen Umsätzen von 
mehr als eine Billion Dollar 
»jagen die Währungsspekulanten 
die Weltwirtschaft von einer Kri- 
se in die nächste«, nur um sich 
kurzfristige Gewinne zu sichern, 
sagte er. Unter solchen Um- 
ständen »werden rationale und 
langfristige Investitionen un- 
möglich gemacht« und der Scha- 
den, der bei den nationalen Volks- 
wirtschaften verursacht wird, ist 
verheerend. 


»Wenn Spekulanten heute die 
Computertechnologie auf welt- 
weiter Ebene rund um die Uhr 
nutzen können, sollte es möglich 
sein, die gleiche Technologie zu 
benutzen, um solche Geschäfte 
zu besteuern.« Das sollte auf die 
Tagesordnung von internationa- 
len Treffen gesetzt werden, emp- 
fahl er und befürwortete einen 
Vorschlag des amerikanischen 
Wirtschaftswissenschaftlers Ja- 
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mes Tobin über eine 0,5 prozen- 
tige Steuer auf Geschäfte mit 
Derivaten. 


Die Initiative des DGB ist spek- 
takulär, denn der zehn Millionen 
Mitglieder umfassende Gewerk- 
schaftsbund äußert sich norma- 
lerweise nicht zu Währungs- 
angelegenheiten, sondern be- 
schränkt sich auf Gewerkschafts- 
themen. Der politische Hinter- 
grund zu diesem Schritt des DGB 
liegt in der Tatsache, daß sich 
viele Industriefirmen in Deutsch- 
land in riskante Derivatege- 
schäfte verwickelt haben und 
diese Tatsache kommt immer 
mehr zum Vorschein. Vor dem 
Hintergrund mehrerer großer 
Ausfälle im letzten Jahr im 
Zusammenhang mit Derivatever- 
lusten steigern diese neuen Ent- 
hüllungen die Sorgen über Fi- 


nanzzusammenbrüche, die zu 
umfangreichen Arbeitsplatzver- 
lusten führen würden. 


Spekulation statt 
Produktion 


Von besonderem politischen In- 
teresse sind auch Bemerkungen 
die am 30. März von Gregor Gy- 
si, einem führenden Mitglied der 
PDS - der Partei der früheren 
ostdeutschen Kommunisten -, in 
Bonn gemacht worden sind. In 
einer parlamentarischen Debatte 
über den Bundeshaushalt 1995 
sagte Gysi, wenn die Regierung 
meint, sie bräuchte erhöhte Steuer- 
einnahmen, um den Haushalt 
aufzustellen, so sollte sie die Ein- 
nahmen dort holen, wo man sie 
finden kann: im Derivatehandel, 
der in Deutschland seit dem 
Jahre 1990 jährlich um 53 Pro- 
zent gestiegen ist. Firmenein- 
nahmen aus Kapitalgewinnen la- 
gen einst bei sieben Prozent und 
haben jetzt eine Größenordnung 
von 50 Prozent erreicht: » Das 
bedeutet, daß es keine Produk- 
tion mehr gibt, sondern nur noch 
Spekulation. Das ist das wahre 
Problem.« 


Mit dem Hinweis auf den Bank- 
rott der Barings Bank sagte Gysi, 
»der Bankenzusammenbruch in 
Großbritannien signalisiere, wo- 
hin die Wende von produktivem 
Kapital zu Währungskapital füh- 
re. Bereits jetzt wird deutlich, 
daß wir einen Überhang an Geld 
haben, der eines Tages zu einem 
verheerenden Schwarzen Freitag 
führen kKönnte.« 

Gysi befürwortete sodann den 
Vorschlag von Tobi für eine 


ZANDS> 


Steuer auf Derivate und meinte, 
wenn das in Deutschland mit sei- 
nem gigantischen Volumen von 
6000 Milliarden DM an jährli- 
chem Derivatehandel eingeführt 
würde, würde der Staat 30 Mil- 
lionen DM an jährlichen Steuer- 
einnahmen hinzugewinnen. Eine 
Steuer von zwei Prozent würde 
jährlich 120 Milliarden DM brin- 
gen, die zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze verwendet werden 
könnten. 


Regierung in Derivate- 
handel verwickelt? 


Es stimmt, daß die PDS mit 
einem Stimmanteil von weniger 
als fünf Prozent eine kleine 
Partei ist und unter normalen 
Umständen würde ihr die Re- 
gierung keine große Beachtung 
schenken. Doch die Umstände 
haben sich seit den Wahlen im 
Oktober 1994 erheblich geändert 
und das Finanzministerium fühl- 
te sich gezwungen, auf eine 
»kleine parlamentarische An- 
frage« der PDS Anfang März im 
Zusammenhang mit Derivate un- 
gewöhnlich schnell zu antwor- 
ten. 


In seiner Antwort vom 24. März 
machte das Ministerium zum 
ersten Mal publik, daß auch die 
Regierung in den Derivatehandel 
verwickelt ist und fügte, in dem 
Bemühen, das Problem herunter- 
zuspielen, hinzu, daß es in sei- 
nem Schuldenmanagement einen 
»konservativeren Ansatz« habe 
als beispielsweise die Länder 
und Kommunen. 


Daß die Regierung den Risiken 
der Derivate-Märkte ausgesetzt 
ist, hat im Bundesrechnungshof 
bereits die Alarmglocken schla- 
gen lassen, doch die Informa- 
tionen, auf die der Rechnungshof 
in seiner jüngsten Ankündigung, 
man werde das Problem untersu- 
chen, Bezug nahm, waren ver- 
traulicher Natur. 


Die Antwort des Finanzmi- 
nisteriums auf die Anfrage der 
PDS hat das Thema publik wer- 
den lassen und das ist sehr wich- 
tig, weil der deutsche Bundestag 
die Frage der Derivate und 
Währungsrisiken in einer Plenar- 
sitzung debattierten und die 
Forderungen nach einer Steuer 
auf Derivate haben unter den 
Parlamentariern Unterstützung 
gewonnen. U 


Barings-Bank 


Der 


Zusammen- 
bruch for- 
dert Opfer 
bei der Bank 


von England 


Normalsterbliche erfahren normalerweise nicht, was hinter den 
heiligen Türen der Bank von England vor sich geht. Doch jetzt, 
wo die Bank durch ihre Handhabung des Zusammenbruchs der 
Barings Bank Ende Februar ausreichend in Verruf geraten ist, ist 
die heilige Kuh nicht mehr so heilig und einige der mehr lüster- 
nen Realitäten werden in der Öffentlichkeit enthüllt. 


Am 21. März kündigte der stell- 
vertretende Gouverneur Pennant- 
Rae, ehemaliger Chefherausge- 
ber des Londoner »Economist«, 
seinen Rücktritt an. Er behaupte- 
te, er wolle verhindern, daß dem 
Prestige der Bank durch seine 
Missetaten geschadet wird. Am 
19. März enthüllte das Boule- 
vardblatt »Sunday Mirror«, daß 
Pennant-Rae eine heiße, außer- 
eheliche Affaire gehabt hat — so 
heiß, daß einige der leidenschaft- 
licheren Begegnungen auf dem 
Teppich des privaten Ankleide- 
zimmers von Bankgouverneur 
Eddie George stattfanden. 


Seine Partnerin war angeblich 
eine amerikanische Finanzjour- 
nalistin irischer Abstammung 
aus dem US-Staat Virginia na- 
mens Mary Ellen Synon. Sie 
wendet sich nun an die Presse 
und behauptet, daß ihr der arro- 
gante Brite alle möglichen ro- 
mantischen Versprechungen ge- 
macht hat und ihr dann einfach 
den Rücken kehrte. 


Mrs. Synon sagte in einem Rund- 
funkinterview, das am 22. März 
in der ganzen britischen Presse 


weithin verbreitet wurde: »Wenn 
man jemanden fallenlassen will, 
sollte man keine Finanzjourna- 
listin fallen lassen, wenn man 
stellvertretender Gouverneur der 
Bank von England ist. Das ist 
dumm... Niemand kann böser 
werden als eine amerikanische 
Finanzjournalistin irischer Ab- 
stammung, die schlecht behan- 
delt wurde.« 


Die Realität jedoch ist, daß Pen- 
nant-Rae das erste Opfer des Ba- 
rings-Zusammenbruchs auf ho- 
her Ebene ist. Er ist das bequeme 
Opferlamm, um Eddie George 
und die Größen des Establish- 
ments, die Bankpolitik machen, 
sowie die britische Regierung 
selbst zu schützen. 


Es ist typisch für das Estab- 
lishment, einen »Sexskandal« 
dafür zu benutzen, um die Auf- 
merksamkeit von der wahren 
Greueltat abzulenken. Bei Ba- 
rings bestand der Skandal nicht 
in der Ungeschicklichkeit der 
Bank von England, daß sie den 
Zusammenbruch von Barings 
zuließ, sondern vielmehr darin, 
daß George und Konsorten den 


radikalen Freimarkt wahnsinnig 
gefördert haben, der durch den 
explodierenden internationalen 
Derivatehandel verkörpert wird. 
Barings Singapore-Direktor Nick 
Leeson, dessen Transaktionen 
die unmittelbare Ursache für ih- 
ren Niedergang waren, war ein- 
fach pflichtgetreu, nicht nur der 
Politik der Barings-Direktoren 
gegenüber, sondern auch gegen- 
über der Politik der Bank von 
England selbst. 


Ab dem Tag, an dem Pennant- 
Rae zurücktrat, behauptete Pre- 
mierminister John Majors Down- 
ing Street 10, daß es »Spekula- 
tion« sei, daß er wegen der fal- 
schen Handhabung in der Ba- 
rings-Affaire gezwungen worden 
sei, zu gehen. Doch der Überwa- 
chungschef der Bank von Eng- 
land, Brian Quinn, räumte vor 
einer Anhörung im Europapar- 
lament über Derivate am 21. 
März ein, daß »ein ziemlich ern- 
ster und dramatischer Zusam- 
menbruch in den Kontrollsyste- 
men« für den Barings-Kollaps 
verantwortlich gewesen ist. 


Ein Lob für 
die Derivate 


Quinn wollte die Aufmerksam- 
keit offensichtlich gerne auf Pen- 
nant-Rae lenken, denn er ist 
selbst ein leidenschaftlicher und 
reueloser Derivatehändler; er 
meinte in der Anhörung, daß die 
destabilisierenden Auswirkun- 
gen von Derivaten nicht übertrie- 
ben werden sollten, besonders da 
jede Bank Einfluß auf ihr eigenes 
Kapital hat. 


Im Juni 1994, als die Bank von 
England um eine Reaktion auf 
Lyndon LaRouches »Neunte Vor- 
hersage« darüber, daß das welt- 
weite Finanzsystem in eine 
Phase des Zerfalls eintreten wür- 
de, gebeten wurde, schickte die 
Presseabteilung der Bank ein 
»dringendes Fax«, das die Rede 
Quinns vom Mai 1994 enthielt, 
in der er die Derivate über- 
schwenglich pries. 


LaRouche hatte seine neunte 
Vorhersage begonnen, indem er 
von George sagte: »Den die 
Götter vernichten wollen, den 
machen sie zuerst wahnsinnig.« 
Als ob er LaRouches Behaup- 
tung beweisen wollte, wurde 
George im Londoner »Observer« 
vom 24. Juli 1994 wie folgt 
zitiert: »Man muß vorsichtig 


sein, weil es selbstgefällig klin- 
gen könnte und das sind wir 
nicht. Wir verfügen jetzt über ein 
Expertenteam zur Überwachung 
der Derivate, das immer besser 
wird. Was sie von den aktiven 
Spielern auf dem Markt zu 
berichten haben, ist sehr beruhi- 
gend. Diese Leute wissen, was 
sie tun, ob auf Direktorenebene 
oder die Burschen hinter dem 
Tresen.« 


Die Umstände von Pennant-Raes 
Rücktritt können dem Ruf der 
Bank von England nur weiter 
schaden. Der Londoner »Guar- 
dian« brachte am 22. März eine 
Geschichte auf der Titelseite: 
»Die Affaire des Chefs erschüt- 
tert die Bank«, und meinte, der 
Rücktritt ist ein neuer Schlag für 
eine Institution, »die durch den 
Barings-Kollaps und ein wackli- 
ges Pfund Sterling bereits schwer 
angeschlagen ist«. 


Der »Guardian« meinte sarka- 
stisch, daß das, was ans Licht 
kam, ein »weiteres Kapitel in der 
unseligen Kampagne »zurück zu 
den Anfängen« ist«, die Major im 
Jahre 1993 begonnen hat. An- 
fang März verließ Robert Hug- 
hes wegen einer außerehelichen 
Affaire das Kabinett Major und 
war damit der fünfte, der das 
Kabinett wegen »ehelicher Un- 
treue« verlassen hat, seit es im 
Jahre 1992 gebildet wurde. 


Pennant-Raes Verderbtheit ist 
nichts Neues. In einem Zeitungs- 
artikel wurde unter der Über- 
schrift »Der Londoner »Econo- 
mist<«: eine Zeitschrift von und 
für die »satanische Persönlich- 
keit««, über das Interview berich- 
tet, das Pennant-Rae »El Pais« 
gegeben hat und in dem er einen 
Leitartikel des »Economist« ver- 
teidigte, der die Legalisierung 
von Drogen in den Vereinigten 
Staaten befürwortete. Er sagte 
der spanischen Tageszeitung, 
daß der »Economist« die Legali- 
sierung aus »pragmatischen und 
utilitarischen« Gründen rechtfer- 
tigte. 

Doch Pennant-Rae verbreitete 
Ansichten werden von der briti- 
schen Monarchie offen gutge- 
heißen. Am 3. Februar 1989 wur- 
de aufgedeckt, daß Ihre Majestät, 
Königin Elizabeth II., den »Eco- 
nomist«-Vorsitzenden Sir Eve- 
Iyn Rothschild in den Ritterstand 
erhoben hat, obwohl sie darüber 
informiert war, daß seine Zeitung 
die Legalisierung von Drogen 
befürwortet. 
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Geld 


Die altehr- 
würdige 
Lloyds steht 
vor der 
Insolvenz 


Das weltweit älteste und größte Versicherungsunternehmen, das 
308 Jahre alte Lloyds of London steht vor einer großen Krise. 
Experten auf dem internationalen Versicherungsmarkt in 
London und der Schweiz zufolge, könnte Lloyds gezwungen sein, 
Bankrott zu erklären, wenn es der Gruppe nicht gelingt, bis zum 
Fristablauf seiner alljährlichen Anlagenüberprüfung durch das 
britische Handels- und Industrieministerium 4,8 Milliarden an 
Bargeld aufzutreiben - eine Schockwelle, die — so meinen einige — 
die Fundamente des Finanzzentrums der ganzen City of London 
erschüttern würde und Auswirkungen auf dem ganzen Globus 


hätte. 


Derzeit ist Lloyds für schwindel- 
erregende 48 Prozent des gan- 
zen internationalen Rückversiche- 
rungsvolumens auf dem Londo- 
ner Markt verantwortlich, der 
selbst einer der weltgrößten Ver- 
sicherungsmärkte ist. Lloyds al- 
lein hat jährlich Prämieneinnah- 
men in Höhe von 16 Milliarden 
Dollar. Fast zwei Drittel des 
Lloyds-Versicherungsgeschäfts 
wird in Nordamerika getätigt. 


Wenn das erforderliche Bargeld 
bis zur Prüfung im August nicht 
aufgebracht wird, wird Lloyds 
gemäß dem Gesetz der Abschluß 
neuer Geschäfte verboten, das 
ganze Unternehmen wird ge- 
schlossen und 60.000 Mitarbeiter 
werden ohne Arbeit sein. Nach 
dem spektakulären Zusammen- 
bruch der Barings Bank im März 
und Problemen mit S. G. War- 
burg, einer der führenden Han- 
delsbanken der City of London, 
wären die Auswirkungen auf die 
Glaubwürdigkeit der City of 
London als ein Weltfinanzzen- 
trum verheerend. 


Lloyds ist eine der wichtigsten 
Institutionen des Finanzzentrums 
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der City of London, das Herz des 
sogenannten Club of the Isles — 
der ungeheuer einflußreichen 
Ansammlung politischer und fi- 
nanzieller Macht der Kreise um 
das Haus Windsor und deren 
Verbündeter in der Finanzwelt 
und in der Industrie. Wie die 
Banken und andere Finanzdo- 
mänen der City of London sind 
auch Lloyds und der Versiche- 
rungssektor weitgehend nicht re- 
guliert. Dies steht in starkem Ge- 
gensatz zu dem Schweizer, deut- 
schen und anderen konservativen 
Finanzmärkten in Mitteleuropa. 
Margaret Thatchers politische 
Basis in ihrer zwölfjährigen 
Amtszeit war die Macht des 
Establishments dieser City of. 
London und mit ihren großzü- 
gigen finanziellen Beiträgen 
wurden ihre Kampagnen der To- 
ry-Partei finanziert. 


Ob eine Rettung hinter den Ku- 
lissen seitens der Bank von 
England und britischer Banken 
den Bankrott noch eine Weile 
aufschieben kann oder nicht - ei- 
ne der weltgrößten Finanzgrup- 
pen und die mit den engsten Bin- 
dungen zu den höchsten Ebenen 


der britischen und europäischen 
Aristokratie befindet sich in ei- 
nem Todeskampf. 


Der Zahlungsfähig- 
keits-Test 


Nach dem britischen Gesetz 
müssen britische Versicherungs- 
gesellschaften jedes Jahr von 
dem britischen Handels- und In- 
dustrieministerium (DTI) geprüft 
werden, um festzustellen, ob sie 
noch genügend Vermögen besit- 
zen, um weiterhin im Versi- 
cherungsgeschäft tätig sein zu 
können. Im August steht Lloyds 
die Jahresprüfung ins Haus. Im 
vergangenen Jahr, so gibt man 
bei Lloyds zu, »hat es den Test 
gerade eben so bestanden«. 


Der Londoner »Independent on 
Sunday« zufolge hat ein hoch- 
rangiger Vertreter des Handels- 
und Industrieministerium in die- 
sem Jahr in einem Schreiben an 
einen Lloyds »Name« zugege- 
ben, daß er persönlich daran 
zweifelt, daß man den Test beste- 
hen wird. 


Der Test umfaßt zwei Katego- 
rien. Die erste wird nicht als ein 
Problem angesehen. In ihr wer- 
den die gesamten Vermögens- 
werte aller 33.000 Lloyds-»Na- 
mes« zusammengefaßt - die rei- 
chen Personen, die Lloyds ein- 
zigartige Kapitalgrundlage bil- 
den — und den Gesamtverbind- 
lichkeiten gegenübergestellt. Zu 
diesen Names, wie sie in der 
Lloyds-Sprache genannt werden, 
gehören einige der reichsten 
Personen auf der Welt, vor allem 
von den höchsten Ebenen der bri- 
tischen Aristokratie und des Kö- 
nigshauses: zum Beispiel Prinz 
und Prinzessin Michael von 
Kent, der Herzog von Norfolk, 
Lord Alexander, Henry Kissin- 
gers enger Freund Lord Weiden- 
feld und Rupert Hambro von der 
alten Bankenfamilie der City. 
Man ist der Überzeugung, daß es 
immer noch genug äußerst reiche 
Names gibt, die dem Soll- und 
Haben-Konto eine positive Bi- 
lanz geben. 


Das Problem für Lloyds liegt in 
dem Bereich des zweiten Zah- 
lungsfähigkeitstests. Hier muß 
jeder der 33.000 Names, die als 
33.000 separate juristische Per- 
sonen eingetragen sind, seine ei- 
gene Zahlungsfähigkeit unter 
Beweis stellen. Wenn irgendein 
einzelner Name insolvent ist, 


muß der zentrale Lloyds-of-Lon- 
don-Fonds zeigen, daß er die 
Verbindlichkeiten dieses »Na- 
mes« vollständig decken kann - 
und hier fangen für Lloyds die 
Probleme an. 


Am 1. Mai zeigte der Vorsit- 
zende des Council of Lloyds of 
London, David Rowland, daß der 
Fonds für wichtige Reserven, der 
Verluste einzelner Names in sei- 
ner Organisation decken muß, 
ein Defizit in Höhe von 1,7 Mil- 
liarden Dollar zum 31. Dezember 
1994 nicht decken konnte. Durch 
frühere, erzwungene Auszahlun- 
gen über einen Zeitraum von fünf 
Jahren waren die Ressourcen er- 
schöpft. Das Defizit von 1,7 Mil- 
liarden Dollar soll von 9.000 der 
33.000 Names weltweit kom- 
men, die es entweder abgelehnt 
haben oder finanziell nicht in der 
Lage waren, ihre Verpflichtun- 
gen gegenüber Lloyds zu erfül- 
len. 


Entweder bringt Lloyds diese 
Gelder bis zum August auf oder 
das Unternehmen fällt bei dem 
Test des Handels- und Industrie- 
ministeriums durch und kann 
keine Versicherungen mehr ab- 
schließen. 


Informierte Quellen im Versi- 
cherungssektor haben geäußert, 
daß die wahrscheinlichste Mög- 
lichkeit für Lloyds, das Geld bis 
August zu bekommen, darin be- 
steht, erneut bei aktiven Names 
einzutreiben. Doch diese Names 
haben ein Vetorecht und viele 
werden weitere Eintreibungen 
wahrscheinlich ablehnen. Einige 
sind der Meinung, daß ein Auf- 
kauf durch die Bank von England 
die einzige Möglichkeit wäre, 
um einen Bankrott zu vermeiden. 


Das System der 
Lloyds-»Names« 


Lloyds, vielleicht das bekannte- 
ste Versicherungsunternehmen 
auf der Welt, ist für seine Be- 
reitschaft, nahezu alles gegen ei- 
nen Preis zu versichern, bekannt. 
Dazu gehört das höchst lukrative 
Geschäft, lateinamerikanische Ge- 
schäftsleute gegen Entführung zu 
versichern, ein Teil von Lloyds 
Verbindlichkeiten außerhalb des 
Schiffsektors. Einem Sprecher 
für Lloyds zufolge war diese 
Entführungsversicherung in den 
letzten beiden Jahren »einer der 
gesundesten Wachstumsbereiche 
von Lloyds in Prämieneinnah- 


men gesehen«, wobei die Prä- 
mieneinnahmen für 1993 allein 
in diesem Bereich bei einer Mil- 
liarde Dollar oder mehr liegen. 


Lloyds versichert auch Schiffe 
und Schiffsladungen, das Ge- 
schäft, womit man vor drei Jahr- 
hunderten begonnen hat. Man 
versichert inzwischen auch Ol- 
plattformen in der Nordsee und 
anderswo sowie Bürogebäude 
gegen Erdbeben und Hurricane- 
Schäden, neben der normlen 
Brand- und Unfallversicherung. 


Was bei Lloyds anders ist, ist das 
Verhältnis zu den Names. Lloyds 
ist nicht ein »Versicherungsun- 
ternehmen«, sondern vielmehr 
ein Versicherungsmarkt, so et- 
was wie die Chicagoer Handels- 
börse der internationalen Ver- 
sicherungen, wobei Lloyds als 
der Garant für die Mitglieder, die 
Organisationen, handelt. 


Ursprünglich haben sich Anfang 
des Jahres 1687 in Lloyds Coffee 
House in London Gruppen sehr 
reicher Kaufleute getroffen und 
beschlossen, ihr Vermögen zu- 
sammenzulegen, um die Risiken 
für englische Schiffsladungen 
auf See abzudecken und sie füg- 
ten ihren »Name« (Namen) der 
Gruppe hinzu, die das Risiko 
teilte. Durch dieses System blüh- 
ten und gedeihten britische Groß- 
händler und beherrschten schließ- 
lich ihre Rivalen auf dem Kon- 
tinent im 18. und 19. Jahrhun- 
dert. Das System wurde im Laufe 
der Jahre nur wenig verändert. 


Heute kann jeder, der sich be- 
wirbt, ein »Name« werden, wenn 
er von Lloyds angenommen wird, 
und sich einer der Hunderte 
von »Names«-Organisationen an- 
schließt. Diese Organisationen 
haben professionelle Versiche- 
rungsagenten mit Büros in dem 
großen Lloyds-Hauptquartier an 
der Lime Street in der City of 
London. Die Versicherungsagen- 
ten kommen täglich mit Dutzen- 
den von autorisierten Lloyds- 
»Brokern« zusammen, die ein 
bestimmtes Kundenrisiko irgend- 
wo auf der Welt versichern wol- 
len. 


Der Versicherungsagent ist das 
Herz der Versicherung und des 
Rückversicherungsmarkts namens 
Lloyds of London. Sein Urteil 
entscheidet über Gewinnen oder 
Verlieren. Zwei Jahrzehnte lang 
- bis zum Ende der achtziger 


Jahre — waren die Lloyds »Na- 


mes« mit den meisten Versiche- 
rungsagenten zufrieden, denn sie 
erhielten jährliche Dividenden in 
einem Art Gewinnaufteilungs- 
plan von den Versicherungs- 
agenten von oft 30 bis 40 Prozent 
auf das investierte Kapital. 


Heute kann jeder 
ein »Name« werden 


Doch in den letzten fünf Jahren 
begann das ganze System zusam- 
menzubrechen. Ein Mitglied ei- 
ner führenden Züricher Versi- 
cherungsgruppe meinte: »Um 
das verfügbare Kapital zu er- 
höhen, hat Lloyds in den letzten 
Jahren damit begonnen, Leuten 
zu gestatten, »Names« zu werden, 
die eigentlich nicht dazu in der 
Lage sind, diese Art von persön- 
lichem Risiko einzugehen.« 


Die frühere Voraussetzung, sehr 
reich sein zu müssen, um als 
»Name« in Frage zu kommen, 
wurde Anfang der siebziger 
Jahre heruntergesetzt, weil man 
angesichts hoher Schadensforde- 
rungen und wachsender Konkur- 
renz von amerikanischen, deut- 
schen und Schweizer Versiche- 
rungsunternehmen verzweifelt 
versucht hat, mehr Kapital zu 
beschaffen. Heute kann jeder, 
der ein Eigenkapital in Höhe von 
160.000 Dollar aufweist, ein 
»Name« werden. 


Doch wenn eine Person den 
Vertrag unterzeichnet und ein 
»Name« wird, unterzeichnet sie 
auch eine rechtlich verbindliche 
Vereinbarung zur unbegrenzten 
Haftung für Forderungen, die 
gegen ihre Organisation erhoben 
werden könnten. Sie muß, wenn 
nötig, ihre gesamten Vermö- 
genswerte einschließlich Haus, 
Schmuck, Möbel, Aktien, Bonds 
und Bankkonten verpfänden, um 
eine neue Eintreibung durch ihre 
Organisation zu unterstützen. 
Viele neue »Names« wurden in 
den achtziger Jahren durch das 
Prestige, zusammen mit der 
Aristokratie und dergleichen ein 
»Lloyds-Name« zu werden, an- 
gelockt. Es wurde ihnen oft ge- 
sagt, daß es ein todsicheres Pro- 
fitgeschäft ist und daß sie das 
Kleingedruckte vergessen könn- 
ten. 


Dies begann anders zu werden, 
als aufgrund von rechtlichen For- 
derungen durch Einzelpersonen 
und Gewerkschaften wegen der 
Lungenkrankheit Asbestose ge- 


gen Firmen, die in den Verei- 
nigten Staaten Asbest produzier- 
ten, riesige, unerwartete Forde- 
rungen gegen bestimmte Lloyds- 
Organisationen eingingen. 


»Lloyds hatte in den Vereinigten 
Staaten in den siebziger und 
achtziger Jahren wegen der ho- 
hen Prämienzahlungen eifrig das 
Asbestose-Risiko versichert, was 
kein großer Versicherer in Kon- 
tinentaleuropa oder in den USA 
getan hätte«, sagte ein Informant. 
»Sie tätigten diese Versiche- 
rungsabschlüsse von ihren Büros 
im Londoner Lloyds-Hauptquar- 
tier aus, ohne auf dem Versiche- 
rungsmarkt in den Vereinigten 
Staaten überhaupt direkt präsent 
zu sein und ohne daß sich jemand 
mit der gesetzlichen Haftpflicht 
in den USA und deren Komple- 
xitäten wirklich auskannte.« Im 
Grunde haben die Lloyds-Or- 
ganisationen heftig gespielt und 
verloren. 


Eine Gruppe von Organisatio- 
nen, die von Dick Outhwaite 
geleitet wurde, mußte mit 1.600 
seiner »Names« im Jahre 1991 
vor die britischen Gerichte. 
Lloyds hatte Richtlinien unter- 
schrieben, nach denen eine Haf- 
tung für künftige Forderungen 
niemals erlischt. Ab dem Jahre 
1985 begannen die amerikani- 
schen Gerichte den Opfern von 
Asbestose hohe Schadensersatz- 
ansprüche zuzusprechen und 
nach alten Richtlinien, von denen 
einige bis in die vierziger Jahre 
zurückgingen, mußten Lloyds- 
Organisationen die meisten die- 
ser Rückversicherungssummen 
für die Asbesthersteller wie die 
jetzt bankrotte Johns Manville 
Co. zahlen. Während sich die 
Publicity für die hohen Schaden- 
ersatzleistungen, die die Gerichte 
in den Asbestfällen zusprachen, 
verbreitete, wurden immer mehr 
Prozesse angestrengt und führten 
nach Art eines Schneeballsy- 
stems zu immer mehr Forderun- 
gen, die den Lloyds-Organisatio- 
nen und ihren »Names« bis ins 
nächste Jahrhundert hinein droh- 
ten. 


Bis zum Jahre 1991 wurden die 
potentiellen Verluste für die 
Outhwaite-Organisationen auf 
bis zu zwei Milliarden Dollar 
geschätzt — ein potentieller Ver- 
lust von 1,2 Millionen Dollar für 
jeden der 1600 »Names« in der 
Organisation. Da für die Haftung 
keine Begrenzung festgelegt wer- 
den konnte, war keine Versi- 


cherungsgesellschaft auf der 
Welt bereit, sie auf dem Rück- 
versicherungsmarkt zu decken, 
wodurch die »Name«-Organisa- 
tionen mit einer offenen Haftung 
zurückblieben. 


Dies alles wurde noch verschlim- 
mert durch ähnlich dumme - und 
in manchen Fällen betrügerische 
— Versicherungs-»Plünderungen« 
einzelner Lloyds-Versicherungs- 
agenten. Dann traf eine Reihe 
beispielloser Katastrophen den 
Lloyds-Markt Anfang des Jahres 
1988 mit dem Hurricane An- 
drew, »Exxon Valdez«, dem 
Erdbeben in San Francisco, dem 
Brand auf der Bohrinsel Piper 
Alpha in der Nordsee und kürz- 
lich dem Erdbeben in Kobe, das 
den Lloyds-»Names« allein Zah- 
lungsforderungen in Höhe von 
2,4 Milliarden Dollar bringen 
wird. 


Lloyds besitzt ein archaisches 
Abrechnungssystem mit einer 
Verzögerung von drei Jahren. 
Das heißt, die am 30. Mai prä- 
sentierten Ergebnisse gelten für 
das Versicherungsjahr 1992. 


Bis dahin werden die kumulati- 
ven Verluste der 33.000 »Na- 
mes« dem Lloyds-Experten Chat- 
set zufolge wahrscheinlich 14 
Milliarden Dollar oder mehr be- 
tragen. da sich die Forderungen 
gegenüber den »Names« nach 
dem Jahre 1988 fünf Jahre hin- 
tereinander — was noch nie vor- 
kam - schneeballartig zu ver- 
mehren begannen, stand so man- 
cher der »Names« nach und nach 
vor dem Bankrott und einige sol- 
len angesichts des persönlichen, 
finanziellen Ruins Selbstmord 
begangen haben. Heute sind 
schätzungsweise 9.000 »Names« 
finanziell zahlungsunfähig, was 
teilweise das gesunkene Vermö- 
gen der letzten Jahre widerspie- 
gelt. 


Ihre Rückstände betragen allein 
über zwei Milliarden Dollar. 
Doch selbst die Zahl von 14 
Milliarden Dollar an Gesamt- 
verlusten ist wahrscheinlich noch 
zu niedrig angesetzt. Schätzun- 
gen eines ehemaligen Lloyds- 
Brokers, David Springbrett, zu- 
folge, lagen die tatsächlichen 
Verluste im Lloyds-Jahr 1991 
bereits über 20 Milliarden Dol- 
lar, selbst vor den erwarteten 2,4 
Milliarden Dollar für 1992, die 
beim Lloyds-Jahrestreffen am 
30. Mai wahrscheinlich verkün- 
det werden. oO 
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Schweden 


Erster 


bankrotter 


Staat 


Europas? 


Während sich die Aufmerksamkeit in den letzten Wochen auf 
den historischen Fall des US-Dollar gegenüber dem japanischen 
Yen und der D-Mark konzentriert hat, könnte das Ergebnis der 
Krise der schwedischen Krone einen dramatischen Präzedenzfall 
für andere höchst verschuldete Volkswirtschaften in den Indu- 


strieländern schaffen. 


Seit dem 31. Dezember 1994 ist 
die schwedische Krone gegen- 
über der D-Mark um 11 Prozent 
gefallen. Wegen der relativ klei- 
nen Menge an Kronen, mit der 
auf internationaler Ebene gehan- 
delt wird, haben nur wenige au- 
ßerhalb Skandinaviens von dem 
Kenntnis genommen, was sich zu 
einer weiteren internationalen 
Schuldenkrise entwickeln könn- 
te, ähnlich der in Lateinamerika 
Anfang der achtziger Jahre. Seit 
der europäischen Währungskrise 
vom September 1992, als das bri- 
tische Pfund und die italienische 
Lire gezwungen wurden, aus den 
festen Wechselkursbanden aus- 
zuscheren, ist die Krone gegenü- 
ber der D-Mark um 36 Prozent 
gefallen. 


Die Wurzeln 
der jetzigen Krise 


Der anhaltende Verfall der schwe- 
dischen Währung ist alarmierend 
wegen des Einflusses auf die 
öffentliche Schuldenlast in Schwe- 
den. Im Gegensatz zu Italien, die 
eine weitaus höhere öffentliche 
Schuld (1,2 Billionen Dollar) 
haben, ist Schweden in den letz- 
ten Jahren von Währungskredi- 
ten zur Finanzierung seiner De- 
fizite abhängig geworden. Wäh- 
rend Italiens öffentliche Schuld 
130 Prozent des Bruttoinlands- 
produktes beträgt, wird der größ- 
te Teil davon aus dem Inland 
finanziert. Als die Lira im Jahre 
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1992 um 30 Prozent fiel, wurde 
in erster Linie der italienischen 
Auto- und Werkzeugmaschi- 
nenindustrie dadurch ein Wett- 
bewerbsvorteil verschafft. Nicht 
so in Schweden. 


Um die Bedeutung dessen zu 
verstehen, was in Schweden 
stattfindet, wo die Regierung 
sich abstrampelt, um Notspar- 
maßnahmen vorzubereiten und 
die Krone immer schneller fällt, 
muß man zunächst die Wurzeln 
der jetzigen Krise verstehen, die 
von den meisten kaum verstan- 
den wird. Schweden ist heute das 
Opfer einer Krankheit, die die 
meisten Industrieländer in den 
achtziger Jahren überkam, näm- 
lich der Krankheit der »Frei- 
markt«-Deregulation ä la That- 
cher und der Aufgabe einer ge- 
sunden nationalen Wirtschafts- 
politik. 


In der zweiten Hälfte der achtzi- 
ger Jahre hat die schwedische 
Regierung Maßnahmen ergriffen 
um die Finanz- und Währungs- 
politik der britischen Premiermi- 
nisterin Margaret Thatcher zu 
imitieren. Die schwedischen Ban- 
ken wurden von jahrzehntelan- 
gen Restriktionen bei der Kredit- 
vergabe befreit, Restriktionen, 
die dabei geholfen hatten, die 
Spekulation bei Immobilien und 
Mieten zu kontrollieren. 


Als Folge davon drangen die 
Handelsbanken in den Bereich 


ein, der traditionell von Schwe- 
dens Sparkassen bedient wurde 
und sie begannen mit großem 
spekulativen, nicht abgesicherten 
Immobilienkreditgeschäften in 
Bereichen, in denen sie über 
keinerlei Erfahrung verfügten. In 
Göteborg, Stockholm und an- 
deren Städten schossen plötzlich 
riesige Büro- und Wohnhäuser 
aus dem Boden. 


Paradoxerweise wurde die Spe- 
kulation durch die sozialdemo- 
kratische Regierung von Ingvar 
Carlsson in Gang gesetzt. Sie 
waren vielleicht eifrig darauf 
bedacht, aus Wahlgründen die 
Beschäftigung durch einen Bau- 
boom anzuregen und so beseitig- 
ten Carlsson und sein Finanz- 
minister Kjell-Olof Feldt die 
Kontrollen im Bankwesen und 
die jahrzehntelangen Kontrollen 
über die Menge an ausländischen 
Kapital, das aus Schweden her- 
aus und nach Schweden hinein 
fließt. 


Die Rolle der 
Sozialdemokraten 


Die Situation begann sich in den 
Jahren 1989-1990 aufzudecken, 
als die Volkswirtschaften der 
großen Industrieländer, ange- 
führt von den Vereinigten Staa- 
ten und Japan, in die tiefste indu- 
strielle Depression seit den drei- 
Biger Jahren versanken und der 
Welthandel stark zurückging. 
Der Einfluß auf Schweden und 
seine Exportwirtschaft war ver- 
heerend. Die Arbeitslosigkeit 
stieg von 2,5 Prozent im Jahre 
1988 auf über 16 Prozent im Jah- 
re 1994. 


Während die inländische Wirt- 
schaft in die tiefste Depression 
seit den zwanziger Jahren geriet, 
zerplatzte auch die Immobi- 
lien-Spekulationsblase. Niemand 
konnte sich mehr luxuriöse Bü- 
ros leisten. Die Beschäftigten, 
die die Finanzierung ihrer neuen 
Häuser geplant hatten, waren 
plötzlich ohne Arbeit. Die Ban- 
ken, die in den Jahren des Booms 
an Bauherrn Kredite vergeben 
hatten, waren plötzlich in Schwie- 
rigkeiten. 


An diesem Punkt wurden die 
ersten Früchte des »Experiments 
ä la Thatcher« offensichtlich. 
Das schwedische Bankensystem 
geriet in eine tiefe Krise. Jede 
zweite Großbank brauchte in 
irgendeiner Form Hilfe. Die mei- 


sten Banken wurden auf Kosten 
der Steuerzahler verstaatlicht. Im 
Jahre 1994 hatte die staatliche 
Unterstützung der Banken 100 
Milliarden Schwedenkronen er- 
reicht (14 Milliarden Dollar). 


Doch die Ausgaben des Staats- 
haushalts unter Schwedens be- 
rühmten Sozialstaatssystem sind 
in der Depression der Jahre 
1990-95 ebenfalls in die Höhe 
geschnellt. Während die Arbeits- 
losigkeit zweistellige Ziffern er- 
reichte, erhöhten sich die Staats- 
ausgaben geometrisch. Nach dem 
Gesetz hatten die schwedischen 
Arbeitnehmer im Falle von Ar- 
beitslosigkeit ein Recht auf 90 
Prozent ihres normalen Lohns 
vom Staat. Heute versucht die 
Regierung, dies auf 75 Prozent 
zu kürzen. 


Die einzige Antwort der Re- 
gierung bestand einfach darin, 
Schulden zu machen und ins 
Defizit zu kommen und zu versu- 
chen, Sparmaßnahmen durchzu- 
führen, in dem vergeblichen Ver- 
such, die Steigerungsrate des 
Defizits zu kontrollieren, wäh- 
rend man gleichzeitig auf ein 
Wirtschaftswunder hoffte. 


In eine »Schuldenfalle« 
gehen 


In den letzten fünf Jahren haben 
die Regierungen Schwedens — 
Sozialisten und Konservative — 
und seit September 1994 wieder 
Carlssons Sozialisten, in einem 
Rekordtempo Schulden gemacht. 
Die gesamte öffentliche Schuld 
stieg von 40 Prozent des Brutto- 
inlandprodukts im Jahre 1991 
auf heute schätzungsweise über 
94 Prozent des Bruttoinland- 
produkts — Schulden von fast 
1400 Milliarden Schwedenkro- 
nen. Und das in weniger als vier 
Jahren! 


Schwedens Volkswirtschaft ist in 
den siebziger und achtziger Jah- 
ren in einen riesigen, bürokrati- 
schen Wohlfahrtsstaat verwan- 
delt worden — Olof Palmes Vi- 
sion von einer post-industriellen 
Gesellschaft. Zu Beginn der 
Wirtschaftskrise im Jahre 1990 
waren über 66 Prozent des Brut- 
tosozialprodukts an den Staats- 
sektor gebunden. Starke Kürzun- 
gen im Staatshaushalt bedeuten 
starke Kürzungen in der gesam- 
ten Wirtschaft, ein automatischer 
Abwärtstrend. Während die 
Grundlage für die Steuereinnah- 


men zusammenbrach und die 
Defizite in die Höhe schossen, 
machte die Regierung weiterhin 
Schulden und hoffte auf ein 
Wunder. 


Dieses Wunder ist jedoch noch 
nicht eingetreten. Schweden ist 
heute in einer »Schuldenfalle« 
lateinamerikanischer Dimension 
gefangen. Die Zinskosten für die 
Schulden nehmen rascher zu als 
die Wirtschaft. 


Im Jahre 1994 mußte die Re- 
gierung fast 100 Milliarden 
Schwedenkronen an Zinsen auf 
ihre Schulden zahlen, womit die- 
se Position zur zweitgrößten 
Position im Haushalt wurde -— 
40 Milliarden Schwedenkronen 
mehr als geplant, wegen des star- 
ken Anstiegs der internationalen 
und schwedischen Zinssätze im 
vergangenen Jahr. Die Zinsen 
allein auf die öffentliche Schuld 
betragen 50 Prozent des derzeiti- 
gen Defizits, wodurch sich die 
Staatsschulden automatisch er- 
höhen. Das ist die Definition ei- 
ner klassischen »Schuldenfalle«. 


Außerdem fiel die Krone seit 
September 1992 weiter, vor al- 
lem weil internationale Speku- 
lanten erkannt haben, daß die Re- 
gierung wegen der Auswirkun- 
gen auf die Kosten ihrer Schul- 
den keine ausländischen Investo- 
ren mehr anlocken kann. George 
Soros’ Quantum Fund begann 
bereits im Sommer letzten Jahres 
vor den Wahlen seine schwedi- 
schen Anteile aufzugeben. Da 
die Staatsdefizite zu den Schul- 
den weiterhin hinzukommen, 
verkauften Soros und andere 
Spekulanten was sie als eine 
zunehmend wertlose Krone ansa- 
hen. 


In den letzten Wochen waren so- 
gar schwedische multinationale 
Unternehmen und Banken unter 
Leitung der SE-Banken der Fa- 
milie Wallenberg führend im 
Verkauf von Schwedenkronen 
gegen D-Mark. Für die privaten 
Exportfirmen wie L. M. Ericsson 
oder Saab verbessert die billige 
Krone die Exportaussichten, 
doch für die Regierung bedeutet 
sie eine Katastrophe. 


Angesichts der wirtschaftlichen 
Depression im Inland und Defi- 
ziten, die mit mehr als 200 Mil- 
liarden Kronen pro Jahr (13 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts) 
steigen, war die Regierung in den 
letzten Jahren gezwungen, sich 


an das Ausland zu wenden, um 
ihre Defizite zu finanzieren und 
nahm Kredite in D-Mark, Dollar 
und Yen auf, um die Dinge am 
laufen zu halten. An dieser Stelle 
begann die Krise alarmierende 
Dimensionen anzunehmen. 


Um ihre Defizite angesichts ei- 
ner Arbeitslosigkeit von heute 
14 Prozent zu finanzieren, war 
die schwedische Regierung ge- 
zwungen, im Ausland in auslän- 
discher Währung für 30 bis 40 
Prozent ihrer öffentlichen Schuld 
von 1400 Billionen Kronen Kredit 
aufzunehmen — eine Schuld, die 
den Gesamteinnahmen der ge- 
samten nationalen Produktion 
und Dienstleistungen der schwe- 
dischen Wirtschaft eines Jahres 
entspricht. Und mit 40 Prozent 
dieser Schuld (80 Milliarden 
Dollar) in D-Mark oder anderen 
Währungen hat dieser ausländi- 
sche Anteil der Schulden seit 
Januar allein weitere zehn Mil- 
liarden Dollar gekostet. 


Der größte Teil dieser Kredit- 
aufnahme im Ausland kann au- 
ßerdem auch nur auf sehr kurzfri- 
stiger Basis (weniger als ein 
Jahr) erfolgen, wodurch die 
Schulden noch schneller an- 
wachsen. 


Das hat R. G. Andersen, den 
Chefökonom der norwegischen 
Investmentfirma FIBA Nordic 
dazu veranlaßt, Schweden heute 
»das Mexiko des Nordens« zu 
nennen. An diesem Punkt ist der 
Umfang der Haushaltskürzun- 
gen, die von der Regierung Carls- 
son debatiert werden — zehn bis 
15 Milliarden Schwedenkronen 
im Ergänzungshaushalt, der am 
25. April veröffentlicht wurde - 
verglichen mit diesen Zahlen 
unbedeutend. Angesichts von 
Schwedens Nettoauslandsschuld 
von 54 Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts ist dies wie ein 
Land der Dritten Welt, nicht wie 
eine OECD-Wirtschaft. 


Bei der gegenwärtigen Ge- 
schwindigkeit müßte Schweden 
die Zinsätze in astronomischer 
Weise erhöhen, um die Krone 
um 25 Prozent aufzuwerten oder 
in den kommenden 50 Jahren 
hohe Handelsüberschüsse haben. 


Unter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen ist keins von beiden 
möglich. Wenn Länder bankrott 
gehen könnten wie Firmen, 
könnte Schweden das erste Land 
sein, dem dies passiert. 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts ‚„MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath « Mensch oder Ratte ® 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution ® Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt «e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ®» Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Humanistische Literatur + Musik 
Verlag + Vertrieb, Postfach 3324 
D-65023 Wiesbaden 


Bundesbank 


Devisen- 
Turbulenzen 
sefährden 


Wirtschafts- 
Aufschwung 


Die internationalen Finanzmärkte entwickeln sich immer mehr 
zu Zockerhallen. Nicht mehr wirtschaftlicher Sachverstand be- 
herrscht das dortige Leben, vielmehr haben kapitalkräftige Spe- 
kulantengruppen schon längst das Ruder übernommen. Er- 
möglicht wird ihnen das vor allem auch durch die Unfähigkeit 
der internationalen Notenbanken, durch entschiedenes Ge- 
gensteuern das Spekulantentum zu durchkreuzen. 


Die Notenbanken ziehen sich 
dabei mehr und mehr auf den 
Standpunkt zurück, man müsse 
den Markt sich selbst überlassen. 
Absolut falsch wäre dagegen, die 
Spekulanten durch Handeln der 
Zentralbanken quasi aufzuwer- 
ten, weil dadurch in der Offent- 
lichkeit der Eindruck entstehen 
würde, diese Kreise wären so 
mächtig, daß sie selbst unabhän- 
gige Notenbanken zum Handeln 
zwingen Könnten. 


Die machtlosen 
Notenbanken 


Diese Argumentation erscheint 
auf den ersten Blick auch logisch 
— aber auch nur auf den ersten 
Blick. In Wirklichkeit stellen 
sich die Notenbanken damit 
nämlich ein Armutszeugnis aus! 
Das Argument »Die Märkte 
beruhigen sich von selbst, wenn 
die fundamentalen Daten erst 
einmal wieder in den Mittelpunkt 
rücken« soll nur davon ablenken, 
daß die Notenbanken nicht in der 
Lage sind, dem Spekulantentum 
Einhalt zu gebieten. Nicht in der 
Lage vor allem deswegen, weil 
die Direktoriumsmitglieder der 
jeweiligen Notenbanken anschei- 
nend nicht in der Lage sind, die 
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jeweils notwendigen Schritte 
durchzusetzen. Entweder weil 
der wirtschaftliche Sachverstand 
fehlt oder weil sie durch stärkere 
Kräfte dazu gezwungen werden. 


Doch selbst wenn das »Argu- 
ment« der Notenbanker richtig 
wäre, man dürfe nicht zu einem 
Spielball der Märkte werden, 
darf dies aber nicht bedeuten, 
daß man in Lethargie verfällt und 
nichts macht. Denn dazu sind die 
Konsequenzen dieser Turbu- 
lenzen auf die Weltwirtschaft 
und speziell auch auf die deut- 
sche viel zu groß. 


Die deutsche Wirtschaft hat be- 
sonders darunter zu leiden, daß 
nicht nur der US-Dollar, sondern 
nahezu alle anderen wichtigen 
westlichen Handelswährungen 
seit Anfang dieses Jahres ge- 
genüber der Mark deutlich an 
Wert verloren haben. So fiel zum 
Beispiel die italienische Lira 
zwischenzeitlich um mehr als 20 
Prozent auf zeitweise nur noch 
79 Pfennig je 1000 Lire, und 
auch das britische Pfund und die 
spanische Peseta notierten auf 
neuen Rekordtiefs. 


So meldet jetzt zum Beispiel 
BMW, daß ein Dollarkurs-Rück- 


gang im Jahresdurchschnitt um 
einen Pfennig sich in der AG mit 
28 und im Konzern mit 35 Milli- 
onen Mark negativ im Ergebnis 
niederschlage. 


In der Addition der vielen Un- 
ternehmen macht dies gesamt- 
wirtschaftlich einen riesen Be- 
trag aus, der sicherlich das Wirt- 
schaftswachstum für 1995 um 
einen halben Prozentpunkt er- 
mäßigen dürfte. Dies bedeutet 
aber, daß mit einem nennenswer- 
ten Abbau der Arbeitslosig- 
keit, der eigentlich für die zweite 
Hälfte 1995 erwartet wurde, nun 
nicht mehr zu rechnen sein dürf- 
te. Gleichzeitig sanieren andere 
Staaten ihre Volkswirtschaften 
zu Lasten der Deutschen. 


Nicht zu vergessen, die negati- 
ven Auswirkungen auf den deut- 
schen Aktienmarkt. Im Gegen- 
satz zur Meinung vieler Leute, ist 
es volkswirtschaftlich nicht egal, 
ob Aktionäre »ein paar Mark« 
Verluste erleiden oder nicht. 


Die Börse hat wichtige volks- 
wirtschaftliche Aufgaben. Man 
darf nicht vergessen: Aktien- 
kapital ist gleichbedeutend mit 
dem Eigenkapital der betreffen- 
den Unternehmen. Gerade ange- 
sichts vieler negativer Standort- 
faktoren in Deutschland — zum 
Beispiel die im internationalen 
Vergleich extrem hohe Steuer- 
und Abgabequote sowie weltweit 
mit die höchsten Lohnneben- 
kosten - ist eine gute Eigenka- 
pitalausstattung der deutschen 
Unternehmen äußerst wichtig, 
um im internationalen Wettbe- 
werb mithalten zu können. 


Gibt es aber einen Börsencrash - 
und von dem kann man ange- 
sichts rund zehnprozentiger Ver- 
luste seit Jahresanfang sprechen 
-, dann wird dadurch die Schaf- 
fung neuen Eigenkapitals er- 
schwert oder sogar für eine lange 
Zeit gänzlich unmöglich ge- 
macht. Man sieht dies unter 
anderem daran, daß das Unter- 
nehmen Schwarz Pharma seinen 
geplanten Börsengang erst ein- 
mal auf unbestimmte Zeit ver- 
schieben mußte, was die Fi- 
nanzsituation des Unternehmens 
negativ beeinflußt. 


Und dies alles wäre bei einer 
angemessenen Politik der Deut- 
schen Bundesbank zu verhindern 
gewesen. Nicht nur, daß dies 
positive Auswirkungen auf die 
Konjunktur in der Bundes- 


republik gehabt hätte, hätte man 
damit dem internationalen Spe- 
kulantentum zu verstehen gege- 
ben »Wir schaffen es trotz Eurer 
gigantischen Liquidität, Euch 
unter Kontrolle zu halten «! 


Verschlechterung 
der Exportaussichten 


Richtig ist, daß eine alleinige 
Senkung der deutschen und japa- 
nischen Leitzinsen — die Wäh- 
rungen dieser beiden Ländern 
waren ja von den Turbulenzen an 
den Devisenmärkten am meisten 
betroffen — nichts gebracht hätte. 
Bei Leitzinsen von 1,5 Prozent in 
Japan kauft sowieso niemand 
mehr festverzinsliche Anleihen 
oder geht in Termingelder. Also 
hätte eine nochmalige japanische 
Zinssenkung die Spekulanten si- 
cherlich nicht zu Umschich- 
tungen aus dem Yen in den Dol- 
lar veranlaßt. Wenig und wenn 
überhaupt nur kurzfristige Aus- 
wirkungen hätte eine alleini- 
ge Leitzinssenkung in Deutsch- 
land ohne flankierende Maßnah- 
men gehabt. 


Die zwischenzeitliche moderate 
Senkung der Leitzinsen war aber 
nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Wie man gesehen hat, hat 
dies alleine nicht ausgereicht, um 
die Turbulenzen an den Finanz- 
märkten zu stoppen. 


Richtig und relativ einfach zu 
verwirklichen wäre dagegen ein 
umfassendes Maßnahmepaket 
gewesen. Dies gilt besonders 
dann, wenn es zu einer interna- 
tional abgestimmten konzertier- 
ten Aktion aller oder zumindest 
der meisten Notenbanken ge- 
kommen wäre. Während von der 
amerikanischen FED nicht viel 
zu erwarten war, da die USA sich 
aufgrund der mit einem schwa- 
chen Dollar verbundenen besse- 
ren Exporte sanieren, hätte aber 
auch schon ein entschiedenes 
Vorgehen der Deutschen Bun- 
desbank, unterstützt von der ja- 
panischen und vielleicht auch 
von der britischen, ausgereicht. 


Besonders auffällig ist bei den 
derzeitigen Turbulenzen an den 
Devisenmärkten, daß umgerech- 
net viele Milliarden, vielleicht 
sogar Billionen Mark anderer 
Währungen in eben die Deutsche 
Mark umgetauscht werden, die- 
ses sich aber nicht oder nur 
unwesentlich in Aktien, langfri- 
stigen festverzinslichen Anlagen 


und auch nicht in der Geldmenge 
M3 niederschlägt, die sogar 
gegenüber dem Vorjahr deutlich 
rückläufig ist und deren Wachs- 
tum sogar unter dem von der 
Bundesbank vorgegebenen Ziel- 
korridor von vier bis sechs 
Prozent liegt. In M3 sind aber im 
wesentlichen kurzfristige An- 
lagen, vor allem Temingelder, 
enthalten. 


Vielmehr ist der Großteil dieser 
Gelder im Geldmarkt und vor 
allem auch in Geldmarktfonds 
»geparkt«. So sind alleine von 
September bis Ende Dezember 
1994 rund 31 Milliarden Mark in 
Geldmarktfonds angelegt wor- 
den, die nicht in M3 enthalten 
sind. Diese Tendenz verstärkte 
sich 1995 noch weiter. 


Dieses bedeutet aber nichts ande- 
res, als daß die deutsche Wirt- 
schaft von dem riesigen Geld- 
zufluß praktisch nichts hat. Die 
kurzfristigen Zinsen sind zwar 
etwas gefallen, die wichtigen 
langfristigen Zinsen sind aber 
nach wie vor unverändert sehr 
hoch, zu hoch. Gleichzeitig ha- 
ben sich aber, wie oben darge- 
legt, die Exportaussichten deut- 
lich verschlechtert. 


Von daher ist es richtig, daß eine 
alleinige Senkung des Diskont- 
und/oder des Lombardsatzes nur 
wenig gebracht hätte. Zumindest 
hätte es aber angesichts insge- 
samt moderater Tarifabschlüsse 
- und dies sind die Lohnab- 
schlüsse des bisherigen Jahres 
durchaus -, einer Inflationsrate 
von nur noch rund zwei Prozent 
sowie eines nur noch moderaten 
Geldmengenwachstums nichts 
geschadet, sondern wenigstens 
leichte Verbesserungen gebracht. 
Besonders wenn die Bundesbank 
den sogenannten dritten Leitzins, 
den Zinssatz für die Wertpapier- 
pensionsgeschäfte, die inzwi- 
schen mehr Bedeutung als das 
Diskont- und Lombardgeschäft 
haben, gesenkt hätte, der seit 
Monaten unverändert bei 4,85 
Prozent liegt. 


Die Mark gezielt 
schwächen 


Der Zentralbankrat machte es 
sich zu einfach zu sagen, die 
Aufgabe der Bundesbank beste- 
he darin, die Stabilität der Mark 
zu garantieren, nicht aber aktive 
Wirtschaftspolitik zu machen. 
Unverantwortlich sind auch Au- 


Berungen, der schwache Dollar 
wirke sich ja schließlich auch 
positiv auf die Preisentwicklung 
aus. 


Und allgemein herrschte die 
Ansicht vor, die deutsche Wäh- 
rung sei bei einem Dollar-Kurs 
von 1, 50 Mark, einem britischen 
Pfund von 2, 40 Mark und einer 
italienischen Lira von einer Mark 
je 1000 Lire stabil. Wie kann es 
dann bei zehn bis 20 Prozent 
niedrigeren Kursen aber anders 
sein beziehungsweise wieso soll 
es dann nicht möglich sein, die 
Mark gezielt zu schwächen ? 


Und was nutzt eine Inflationsrate 
von 1,8 Prozent, wenn die Ex- 
porte einbrechen? Langfristige 
Statistiken führender Wirt- 
schaftsforschungsinstitute haben 
eindeutig belegt, daß das Wirt- 
schaftswachstum um so höher 
ist, je besser die Exportkon- 
junktur läuft und je schwächer 
die Mark ist. 


Auch kann die Bundesbank sich 
nicht’als isoliert in der Wirtschaft 
stehendes Organ betrachten. 
Vielmehr ist sie in den gesamten 
Wirtschaftskreislauf eingebun- 
den. Aufs biologische übertragen 
bedeutet dies, daß das Herz nicht 
einfach sagen kann, Hauptsache, 
ich bin gesund, mich interessiert 
nicht, was die Milz macht. Der 
Körper kann nur dann funktio- 
nieren, wenn alle Organe gesund 
arbeiten und sich gegenseitig 
unterstützen. Von daher ist es die 
Aufgabe der »höchsten deut- 
schen Währungshüter« auch ak- 
tiv ins allgemeine Wirtschafts- 
leben eingreifen zu müssen. 


Die Bundesbank hätte also ver- 
suchen müssen, flankiert von 
Maßnahmen der Bundesregie- 
rung, die in die Bundesrepublik 
geflossenen Gelder in langfristi- 
ge Anlagen fließen zu lassen. 
Dieses — und nur dieses - ist der 
richtige Ansatzpunkt zur Lösung 
der Turbulenzen an den interna- 
tionalen Finanzmärkten und um 
dem internationalen Spekulan- 
tentum einen Schlag zu verpas- 
sen, von dem es sich nur schwer- 
lich und nur langsam würde 
erholen können ! 


Wie hätte eine angemessene 
Politik der Bundesbank nun aus- 
sehen müssen ? 


Als erstes hätte die Bundesbank 
die Geldschleusen kontrolliert 
öffnen müssen, das heißt, den 


Diskontsatz um einen Prozent- 
punkt auf 3,5 Prozent, den Lom- 
bardsatz sogar um 1,5 Prozent- 
punkte auf 4,5 Prozent, den Zins- 
satz für die Wertpapierpensions- 
geschäfte auf mindestens 4,5 
Prozent senken und die Li- 
quidität der Banken zum Beispiel 
durch eine verringerte Mindest- 
reservehaltung erhöhen müssen. 
Die dadurch ausgegangenen ne- 
gativen Einflüsse auf die In- 
flation wären durch den schwa- 
chen Dollar und damit niedrige 
Rohstoffpreise mehr als ausge- 
glichen worden. 


Zusätzlich hätte die Bundes- 
regierung eine Verordnung erlas- 
sen müssen, daß mit Inkrafttreten 
der von der Bundesbank verkün- 
deten Beschlüsse Gewinne von 
Anlagen in kurzfristigen Termin- 
gelder und am Geldmarkt mit 
einer zusätzlichen Steuer von 25 
oder 50 Prozent belegt werden. 
Das gleiche gilt für Gewinne am 
Terminmarkt. Ausgeschlossen 
hiervon dürften nur Geschäfte 
sein, die nachweislich der Ab- 
sicherung von Export- oder 
Importgeschäften, also Warenlie- 
ferungen, dienen. Dies hätte zu 
einem deutlichen Rückgang der 
kurzfristigen Zinsen geführt, was 
diesbezügliche Anlagen äußerst 
unattraktiv gemacht hätten. 
Gleichzeitig hätte die Bundes- 
regierung einen jederzeit künd- 
baren Bonus von 0,25 oder 0,50 
Prozent für Anlagen mit einer 
Dauer von mehr als vier Jahren 
aus der Staatskasse zahlen müs- 
sen. 


Viele werden jetzt sagen, man 
kann doch Spekulanten nicht 
noch belohnen. Dem wäre aber 
nicht so. Im Gegenteil! Viele 
Experten erwarten nämlich ab 
dem zweiten Halbjahr eine stei- 
gende Staatsverschuldung. Die 
dann notwendig werdende höhe- 
re Kapitalnachfrage des Staates 
würde aber die Renditen nach 
oben treiben, und dies wahr- 
scheinlich in einem viel höheren 
Maße als 0,25 oder 0,50 Pro- 
zentpunkte. 


Mit dem oben skizzierten Maß- 
nahmepaket hätten es aber Bun- 
desbank und Bundesregierung 
schaffen können, die gewaltigen 
Kapitalströme zu einem großen 
Teil aus äußerst kurzfristigen in 
langfristigen Anlagen umzulei- 
ten. Dies hätte dann aber die 
Renditen eben für diese langfri- 
stigen Anlagen deutlich nach 
unten gezogen. Wahrscheinlich 


hätte es unter dem Strich für die 
Staatskasse sogar besser ausge- 
sehen als ohne die Regulie- 
rungen. 


Ein Geschäft 
für Spekulanten 


Selbst wenn die anderen Wäh- 
rungen, speziell der Dollar, dann 
schwach geblieben wäre, wäre 
dies aber zumindest mit zahlrei- 
chen positiven Nebenaspekten 
für die deutschen Unternehmen 
verbunden gewesen, sprich deut- 
lich niedrigere Zinsen und einer 
anhaltenden Stärke der Aktien- 
märkte. 


Viel wahrscheinlicher wäre es 
aber gewesen, daß es verstärkt zu 
Umschichtungen aus der Mark 
zurück in den Dollar gekommen 
wäre. Ab einem bestimmten 
Kursniveau des Dollar hätte die 
Bundesregierung dann ihre flan- 
kierenden Maßnahmen wieder 
aufheben und die Bundesbank 
die Zinsen gegenenfalls wieder 
leicht anheben können. 


Dieses Paket wäre zudem be- 
stens geeignet gewesen, dem in- 
ternationalen Spekulantentum 
seine Grenzen aufzuzeigen. Die 
negativen Auswirkungen kurzfri- 
stiger Umschichtungen in die 
Mark bei einer gleichzeitigen 
Spekulation gegen die deutsche 
Währung in der Hoffnung auf 
schnelle Währungsgewinne wä- 
ren nämlich viel größer gewesen 
als die Verdienstmöglichkeiten 
bei stabilen Märkten. 


Man sieht es am deutschen Ak- 
tienmarkt. Die massiven Kurs- 
verluste im März basierten näm- 
lich weitestgehend auf der 
Glattstellung von Währungsge- 
winnen durch ausländische An- 
leger. Je stärker die Mark, um so 
mehr erhalten sie in ihrer Wäh- 
rung. Steigt die Währung dann 
später, wird das Kapital wieder 
in deutschen Aktien reinvestiert, 
mit dem positiven Aspekt, daß 
man nunmehr für den gleichen 
Dollar-Betrag mehr deutsche 
Aktien bekommt als zuvor. 


Man sieht, die Devisenturbulen- 
zen dienen lediglich kapitalstar- 
ken ausländischen Spekulanten- 
kreisen, die durch die Nichtakti- 
vitäten besonders der Deutschen 
Bundesbank viel Geld verdienen 
— und dies zu Lasten der deut- 
schen Volkswirtschaft! 
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Banken 


Skandale der 
Deutschen 
Bank nehmen 


kein Ende 


Die Deutsche Bank gilt den meisten Bürgern des Landes als 
Inbegriff der Seriösität. In Wirklichkeit hat sich Deutschlands 
:größtes Geldhaus aber in den vergangenen Jahren zur Skan- 
dalbank Nummer eins entwickelt. Und auch 1995 hat sich hieran 
nichts geändert. Ganz im Gegenteil gerät die Bank immer stärker 


unter Beschuß. 


Der schlimmste und mit den mei- 
sten Konsequenzen verbundene 
Skandal betrifft die Metallge- 
sellschaft (MG). So hat der als 
seriöseste Börsenbrief geltende 
»Czerwensky intern« am 10. Mai 
folgendes festgestellt: »Der jüng- 
ste Anstieg der Brent-Preise auf 
rund 20,31 Dollar je Barrel treibt 
die Kritiker der MG-Sanierung 
auf die Barrikaden. Nach ihrer 
Rechnung hätte die ÖOlspekula- 
tion des früheren Vorstandsvor- 
sitzenden Heinz Schimmelbusch 
heute der Metallgesellschaft ei- 
nen außerordentlichen Ertrag von 
gewaltigen 1,5 Milliarden Dollar 
eingefahren. 


Sie hat die Geschäfte 
nicht verstanden 


Weil jedoch die im Ölgeschäft 
offenbar »wenig bedarfte< Spezia- 
listin Nancy Kropp durch Auf- 
lösung der Termingeschäfte zu 
unter 13 Dollar das gesamte ver- 
zwickte Kurssicherungs-System 
zerriß, erlitt das traditionsreiche 
Frankfurter Unternehmen statt- 
dessen einen Verlust von sage 
und schreibe 1,5 Milliarden Mark. 
So rasch wandeln sich die Bilder, 
und das in einer Zeit von nur 15 
Monaten! Der ganze Klamauk 
und der Rattenschwanz der Ver- 
handlungen über die Sanierung 
mit der Versilberung des Fami- 
lien-Silbers und den enormen Bei- 
trägen der involvierten Geldinsti- 
tute, all das hätte sich erübrigt.« 
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Noch vernichtender fällt das 
Urteil des amerikanischen No- 
belpreisträgers Merton Miller an 
der Deutschen Bank aus: Sie 
hätte die Olkontrakte der Metall- 
gesellschaft voreilig abgestoßen, 
ohne diese Geschäfte verstanden 
zu haben. Den Hinweis darauf, 
daß die MG-Engagements sehr 
kompliziert waren, läßt Miller 
nicht gelten: »Das Leben ist nun 
mal nicht einfach, und das Ma- 
nagement der Deutschen Bank 
wird dafür bezahlt, Dinge zu 
erkennen, die eben nicht einfach 
sind.« Die Vorstände hätten sich 
aber auch damit bescheiden kön- 
nen, Hamburger zu braten, aber 
sie hätten Komplizierteres in ih- 
rem Leben tun wollen. »Die Ba- 
rings-Manager sind alle gefeuert 
worden, das ist schon ein Kon- 
trast zur Deutschen Bank«, deu- 
tete Miller die Konsequenzen an, 
die er als Aufsichtsratschef gezo- 
gen hätte! 


Doch die 1,5 Milliarden Verlust 
sind nur die Spitze eines Eis- 
bergs. Nach Schätzungen von 
Experten sind durch den Sa- 
nierungsfall Metaligesellschaft 
rund 20000 Arbeitsplätze verlo- 
ren gegangen. Zudem stehen 
noch jede Menge Schadens- 
ersatzprozesse an, so daß sich der 
Gesamtschaden auf etwa 3,5 
Milliarden Mark belaufen dürfte. 


Ein neuer Skandal für die Deut- 
sche Bank bahnt sich auch um 
den einstigen Immobilien-König 


Jürgen Schneider an. In einem im 
Fernsehen veröffentlichten Ton- 
band warf Schneider der Deut- 
schen Bank vor, durch eine fal- 
sche Geschäftspolitik den Zu- 
sammenbruch seiner Immobi- 
liengruppe verursacht zu haben. 
So habe das Institut seine Ver- 
pflichtungen als Vertragspartner 
nicht erfüllt und dadurch die 
»Katastrophe ausgelöst«. 


Desinformation über 
gesteuerte Quellen 


Gerüchten zufolge sollen Schnei- 
ders Anwälte darüber hinaus in 
einem »scharfen« Briefkontakt 
mit dem Deutschen Bank-Vor- 
stand sein und damit drohen, bri- 
sante Papiere, die die Mitschuld 
des größten deutschen Bankhau- 
ses dokumentieren, an die Of- 
fentlichkeit zu geben, sofern die 
Bank nicht entsprechende Schrit- 
te einleitet, die angebliche Al- 
leinschuld Schneiders fallen zu 
lassen. 


Die Deutsche Bank lanciert in- 
zwischen über gesteuerte Quel- 
len nach draußen, es können 
nicht Aufgabe einer Bank sein, 
durch immer neue Kredite einen 
durch sinkende Immobilienprei- 
se ins Wanken gekommenen 
Konzern aufzufangen. Schließ- 
lich sei man kein Faß ohne Bo- 
den, müsse die Risiken begren- 
zen, da man sich schließlich auch 
vor den eigenen Aktionären ver- 
antworten müsse. 


Dieses ist zweifelsohne richtig 
und wird auch von niemandem 
bestritten. Nur soll dies nicht 
alles sein, was Schneider kriti- 
siert. Vielmehr soll die Deutsche 
Bank anderen vertraglichen Ver- 
pflichtungen nicht nachgekom- 
men sein und soll sich zu Lasten 
Schneiders Geld gesichert haben, 
als die ersten Mißstände auftra- 
ten und damit den Sog des Stru- 
dels erst so richtig verstärkt ha- 
ben. In den nächsten Wochen 
und Monaten dürften sicherlich 
noch interessante Enthüllungen 
zu diesem Thema zu erwarten 
sein. 


Eigentor in 
Sachen Girmes 


Ein großes Eigentor hat die Deut- 
sche Bank nun aber in Sachen 
Girmes geschossen. Der als 
äußerst bankenfreundlich gelten- 
de zweite Senat des Bundes- 


gerichtshofes (BGH) hat nun 
einige wenige Klagen von Mit- 
gliedern der »Schutzgemein- 
schaft der Kleinaktionäre« (SdK) 
gegen Effecten-Spiegel-Heraus- 
geber Bolko Hoffmann an das 
Oberlandesgericht (OLG) Düs- 
seldorf zurückgewiesen, da die- 
ses nicht ausreichend gewürdigt 
hätte, daß Aktionäre im Sanie- 
rungsfall verpflichtet seien, die 
Gesellschaft zu retten, selbst 
wenn dies harte finanzielle Nach- 
teile nach sich ziehen würde. Das 
Interessante ist aber, daß der 
BGH jetzt auch eine umfangrei- 
che Zeugeneinvernahme ver- 
langte. 


Das Grefrather Textilkonzern 
Girmes war 1992 in Konkurs ge- 
gangen, nachdem sich eine 
Sperrminorität von Aktionären 
unter Führung Hoffmanns ge- 
weigert hatten, die von der Ver- 
waltung auf Druck der Deut- 
schen Bank vorgeschlagene Ka- 
pitalherabsetzung im Verhältnis 
5:2 mitzutragen — das hätte be- 
deutet, daß Aktionäre statt bis- 
lang fünf dann nur noch zwei 
Aktien besessen hätten-. 


Vielmehr schlug dieser Aktio- 
närskreis eine Kapitalherabset- 
zung im Verhältnis 5:3 vor. 
Dieses wäre von der Verwaltung 
auch akzeptiert worden, mußte 
aber abgelehnt werden, nachdem 
Aufsichtsratsmitglied und Deut- 
sche Bank-Vorstand Ulrich Car- 
tellieri in solch einem Fall mit 
der Kündigung der Kredite ge- 
droht hatte! 


Das OLG hatte dann auch 1993 
entschieden, »daß auch bei einer 
Kapitalherabsetzung im Verhält- 
nis 5:3 das Gläubigerinteresse 
nicht gefährdet gewesen wäre. 
Wesentlich erscheint dem Senat 
in diesem Zusammenhang, daß 
die vorgesehene und schließlich 
beschlossene Erhöhung des 
Grundkapitals um rund zehn 
Millionen Mark gerade nicht 
dazu dienen sollte, der AG sofort 
flüssige Mittel zuzuführen, son- 
dern erst zu einem späteren 
Zeitpunkt umgesetzt werden 
sollte«. 


Und dies zehn Millionen Buch- 
wert, also nicht wirkliche Liqui- 
ditätlücke, stellen einen unfaß- 
baren Skandal dar. Denn laut 
einem Gutachten der »Susat & 
Partner Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft« wurden 100 Millio- 
nen Mark (!) stille Reserven fest- 
gestellt, die seinerzeit auf die 


GmbH als Rechtsnachfolgerin 
übergegangen waren. 


Bei einem Stammkapital von 20 
Millionen Mark — dem gleichen 
Betrag, der auch nach einer Ka- 
pitalherabsetzung bei der in 
Konkurs gegangenen Girmes AG 
gegeben gewesen wäre — erwirt- 
schaftete die neue GmbH sofort 
nach dem Konkurs im Geschäfts- 
jahr 1990/91 einen Betriebsge- 
winn von 35,68 Millionen Mark 
und 1992/93 von 33,54 Millio- 
nen Mark, das heißt, 150 Prozent 
des Eigenkapitals. Dies ist eine 
Rendite, die kaum ein Uhnter- 
nehmen in Deutschland erzielt. 


Der Konkurs war also bewußt in 
Kauf genommen worden, damit 
das Großkapital sich ein Unter- 
nehmen gegenseitig zuschanzen 
konnte. Die Dummen waren die 
Kleinaktionäre, die zum Teil 
durch das Gebaren der Deut- 
schen Bank ihr in den Aktien in- 
vestiertes Geld verloren. 


Bei der Zeugenvernahme können 
diese ganzen Skandale nun aber 
offenbart werden. Genau wie die 
Behauptung der Bank, der Pen- 
sionssicherungsverein (PSV) sei 
nur bei einer Kapitalherabset- 
zung im Verhältnis 5:2 zu einer 
Beteiligung an der Sanierung 
bereit gewesen. 


PSV-Vorstandsmitglied Jürgen 
Paulsdorff erklärte später aber in 
einem Interview, dem PSV sei 
egal gewesen, in welchem Ver- 
hältnis sich die Aktionäre und 
Banken an der Sanierung betei- 
ligten. Die einzige Bedingung, 
die er gestellt habe, sei gewesen, 
daß der Sanierungsbeitrag des 
PSV nicht erhöht werden dürfe. 
Auch sei er während der Haupt- 
versammlung zu dem neuen 
Sanierungsvorschlag nie kontak- 
tiert worden, geschweige denn zu 
der HV eingeladen worden. 


Für Lachstürme sorgte jetzt ein 
Schreibens des SdK-Anwalts 
Götz an Bolko Hoffmann, in dem 
dieser seine Meinung äußerte, er 
zweifele nicht daran, daß Hoff- 
mann das Gerichtsverfahren letzt- 
endlich gewinnen werde. Da 
stellt sich die Frage, warum man 
dann überhaupt seine Mitglieder 
in von vornherein als verloren 
angesehene Verfahren hetzt? 


Gleichzeitig gab Götz seiner 
Hoffnung Ausdruck, daß Hoff- 
mann eine Verfassungsbeschwer- 
de gegen den Zwischenbescheid 


des BGH machen werde. Denn 
selbst die SdK hat inzwischen 
gemerkt, daß diese BGH-Ent- 
scheidung ein Schlag gegen die 
Aktionäre ist. Denn es kann nicht 
hingenommen werden, daß Ak- 
tionäre in einem Sanierungsfall, 
in dem es um den Beitrag der 
verschiedenen Gläubiger und der 
Aktionäre immer Streitigkeiten 
gibt, blindlings dem Vorschlag 
der Verwaltung folgen sollen 
und nicht dagegen stimmen kön- 
nen. Dies würde eine Quasi-Ent- 
eignung bedeuten! 


Der zweite Senat des BGH ist 
aber, wie oben schon kurz ange- 
deutet, äußerst bankenfreundlich. 
Dies hängt auch vielleicht damit 
zusammen, daß die Deutsche 
Bank die Richter dieses Senats 
übers Wochenende schon mal in 
ihr Fortbildungszentrum in Ober- 
ursel eingeladen und sie über den 
Fall Girmes »informiert« hat. 
Selbst der Petitionsausschuß des 
Deutschen Bundestags hat diesen 
Fall angeprangert. 


Führend ist die Deutsche Bank 
auch durch ihr Vorstandsmit- 
glied Breuer in dem Bestreben zu 
Abschaffung der Präsenzbörse 
zu Gunsten einer reinen Com- 
puterbörse. Begründet wird dies 
mit einer angeblich besseren 
Transparenz und Effizienz der 
Börsengeschäfte. Doch die Wirk- 
lichkeit sieht auch hier mal wie- 
der ganz anders aus. 


Die Deutsche Bank will durch 
diesen Schritt lediglich die Kon- 
trolle über den Aktienhandel 
gewinnen. Über die Präsenzbörse 
ist es nämlich möglich, Geschäf- 
te vertraulicher zu halten. Im 
Computer kann man aber alles 
wunderbar kontrollieren, an wen 
die Papiere gehen und von wem 
sie verkauft wurden. Auch läßt 
sich dadurch ein Markt eher 
manipulieren, da der Computer- 
handel ja quasi unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit verläuft. 


Nicht zuletzt deswegen wurde 
auch auf Druck von Breuer in 
Deutschland der Terminhandel 
wieder erlaubt. Gerade durch den 
Handel von Terminkontrakten in 
vergleichsweise nur geringer 
Millionenhöhe lassen sich Milli- 
arden Mark kontrollieren.Dies ist 
auch der Hauptgrund für die hef- 
tigen Schwankungen der vergan- 
genen Monate sowohl bei den 
Aktien als auch bei den festver- 
zinslichen Wertpapieren und 
Devisen. m) 


Finanzkrise 


Es geht um 
Sein oder 
Nichtsein 


Lyndon LaRouche 


Das politische und finanzielle System Japans ist heute beinahe 
auseinandergebrochen, da sich Amerika weiterhin weigert, den 
derzeitigen Zusammenbruch des globalen Finanz- und Wäh- 
rungssystems in seiner ganzen Tragweite zur Kenntnis zu neh- 
men. Die amerikanische Regierung verhält sich, indem sie die 
Realität des Systemzusammenbruchs leugnet, zwar nicht schlim- 
mer als praktisch alle anderen führenden Regierungen auf der 
Welt, aber die Beziehungen Japans zu den Vereinigten Staaten 
sind von einer ganz besonderen Art. Wenn Washington nicht 
angemessen auf Japan reagiert, könnte sich daraus eine 
Kettenreaktion entwickeln, in deren Verlauf sämtliche vitalen 
politischen Interessen der USA in Ostasien und darüber hinaus 


verloren gehen könnten. 


Eine Reihe von Ökonomen wie 
der Franzose Maurice Allais ha- 
ben zwar vor der Gefahr ge- 
warnt, die in der ausufernden 
Blase der Finanzspekulation 
steckt, doch bin ich der einzige 
Wirtschaftswissenschaftler inter- 
national, der den derzeit stattfin- 
denden Systemkollaps des ge- 
samten internationalen Wäh- 
rungs- und Finanzgefüges zutref- 
fend als Entartung eines Krebs- 
geschwürs dargestellt hat. Man 
kann die relative Inkompetenz 
der anderen Ökonomen in dieser 
Frage einfach damit erklären, 
daß sie einer falschen, wenn auch 
allgemein akzeptierten Wirt- 
schaftslehre anhängen, allerdings 
bleibt meine unangefochtene 
Kompetenz in diesen Fragen eine 
Tatsache. 


Auch wenn Shakespeares Ham- 
let die volle Bedeutung davon 
nicht verstanden hat, mit Auto- 
rität geht entsprechende Verant- 
wortlichkeit einher. Es ist meine 
Autorität und Verantwortlich- 
keit, in diesem Moment des sich 
beschleunigenden Finanzzusam- 
menbruchs bestimmte einfache 
Feststellungen über die Maß- 
nahmen zu machen, die ergriffen 
werden müssen. 

Erstens, solange sich die Re- 
gierungen an die politischen 


Grundannahmen halten, auf de- 
nen das heutige Weltwährungs- 
und -finanzsystem errichtet wur- 
de, ist der sich jetzt beschleuni- 
gende Kollaps und die an- 
schließende Desintegrationspha- 
se des Weltwährungssystems 
zwangsläufig und unaufhaltsam. 


Zweitens, der einzige Vorläufer 
dessen, was sich derzeit auf den 
internationalen Finanzmärkten 
abspielt, ist der Zusammenbruch 
des Währungs- und Finanzsy- 
stems in der Weimarer Republik 
1922-23. Der deutlichste Unter- 
schied zwischen Deutschland 
1922-23 und der gesamten Welt 
1988-96 ist der, daß beim 
Zusammenbruch der Weimarer 
Reichsmark ein starkes Ge- 
berland, die Vereinigten Staaten, 
Deutschland 1923 mit dem Da- 
wes-Plan wieder auf die Beine 
helfen konnte. Heute sind keine 
»fliegenden Untertassen« in Sicht, 
um das auseinanderfallende Wäh- 
rungssystem praktisch der gan- 
zen Welt wieder flott zu machen. 


Drittens, ein allgemeiner Finanz- 
kollaps und eine anschließende 
globale Desintegration der Wäh- 
rungen und Finanzmärkte ist 
unmöglich zu verhindern, wenn 
nicht die führenden Regierungen 
das IWF- und Zentralbanksystem 
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Finanzkrise 


Es geht um 
Sein oder 
Nichtsein 


in allen wichtigen Ländern einer 
Konkursreorganisation unterzie- 
hen. 


Viertens, zu der Konkursreorga- 
nisation der führenden Wäh- 
rungs- und Finanzeinrichtungen 
der Welt gehören eine Reihe 
positiver Maßnahmen, wie ich 
sie während meines Präsident- 
schaftswahlkampfes 1992 darge- 
stellt habe. 


Fünftens, wir müssen die Tat- 
sache berücksichtigen, daß die 
Mehrheit der heutigen Bevöl- 
kerung dahin manipuliert wurde, 
sich gewissen Gebräuchen hin- 
zugeben, die noch vor 30 Jahren 
praktisch unbekannt waren. In ei- 
nigen Fällen wird in diese neuen 
Sitten des »nachindustriellen 
Zeitalters« erheblich emotionale 
Energie gelegt. 


Tatsache ist, daß dieser Planet in 
einem schon jetzt heraufziehen- 
den »neuen finsteren Zeitalter« 
versinken wird, wenn Regie- 
rungen und Bürger nicht bereit 
sind, viele dieser kürzlich einge- 
führten Sitten aufzugeben und zu 
den bewährten sittlichen Normen 
des modernen Nationalstaates 
zur Förderung der produktiven 
Arbeitskraft zurückzukehren. 
Nach jetziger Rechnung würde 
jenes »finstere Zeitalter« noch 
vor Ablauf dieses Jahrzehnts 
praktisch überall auf der Erde 
einsetzen. 


Diejenigen, welche die in letzter 
Zeit eingerissenen Gebräuche 
lieber beibehalten wollen, stehen 
vor der Herausforderung, ob sie 
anders als Shakespeares Hamlet 
den Verstand und den Mut auf- 
bringen, rechtzeitig ihre Vor- 
stellungen von der »dritten Wel- 
le« aufzugeben, oder nicht. Die 
Alternative heißt: »Sein oder 
nicht sein?«, und jeder muß sich 
diese Frage stellen. 


Sechstens, die unmittelbare Ur- 
sache des Kollapses liegt darin, 
daß sich in der Nach-Kennedy- 
Zeit zwischen 1964 und 1974 
eine grundsätzliche Abkehr von 
kapital- und energieintensiven 
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Investitionen in den wissen- 
schaftlichen und technischen 
Fortschritt vollzog. Einige nen- 
nen das heute »dritte Welle« — 
eine nachindustrielle Utopie un- 
ter einem globalen monetären 
Regime gleitender Wechselkurse 
zwischen den Währungen. 


Dieser »kulturelle Paradigma- 
wandel« wurde durch eine Reihe 
von Schritten nach Maßgabe der 
»dritten Welle« weiter drastisch 
verschlimmert: 


Der internationale Ölpreis- 
schwindel Mitte der siebziger 
Jahre, der im Namen des interna- 
tionalen Olvertriebskartells in 
London organisiert und arran- 
giert worden ist. Entscheidende 
Hilfe leistete dabei der gleiche 
Henry Kissinger, der 1982 öf- 
fentlich bekannte, seit langem 
ein verdeckter Einflußagent des 
britischen Außenministeriums 
gewesen zu sein. 


Die vom Council of Foreign 
Relations angekündigte Politik 
der »kontrollierten Desintegra- 
tion der Wirtschaft«, die im Ok- 
tober 1979 vom damaligen US- 
Zentralbankchef Paul Volcker 
eingeleitet wurde. 

Die verheerende Rezession in 
Landwirtschaft und Industrie der 
Jahre 1979-83 und der Zusam- 
menbruch des amerikanischen 
Sparkassensystems waren eine 
direkte Folge der Volckerschen 
Maßnahmen. 


Die widersinnige Finanzderegu- 
lierung in den USA zwischen 1982 
und 1987 im Zusammenspiel mit 
der von Freunden des damaligen 
Vizepräsidenten George Bush ein- 
geleiteten Orgie mit den »Ramsch- 
anleihen« führte zu der Finanz- 
panik vom Oktober 1987. 


Die Entwicklung der riesigen 
»Derivatblase« nach 1987, das 
Krebsgeschwür finanzieller Spiel- 
kasino-Spekulation, die jetzt den 
Zusammenbruch des internatio- 
nalen Finanzystems auslöst. 


Siebtens, diese und ähnliche 
Maßnahmen, die von den USA 
und anderen Ländern bezie- 
hungsweise von IWF und Welt- 
bank ergriffen wurden, haben die 
Welt in die jetzige Kollapsspirale 
eintreten lassen, und es droht die 
globale monetäre Desintegration. 


Bezeichnend für den jetzigen 
Zustand der Wirtschaft ist, daß 
der Güterhandel nur noch einen 
winzigen Teil der täglichen Um- 
sätze auf den Weltfinanzmärkten 
ausmacht. 


Seit 1983 hat sich immer mehr 
der Trend durchgesetzt, daß die 
Realwirtschaften — pro Kopf, pro 
Haushalt und pro Einheit Land- 
fläche — schrumpfen, während 
nominelle Finanzanlagen boo- 
men. Das jetzige Weltwirt- 
schaftssystem ist zum Abbild 
eines Krebses im letzten Stadium 
verkommen. 


Nicht nur daß das nominelle 
Wachstum des Bruttoinlands- 
produkts der meisten Länder 
vom Wachstum der Produktion 
wesentlicher Güter und Dienst- 
leistungen abgekoppelt wurde; 
die weitere Existens der finanzi- 
ellen Spekulationsblase beruht 


%. 
7 


Der US-Politiker und ehe- 
malige Präsidentschafts- 
kandidat Lyndon LaRouche 
warnt vor einem unaufhalt- 
samen finanziellen Kollaps. 


auf der weiteren Ausbeutung der 
realwirtschaftlichen Basis, vor 
der die Existenz der Länder und 
ihrer Bevölkerung abhängt. 


Ich erwarte nicht, daß die 
Regierungen im allgemeinen, die 
amerikanische eingeschlossen, 
genügend Mut beziehungsweise 
politische Unterstützung finden 
werden, um die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen. Ich 
kenne die Politik und die von den 
Nachrichtenmedien verzapften 
Absurditäten aus eigener, jahr- 
zehntelanger Erfahrung nur zu 
genau. 

Ich gehe aber davon aus, daß ver- 
nünftige Regierungen zur Kennt- 
nis nehmen, was ich hier geäu- 
ßert habe, und jetzt geeignete 
Maßnahmen vorbereiten, ehe es 
zu spät ist. 


Die Frage, der Preis, ist: »Sein 
oder Nichtsein?« 


Die DDT-Story ANZEIGE 


Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDT. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

Sie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDI-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


Die DDT-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
zu beziehen über 


Europa- 


Journal 


Deutsche 
Städte und 
Gemeinden in 
Finanzschwie- 
rigkeiten 


Laut Gemeindefinanzbericht 1995 
stehen die deutschen Städte in 
diesem Jahr »vor ihrer bisher 
schwersten finanziellen Bela- 
stungsprobe«. Ursache dieser 
Zuspitzung ist der nun schon im 
dritten Jahr anhaltende Rück- 
gang der Gewerbesteuern. Vor 
allem in den neuen Bundes- 
ländern ist diese Steuerquelle 
aufgrund der seit 1990 fort- 
schreitenden »Entindustrialisie- 
rung« besonders wenig ergiebig. 
Die Kommunen reagieren darauf 
mit rasant ansteigenden Ge- 
bühren, insbesondere für Ab- 
wasser- und Abfallbeseitigung. 
Zwischen 1985 und 1995 sind 
allein diese Gebühren um 152 
Prozent angewachsen. 


In diesem Jahr werden die deut- 
schen Kommunen beinahe 60 
Milliarden für Sozialleistungen 
aufbringen müssen. Ein erhebli- 
cher Teil davon ist Sozialhilfe für 
Arbeitslose, die kein Arbeits- 
losengeld mehr erhalten. Weit 
mehr als zwei Millionen deut- 
sche Haushalte sind inzwischen 
auf dauerhafte Zuwendungen 
von Sozialämtern angewiesen. 
Beinahe fünf Millionen Personen 
beziehen zumindest kurzfristig 
Sozialhilfe. Bei den Personen- 
kosten wird insbesondere in den 
neuen Bundesländern kräftig ab- 
gebaut. 


Allein in den kommunalen Ver- 
waltungen erhielten von den zur 
Jahresmitte 1993 noch 657.000 
Beschäftigte 112.000 Personen 
die Kündigung. In den neuen 
Bundesländern rechnet man mit 
einem dramatischen Rückgang 
der Kinder im Alter von drei 
bis sechs Jahren: von 600.000 im 
Jahre 1991 auf 215 000 im Jahre 
1999. 


Absurd ist auch der Streit um die 
Altschulden der ostdeutschen 
Kommunen für Gesellschafts- 
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bauten. Nach der Einheit beliefen 
sich diese DDR-Schulden für 
Kindergärten, Schulen, Kultur- 
häuser und Sportstätten auf etwa 
fünf Milliarden DM. Inzwischen 
sind sie durch Verzinsung auf 7,5 
Milliarden DM angewachsen, die 
jetzt vom Bund eingetrieben 
werden sollen. 


Der Geldmangel zwingt die Ge- 
meinden trotz eines enormen 
Nachholbedarfs zu drastischen 
Einsparungen bei Investitionen 
in die Infrastruktur. Bundesweit 
ist ein Rückgang bei Sachin- 
vestitionen um 5,6 Prozent bei 
einem Volumen von 38 Milli- 
arden DM vorgesehen. In diesem 
Jahr werden die Gemeinden vor 
dem bisher höchsten Defizit der 
Nachkriegsgeschichte stehen. 


Unruhe- 
potiental in 
Rußland 


Am 1. Februar hat in der Region 
Rostow ein Streik von 76 000 
Bergarbeitern begonnen. Für den 
8. Februar wurde ein eintägiger 
Warnstreik aller russischen 
Bergleute angesetzt. Wenn die 
Regierung die Forderungen der 
Kumpel nicht erfüllt, soll am 1. 
März ein unbefristeter Zechen- 
streik beginnen. Diese Streiks 
sind keine bloßen Arbeiterpro- 
teste. Dahinter steht auch der 
Verband russischer Kohlepro- 
duzenten, der in Solidarität mit 
den Bergleuten von der Re- 
gierung verlangt hat, ein För- 
derniveau von 246 Millionen 
Tonnen pro Jahr aufrechtzuerhal- 
ten, die geplante Schließung un- 
profitabler Zechen zurückzustel- 
len, den Haushaltsentwurf 1995 
zurückzunehmen und die Kohle- 
subventionen auf 14,3 Billionen 
Rubel zu verdoppeln. Unmittel- 
barer Auslöser der Streikak- 
tionen war die Weigerung der 
Bergleute, sich weiter damit 
abzufinden, daß bei der galoppie- 
renden Inflation die Lohnzah- 
lungen nach wie vor drei bis vier 
Monate zu spät eingehen. 


Parallel dazu mehren sich die 
Zeichen des weiteren Zerfalls der 
russischen Regierung. So melde- 
ten sich Verteidigungs-minister 
Gratschow und Finanzminister 
Panskow plötzlich »krank«, und 
es gab Gerüchte über eine umfas- 
sende Regierungsumbildung noch 


vor Jelzins Rede zur Lage der 
Nation am 11. Februar. 


Neue Diktatur 
in Rußland? 


Ohne eine Wende in der westli- 
chen Politik gegenüber Moskau 
steuert Rußland zunehmend auf 
eine mehr oder weniger unver- 
hohlene Diktatur zu — wie in ei- 
nem »instinktiven Reflex« der 
russischen Elite auf die katastro- 
phale wirtschaftliche und soziale 
Situation. Dies wird nach dem 
Gipfeltreffen im Rahmen der 
Siegesfeiern vom 9.-11. Mai um 
so deutlicher zutage treten. Diese 
Entwicklungsdynamik ist auch 
den britisch dominierten Kräften 
hinter dem IWF nicht verborgen 
geblieben. 


Der IWF hat bereits das chileni- 
sche Modell als Lösung für 
Rußland und andere GUS-Staa- 
ten ins Spiel gebracht, um auf 
diese Weise die bisherige IWF- 
Politik mit Unterstützung einer 
brutalen Militärdiktatur fortzu- 
setzen. Angesichts der Unklar- 
heit, welchen politischen Kurs 
das russische Militär und der 
militärisch-industrielle Komplex 
einschlagen werden, bleibt der- 
zeit noch offen, wie eine zukünf- 
tige russische Diktatur im einzel- 
nen aussehen könnte. 


Im Vorfeld des Gipfeltreffens 
bemühte sich die Regierung 
Jelzin, das Militär und die Si- 
cherheitsorgane zur Unterstüt- 
zung einer solchen Diktatur zu 
gewinnen. So erließ Jelzin am 1. 
Mai ein Dekret, mit dem er die 
Dauer der Wehrpflicht von 18 
Monaten auf zwei Jahre verlän- 
gerte. Darüber hinaus machte er 
Ausnahmeregelungen für Stu- 
denten rückgängig, was mit 
großer Sicherheit erneute Stu- 
dentenunruhen auslösen wird. 


Mitte April hatte Jelzin ein im 
Februar von der Duma verab- 
schiedetes Gesetz unterzeichnet, 
mit dem aus dem russischen 
Gegenspionagedienst (FSK) der 
allgemeine Geheim- und Nach- 
richtendienst FSB wurde. Dieser 
verfügt über die gleichen In- 
landsbefugnisse wie der frühere 
KGB: Abhörmaßnahmen, Über- 
wachung, das Recht, ohne rich- 
terliche Anordnung Wohnungen 
oder Firmen zu durchsuchen, 
sowie die Möglichkeit, Verhaf- 


tungen vorzunehmen und Per- 
sonen in einem eigenen Voll- 
zugssystem zu inhaftieren. 
Gleichzeitig erließ Jelzin per 
Dekret erhebliche Sold- und 
Zulagenerhöhungen für das Offi- 
zierskorps der russischen Streit- 
kräfte. 


Kroatien: 
Kabinettskrieg, 
aber... 


Die Rückeroberung des serbisch 
besetzten Westslawonien durch 
die kroatischen Streitkräfte am 2. 
und 3. Mai stellt an sich keine 
Veränderung der strategischen 
Grundparameter im früheren Ju- 
goslawien dar, sondern muß viel- 
mehr als ein weiterer Schritt 
innerhalb der Kabinettsführung 
Präsident Tudjmans gesehen 
werden. Tudjman will eine »Ver- 
einbarung« mit dem serbischen 
Diktator Slobodan Milosevic 
erreichen, wobei er sich diploma- 
tischer und begrenzter militäri- 
scher Mittel bedient. Dabei ist er 
bereit, für die Rückgabe einzel- 
ner besetzter Regionen Gebiets- 
verluste an anderer Stelle in Kauf 
zu nehmen. 


Dies könnte zu einem Stimmungs- 
umschwung innerhalb der kroati- 
schen Bevölkerung führen, die 
immer weniger bereit ist, die 
Politik Tudjmans hinzunehmen, 
die nur »Verschiebungen inner- 
halb des Status quo« anstrebt. 
Die Stimmungslage ist von der 
jetzt erneut unter Beweis gestell- 
ten Kampfkraft der Kroaten und 
die brutalen serbischen Gegen- 
angriffe auf Zagreb getragen. Es 
ist damit zu rechnen, daß nach 
der erfolgreichen Aktion in 
Westslawonien Forderungen nach 
Rückeroberung auch der anderen 
besetzten Gebieten laut werden. 


Für die Serben ist Westslawo- 
nien nicht besonders interessant. 
Es handelt sich um ein etwa 400 
Quadratkilometer großes Gebiet, 
daß größtenteils bewaldet und nur 
dünn besiedelt ist. Das Haupt- 
interesse bestand von serbischer 
Seite darin, mit der Kontrolle des 
Gebiets die wichtigste Ost-West- 
Schienenverbindung Kroatiens 
zu unterbrechen. Die Gefahr 
einer erneuten serbischen Be- 
setzung ist aus militärisch-logi- 
stischen Gründen praktisch aus- 
geschlossen. Während die Füh- 


rung der bosnischen und kroati- 
schen Serben möglicherweise 
eine Gegenoffensive befürworten, 
scheint Belgrad bereit zu sein, 
Westslawonien abzuschreiben, 
um andere besetzte Gebiete um 
so fester im Griff zu behalten. 
Die in Westslawonien gebunde- 
nen serbischen Kräfte können jetzt 
an die stark ausgedehnten Front- 
linien in Bosnien und der ser- 
bisch besetzten Krajina zwischen 
Sisak und Knin verlegt werden. 


Britischer 
Ursprung der 
Nazi-Ideologie 


Der über eine lange Zeit im briti- 
schen Establishment bestehende 
»Konsens« in wichtigen histori- 
schen, strategischen und philoso- 
phischen Fragen scheint zu 
bröckeln. Dafür findet sich am 
30. April ein interessantes Bei- 
spiel im »Sunday Telegraph«. 
Aus Anlaß der Feiern zum 8. Mai 
hielt Mary Kenny der alten briti- 
schen Propagandatendenz, die 
den Hitler-Faschismus gern aus- 
schließlich auf »deutsche Cha- 
rakterzüge« zurückführt, das 
wohldokumentierte Argument 
entgegen, der Nationalsozialis- 
mus sei in großem Umfang das 
Produkt britischer rassistisch- 
eugenischer Ideen. 


Unter der Überschrift »Wie briti- 
sche Theorien den Nazismus för- 
derten« schreibt Kenny: »Der 
Nationalsozialismus ist kein so 
einfaches Phänomen, daß er sich 
auf eine einfache Ursache zu- 
rückzuführen ließe, noch kann er 
lediglich besonderen Eigenschaf- 
ten der Deutschen zugeschrieben 
werden. In Wahrheit hat England 
selbst einen wesentlichen Beitrag 
zur Entstehung der Nazi-Ideo- 
logie geleistet: den Eugenik- 
Kult, der die ganze Struktur der 
Rassentheorie untermauerte. Be- 
sonders vier Engländer sind für 
die Verbreitung der Theorie ver- 
antwortlich, die nachher so be- 
reitwillig von den Nazis über- 
nommen wurde, daß nämlich ge- 
wisse höhere menschliche We- 
sen die Gesellschaft allein schon 
durch ihre Gene verdürben.« 


Als erster wird Charles Darwin 
genannt, der Begründer der The- 
orie vom »Überleben der Tüch- 
tigsten«. Dann Francis Galton, 
der Begründer der eugenischen 


Wissenschaft«, sowie Karl Pear- 
son und Houston Stewart Cham- 
berlain, »einer der ersten, der die 
deutschen Rassentheoretiker in- 
spirierte«. Von ihm stamme der 
Begriff von einem »Herrenvolk, 
das wegen seiner höheren geneti- 
schen Eigenschaften dominiere. 
Er brachte die Theorie auf, Arier 
seien zum Herrschen prädesti- 
niert, und glaubte, die Deutschen 
verkörperten die höchste Form 
des Ariertums«. 


Aber die obengenannten vier 
Männer seien nicht einfach ver- 
irrte Einzelgänger, sondern ihre 
Ideen lägen in einem für das bri- 
tische Establishment bezeichnen- 
den Trend: »Die Theorien von 
einer höheren Rasse und eugeni- 
scher Überlegenheit wurden von 
einer großen Zahl äußerst re- 
spektabler Personen unterstützt, 
von Winston Churchill bis zu 
den Haldanes und den Huxleys 
einschließlich — tragischerweise 
- einiger bekannter Juden.« 


Wenn die Briten angesichts der 
europäischen Siegesfeiern for- 
dern, »so etwas darf nie mehr 
geschehen«, so schließt Kenny, 
»müssen wir uns dessen bewußt 
sein, daß es nicht mit SA- 
Männern begann, die im Gleich- 
schritt durch Europa marschier- 
ten: Es begann mit einer Hand- 
voll schlauer Engländer, welche 
die Idee entwickelten, gewisse 
Gene seien besser als andere«. 


Sparkassen- 
präsident 
attackiert 
»Kasino- 
mentalität« 


Horst Köhler, der Vorsitzende 
des Deutschen Sparkassenver- 
bandes und langjähriger Kohl- 
Berater in Wirtschafts- und Fi- 
nanzfragen, hat auf dem Deut- 
schen Sparkassentag in Han- 
nover letzte Woche einige aufse- 
henerregende Bemerkungen zur 
Finanzspekulation, den Deriva- 
ten und besonders zu Fragen der 
»Deregulierung« und »Privati- 
sierung« gemacht. 


Köhler erklärte, die jüngsten 
»Währungsturbulenzen mit dra- 
matischen Wechselkursverände- 
rungen in kürzester Zeit zeigten, 


daß sich die Finanzmärkte in 
hohem Maße von der Real- 
wirtschaft gelöst haben«. Die 
extremen Wechselkursschwan- 
kungen erschwerten zunehmend 
die Investions- und Unter- 
nehmensplanungen. Die quanti- 
tative Explosion der Finanz- 
märkte sei mit qualitativen Ver- 
änderungen im Verhalten der 
Akteure verbunden, so daß sich 
immer mehr der aus dem angel- 
sächsischen Finanzsystem stam- 
mende »short-terminism« durch- 
setze. Im Zuge des spekulativen 
Gewinnstrebens habe sich eine 
»Spielkasinomentalität« breitge- 
macht, sagte Köhler. 


Der Sparkassenverband verab- 
schiedete in Hannover eine Er- 
klärung über »Verantwortung in 
Gesellschaft und Regionen«, 
worin es heißt, daß für die 
Sparkassenorganisation das Fi- 
nanzgeschäft kein Selbstzweck 
sei und sich nicht an spekulativen 
Ertragszielen orientiere. Köhler 
attackierte außerdem die anhal- 
tenden Versuche der deutschen 
und internationalen Großbanken, 
insbesondere der Deutschen 
Bank, nach Privatisierung des 
öffentlichen Sparkassenwesens. 
Diese Privatisierungsforderun- 
gen seien »verpackt in markt- 
wirtschaftliche Sprache« und 
zielten nur darauf ab, »über die 
politische Bühne geschäftsstrate- 
gische Eigeninteressen durchzu- 
setzen«. 


Kanzler Kohl, der auch auf dem 
Sparkassentag sprach, erklärte, 
er lehne eine Privatisierung des 
Sparkassenwesens kategorisch 
ab, denn dieses sei für das Wohl 
der Gemeinden und Regionen 
unverzichtbar. »Meine Unter- 
schrift wird nie unter einem sol- 
chen (Privatisierungs-) Doku- 
ment erscheinen.« 


Europäische 
Luftfahrt in 
der Krise 


Nach Angaben der neugegründe- 
ten Arbeitsgruppe Wehrtechnik, 
Luft- und Raumfahrt (WLR), die 
sich aus Betriebsräten der zehn 
größten Unternehmen des Rü- 
stungs- und Luftfahrtsektors zu- 
sammensetzt, steht dieser Wirt- 
schaftsbereich vor einem unkon- 
trollierten Zusammenbruch. Die 
WLR mit Sitz in München er- 


klärte, zwischen 1990 und 1995 
sei bereits die Hälfte der 280.000 
Arbeitsplätze verloren gegangen. 
Weitere 40.000 Arbeitsplätze 
seien gefährdet und der erhebli- 
che Rückgang der Studenten- 
zahlen in den Ingenieurfach- 
bereichen der Hoch- und Fach- 
hochschulen sei besorgniserre- 
gend. 


Diese Entwicklung könnte das 
hohe deutsche Technologiepo- 
tential im Rüstungs- und Luft- 
fahrtbereich unwiederbringlich 
zerstören und bedrohe damit 
auch Deutschlands Stellung als 
Exportnation. Zusammen mit 
dem französischen Rüstungs- 
und Luftfahrtsektor ist er ein 
wichtiger Bestandteil der euro- 
päischen Grundlagentechnolo- 
gie. Um die Weiterexistenz des 
Rüstungs- und Luftfahrtbereiches 
zu sichern, fordert der WLR um- 
fassende Investitionen in fortge- 
schrittene Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramme sowie die 
umgehende Realisierung techno- 
logisch ehrgeiziger Projekte. 


Louis Gallois, Direktor des fran- 
zösischen Konzerns Aerospa- 
tiale, erklärte, die europäische 
Luftfahrtindustrie drohe von der 
Bildfläche zu verschwinden. Ne- 
ben sinkenden Ausgaben der 
Regierungen bedeute der gegen- 
wärtige Tiefstand des Dollar 
einen unverdienten und destruk- 
tiven Vorteil für die Konkurrenz 
aus der Dollarzone, so Gallois. 
Jürgen Schrempp, DASA-Chef 
und zukünftiger Vorstandsvor- 
sitzender von Daimler-Benz, 
kündigte an, Daimler-Benz Ae- 
rospace müsse in Kürze mögli- 
cherweise bis zu 20.000 Arbeit- 
nehmer entlassen. Die anhalten- 
de Dollarschwäche stelle eine 
Bedrohung für die Luftfahrt- 
industrie und damit auch für 
Deutschland als Hochtechno- 
logiestandort dar. 
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Eurasien 


Es wütet ein 
Dreißigjäh- 
riger Krieg 


Der Konflikt in Eurasien, das von einer Art »Dreißigjährigem 
Krieg«, der von den Briten inszeniert wurde, überzogen wird, ist 
mit der faktischen militärischen Besetzung Nordiraks durch die 
Türkei, einer Militäroperation, die am 20. März begonnen hat, 


erneut expandiert. 


Der Schritt der Türkei wurde als 
ein Versuch gerechtfertigt, zu- 
mindest die Nutzung Nordiraks 
durch Guerillas der radikalen 
kurdischen Arbeiterpartei (PKK) 
als Zufluchtsort, um zur Ruhe zu 
kommen und ihre Einheiten vor 
dem Beginn neuer Militärope- 
rationen gegen den türkischen 
Staat neu auszurüsten und zu 
gruppieren, einzudämmen. Doch 
schon die Existenz eines PKK- 
Zufluchtsorts im Nordirak, der 
die Expansion des Kriegs der 
Türkei gegen die PKK erforder- 
lich gemacht hat, ist ein direktes 
Ergebnis der Thatcher-Bush Po- 
litik nach dem Krieg am Per- 
sischen Golf, der den Irak der 
Kontrolle über seine Region im 
Norden beraubt hat und ein poli- 
tisches Machtvakuum in der 
Region schafft. 


Eine Region 
blutet 


Es gibt jetzt eine ungebrochene 
Linie militärischer Konflikte, die 
vom russischen Nordkaukasus, 
über den Transkaukasus und den 
Osten und Südosten der Türkei, 
bis in den Nordirak reicht. Die 
von den Briten kontrollierte Po- 
litik der Manipulation des russi- 
schen Regimes und anderer Re- 
gierungen und Bewegungen, um 
Konflikte zu unterstützen und so 
diese spezielle Region bluten zu 
lassen und ins Chaos zu stürzen, 
ist kaum zufällig. Diese Kon- 
fliktzone liegt entlang den wich- 
tigen europäischen und russi- 
schen Transport- und Pipeline- 
verbindungen zu der dichtbesie- 
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rasien und Afrika äußerst wichti- 
ge Konflikteskalationen hinzu, 
die typisch waren für den »Drei- 
Bigjährigen Krieg«. Zu den jüng- 
sten Eskalationen östlich dieser 
Kernzone gehörten neuerliche 
schwere Kämpfe unter den ver- 
schiedenen Gruppen in Afgha- 
nistans nie endenden Bürger- 
kriegen nach libanesischem Mu- 
ster. Hinzu kam ein Wieder- 
aufleben der Gewalt in Tad- 
schikistan und entlang der tad- 
schikistanisch-afghanischen Gren- 
ze. Auf dem Balkan in Bosnien 
nahmen die Kämpfe auch wieder 
zu und das Potential für die 
Wiederaufnahme des Kampfs 
zwischen Serbien und Kroatien 
wächst. 


Um dieses Bild abzurunden, ein 
kurzer Blick auf Afrika: Im März 
hat sich auch der Bürgerkrieg in 


Als britische Premierministerin forderte Margaret Thatcher 
die Grundlagen der heutigen Konflikte. 


delten, südlichen Zone der eura- 
sischen Landmasse. Dadurch, 
daß diese Region in sich lange 
ausdehnende Kriege verwickelt 
ist, wurde der Bau neuer Infra- 
strukturprojekte wirksam sabo- 
tiert. 


Zur Expansion dieser Kern- 
konfliktzone kamen in diesem 
Jahr auch noch anderswo in Eu- 


Algerien ausgeweitet. Die Di- 
mension des Guerillakonflikts 
hat zum ersten Mal eine Größen- 
ordnung erreicht, wie sie zuletzt 
im Unabhängigkeitskrieg in den 
fünfziger Jahren herrschte, wo 
zwischen Regierungsstreitkräf- 
ten und batallionsstarken, islami- 
schen Guerillaeinheiten unter 
massivem Einsatz von Artillerie 
und Flugzeugen regelrechte 


Schlachten stattfanden, die bis zu 
einer Woche dauerten. 


Kriege und Massaker 
in Afrika 


In Ägypten befinden sich die täg- 
lichen Kämpfe zwischen Poli- 
zeieinheiten der Regierung und 
islamischen Guerillas auf einer 
Stufe, wie sie vor einem Jahr in 
Algerien geherrscht hat. In 
Schwarzafrika hat in Burundi 
eine neue Runde von Krieg und 
Massakern begonnen, die dem 
schrecklichen Abschlachten im 
vergangenen Jahr im benachbar- 
ten Ruanda gleichzukommen 
scheint. 


Inzwischen ist die Rolle Bri- 
tanniens und die 'der britischen 
Handlanger in Frankreich und 
anderswo beim Schüren und 
Fortsetzen all dieser Konflikte 
dokumentiert. 


Nachdem dies gesagt wurde, 
können wir nun unsere Auf- 
merksamkeit auf die anhaltende 
Konfliktzone vom russischen 
Kaukasus bis zum Irak lenken. 


Die Kernzone 
der Konflikte 


Bei den Konflikten in dieser Zo- 
ne vom Kaukasus bis zum Nord- 
irak, die alle keine Aussichten 
auf ein baldiges Ende haben, 
handelt es sich um die folgenden: 


Erstens, den Krieg in Tschet- 
schenien mit seinem potentiellen 
Übergreifen in die benachbarte 
Region der Inguschen und Da- 
gestan im russischen Nordkau- 
kasus. Der Krieg in Tschet- 
schenien, der zehntausende von 
Menschenleben gefordert hat, 
dauert schon sechs Monate. Sei- 
ne erste, kurze Phase endete 
Ende März und Anfang April mit 
der Zerstörung und Eroberung 
von Argun, Gudermes und Shali 
durch russische Streitkräfte, wo- 
durch alle größeren Städte unter 
russische Kontrolle kamen. Die 
zweite und längere Phase - ein 
lange sich hinziehender Gue- 
rillakrieg in den Bergen - steht 
kurz vor seinem Beginn. 


Zweitens, den armenisch-aser- 
baijdschanischen Krieg ein- 
schließlich der Entwicklung von 
fast bürgerkriegsähnlichen Zu- 
ständen in Aserbaijdschan selbst, 
wie sich in dem blutigen, ge- 
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scheiterten Coupversuch gegen 
Präsident Geidar Aliyev Mitte 
März zeigte. Bei diesem Coup, 
der von einer Eliteeinheit der 
Truppen des aserbaijdschani- 
schen Innenministeriums, die in 
die Hauptstadt Baku einmar- 
schierten, inszeniert worden war, 
wurden über 100 Menschen 
getötet. 


Seit dem Coupversuch hat Ali- 
yev versucht, einen weiteren 
durch die Verhaftung von über 
400 Oppositionsfiguren und Re- 
gierungsfunktionären, die der 
Untreue verdächtig sind, zu ver- 
hindern. Sollte Aserbaijdschan in 
einen Bürgerkrieg stürzen, gibt 
es keinerlei Garantie dafür, daß 
sich der Konflikt auf das Gebiet 
dieser ehemaligen Sowjetre- 
publik mit ihren sieben Milli- 
onen Einwohnern beschränken 
würde. 


Ein höllisches 
Szenario 


Die Republik Aserbaijdschan 
grenzt an den Iran und um genauer 
zu sein, an das iranische Aser- 
baijdschan, in dem mehr Aser- 
baijdschaner leben als in Aser- 
baijdschan selbst. Ein alptraum- 
artiges Ergebnis des Bürger- 
kriegs wäre ein Regime in Baku, 
das eine pantürkische Ideologie 
mit einem Programm übernimmt, 
das sich auf die »Wiederver- 
einigung des aserbaijdschani- 
schen Staates« konzentriert. Wie 
die anhaltende Welle vorsorgli- 
cher Verhaftungen zeigt, ist dies 
kein mutmaßliches »Szenario«. 
Aliyev hat sich darauf konzen- 
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RGIE 


Als US-Präsident folgte Ge- 
orge Bush blindlings den 
Spielregeln, die London für 
entscheidend hielt. 


triert, pantürkische Oppositons- 
figuren auszuheben. 


Drittens, die Zustände in Geor- 
gien am Rande eines Bürger- 
krieges, kombiniert mit einem 
Kampfpotential, das zwischen 
Georgien und den beiden Re- 
gionen, die sich von Georgien 
abgespalten haben — Abkazien 
und Süd-Ossezien — wiederauf- 
flammen könnte. 


Viertens, der über zehn Jahre alte 
kurdische Aufstand im Osten 
und Südosten der Türkei, der 
über 20000 Menschenleben ge- 
kostet hat, erstreckt sich auf alle 
Provinzen im Nordosten und 
Osten der Türkei, die an Ar- 
menien und den Iran angrenzen 
sowie den gesamten südöstlichen 
Quadranten der Türkei, der von 


den Grenzen der Türkei mit Irak 
und Syrien ausgeht. Der Krieg 
hat die Volkswirtschaft von etwa 
einem Viertel Anatoliens rui- 
niert. Die wirtschaftlichen und 
sozialen Kosten für die Türkei 
waren weitaus höher. Der Krieg 
hat Millionen heimatloser Kur- 
den aus der Osttürkei in die 
Großstädte der Türkei wie 
Istanbul, Izmir und Ankara ge- 
trieben, wo sie in Baracken- 
städten, die »gecekondus« - 
»Städte der Nacht« — genannt 
werden, in Schmutz und Elend 
leben. 


Je länger der Konflikt in der 
Osttürkei dauert, umso größer ist 
die Gefahr, daß der nächste 
Konfliktherd, nämlich das hölli- 
sche Szenario — das leider nur 
allzu real ist - der Kämpfe in den 
Städten der Westtürkei ausbre- 
chen wird. Ein Vorgeschmack 
davon, wie heikel die Lage ist, 
zeigte sich im März in Istanbul 
bei den blutigen Aufständen und 
Zusammenstößen, die von der 
islamischen Minderheitsgruppe 
Alawite in der Türkei inszeniert 
worden waren. 


Der kurdische Konflikt ist nicht 
nur strategisch wichtig, weil er 
die türkischen Überlandverbin- 
dungen zum Irak und Iran ins 
Chaos stürzt — und damit auch 
die. Europas — sondern er ver- 
weist auch weiter östlich. Das 
Quellgebiet der Flüsse Euphrat 
und Tigris, das die größten 
Frischwasserreserven für die 
Nahost-Region ist, befindet sich 
in Ostanatolien. Wie London nur 
zu gut weiß, wird durch die 
Zerstörung Ostanatoliens der 
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ganze Nahe Osten der wichtig- 
sten Ressource beraubt, die für 
die wirkliche Wirtschaftsent- 
wicklung notwendig ist, nämlich 
des Wassers. 

Fünftens, die Hinzufügung des 
Nordirak zur Landkarte des 
»Dreißigjährigen Kriegs«. Die 
türkische Operation war gerecht- 
fertigt, doch leider ist das Ein- 
dringen in den Nordirak auch 
eine Falle für die Türkei. Das 
Problem liegt darin, daß die 
»Spielregeln« auf der höheren 
Ebene von London kontrolliert 
oder manipuliert werden. $o- 
lange der Würgegriff nach dem 
Golfkrieg, den Margaret That- 
cher und George Bush dem Irak 
auferlegt haben, noch anhält, 
kann der Norden Iraks nicht be- 
friedet werden. 


Dieses Beispiel der höheren 
Ebene des Problems verdeutlicht, 
daß eine funktionierende Lösung 
für die ganzen Konflikte in dieser 
Zone und anderswo nur durch 
eine Aufgabe der Politik der 
westlichen Regierungen der 
Thatcher-Bush Ara möglich ist, 
die den Ausbruch dieser Kon- 
flikte überhaupt erst ermöglicht 
hat. Den Anfang dazu muß die 
Regierung Clinton machen und 
er muß bald kommen. Sonst dro- 
hen die Ebene und das Ausmaß 
der Konflikte und des Chaos in 
dem Gebiet, das geographisch 
betrachtet Europa und Rußland 
mit dem Nahen Osten und 
Südasien verbindet, in eine Di- 
mension zu wachsen, die dies 
alles nicht mehr umkehrbar ma- 
chen und andere Länder und 
Regionen in den Strudel mit hin- 
einziehen würde. 
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Britannien 


Rassistische 
Royalisten 


wüten 


weltweit 


»Der Niedergang Britanniens ist vorüber - offiziell«, hieß es in 
einer Überschrift der britischen Nachrichtenagentur Reuters am 
29. März, die über die Abschlußrede von Außenminister Douglas 
Hurd auf der Konferenz über »Britannien in der Welt« am Royal 
Institute of International Affairs (RIIA) berichtete. Hurd sagte, 
Britannien sollte den Rat, sich aus einer globalen Rolle zurück- 
zuziehen, zurückweisen, »denn die Bemühungen, die Britannien 
jetzt auf der Welt unternimmt, sind Bemühungen, die das Land 
beibehalten und erweitern kann und sollte«. 


Die Realität ist, daß Britanniens 
weltweite Rolle — eine Fort- 
setzung der bösen geopolitischen 
Manipulation, die zuvor von der 
venezianischen Oligarchie durch- 
geführt wurde — herausgefordert 
wird. Diese Herausforderung 
wird in erster Linie von dem Po- 
tential in der Regierung der 
Vereinigten Staaten unter Präsi- 
dent William Clinton repräsen- 
tiert, der die »besondere Be- 
ziehung« zu Großbritannien als 
beendet bezeichnet hat und ver- 
sucht, eine Außenpolitik auf der 
Grundlage des amerikanischen 
nationalen Interesses neu zu eta- 
blieren. Obwohl der Präsident 
das zentrale Thema des sytemati- 
schen internationalen Zusam- 
menbruchs immer noch meidet, 
verfolgt er auf dem Balkan, in 
Nahost, Asien und Nordafrika 
sowie in den Beziehungen mit 
den Supermächten Rußland und 
China eine Politik, die Gefahr 
läuft, den britischen Einfluß zu 
einem Ende zu bringen. Bevor 
der totale finanzielle Zusam- 
menbruch den Präsidenten zum 
Handeln zwingt, führt das Haus 
Windsor einen irregulären Krieg 
und inszeniert Terrorakte. 


Wie üblich wird der Gesichts- 
punkt der Briten vom amerikani- 
schen Einflußgiganten der Mo- 
narchie, dem ehemaligen Außen- 
minister Henry Kissinger, präzi- 
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se ausgedrückt. In seiner Rede 
auf der oberen bereits erwähnten 
RIIA-Konferenz bekräftigte Kis- 
singer seine langjährigen An- 
griffe auf die traditionelle ameri- 
kanische Außenpolitik erneut 
und bestand darauf, daß das 
»Gleichgewicht oder der Macht- 
ausgleich«, der in Amerika abge- 
lehnt wird, eingeführt wird. 


Henry Kissingers 
Absichtserklärungen 


Kissinger sprach speziell über 
Asien und meinte, »wir können 
über eine pazifische Gemein- 
schaft sprechen — wie wir das 
von Zeit zu Zeit tun — doch jeder, 
der die Beziehungen zwischen 
Japan, China, Korea, dem asiati- 
schen Teil Rußlands und auch 
Indien untersucht, muß zu der 
Ansicht gelangen, daß ihre Be- 
ziehungen in diesem Stadium 
untereinander eher den Bezie- 
hungen, die unter den Staaten 
Europas im 19. Jahrhunderts ge- 
herrscht haben, ähneln, als denen 
unter den Staaten Europas im 20. 
Jahrhundert.« 


Kissingers Bemerkungen spie- 
geln natürlich nicht objektive 
Tatsachen wider. Sie sind eine 
Absichtserklärung seiner Herren 
in Großbritannien, um sicherzu- 
stellen, daß Stabilität weder im 


pazifischen Raum noch anders- 
wo überhaupt eintritt. Zu diesem 
Zweck werden britische Hand- 
langer im internationalen separa- 
tistischen und terroristischen Un- 
tergrund jetzt entsendet, um irre- 
guläre Kriegsführung durchzu- 
führen, mit der entweder Kon- 
flikte geschaffen werden oder die 
Lösung von Konflikten durch 
gemeinsame Projekte wirtschaft- 
licher Entwicklung wie in Nah- 
ost verhindert werden. 


Der historische 
Hintergrund 


Zwischen der britischen Monar- 
chie und der Regierung der Ver- 
einigten Staaten herrscht heute 
wirklich so eine Art Krieg. Der 
Hintergrund für diesen Krieg 
geht zurück bis vor die Gründung 
der Vereinigten Staaten von 
Amerika - auf die Zeit von 1688 
— als die britische Krone versuch- 
te, das große Experiment von 
Republikanismus in Massachus- 
setts zu torpedieren. Und ohne 
Verständnis der Basis für diesen 
fundamentalen Konflikt zwi- 
schen der britischen Monarchie 
und den institutionalen Grund- 
lagen der Vereinigten Staaten 
kann man auch nicht verstehen, 
was dem scheinbar unabhängig 
davon auftretenden Terrorismus 
zugrundeliegt, der völlig außer 
Kontrolle in Gebieten auf dem 
afrikanischen und asiatischen 
Kontinent auftritt, ganz zu 
schweigen von Bereichen in 
Lateinamerika und Europa. 


Die britische Monarchie, die mit 
Methoden handelt, die sie von 
den Venezianern ererbt haben, ist 
der »primus inter pares« unter 
der weltweiten Oligarchie. Die 
britischen Herrscher betrachten 
es als »Überleben der Spezies«, 
Gefahren für ihre Macht, das 
Weltgeschehen zu kontrollieren, 
zu eliminieren. Sie würden es lie- 
ber sehen, daß eine Nation nach 
der anderen zerstört wird — und 
sogar die wirtschaftliche und 
kulturelle Zerstörung ihres eige- 
nen Grund und Bodens zulassen 
— als florierende, aufwärtstreben- 
de Republiken und Allianzen 
unter ihnen zuzulassen. 


Clinton erkannte den 
wahren Feind der USA 


Auf dieser Basis waren die Ver- 
einigten Staaten immer der 
Hauptfeind der britischen Mo- 


narchie. Die Vereinigten Staaten 
haben die Briten nicht nur in 
»drei Kriegen« geschlagen - im 
Unabhängigkeitskrieg, dem Krieg 
des Jahres 1812 und im Bür- 
gerkrieg — sondern die amerika- 
nische Republik steht ungeachtet 
dessen, wie korrupt ihre Führer, 
Menschen und Aktivitäten auf 
der Welt sind, für ein institutio- 
nelles Engagement für den 
Republikanismus, die Souveräni- 
tät einer Nation, geschaffen unter 
Gott, ein konstitutionelles Enga- 
gement für allgemeines Wohler- 
gehen und die Vorstellung, daß 
alle Menschen von ihrem Schöp- 
fer mit dem unveräußerlichen 
Recht auf Leben, Freiheit und 
Streben nach Glück ausgestattet 
worden sind. 


Ende des 19. Jahrhunderts schien 
es so, daß es der Monarchie 
gelungen war, dieses amerikani- 
sche Engagement von innen her- 
aus zunichtezumachen. Beson- 
ders nachdem Teddy Roosevelt 
Präsident geworden war, wurden 
die Verreinigten Staaten immer 
mehr zu einem Verbündeten des 
britischen Empire und ermög- 
lichten auf diese Weise die 
Durchsetzung _ oligarchischer, 
geopolitischer Ziele, Rassismus 
und Schuldeneintreibung. Doch 
die Briten waren sich der Tat- 
sache bewußt, daß diese Situa- 
tion instabil war, solange die 
amerikanische Integrität unter 
der Verfassung erhalten blieb. 
Sie wurden unter Präsident 
Franklin Delano Roosevelt uner- 
bittlich an diese Tatsache erin- 
nert, der den Mut hatte, den ras- 
sistischen Kolonialismus des bri- 
tischen Premierministers Win- 
ston Churchill herauszufordern. 


Präsident John F. Kennedy stell- 
te für die britische Geopolitik 
ebenfalls eine Herausforderung 
dar, doch er wurde im Zuge einer 
Welle von Ermordungen und 
Aufständen in den sechziger 
Jahren, die vom britischen Ge- 
heimdienst angestiftet worden 
waren, rasch zum Schweigen ge- 
bracht. 


Bis zum Auftauchen von Präsi- 
dent William Clinton sind die 
amerikanischen Präsidenten prak- 
tisch wieder gefügig gemacht 
worden. Clinton, der selbst in 
England zur Schule gegangen 
war und alle »richtigen« Clubs 
durchlaufen hatte, sollte ein wei- 
terer Speichellecker der Briten 
sein, doch er hat deutlich gezeigt, 
daß er verstanden hat, daß das 


britische Establishment den Ver- 
einigten Staaten feindlich geson- 
nen ist. Wenn sich Präsident 
Clinton angesichts seiner noch 
verbleibenden Macht dem anglo- 
philen Establishment in den 
Vereinigten Staaten, einschließ- 
lich dem Federal Reserve Sytem, 
widersetzen sollte, sehen die 
Briten allen Grund zu Be- 
fürchtungen. 


Venezianische 
Methoden 


Es war nie die britische oder ve- 
nezianische oder oligarchische 
Methode, einen Feind frontal zu 
nehmen, wenn eine solche Ent- 
blößung vermieden werden könn- 
te. Die Methode der Oligarchie 
ist die von Iago in Shakespeares 
»Othello«: versteckte Anspie- 
lungen, Verrat, Lügen, potentiel- 
le Verbündete gegeneinander 
auszuspielen. Es war diese Stra- 
tegie, die bei der Schaffung des 
angeblich religiösen Dreißigjäh- 
rigen Kriegs (1618 bis 1648) ver- 
wendet worden ist, der Mittel- 
europa für eine ganze Generaion 
zerstört hat und beim Hervor- 
rufen des Ersten Weltkriegs. Die 
Methode der Kriegsführung wur- 
de von dem verstorbenen deut- 
schen Rechtsprofessor und Gei- 
steswissenschaftler Professor Dr. 
Freiherr August von der Heydte 
als »irregulär« bezeichnet, weil 
sie ohne strenge Kampflinien 
durch Surrogate, Guerillas und 
mit massiver psychologischer 
Kriegsführung durchgeführt wur- 
de. 


Diese Methoden sind charakteri- 
stisch für den weltweiten briti- 
schen Krieg gegen die Ver- 
einigten Staaten heute. Die briti- 
sche Monarchie hat nie Men- 
schenleben respektiert und sie ist 
bereit, die Regierung Clinton bis 
zum letzten Bosnier, Afrikaner 
oder Asiaten zu bekämpfen. 

Einer der bemerkenswerten As- 
pekte der derzeitigen Phase die- 
ses Krieges spiegelte sich in der 
Rede von Prinz Charles auf der 
RIIA Chatham House Konferenz 
am 29. März wider. Charles hat, 
wie sein Vater Prinz Philip, er- 
hebliche Bemühungen in die kul- 
turelle Kriegsführung, besonders 
auf der sogenannten religiösen 
Front, gesteckt. Sie zielte größ- 
tenteils auf den Islam ab, wie 
Charles' Bemerkungen andeuten: 


»Britannien muß die Rolle der 
Brücke zwischen der islamischen 


US-Präsident Bill Clinton erklärte nach bitteren Erfah- 
rungen die »besonderen Beziehungen« zu London als 


beendet. 


Welt und dem Westen spielen. 
Es scheint mir, daß die »histori- 
schen Bindungen«, die Britan- 
nien traditionell mit den Mos- 
lems hatte, trotz dem ungeheuren 
Erfahrungspotential, das es über 
die moslemische Gesellschaft 
erworben hat, uns dafür qualifi- 
ziert, diese Rolle zu spielen, die 
Rolle der Brückenbauer und »In- 
terpreten« der Religion.« 


Die tatsächliche Bedeutung die- 
ser angeblichen — aber tatsäch- 
lich falschen —- Sympathie für den 
Islam zeigt sich in vielen Fall- 
studien in diesem Paket: 


Die Strategie britischer 
Geheimdienste 


Die britische Monarchie und ihre 
Denktanks sind über beide Ohren 
damit beschäftigt, terroristische 
Gruppen zu fördern, sowohl im 
Namen des Islam wie im Namen 
des kämpfenden Islam! Außer- 
dem fördert oder kreiert der kul- 
turelle Aspekt der Kriegsführung 
des Hauses Windsor terroristi- 
sche Gruppen unter anderen reli- 
giösen Gruppierungen oder anti- 
religiöse Gruppen. 


Die Realität ist, daß sie zwar vor- 
geben, dem Islam ihre Hand aus- 
zustrecken, doch daß die briti- 
schen Geheimdienste voll dabei 
waren, den blutigen Bürgerkrieg 
in Palästina, Algerien, Bosnien, 
Sudan und Pakistan — um nur 
einige wenige Orte zu nennen — 
zu schüren. Auf der anderen 
Seite waren es die Vereinigten 
Staaten, die versucht haben, den 
Dialog um konkrete Themen 
herum, die eine friedliche Ko- 
existenz, besonders wirtschaftli- 
che Entwicklung, ermöglichen, 
zu fördern. 


Das andere Kennzeichen der ve- 
nezianischen Methode ist es, um 
jeden Preis zu versuchen, die 
Autorität des Nationalstaates und 
die nationale Souveränität zu 
unterminieren. So orientieren 
sich die Methoden der Briten für 
die Lösung der Probleme ethni- 
scher Diskriminierung oder der 
Menschenrechtsmißbräuche aus- 
nahmslos daran, die nationale 
Regierung des jeweiligen Staates 
zu zerstören und — was nicht 
überrascht — die bereits existie- 
renden Konflikte noch zu ver- 
schlimmern. 

Man fühlt sich in diesem Zu- 


sammenhang an die britische 
Rolle im Kampf gegen die Skla- 
verei in den Vereinigten Staaten 
erinnert. Einerseits haben die 
Briten die Sklavenhalter in den 
Südstaaten und ihre Handels- 
kollegen im Norden auf finan- 
zieller und Geheimdienstebene 
stark unterstützt. Auf der anderen 
Seite waren sie auch die wichtig- 
sten Geldgeber und Propaganda- 
macher gegen die Sklaverei und 
verkündeten die Wilberforce Dok- 
trin in den dreißiger Jahren des 
19. Jahrhunderts und sponserten 
die Sklavenbefreiungs-Bewegung 
und so weiter. 


Im Falle des Kampfs um die 
Sklaverei ist es nicht schwer, die 
Methode in dieser angeblich 
widersprüchlichen Politik zu 
erkennen: die Briten versuchten 
die Vereinigten Staaten ausein- 
anderzubrechen und zu zer- 
stören. Es bedurfte intelligenter 
Führer — wie Frederick Douglass 
und Abraham Lincoln — um die 
emotionalen Fallen, die von der 
Kriegsführung des britischen 
Geheimdienstes gestellt wurden, 
zu vermeiden und um zu kämp- 
fen, um die nationalen Insti- 
tutionen zu erhalten, die nötig 
waren, um die Sklaverei zu 
beseitigen und für die ehemali- 
gen Sklaven eine Zukunft aufzu- 
bauen. 


Das weltweite 
Schlachtfeld 


Man kann erkennen, daß die irre- 
guläre Kriegsführung überall in 
Gebieten stattfindet, wo wichtige 
Wirtschaftsentwicklungsprojekte 
durchgeführt werden, die erfor- 
derlich sind, um den Zusam- 
menbruch umzukehren, der 
durch den Kollaps des internatio- 
nalen Finanzsystems verursacht 
wird. Sie folgen dem »Krisen- 
bogen«, den Kissinger und Zbig- 
niew Brzezinski in den siebziger 
Jahren skizziert hatten. Sie rei- 
chen bis nach Asien hinein, das 
am dichtesten bevölkerte Gebiet 
auf der Welt. 

Wenn die Rolle des britischen 
Geheimdienstes in diesem welt- 
weiten Krieg und der Widerstand 
der Patrioten auf der ganzen Welt 
erkannt wird, so kann das den 
Unterschied ausmachen zwi- 
schen dem Verlust von Hun- 
derten von Millionen Leben und 
der Schaffung der Bedingungen 
für eine gerechte, neue Wirt- 
schaftsordnung für alle Staaten. 
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Britannien 


Während 
sich die Krise 
verschlim- 
mert, werden 
seltene Wahr- 
heiten ausge- 
sprochen 


In Großbritannien kommt es zu erheblichen politischen Aufruhr. 
Innerhalb von Elitekreisen ist die Frage weniger »ob« als »wann« 
Premierminister John Major seinen Hut wird nehmen müssen 
und wahrscheinlich von Tony Blair von der Labour Party ersetzt 
wird. Einige Thatcheristen, darunter der Schriftsteller Paul 
Johnson und der Chefspendensammler der Tory-Party Lord 
McAlpine, sind entweder auf den Zug aufgesprungen und haben 
sich offen für Blair ausgesprochen oder haben empfohlen, daß die 
Torys die Macht aufgeben und für eine Anzahl von Jahren wie- 


der Oppositionspartei werden. 


Der Tumult, der durch das bevor- 
stehende Ende der Thatcher-Ma- 
jor Ara zustandekam, verschlim- 
mert sich noch durch die Krise, 
die einige von Britanniens altein- 
gesessensten Institutionen trifft, 
darunter der jüngste Zusammen- 
bruch der Barings Bank und die 
derzeit von Krisen geschüttelte 
Versicherungsgesellschaft Lloyds. 
Diese Ereignisse sind symptoma- 
tisch für die weltweiten Trends in 
Richtung Zerfall des von Spe- 
kulation durchsetzten Finanz- 
systems, von denen die City of 
London seit langem eines der 
Hauptbollwerke ist. 


Unter solchen Bedingungen be- 
stand eine Reaktion der briti- 
schen Elite darin, die Instabilität 
und die Spannungen weltweit zu 
erhöhen. Doch es gibt da auch 
noch ein anderes Phänomen. Der 
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Konsens über wichtige histori- 
sche, strategische und philoso- 
phische Fragen, der innerhalb 
des Establishments über einen 
großen Zeitraum existiert hat, 
zeigt Risse. Bestimmte einfluß- 
reiche Leute in Britannien fühlen 
sich dazu ermutigt, Wahrheiten 
auszusprechen, die lange vergra- 
ben waren oder in »angesehe- 
nen« Kreisen normalerweise als 
Tabu angesehen werden. 


Der Nazismus begann 
mit einer Hand voll 
cleverer Engländer 


In der Londoner Wochenzeitung 
»Sunday Telegraph« - dem 
Sprachrohr der Hollinger Corpo- 
ration — vom 30. April hieß es 
beispielsweise in einem Kom- 
mentar von Mary Kenny über die 


bevorstehenden Feierlichkeiten, 
die anläßlich des Siegs über den 
Nazismus in Europa am 8. Mai 
überall stattfanden, daß die Ten- 
denz der Briten, den Nazismus 
allein dem »deutschen Charak- 
ter« zuzuschreiben dahingehend 
berichtigt werden müsse, daß es 
sich bei dem Nazismus selbst 
weitgehend um das Produkt der 
»britischen« rassistisch-eugeni- 
schen Theorien handelt. Diese 
Argumentation steht der jahre- 
langen britischen Propaganda 
entgegen, derzufolge der Nazi- 
Holocaust als Funktion der soge- 
nannten »deutschen Kollektiv- 
schuld« dargestellt wurde. Mrs. 
Kenny hat gezeigt, daß Hitler 
aufgrund der britischen Inter- 
essen überhaupt erst an die 
Macht kam und daß sie so weit 
ging, wie sie es tat, zeigt, welch 
politische Raufereien derzeit in 
Großbritannien stattfinden. 


Ihr Artikel trug die Überschrift 
»Wie der Nazismus durch briti- 
sche Theorien geschürt wurde«. 
Sie schrieb: »Die meisten Men- 
schen würden zustimmen, daß 
eines der Ziele für die Feier- 
lichkeiten zum Sieg über Nazi- 
deutschland darin besteht, zu 
geloben, daß so etwas nie wieder 
passieren sollte. Doch der Na- 
tionalsozialismus... war nicht ein 
einfaches Phänomen, das auf 
eine einzelne Ursache zurückzu- 
führen ist. Noch kann er lediglich 
den eigenartigen Merkmalen der 
Deutschen zugeschrieben wer- 
den... Die Wahrheit ist, daß eine 
wichtige Komponente beim Auf- 
stieg der Nazi-Ideologie aus 
England selbst kam: die Eugenik, 
die die gesamte Struktur der 
Rassentheorie untermauert hat.« 
Sie behauptete, daß »vier Eng- 
länder für die Bekanntmachung 
der Theorie verantwortlich wa- 
ren, die später von den Nazis 
übernommen wurde und derzu- 
folge einige höherstehende Men- 
schen leben und sich fortpflan- 
zen durften, während einige 
niedrige Menschen die Gesell- 
schaft durch ihre Gene verseuch- 
ten.« 


Survival 
of the fittest 


Der erste dieser vier ist Charles 
Darwin, der den »Sozial-Darwi- 
nismus« hervorgebracht hat, das 
heißt, das Konzept des »Survival 
of the fittest«. Mrs. Kenny zufol- 
ge war »Francis Galton der zwei- 
te Mann, der die von den Nazis 


übernommenen Theorien ver- 
breitet hat. Er war der Begründer 
der Wissenschaft der Eugenik«. 
Nachdem sie einige seiner gei- 
steskranken »eugenischen« Ideen 
skizziert hat, schrieb Mrs. Ken- 
ny, daß Gott mit Francis Galton 
ein lustiges Spiel getrieben hat 
und ihn unfruchtbar machte; 
seine Vorstellung von einer 
Aristokratie der Gehirne läßt 
einen auch dankbar sein, daß die 
britische Aristokratie so etwas 
nicht ist«. 


Ihr dritter Schuldiger ist Karl 
Pearson, ein Bewunderer von 
Karl Marx, der der Fabian-So- 
ciety um Bernard Shaw und 
Beatrice und Sydney Webb 
nahestand. Seine Idee war ein 
»Sozial-Imperalismus«: daß ein 
Staat nur dann vorwärtskommen 
kann, wenn »die bessere Rasse« 
blüht und gedeiht.« Er meinte, 
daß Britannien vor der Jahrhun- 
dertwende wegen der sich aus- 
breitenden Gene der »Gewohn- 
heitsverbrecher, der Berufsland- 
streicher, der Tuberkulosekran- 
ken, der Geisteskranken, der gei- 
stig Behinderten, der Alkoho- 
liker, der von Geburt an oder 
wegen Exzessen Kranken vor 
dem Niedergang stehe.« 
Pearson, meinte sie, hatte auf die 
Deutschen einen großen Einfluß, 
ebenso wie Houston Chamber- 
lain, »der als einer der ersten die 
deutschen Rassentheoretiker mit 
seinem Begriff von dem domi- 
nierenden Volksstaat inspirierte, 
der wegen seiner höheren geneti- 
schen Gaben dominiert. Er setzte 
die Theorie in Umlauf, daß Arier 
zum Herrschen geboren seien 
und glaubte, daß die Deut- 
schen die höchste Form der Arier 
repräsentierten.« 


Kenny meinte, die vier seien 
keine verrückten Außenseiter ge- 
wesen, sondern lagen in der 
Hauptströmung eines Trends des 
britischen Establishment: »Die 
Theorien einer höheren Rasse 
und von eugenischer Vortreff- 
lichkeit wurden von einer großen 
Anzahl angesehener Leute unter- 
stützt -— von Winston Churchill 
bis zu den Haldanes und den 
Huxleys, darunter leider auch 
einige Juden. Die Nazis machten 
sich die ganzen Richtlinien der 
Eugenik zunutze und machten 
sie zur Hauptstütze ihrer ver- 
haßten Ideologie der Rassen- 
überlegenheit und des lebensun- 
werten Lebens. Das erste Opfer 
der Nazi-Todeslager waren gei- 
stig behinderte Kinder.« 


Wenn die Briten bei den bevor- 
stehenden Feierlichkeiten zum 8. 
Mai darauf beharrten, daß »so 
etwas nie wieder passieren darf«, 
meinte sie, »müssen wir uns be- 
wußt sein, daß es nicht mit 
Sturmtruppen begonnen hat, die 
im Stechschritt durch Europa 
marschierten: es begann mit 
einer Handvoll cleverer Eng- 
länder, die die Idee entwickelten, 
daß einige Gene besser sind als 
andere«. 


Die Freundschaft 
zwischen Churchill 
und Mussolini 


Während sich der 50. Jahrestag 
der Niederlage der Nazis nähert, 
würde man erwarten, daß die 
Briten Winston Churchill enthu- 
siastisch unterstützen — den 
Mann, um den sich im Hinblick 
auf seine scheinbar so beharrli- 
che Führung in »der Zusam- 
menführung der Bevölkerung zur 
Besiegung der Gefahr Hitlers« so 
viele Mythologien gerankt ha- 
ben. Doch das genaue Gegenteil 
ist geschehen. 


Am 29. April veröffentlichte die 
Londoner »Times« neue Ent- 
hüllungen von italienischen Hi- 
storikern, aus denen hervorgeht, 
daß der italienische Diktator 
Benito Mussolini von britischen 
Geheimdienstagenten getötet wur- 
de, so daß er keine Details mehr 
über seine enge Beziehung zu 
Churchill enthüllen kann. Die 
Freundschaft mit Mussolini straft 
Churchills »freiheitsliebendes« 
Image sicher Lügen. 


Die Zeitung berichtete über die 
Arbeit des Historikers Franco 
Bandini, der behauptet, daß Mus- 
solini »von englischen Agenten 
erschossen wurde, damit er 
nichts mehr über die geheimen 
Verhandlungen erzählen kann, 
die er mit Churchill geführt hat«. 
Die »Times« zitierte auch die 
Arbeiten von Journalisten für die 
italienische Zeitschrift »Panora- 
ma«, die beharrlich die Meinung 
vertraten, daß bei Mussolinis 
Verhaftung »zwei Koffer voll 
mit Dokumenten über seine 
Verhandlungen mit Churchill. 


Sie wurden zunächst zum Rat- 
haus Dongo gebracht und dann in 
ein Gasthaus, das Albergo Baz- 
zoni, in der nahegelegenen Stadt 
Tremezzo. Nachdem der briti- 
sche Geheimdienst von der Fest- 
nahme des Diktators erfahren 


hatte, gab er offiziell die Mei- 
nung der Amerikaner wieder, 
daß Mussolini wegen Kriegsver- 
brechen vor Gericht gestellt wer- 
den sollte. »Doch die Existenz 
der Churchill-Mussolini Papiere 
in den Händen des Duce rechtfer- 
tigt mehr als einen kleinen Zwei- 
fel an den britischen Motiven«, 
behauptet die Zeitschrift. »War es 
Zufall, daß das Albergo Bazzoni 
am 30. April von zwei Flug- 
zeugen der britischen Royal Air 
Force bombardiert wurde und 
Dutzende von Toten und Ver- 
wundeten zurückließ?'« 


Ein korruptes 
Geschäft 


Diese Geschichte kreuzt sich mit 
einer Kontroverse, die jetzt in 
Großbritannien darüber entstan- 
den ist, daß die Familie Churchill 
die privaten Papiere des verstor- 
benen Winston für 18 Millionen 
Dollar an Britanniens National 
Heritage Lottery verkauft hat. 


Das Geschäft wurde von briti- 
schen Kritikern richtigerweise 
als eine Art und Weise kritisiert, 
wie man solchen Churchill- 
Nachkommen wie dem derzeiti- 
gen konservativen Parlaments- 
mitglied Winston Churchill II. zu 
neuem, märchenhaften — und 
nicht verdientem -— Reichtum 
verhilft und als grober Miß- 
brauch öffentlicher Gelder. 


Der Leiter der Lottery ist Lord 
Jacob Rothschild, ein Geschäfts- 
partner von George Soros, Sir 
Jimmy Goldsmith und anderen 
verufenen Charakteren. 


Als das korrupte Geschäft be- 
kannt wurde, gab Winston II. ei- 
ne Erklärung heraus und sagte 
darin, daß »selbssüchtige Immi- 
granten« mit »hungrigen Mäu- 
lern und Bäuchen auf Bananen- 
booten« nach Britannien kom- 
men wollten. Diese Worte beleb- 
ten die Kontroverse neu, die er 
im Mai 1993 in Gang gesetzt 
hatte, als er behauptete, die briti- 
sche Lebensart würde von einem 
»unbarmherzigen Strom« von 
Menschen von dem indischen 
Subkontinent untergraben. 


Der Londoner »Guardian« be- 
tonte am 29. April richtigerwei- 
se, daß sich Winston II. in Ein- 
klang mit der Tradition seines 
rassistischen Großvaters befin- 
det, der die Inder einst als »die 
ekelhaftesten Menschen auf der 


Welt« bezeichnete, »die gleich 
nach den Deutschen kommen«. 


Ja - die »Dreier- 
Entente« existiert 


Elemente der Wahrheit über an- 
dere strategische Realitäten be- 
ginnen ebenfalls aufzutauchen. 
Beispielsweise hatten wir die 
Bedeutung der Dreier-Entente- 
Beziehung zwischen Britannien, 
Frankreich und Rußland vor dem 
Ersten Weltkrieg als ein heutiges 
geopolitisches Modell für briti- 
sche Denker und deren Epigonen 
wie Henry Kissinger betont, die 
versuchen, den zunehmend enge- 
ren Beziehungen zwischen der 
Regierung Clinton und Deutsch- 
land entgegenzutreten. 


Und siehe da: ein britischer 
Kommentator, der für die Hol- 
linger-Zeitungskette arbeitet, er- 
zählte auf einer Konferenz über 
den Balkan, daß die Planung 
einer solchen Achse jetzt genau 
das Ziel der im britischen Au- 
ßenministerium konzentrierten 
Politik der Londoner Elite ist. 


In der Woche vom 17. April fand 
in Ankara eine Konferenz über 
Bosnien-Herzegowina statt mit 
dem türkischen Präsidenten Su- 
leyman Demirel und Vizepre- 
mierminister Hikmet Cetin als 
Gastgeber. Ein Sprecher auf die- 
ser Konferenz war Noel Mal- 
colm, der für die der Hollinger 
Corporation gehörenden Zeit- 
schriften »Daily Telegraph« und 
»Spectator« schreibt. 


Der bosnischen Nachrichtenagen- 
tur TRWA zufolge sprach er über 
die »inoffizielle, doch fest erneu- 
erte Allianz zwischen Britannien, 
Frankreich und Rußland« und 
sagte, daß die Aktionen von Paris 
und London von einer »pani- 
schen Bemühung, den deutschen 
Einfluß in Europa zu begrenzen« 
herrühren. 


Als Beispiel dafür, wie das funk- 
tioniert, berichtete Malcolm, daß 
der französische Verteidigungs- 
minister Francois L£otard nach 
dem Massaker auf dem Markt in 
Sarajewo am 5. Februar 1994 an 
seinen russischen Kollegen Pavel 
Gratchow - L£otard weilte zu 
dem Zeitpunkt gerade in Moskau 
— appelliert hätte, die französi- 
schen und russischen Bemü- 
hungen zu vereinen, »um die 
bosnische Politik der Vereinigten 
Staaten zu stoppen«. 


Ein zweites Beispiel ist ein ver- 
trauliches Dokument des briti- 
schen Außenministeriums aus 
dem Jahre 1993, in dem der 
wichtige »russische Beitrag« 
beim Widerstand gegen die ame- 
rikanische Initiative zur Auf- 
hebung des Waffenembargos ge- 
gen Bosnien betont wird. In dem 
Dokument wird versichert, daß 
die Briten und Franzosen es sich 
leisten könnten, zu diesem The- 
ma diplomatisch »reserviert« zu 
bleiben, da mit dem Veto der 
Russen das erreicht würde, was 
nötig ist. 


Malcolm wurde auf der Kon- 
ferenz von anderen Briten unter- 
stützt, die gegen die Politik der 
britischen Regierung auf dem 
Balkan sind, darunter dem Hi- 
storiker aus Oxford, Norman 
Stone. 


Durch die Welt des britischen 
Geheimdienstes geht ebenfalls 
ein Zittern. In seiner jüngsten 
Ausgabe hat die linke Außen- 
seiter-Zeitschrift »Lobster« ei- 
nen Artikel veröffentlicht, in 
dem die britische Presse wegen 
ihrer unaufhörlichen Angriffe 
gegen Präsident Clinton ange- 
griffen wird. Dabei werden Ein- 
zeltäter wie Ambrose Evans- 
Pritchard vom Londoner »Sun- 
day Telegraph«, der Chef der 
Hollinger Corporation, Conrad 
Black, und der ehemalige Her- 
ausgeber der Londoner »Times«, 
Lord William Rees-Mogg beson- 
ders herausgestellt. Wir haben 
über die Rolle dieser drei in den 
verschiedenen Kampagnen ge- 
gen Clinton ständig berichtet. 


Der Herausgeber Stephen Dorril 
schrieb: »Eine der seltsamsten 
und längsten Mediensagas war 
die Jagd der britischen Presse auf 
Bill Clinton. Es waren die briti- 
schen Zeitungen, vor allem der 
»Telegraph«, eindeutig auf Be- 
treiben des Kanadiers Conrad 
Black, und dann ihm dicht auf 
den Fersen, die im amerika- 
nisch/australischen Besitz ste- 
hende »Sunday Times«... 


Die amerikanische Presse hat die 
Geschichten schließlich aufge- 
griffen, nachdem sie in Britan- 
nien »ans Licht< gekommen wa- 
ren.« Sie waren vorwiegend das 
Produkt des »Telegraph« von 
Ambrose Evans-Pritchard, der 
sich hauptsächlich auf das Ma- 
terial berief, das von Randgrup- 
pen der extremen Rechten der 
Republikanischen Partei kam. I 
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Britannien 


Die Ziele 

des britischen 
Geheim- 
dienstes 


Der Bombenanschlag auf ein US-Bundesgebäude in Oklahoma 
City vom 19. April zeigt, daß die Unruhen, die die Institutionen 
der Welt durch den bevorstehenden Finanzkollaps erschüttert 
haben, nun seismische Proportionen erreicht haben. Das Bom- 
benattentat ist, wie Präsident William Clinton sagte, »ein Kriegs- 
akt«. In diesem Krieg geht es darum, ob die Weltführer in der 
Lage sein werden, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um ein 
neues Währungssystem einzurichten, mit dem der Übergang von 
dem derzeitigen finanziellen Kollaps zur weltweiten wirtschaftli- 
chen Umstrukturierung geschafft werden kann oder ob die 
Finanzkrise zum Chaos und zum Zerfall der Nationalstaaten und 


Institutionen führen wird. 


Der britische Geheimdienst, der 
im Namen der Welt-Oligarchie 
arbeitet, in der die britische Kö- 
nigsfamilie »primus inter pares« 
ist, ist entschlossen, der Welt die 
zweite Option zu bringen. In den 
Monaten vor dem Bombenan- 
schlag vom 19. April löste der 
britische Geheimdienst mit sei- 
nen Helfern weltweit eine irre- 
guläre Kriegsführung mit bei- 
spiellosen Akten terroristischer 
Gewalt und erfolgreichen oder 
versuchten Mordanschlägen in 
den Hauptstädten der Welt aus. 


Das Ziel 
der Aktionen 


Ziel dieser »Spannungsstrategie« 
ist es nicht, in dieser oder jener 
speziellen Politik in den jeweili- 
gen Ländern einen Gewinn zu 
verzeichnen; Ziel ist es, jede 
Institution zu zerstören oder zu 
lähmen, die die Fähigkeit oder 
die mögliche Fähigkeit besitzt, 
unabhängige Maßnahmen zu er- 
greifen oder den Drang der Oli- 
garchie zu einer weltweiten 
Götterdämmerung abzuwenden 
oder zu behindern. 


Das primäre Ziel des britischen 
Geheimdienstes ist der Präsident 
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der Vereinigten Staaten, Bill 
Clinton, der die »besondere Be- 
ziehung« zu Großbritannien ge- 
löst hat. Die »Forderung« hinter 
dem Bombenattentat von Okla- 
homa City wurde am 1. April von 
Otto von Habsburg, dem Thron- 
erben des österreichisch-ungari- 
schen Reichs, geliefert. Am 1. 
April machte er Clintons Au- 
Benpolitik schlecht und forderte, 
daß der selbsternannte britische 
Einflußagent Henry Kissinger 
die Verantwortung für die US- 
Außenpolitik übernehmen solle. 


»Es ist unsere große Trägödie, 
daß nicht Henry Kissinger in die- 
sem Moment die amerikanische 
Außenpolitik lenkt«, sagte Otto 
von Habsburg. 


Die Zielscheibe 
heißt Tokio 


In zweiter Linie sind die Ver- 
bündeten oder potentiellen Ver- 
bündeten von Präsident Clinton 
die Zielscheibe, die Maßnahmen 
zur währungspolitischen Um- 
strukturierung unterstützen wür- 
den. 


Eine dramatische Eskalation von 
Britanniens weltweiter Kriegs- 


führung ereignete sich am 20. 
März, als in der Tokioer U-Bahn 
Giftgas freigesetzt wurde. Der 
Terroranschlag fand auf dem 
Höhepunkt der Berufsverkehrs- 
zeit an der U-Bahnstation Ka- 
sumigaseki statt, die in dem Be- 
reich fährt, wo sich die meisten 
Regierungsgebäude befinden. 


Wie ein japanischer Kriminologe 
meinte: »Wir können annehmen, 
daß diese Leute (die Täter) den 
maßgeblichen Regierungsstellen 
eine klare Botschaft schicken 
wollten.« 


Der Anschlag in Japan findet an 
einem Punkt statt, wo Britannien 
daran arbeitet, die langjährige 
Allianz zwischen Japan und den 
Vereinigten Staaten zu zerbre- 
chen und Japan in den Ein- 
flußbereich Großbritanniens zu 
bringen, so wie es auch in der 
Zeit geschehen ist, die zum 
Ersten Weltkrieg führte. Inner- 
halb eines Monats nach dem 
Anschlag von Tokio fanden in 
Japan zwei weitere Giftgasan- 
schläge statt — der letzte am 19. 
April in Yokahama. 


Als Verdächtige wurde die budd- 
histische Sekte Aum Adikhari in 
Japan genannt, die eine interna- 
tionale Anhängerschaft hat und 
ein Verwahrungsort für Milli- 
onen von Dollar an »heißem 
Geld« sein soll. Führer der Sekte 
wurden von dem buddhistischen 
Guru aus Tibet, Dalai Lama, 
geschult, einem bekannten Hel- 
fer des britischen Geheimdien- 
stes mit engen Bindungen zu 
Prinz Philips World Wide Fund 
for Nature. 


Der Anschlag selbst und das 
Auftreten der Aum-Sekte im 
Zusammenhang mit dem Terror 
hatte explosive Auswirkungen 
auf die japanischen Insitutionen. 
Es wurden sofort Versuche unter- 
nommen, die Untersuchungen zu 
vereiteln. Am 30. März wurde 
Takaji Kunimatsu, der Direktor 
von Japans nationaler Polizei- 
behörde, der die Ermittlungen in 
dem ersten Giftgasanschlag leite- 
te, vor seinem Haus angeschos- 
sen und schwer verletzt. 


Am 24. April wurde der Chef der 
Aum-Sekte für die »Wissen- 
schafts- und Technologie-Ein- 
heit«, Hideo Murei, in einem 
Vorfall, der an den Mord an Lee 
Harvey Oswald am 24. No- 
vember 1963 durch Jack Ruby 
erinnerte, während einer Presse- 


konferenz vor den Augen von 
Millionen japanischer Fernseh- 
zuschauer erstochen. Der Kopf 
der Sekte ist immer noch auf frei- 
em Fuß. 


Die Zielscheibe ist auch 
Deutschland 


In der letzten Woche wurde 
Deutschland, das Clinton zum 
wichtigsten strategischen Partner 
der Vereinigten Staaten auserko- 
ren hat, erneut von Gewaltakten 
der grünen Terroristen heimge- 
sucht. Tausende von Atomwaf- 
fengegnern kämpften mit der 
Polizei, um den Antransport von 
Atommüll zu einem Lager in der 
Nähe Hannovers zu verhindern. 
Am 24. April gelang es den 
Grünen, den Betrieb auf sechs 
Eisenbahnlinien zu stoppen, in- 
dem sie die Stromleitungen her- 
unterrissen. 


Am 23. April entkam der 
CDU-Bundestagsabgeordnete 
Theo Blank nur knapp einem An- 
schlag, als eine Bombe in seinem 
Haus in Düsseldorf explodierte. 
Nachrichtendiensten zufolge soll 
die Bombe von einer »linken 
Organisation« gelegt worden 
sein. 


Doch neue Enthüllungen über 
den Mord an Detlef Karsten 
Rohwedder — dem damaligen 
Chef der Berliner Treuhand- 
gesellschaft -— vom April 1991 
weisen auf die wahrscheinlichere 
Beteiligung von Geheimdienst- 
behörden hin. Der Mord an 
Rohwedder wurde der Rote Ar- 
mee Fraktion (RAF) zugeschrie- 
ben, doch wie jetzt enthüllt wur- 
de, soll er eher das Ergebnis einer 
Entsendung von »spetsnaz« 
(Sonderstreitkräften) durch Über- 
reste des ostdeutschen Geheim- 
dienstes STASI gewesen sein, 
die ihrerseits enge Bindungen 
zum britischen Geheimdienst 
hatten. 


Zielscheibe Pakistan 
und Philippinen 


Ebenfalls unter Belagerung ste- 
hen zwei Verbündete der Ver- 
einigten Staaten in Asien: Pa- 
kistan und die Philippinen. Am 
20. April haben diese beiden 
Länder einen Vertrag zur ge- 
meinsamen Bekämpfung von 
Terrorismus und Drogen unter- 
zeichnet, da beide Zielscheibe 
des »Afghantsi«-Netzwerkes ge- 
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wesen sind. Beide Länder koope- 
rierten bei der Festnahme von 
Ramzi Ahmad Yousef, der wegen 
Verdachts auf Beteiligung an 
dem Bombenanschlag auf das 
World Trade Center im Jahre 
1993 gesucht wird. Diese Dro- 
gen-Terror Netzwerke, die in 
London ihre Unterstützungsbasis 
haben, haben daran gearbeitet, 
um Pakistan für Premiermini- 
sterin Benazir Bhutto unregier- 
bar zu machen, die im April in 
die Vereinigten Staaten gekom- 
men ist, um engere Bindungen zu 
Washington sowie die Streichung 
des Pressler-Zusatzartikels anzu- 
streben, unter dem Pakistan Mi- 
litärhilfe oder die Lieferung von 
F-16 Kampfflugzeugen verwei- 
gert wurde, die das Land bereits 
gekauft und bezahlt hat. 


Kurz vor dem Besuch von Papst 
Johannes Paul II. auf den Phi- 
lippinen im Februar, wurden 
»Afghantsi«-Netzwerke in Ma- 
nila verhaftet, die die Ermordung 
des Papstes geplant hatten. Mit 
ihnen verbundene Netzwerke 
haben auf den philippinischen 
Inseln ebenfalls Chaos angerich- 
tet. 

Auch das Leben der Weltführer 
ist in Gefahr. Einen Tag nach 
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HIN ZU NEUEN WELTEN — 


die Geschichte der 
deutschen Raumfahrtpioniere 


Die ersten Schritte des Menschen auf den Mond 
werden, wenn der grüne Zweckpessimismus ein- 
mal verflogen ist, als eine der größten Leistun- 
gen des 20. Jahrhunderts anerkannt werden. 

Das Zeitalter der Raumfahrt begann mit der Ent- 
wicklung und dem Start der A-4 vor 50 Jahren. 
Die Bedeutung dieser Tat können auch Leute 
nicht schmälern, die mit politischen Hinterge- 
danken die Weltraumpioniere aus Peenemünde 
als Kriegsverbrecher und Nazis verleumden wol- 


Marsha Freeman erzählt die lebendige und begei- 
sternde Geschichte der Männer, die mit der 
A-4 (V-2) die erste Rakete entwickelten, welche 
den Dunstkreis der Erde verließ, die in den USA 
weiterarbeiteten und den ersten Menschen zum 
Mond und sicher wieder zurück brachten. 


dem Bombenattentat in Okla- 
homa City — am 20. April - ex- 
plodierte eine Bombe vor dem 
Gerichtsgebäude in Charlottes- 
town, Prince Edward Island in 
Kanada. Niemand hat für diesen 
ansonsten völlig unerwarteten 
Vorfall die Verantwortung über- 
nommen. 


Erhöhte Sicherheit 
für Weltfüher 


Die Bombenattentate haben aller- 
dings zu erhöhten Sicherheits- 
vorkehrungen für die Staats- 
männer der Industrienationen der 
Gruppe der Sieben, die sich im 
Juni in Halifax, Nova Scotia, 
Kanada, treffen sollen, geführt. 
Am 25. April veröffentlichte der 
»Globe and Mail« Sicherheits- 
details über den bevorstehenden 
Gipfel. Ohne auf den Zwischen- 
fall von Prince Edward Island 
Bezug zu nehmen, zitierte das 
Blatt die Royal Canadian 
Mounted Police und berichtete, 
daß ein zwei Meter hoher Beton- 


und Drahtzaun im Umkreis von 


einem Kilometer um den 
Tagungsort herum gezogen 
werde. Militärhelikopter und 
Patrouillenboote werden statio- 


niert, um Boote und Flugzeuge, 
die sich dem Ort nähern, zu stop- 
pen. Außerdem werden viele der 
57 Geschäfte in der Nähe des 
Tagungsortes geschlossen wer- 
den. Sämtliche Briefkästen und 
Zeitungsverkaufsstände werden 
entfernt. 


In Südkorea hat die Kombination 
von Terrorismus in Tokio und 
Bombenattentat in Oklahoma das 
Land in einen erhöhten Alarm- 
zustand versetzt, so verkündete 
ein Sprecher für Präsident Kim 
Young-sam am 22. April. Ver- 
stärkte Untersuchungen werden 
wegen »der Idee, daß die Mög- 
lichkeit extremistischer An- 
schläge auf viele und unbe- 
stimmte Personen in unserem 
Land besteht« an Flughäfen und 
Häfen durchgeführt. 


In Japan hat Premierminister 
Tomiichi Murayama nach dem 
Anschlag auf den Direktor der 
nationalen Polizei zusätzliche 
Sicherheitsvorkehrungen in den 
Wohnungen von Regierungs- 
ministern und allen Beamten, die 
an der Untersuchung des Gasan- 
schlags von Tokio beteiligt sind, 
angeordnet. Murayamas eigene 
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Sicherheitsabsperrung wurde am 
l. April von einem Mann durch- 
brochen, der behauptete, ein 
Mitglied einer »rechten Organi- 
sation« zu sein. 


Auch in der Türkei kamen Sor- 
gen über die Sicherheit auf. Die 
Regierung Clinton hat das Land 
vor kurzem als »einen unschätz- 
baren Verbündeten in der Re- 
gion« bestätigt. Am 20. April, 
einem Tag nach dem Bomben- 
anschlag von Oklahoma, hat die 
türkische Polizei in Istanbul 21 
Menschen wegen eines Mord- 
komplotts an Premierministerin 
Tansu Ciller verhaftet, die zu 
dem Zeitpunkt zu einem offiziel- 
len Besuch in Washington weilte. 
Die Polizei soll Agenturberichten 
zufolge eine Handskizze von 
ihrer Privatresidenz in Instanbul 
und eine große Anzahl von Ge- 
heimdienstberichten der Gruppe 
beschlagnahmt haben. 
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« Hermann Oberth, Vater der 
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« „Die Schlacht der vielen Formeln“ 

« Peenemünde 

« Wie aus der A-4 die V-2 wurde 

« Operation Paperclip 

« Das Raumfahrtzeitalter beginnt 
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Haus Windsor 


Eskalation 
im Krieg 
gegen die 
Vereinigten 
Staaten 


Auch wenn es trotz des Medienrummels bei weitem noch zu früh 
ist, definitive Schlußfolgerungen darüber zu ziehen, wer die letzt- 
endliche Verantwortung für den Bombenanschlag auf ein öffent- 
liches Gebäude in Oklahoma City am 19. April trägt, sind im Zu- 
sammenhang mit dem Bombenanschlag und einer jüngsten Serie 
von Angriffen irregulärer Kriegsführung gegen die Vereinigten 
Staaten und verbündete Länder doch eine Reihe von Beweisen 
aufgetaucht. Aus diesen Beweisen geht hervor, daß die jüngste 
Welle von »blindem Terrorismus« der derzeitigen Offensive ent- 
spricht, die vom britischen Haus Windsor und dem Club of the 
Isles gegen Clinton, die Vereinigten Staaten und die zerbrechli- 
che Konfiguration von Nationalstaaten, die ihnen zur Seite ste- 


hen, geführt wird. 


Drei Kategorien von Beweisen 
tragen zu dieser vorläufigen Be- 
urteilung bei. Erstens, zeigt eine 
Art globale Schadenfreude über 
den Anschlag in Oklahoma, die 
sich durch die führenden Nach- 
richtenmedien der City of Lon- 
don zieht, insbesondere im Zu- 
sammenhang mit der Krise, in 
die Clinton dadurch gestürzt ist, 
daß die jüngsten Terroranschläge 
mit dem nachgewiesenen Angriff 
der Briten gegen Clinton in Ein- 
klang stehen. Zu diesem Angriff 
gehören Bemühungen, falsche 
Skandale über den Präsidenten 
zu fabrizieren, heftige Angriffe 
gegen die Präsidentenfamilie und 
das Weiße Haus zu schüren und 
jetzt einen ganzen Sommer lang 
bürgerliche Unruhen in ganz 
Amerika auszulösen. 


Ein Klima 
großer Paranoia 


Zweitens, sind Mitglieder des 
Club of the Isles, darunter Per- 
sonen des britischen Geheim- 
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dienstes wie Lord William Rees- 
Moog und Ambrose Evans-Prit- 
chard, und solche Organisationen 
wie die Anti-Defamationsliga 
von B'nai B'rith (ADL), das Cult 
Awareness Network, das Sou- 
thern Poverty Law Center und 
Cambridge Political Research 
Associates nachweisbar darin 
verwickelt, ein Klima großer Pa- 
ranoia zu inszenieren, das zu dem 
Bombenanschlag in Oklahoma 
City führte. Dies zeugt nicht nur 
von einer starken Beteiligung 
von durch die Windsors gelenk- 
ter Schlagkraft; ihre Rolle ent- 
spricht auch genau der NATO- 
»Spannungsstrategie«, bei der 
die Methoden der »Bande gegen 
Gegenbande« angewendet wer- 
den, die von General Frank Kit- 
son vom Londoner Tavistock In- 
stitut in den fünfziger Jahren in 
Kenia bei der Rebellenabwehr- 
kampagne gegen die Mau Mau 
angewendet worden sind. 


Wie von uns berichtet wurde, ist 
die Art von Destabilisierung im 
Stile von Kitson, die jetzt in den 


Vereinigten Staaten im Gange 
ist, als Teil der Kampagne der 
Briten nach dem Zweiten Welt- 
krieg entwickelt, mit der sie die 
Kontrolle über ihre ehemaligen 
Kolonien wiedererlangen wollen 
und bei der der World Wide 
Fund for Nature (WWF) als ein 
führendes Instrument eingesetzt 
wird. 


Drittens, weisen Informationen, 
die bisher über das Milieu veröf- 
fentlicht wurden, aus dem die 
Attentäter von Oklahoma City 
kamen, stark darauf hin, daß der 
Apparat von Verbrecherspionage 
und paramilitärischen Akteuren 
der Reagan-Bush-Ara, die sich in 
dem Team der »geheimen Pa- 
rallelregierung« des Iran-Contra 
Skandals unter Führung von 
Bush und Oliver North befanden, 
bei den jüngsten Angriffen irre- 
gulärer Kriegsführung eine Rolle 
gespielt haben könnten. Die Tat- 
sache, daß dieser Apparat, be- 
kannt als »die Asteroiden«, einen 
neuen sezessionistischen Auf- 
stand gegen die US-Regierung 
schürt, ist nur ein Hinweis unter 
vielen dafür, daß dieser Apparat 
mit dem Club of the Isles bei sei- 
nem Angriff gegen den Präsi- 
denten unter einer Decke steckt. 


Parallelen zum 
Kennedy-Mord 


Die Ursprünge dieser derzeit 
aktiven Netzwerke lassen sich in 
vielen Fällen direkt auf die Zeit 
der gescheiterten Invasion in der 
Schweinebucht im Jahre 1961 
zurückführen. Zu der Zeit liefer- 
te ein manipuliertes Netzwerk 
unwirscher und korrupter, ver- 
deckter Akteure eine Deckung 
zur Ermordung von Präsident 
John F. Kennedy durch das Perm- 
index-Mordbüro des britischen 
Geheimdienstes und sie ver- 
tuschten das Verbrechen erfolg- 
reich. Die Parallelen zum Ken- 
nedy-Mord bei der jetzigen Kon- 
frontation zwischen dem Club of 
the Isles Apparat der Windsors 
und Clinton können nicht genug 
betont werden. 


Die Spannungsstrategie 
der Briten 


Ähnlich der Art breit angelegter 
politischer und psychologischer 
Destabilisierung, die in Italien 
vom Jahre 1969 bis zur Ent- 
führung und Ermordung von Pre- 
mierminister Aldo Moro im Jah- 


re 1978 herrschte, waren die Ver- 
einigten Staaten von den ersten 
Tagen der Amtszeit Clintons, als 
die Regierung im Zusammen- 
hang mit dem Völkermord auf 
dem Balkan erste Anzeichen ei- 
nes strategisch-politischen Bruchs 
mit London zeigte, das Ziel einer 
»Spannungsstrategie«. In beiden 
Fällen standen die in Britannien 
konzentrierten Netzwerke hinter 
der Strategie. 


Die Verwicklung des britischen 
Einflußagenten Henry Kissinger 
bei der Destabilisierung Italiens 
und seine herausragende Rolle 
auf der jüngsten Konferenz im 
Londoner Chatham House (Ro- 
yal Institute for International Af- 
fairs), bei der er die nächste Pha- 
se des Kriegs gegen die Ver- 
einigten Staaten skizzierte, ver- 
anschaulicht diese Kontinuität. 


Der Einsatz irregulärer Kriegs- 
führung gegen Präsident Clinton 
begann bereits unmittelbar nach 
seiner Amtseinführung: die Schie- 
ßerei vor dem CIA-Hauptquar- 
tier Ende Januar 1993; der 
Bombenanschlag auf das World 
Trade Center am 26. Februar 
1993 und der von der ADL-CAN 
geschürte Angriff der Regierung 
gegen den Sitz der Davidianer- 
Sekte in Waco, Texas, wurden 
alle als Beweise für eine wieder- 
belebte »Spannungsstrategie« ge- 
nannt. 


Die Destabilisation 
von Bill Clinton 


Die Tatsache, daß der Einsatz in 
Waco offiziell von Vertretern 
innerhalb der Regierung durch- 
geführt worden ist, widerspricht 
keineswegs der Tatsache, daß die 
Angriffe geführt wurden, um 
Clinton zu destabilisieren, noch 
bevor er richtig loslegen konnte. 


Präsident Clintons lobenswerte 
Handhabung des Bombenan- 
schlags von Oklahoma City steht 
in scharfem Gegensatz zu der 
Fehlhandhabung der Waco-Af- 
faire durch die Regierung, die in 
den ersten Tagen von Clintons 
Amtszeit passierte. Dem Weißen 
Haus nahestehende Quellen sag- 
ten, eine der wichtigsten Lek- 
tionen, die aus der Waco-Tra- 
gödie zu lernen war, war die, daß 
man sich weder auf externe Or- 
ganisationen wie die ADL und 
CAN noch auf Regierungsbe- 
amte wie Mark Richard und 
andere Vertreter des Justizmi- 


nisteriums verlassen könnte, die 
den Entscheidungsprozeß in Wa- 
co gelenkt haben. 


Innerhalb weniger Stunden nach 
dem Bombenattentat von Okla- 
homa City richtete der Präsident 
im Weißen Haus einen »Kriegs- 
raum« ein und er soll vom ersten 
Tag an das persönliche Kom- 
mando über die Hilfsaktionen 
und die Verfolgung der Atten- 
täter übernommen haben. Und 
wenn der Präsident auch scharf 
kritisiert worden war, weil er bei 
dem tragischen Tod von Randy 
Weaver in Idaho im Jahre 1992 
die Justizvertreter nicht genü- 
gend getadelt hatte, so vermied 
er es doch sorgfältig, in diesen 
beiden scheußlichen Angelegen- 
heiten den Bundesbeamten ei- 
ne »Unbedenklichkeitsbescheini- 
gung« zu erteilen. 


Medien-Manipulation 
im Fall Oklahoma 


Einer der schrecklichsten Aspek- 
te der Berichterstattung von dem 
Bombenattentat in Oklahoma Ci- 
ty durch die amerikanischen Me- 
dien, die anmutete, als würden 
sie von einer Sportveranstaltung 
berichten, war, daß man Tom 
Halperin und Chip Berlet von der 
ADL und Morris Dees vom Sou- 
thern Poverty Law Center als an- 
gebliche »Experten« auf der ra- 
dikalen Rechten präsentierte. 


Weniger als zwei Jahre zuvor lie- 
fen strafrechtliche Ermittlungen 
gegen die ADL wegen der Füh- 
rung einer illegalen privaten 
Spionagekampagne mit schmut- 
zigen Tricks gegen Hunderte le- 
gitimer politischer, religiöser und 
Bürgerrechtsorganisationen. ADL- 
Lockspitzel wurden als eine der 
gewalttätigsten Mitglieder wei- 
Ber Gruppen identifiziert und 
mindestens ein verdeckter Agent 
der Liga wurde vom FBI und der 
Polizei von San Francisco dabei 
erwischt, wie er an Spione der 
südafrikanischen Regierung - 
vor der Zeit Mandelas — geheime 
Informationen der US-Regierung 
verkaufte. 


Die jahrelange strafrechtliche 
Untersuchung der ADL durch 
den Staatsanwalt von San Fran- 
cisco wurde nach starken Inter- 
ventionen seitens der ADL- 
Freunde im Justizministerium, 
dem FBI und anderen Bundes- 
behörden schließlich eingestellt. 
Die Vertuschung allein ist ein 


Stück Beweis dafür, daß die Bü- 
rokratie der Bundesregierung 
von Subversiven durchsetzt ist. 


Vor kurzem veröffentlichte die 
große Tageszeitung in Mont- 
gomery, Alabama, eine achtteili- 
ge Serie, in der Morris Dees, der 
Direktor des Southern Poverty 
Law Center als geldhungriger Ga- 
nove entlarvt wurde, der nichts 
dafür getan hat, die Sache der 
Bürgerrechte voranzubringen. 


Die Tatsache, daß die Massen- 
medien von Cable News Net- 
work (CNN) bis zur »Washing- 
ton Post« die ADL- und Dees- 
Skandale systematisch vertuscht 
haben und diese Organisationen 
jetzt als »Experten« der rechten 
Milizbewegung bezeichnen, soll- 
te den ehrlichen Bürgern als 
Warnung dienen, daß nichts, was 
über das Attentat von Oklahoma 
in den Medien steht, für bare 
Münze genommen werden kann. 


Eine Reihe 
von Vorfällen 


Es sind die ADL und das mit ihr 
verbundene Cult Awareness Net- 
work, die den größten Teil der 
Verantwortung für die Kata- 
strophe in Waco am 19. April 
1993 tragen. Wie damals doku- 
mentiert wurde, waren es die 
ADL und CAN, die die Er- 
mittlungen der Regierung über 
die Davidianer (Branch Davi- 
dians) ausgelöst haben, indem sie 
aufrührerische Falschinforma- 
tionen über die Gruppe erstellten 
und auf internationaler Ebene in 
Umlauf brachten. Ein Jahr zuvor 
spielte die ADL eine ähnliche 
Lockspitzelrolle, indem sie Staats- 
vertretern in Idaho reinlegten, die 
versuchten, an Randy Weaver 
einen Haftbefehl auszuführen. 


Die ADL und CAN spielten die 
gleiche Rolle bei der Förderung 
einer Razzia.am 6. Oktober 1986 
in Leesburg, Virginia, durch staat- 
liche Vertreter und Bundesver- 
treter. Aus Regierungsdokumen- 
ten geht hervor, daß von der 
ADL kontrollierte »Informanten« 
Staatsanwälte mit Falschinfor- 
mationen versorgt haben, die da- 
rauf abzielten, ein Blutbad her- 
beizuführen. Der Bundes- und 
Staatspolizei wurde gesagt, sie 
würden in ein bewaffnetes Lager 
marschieren, in Bürotüren seien 
Bomben versteckt und Akten- 
schränke seien mit Brandeinrich- 
tungen ausgestattet. Die Razzia 


wurde nach 24 Stunden aufgrund 
eines persönlichen Telegramms 
von Lyndon LaRouche an 
Präsident Reagan abgeblasen, 
der ihm die Vorfälle schilderte. 
Doch der Vorfall in Leesburg 
zog in der Ara Bush eine Reihe 
von Intrigen durch Bund und 
Staat gegen LaRouche und seine 
Freunde nach sich. 


Diese flüchtige Zusammenfas- 
sung sollte deutlich machen, daß 
eine qualifizierte Überprüfung 
der Fälle von Waco und Weaver 
nicht ohne eine vollständige Un- 
tersuchung der Umstände und 
Persönlichkeiten hinter der Raz- 
zia von Leesburg im Oktober 1986 
und dem »Überfahren« LaRou- 
ches möglich ist. Und keine Über- 
prüfung einer dieser Vorfälle od- 
er des Bombenattentats von 
Oklahoma ist möglich, wenn 
man nicht die schmutzige Rolle 
erkennt, die die ADL und ihre 
Gruppierungen in jeder einzel- 
nen dieser Situationen gespielt 
hat. 


Die neun Staaten 
von Nordamerika 


Weniger als eine Woche nach 
dem Bombenattentat von Okla- 
homa forderte eine raffinierte 
Briefbombe das Leben eines 
Holzindustriellen aus Sacramen- 
to, Kalifornien. Bundesbehörden 
haben den Mord mit einer Reihe 
von Brief- und Paketbomben in 
Verbindung gebracht, die über 
einen Zeitraum von 17 Jahren ein 
Dutzend Menschen verletzt oder 
getötet haben. 


Ein Tag nach dem Mord durch 
diese Briefbombe veröffentlichte 
die »New York Times« einen 
Brief, den sie von dem angebli- 
chen Attentäter erhalten hat und 
der auf enge Bindungen zur radi- 
kalen Umweltschutzbewegung 
hinwies. 


Während die Terroranschläge 
von Oklahoma City und Sacra- 
mento öffentlich sehr unter- 
schiedlichen Netzwerken zuge- 
schrieben werden, gibt es zumin- 
dest zwei Gemeinsamkeiten in 
beiden Vorfällen. Erstens, sie 
sind beide Teil des anhaltenden 
Musters immer weiter eskalie- 
render Kriegsführung gegen die 
Vereinigten Staaten, Japan, Chi- 
na, Lateinamerika, den indischen 
Subkontinent und die Türkei. 

Zweitens, stehen sie in Einklang 
mit den wiederbelebten Bemü- 


hungen des Club of the Isles zur 
Balkanisierung Nordamerikas 
und damit zur Zerstörung der 
Vereinigten Staaten als einem 
souveränen Nationalstaat. 


Im Jahre 1982 schrieb Joel Gar- 
reau, damals Reporter bei der 
»Washington Post«, ein Buch 
»Die neun Staaten Nordameri- 
kas«, in dem die Aufteilung der 
Vereinigten Staaten, Kanadas, 
Mexikos und der Karibik in neun 
separate Staaten nach ethnischen 
und geo-ökologischen Linien ge- 
fordert wurde. Das Buch Garre- 
aus war eines aus einer Reihe 
von Büchern der letzten zwei 
Jahrzehnte, in dem die Auftei- 
lung der Vereinigten Staaten ver- 
langt wurde, und er wurde dafür 
vom Club of the Isles Apparat 
gefördert und ist heute der 
Sprecher für Global Business 
Network, ein Projekt der Royal 
Dutch Shell Corporation des 
Clubs, die in Verbindung mit 
Willis Harmons Stanford Re- 
search Institute Szenarios für 
eine New-Age-Eine-Welt-Zukunft 
entwickelt und dann an ihrer 
Durchsetzung arbeitet. 


Der Augenblick der 
Abrechnung kommt 


In Garreaus ursprünglichen »Neun 
Staaten«-Szenario wäre der pazi- 
fische Nordwesten ein separater 
Staat mit Namen Ecotopia, der 
von radikalen Okologen unter 
der Leitung von Prinz Philips 
WWF beherrscht wird. Der daran 
angrenzende leere Raum mit den 
Rockies und den nördlichen Ebe- 
nen der Vereinigten Staaten und 
Kanada würde zur Redoute für 
den anti-föderalistischen, populi- 
stischen Mob, der von den Me- 
dien jetzt mit dem Terroran- 
schlag von Oklahoma in Ver- 
bindung gebracht wird. 


Heute ist die Triebkraft dafür, 
das Ziel der britischen Krone - 
die Zerstörung der Vereinigten 
Staaten — zu erreichen, größer als 
irgendwann seit der Ermordung 
Präsident John F. Kennedys und 
vielleicht seit dem Mord an 
Abraham Lincoln durch die Bri- 
ten. Das Weltfinanzsystem ist im 
Zusammenbruch begriffen und 
steht vor dem totalen Zerfall. 


Wenn der Augenblick des Zu- 
sammenbruchs eintritt, wird das 
Schicksal der Zivilisation davon 
abhängen, welche Maßnahmen 
vom Präsidenten der Vereinigten 
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Haus Windsor 


Eskalation 
im Krieg 
gegen die 
Vereinigten 
Staaten 


Staaten ergriffen werden und es 
besteht die hohe Wahrschein- 
lichkeit, daß der Augenblick der 
Abrechnung kommt, während 
William Jefferson Clinton im 
Weißen Haus amtiert. Und kein 
amerikanischer Präsident in der 
jüngsten Vergangenheit war in 
solch einen regelrechten Krieg 
mit dem Haus Windsor und dem 
Club of the Isles verwickelt, wie 
das bei Präsident Clinton im 
Augenblick der Fall ist. 


Gift aus 
britischer Feder 


Alle Bemühungen der Windsors 
und des Club, Präsident Clinton 
zu Fall zu bringen, sind bisher 
gescheitert. Teilweise als Reak- 
tion auf dieses beständige Schei- 
tern zeigte sich diese Frustration 
Londons über Präsident Clinton 
in einer Reihe unglaublich abge- 
brühter und undiplomatischer 
Angriffe gegen ihn nach dem 
Bombenattentat von Oklahoma 
City. 


Der Londoner »Guardian« be- 
richtete am 21. April, daß kon- 
servative Mitglieder des Parla- 
ments »immer noch ärgerlich 
über den Empfang, den die US- 
Regierung Gerry Adams, dem 
Sinn Fein Präsidenten, im letzten 
Monat in Washington bereitet 
hat, auf das Verbrechen von 
Oklahoma City reagiert hatten, 
indem sie behaupteten, es habe 
den Amerikaner eine Lektion 
gelehrt«. 


In dem Artikel wurde weiter aus 
einem Brief des Tory-Abge- 
ordneten David Wiltshire an den 
amerikanischen Botschafter am 
Court of St. James, William Cro- 
we, zitiert, in dem Wiltshire for- 
derte, daß die US-Regierung »als 
Folge ihrer Tragödie überdenken 
müsse, ob sie die Apologeten des 
Terrorismus in Nordirland wei- 
terhin feiern will«. 
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In der Ausgabe des Londoner 
»Economist« vom 22. April ging 
die Warnung direkt an den Prä- 
sidenten: »Plötzlich schien alles 
in den Vereinigten Staaten ver- 
wundbar. Natürlich ist das schon 
jahrelang so gewesen. Amerika, 
wo es angeblich keinen Terroris- 
mus mehr gibt, ist ihm gegenüber 
tatsächlich genauso weit offen 
wie die Fundamentalisten be- 
haupten ... Und obwohl Ameri- 
kas Führer sein morgendliches 
Jogging in einer großen Phalanx 
von Geheimdienstagenten unter- 
nimmt, war es für Verrückte im 
vergangenen Jahr nicht schwie- 
rig, Schüsse auf das Weiße Haus 
abzufeuern oder in einem kleinen 
Flugzeug im Sturzflug auf das 
Weiße Haus hinabzustürzen.« 


Britische Hoch- 
stimmung erhärtet 
den Verdacht 


Dieses Muster an schadenfrohen 
britischen Kommentaren war 
auch nach dem Bombenattentat 
auf das World Trade Center zu 
verzeichnen, als Frank Johnson 
vom »Daily Telegraph« froh- 
lockte: »Eine gute Sache hat das 
Ganze vielleicht. Sie könnte Mr. 
Clinton lehren, daß Terrorismus 
nicht mehr etwas ist, was in 
anderen Ländern passiert und 
daß sich amerikanische Präsi- 
denten und Präsidentschaftskan- 
didaten deshalb ihm gegenüber 
in Pose werfen können ... Es 
könnte sein, daß er nun damit 
aufhört, sich Nordirland gegen- 
über in Pose zu werfen.« 


Nachdem er dieses Gift, was da 
in der britischen Presse versprüht 
wird, untersucht hat, meinte ein 
amerikanischer Politiker: »Die 


ungeheure britische Hochstim- 
mung führt einem zu dem Ver- 
dacht, daß die Briten in die Ter- 
rorakte verwickelt sind.« 


Henry Kissinger 


Reisender 
im Auftrag 
der Banker 


Unmittelbar nach seiner Rede am 29. März im Chatham House in 
London, in der er seine Nichtübereinstimmung mit Präsident Bill 
Clintons Entschluß, die besondere Beziehung zu Großbritannien 
zu beenden, zur Schau stellte, begab sich Henry Kissinger Anfang 
April nach Südamerika, um Argentinien und Brasilien zu besu- 
chen. Seine Absicht war es, die Angste zu beschwichtigen, die 
durch die Krise in Mexiko entstanden sind, die Illusionen der 
Herrscher beider Länder aufrechtzuerhalten, daß bei ihnen alles 
ganz anders ist und die Trommel für ein Freihandelsabkommen 
für die ganze Hemisphäre zu rühren, mit dem die Volkswirt- 
schaften in der Region geführt werden sollen. Diese Tages- 
ordnung von Kissinger war es, die auch den Staatsbesuch des 
brasilianischen Präsidenten Fernando Henrique Cardoso in den 
Vereinigten Staaten am 17. April beherrschte. 


Um die anglo-amerikanische Welt- 
macht inmitten des Zusammen- 
bruchs des Finanzsystems auf- 
rechtzuerhalten, müssen der Pri- 
vat-»Berater« mit äußerst guten 
Verbindungen und seine briti- 
schen Herren sicherstellen, .daß 
die lateinamerikanischen Länder 
außerhalb des geopolitischen Sze- 
narios der Briten keine eigene 
Lösung versuchen. Sowohl in 
Argentinien als auch in Brasilien 
hat sich der Präsident von Kis- 
singer Associates und die pro- 
britische Maschinerie, für die er 
arbeitet, tatsächlich so verkauft, 
als führe er eine regelrechte 
Schattenregierung Clintons. 


Im Fall Brasiliens bot Kissinger 
an, die alte »besondere Ver- 
bindung« zu den Vereinigten 
Staaten wiederaufleben zu las- 
sen, die er selbst im Jahre 1975 
in Gang gesetzt hatte, als er 
Gerry Fords Außenminister ge- 
wesen ist - ein Arrangement, das 
von Brasiliens Nationalisten im 
Jahre 1977 in einer Revolte ge- 
gen die militärische und strategi- 
sche Unterwerfung unter die 
Geopolitik der Briten aufgekün- 
digt worden war. 


Zurück in den Vereinigten Staa- 
ten erläuterte Kissinger seinen 
Plan in seiner monatlichen Ko- 
lumne, die am 23. April in der 


»Washington Post«, in der deut- 
schen Wochenzeitung »Welt am 
Sonntag« und an anderen Stellen 
erschien: »Die Kooperation zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und den Ländern Südamerikas 
und insbesondere Brasilien als 
aufstrebender Riese muß enger 
werden. Im Jahre 1975 haben 
Brasilien und die Vereinigten 
Staaten ein Abkommen unter- 
zeichnet, daß sie sich vor grö- 
ßeren Initiativen in der westli- 
chen Hemisphäre gegenseitig 
konsultieren werden. Es ist an 
der Zeit, diese Bestimmungen 
durchzuführen.« 


Brasilien soll die Füh- 
rungsrolle übernehmen 


Kissingers Politik, die von eini- 
gen in der derzeitigen US-Re- 
gierung unterstützt wird, reprä- 
sentiert nicht die offizielle Linie 
der Regierung Clinton. Sie 
spricht vielmehr für die anglo- 
philen politischen Gruppen, die 
mit dem Ex-Präsidenten George 
Bush in Verbindung stehen und 
sich in den Vereinigten Staaten 
um den Sprecher des Repräsen- 
tantenhauses Newt Gingrich und 
andere Personen der »konservati- 
ven Revolution« drehen. Sie 
richten sich maßgeblich an der 
sogenannten Enterprise for the 


Americas lInititiative aus, die 
Bush während seines Besuchs im 
Dezember 1990 in Brasilien vor- 
schlug. 


Indem er im Namen der Briten 
und ihrer amerikanischen Hand- 
langer sprach, besaß Kissinger 
die Frechheit, vorzuschlagen, daß 
Brasilien die Führung auf dem 
Kontinent übernehmen und die 
Regierung Clinton zu dieser Art 
von Vereinbarung zwingen solle. 


»Die Vereinigten Staaten fürch- 
ten die Führung in der Hemi- 
sphäre an Brasilien zu verlieren«, 
sagte er am 8. April in Sao Paulo, 
Brasiliens Handelshauptstadt. 
Dann verurteilte er Clintons an- 
gebliches »Scheitern seiner Au- 
Benpolitik« wegen seiner »intel- 
lektuellen Krise«. 


In einem Interview mit der 
Tageszeitung »Estado de Sao 
Paulo« vom 9. April machte Kis- 
singer deutlich, daß er jede Po- 
litik, die bei Clinton aus der 
Bush-Ara noch übriggeblieben 
ist, unterstützt, doch daß er gegen 
alles ist, was der Präsident getan 
hat, um sich von diesem schänd- 
lichen Vermächtnis zu befreien. 


»Ich habe die Regierung Clinton 
kritisiert, doch ich betone, daß 
ich das NAFTA (North Ame- 
rican Free Trade Agreement — 
nord-amerikanisches Freihan- 
delsabkommen) -Abkommen, die 
Notmaßnahmen zur Unterstüt- 
zung Mexikos und die Politik der 
Beziehungen zu China unterstüt- 
ze. Ich habe einige philosophi- 
sche Differenzen mit Clinton 
über Europa, über die Bezieh- 
ungen zu Rußland.« 


Kissinger und die 
britische Geopolitik 


Die geopolitische Idee einer ame- 
rikanisch-brasilianischen Macht- 
teilung als Kontrollachse in der 
Hemisphäre besitzt in der Ge- 
schichte durchaus einen Präze- 
denzfall. Anfang dieses Jahrhun- 
derts unter Präsident Rodriguez 
Alves, der eine extrem monetari- 
stische Politik vorantrieb, die 
dem tatsächlichen Plan, der jetzt 
Brasiliens Wirtschaft ruiniert, 
sehr nahekam, wurde das brasi- 
lianische Außenministerium im 
Itamaraty Palast vom Baron von 
Rio Branco, einem Fan der briti- 
schen »Machtausgleichs«-Politik 
eingerichtet und kontrolliert, für 
den Kisinger der moderne Apo- 


loget ist. Rio Branco schlug zu- 
sammen mit seinem engen Freund 
Theodore Roosevelt vor, den 
Kontinent als Basis für die anglo- 
amerikanische Politik in der 
Region in zwei Einflußzonen 
aufzuteilen -— Nordamerika, Mit- 
telamerika und die Karibik für 
die Vereinigten Staaten und Süd- 
amerika für Brasilien. 


Kissingers Politik geht Hand in 
Hand mit den Ansprüchen der 
derzeitigen Bewohner des Ita- 
maraty Palastes, der von Rio 
Branco Epigonen beherrscht 
wird, die von einem permanenten 
Sitz für Brasilien im UN-Si- 
cherheitsrat träumen — auch wenn 
damit nicht die geringste Ent- 
scheidungsgewalt verbunden wäre. 


Brasilien will sich 
der City of London 
unterordnen 


Wir erinnern unsere Leser daran, 
daß Präsident Cardoso zu seiner 
Zeit als Außenminister in der 
letzten Regierung bei einem 
Besuch in London die Wieder- 
belebung der besonderen Ver- 
bindung zu Großbritannien, die 
vor einem Jahrhundert herrschte, 
offen ansprach — ein Vorschlag, 
den der britische Außenminister 
Douglas Hurd »ausgezeichnet« 
nannte. 


Als nächstes war der brasiliani- 
sche Botschafter in London, Ru- 
bens Antonio Barbosa, dran, die 
Kunde zu überbringen, daß man 
sich der Finanzmacht der City of 
London und ihren Wall Street 
Partnern vollkommen unterord- 
nen werde. Dies geschah in zwei 
unterzeichneten Artikeln in der 
Zeitung »Folha de Sao Paulo«. 


In seinem Artikel vom 4. April 
mit dem Titel »Brasilien und die 
City of London« übermittelte er 
dem brasilianischen Kongreß die 
Forderungen der City, daß er die 
Reihe von Verfassungszusätzen 
dringend verabschieden solle, die 
von der Regierung Cardoso vor- 
gesehen waren, um die Wirt- 
schaft zu liberalisieren und die 
Privatisierung der reichen Staats- 
unternehmen wie der Telekom- 
munikation zu ermöglichen, wo- 
durch das land bereitgemacht 
wird für eine Ausplünderung 
durch London. 


»Die Marktexperten in London 
heben Brasilien im lateinameri- 
kanischen Kontext eindeutig her- 


aus«, schrieb er. »Sie kennen 
unsere strukturellen Vorteile. Sie 
sind in der Lage, kühle Ent- 
scheidungen wie die jüngsten 
Entscheidungen zur Einschrän- 
kung von Importen bestimmter 
Produkte, zu verstehen -— Maß- 
nahmen, die in Bezug auf In- 
vestitionsentscheidungen keine 
negativen Effekte in der City her- 
vorgerufen haben.« 


In einem früheren Artikel am 2. 
Februar gab Barbosa der Politik, 
den Amazonas unter internatio- 
nale Kontrolle zu stellen, unein- 
geschränkte Unterstützung und 
kapitulierte damit schamlos vor 
den Forderungen, die das Haus 
Windsor für die Region aufge- 
stellt hat. 


In »Brasilien und die nichtstaatli- 
chen Organisationen: Eine Sicht 
aus London«, forderte Barbosa, 
daß die von der UNO anerkann- 
ten und vom britischen Geheim- 
dienst gelenkten »Privatorgani- 
sationen« das Recht verdienen, 
Entscheidungen in dieser strate- 
gischen Region zu treffen. »Ich 
habe festgestellt, daß die nicht- 
staatlichen Organisationen, die in 
Großbritannien ihren Sitz haben, 
wie Amnesty International, Sur- 
vival International, Anti-Slavery 
International und der World 
Wide Fund for Nature die 
Richtung, die von Präsident Fer- 
nando Henrique Cardoso mit sei- 
nen Regierungsmaßnahmen ein- 
geschlagen wird, mit Interesse 
verfolgen.« 


Angesichts der Tatsache, daß der 
World Wide Fund for Nature 
(WWF) von Prinz Philip, dem 
Prinzgemahl der Königin, per- 
sönlich geleitet wird, konnte der 
Wille, Brasiliens Souveränität 
der degenerierten britischen Mo- 
narchie abzutreten, kaum deutli- 
cher zum Ausdruck gebracht 
werden. 


Der Washingtoner 
Besuch 


Es war diese Einstellung im Stile 
Kissingers oder Rio Brancos, die 
den jüngsten Besuch Cardosos in 
den Vereinigten Staaten be- 
stimmte, der mehr wie eine 
Pilgerfahrt zur Wall Street als ein 
Staatsbesuch in Washington aus- 
sah. Cardoso hatte einen Berg 
voller Probleme zu Hause, be- 
sonders eine politische Pattsi- 
tuation mit dem Kongreß in 
Brasilien, der sich dagegen 


wehrt, den von der internationa- 
len Bankengemeinde geforderten 
Ausverkauf der brasilianischen 
Wirtschaftssouveränität gutzu- 
heißen. Da ihm die Macht rasch 
durch die Finger gleitet, mußte 
Cardoso schnell ein Image als 
Staatsmann von Welt, eine inter- 
national anerkannte akademische 
Figur aufbauen, um damit zu ver- 
suchen, Zeit zu gewinnen, damit 
er seine inländischen »Refor- 
men« durchbringen kann. 


Bevor er nach Washington kam, 
machte Cardoso zusammen mit 
seinem Gefolge einen Zwischen- 
stop in New York, um mit UNO- 
Generalsekretär Boutros Bou- 
tros-Ghali, mit Wall Street Ban- 
kern und mit Henry Kissinger 
zusammenzutreffen, der erneut 
meinte: »Brasilien wird weiter 
Fortschritte machen und das 
führende Land in der Hemi- 
sphäre werden. Brasilien ist 
erfolgreich. Es befindet sich auf 
dem richtigen Weg, der auf 
Demokratie basiert.« 


Nachdem er von der anglo-ame- 
rikanischen Finanzelite groß- 
zügig bewirtet worden war, ver- 
ließ Präsident Fernando Hen- 
rique Cardoso New York als 
Erbe der Position, die Mexiko 
inne hatte, bis seine Wirtschafts- 
krise im Dezember vergangenen 
Jahres ausbrach - ein fragwürdi- 
ger Erfolg. 


»Ich liebe die Stabilität und 
Brasilien repräsentiert heute die- 
ses Programm der Stabili- 
sierung«, meinte Paul Volcker, 
der ehemalige Vorsitzende des 
Federal Reserve Board, dessen 
Politik der hohen Zinssätze ab 
dem Jahre 1979 die Weltwirt- 
schaft in Panik versetzt und die 
lateinamerikanische Schulden- 
bombe zum Zünden gebracht hat. 


Die Banker waren über Cardosos 
Zusagen so euphorisch, daß der 
Präsident der Citibank in Bra- 
silien verzückt meinte: »Der Prä- 
sident hat sich bei seiner Reise in 
die Vereinigten Staaten definitiv 
der Internationalisierung Brasi- 
liens verschrieben.« 


Von der Exekutive in Washing- 
ton war es Verteidigungsminister 
William Perry, der die Phanta- 
sien der Regierung Cardoso 
schürte und meinte, Brasilien 
werde von den Vereinigten Staa- 
ten nicht als eine regionale 
Macht, sondern als eine »Welt- 
macht« angesehen. 
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Henry Kissinger 
Reisender 
im Auftrag 
der Banker 


In seinen Gesprächen mit Clin- 
ton trieb Cardoso die Vorstellung 
Kissingers voran, daß »es an der 
Zeit ist für eine neue Partner- 
schaft«. Er stimmte zu, daß Bra- 
silien »Programme zur Erhaltung 
des Friedens« vorantreiben wer- 
de, er versprach rasche Maß- 
nahmen im Kongreß zur Re- 
formierung der Verfassung Bra- 
siliens entsprechend der Forde- 
rungen der Wall Street und er 
verlangte, daß »der IWF mehr 
Einfluß bekommt, damit er um- 
gehender handeln und die Pro- 
bleme lösen kann«. 


Die Vereinigten Staaten und 
Brasilien einigten sich auch dar- 
auf, konkrete Schritte zu unter- 
nehmen, um die NAFTA und 
Mercosor — das Freihandelsab- 
kommen der Länder Südameri- 
kas — ebenfalls entsprechend der 
Politik Kissingers zu vereinen. 


Unter dem Deckmantel 
des Umweltschutzes 


Der brasilianischen Presse ist 
nicht entgangen, daß sich Car- 
doso hinter geschlossenen Türen 
mit dem Führer des Weltju- 
denkongresses, Edgar Bronfman, 
an dessen Privatresidenz in New 
York getroffen hat. Dieses Stell- 
dichein mit dem Chef des nord- 
amerikanischen Zionismus erin- 
nerte an das, was der brasiliani- 
sche Präsident Fernando Color 
de Mello - der später wegen Kor- 
ruption des Amtes enthoben 
wurde - bei seinem »ersten« offi- 
ziellen Besuch in den USA getan 
hat: er gab Bronfman das Pri- 
vileg, die einzige Privatperson zu 
sein, die sich mit ihm traf. 


Die Ehrerbietung vor Bronfman, 
dem Seagrams-Magnat, die so 
eklatant war, daß selbst die brasi- 
lianische Presse sie eigenartig 
fand, kann nur bedeuten, daß 
Cardoso plant, Collor de Mellos 
Gesamtprojekt fortzusetzen, ins- 
besondere wenn es um die 
Durchsetzung des Plans geht, 
daß sich ausländische Banken 
die Ressourcen des Amazonas 
unter dem Deckmantel des 
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»Umweltschutzes« greifen und 
die Fortsetzung des Prozesses 
der Demontage von Brasiliens 
bewaffneten Streitkräften und 
seinen Geheimdiensten. 


NAFTA 
und SAFTA 


Das Fundament für all das ist von 
Kissinger bei seinem Besuch 
Anfang April in Brasilien gelegt 
worden. Während seines Auf- 
enthalts fand das traditionelle 
Dinner, das immer von seinem 
alten Freund Israel Klabin gege- 
ben wird, wie üblich statt. Kla- 
bins Interessen sind mit den bri- 
tisch-amerikanischen Geheim- 
dienstnetzen, die seit dem Zwei- 
ten Weltkrieg unter William 
Stephenson und Nelson Rocke- 
feller aufgebaut worden sind, 
verbunden gewesen. 


Eine ausgewählte Gruppe von 
Geschäftsleuten und Politikern 
nahm an dem Essen teil, darunter 
der ehemalige Außenminister 
Celso Lafer, Klabins Partner, 
und die größte Verfechterin der 
Frankfurter Schule, Hannah 
Arendt, Gehirnwäscherin in Bra- 
silien; der Geschäftsmann Elie- 
zer Batista; der Soziologe Helio 
Jaguaribe, der auch zum Club of 
Rome - der oligarchischen Or- 
ganisation, die den Schwindel 
»Grenzen des Wachstums« ver- 
kauft hat — gehört; Gouverneur 
Tasso Jereissati; der Bankier 
Walter. Moreira Salles und ande- 
re. 


Höhepunkt des Abendessens war 
das Eingreifen von Eliezer 
Batista, der sich zunächst als 
Vollblut-Umweltschützer ent- 
tarnte und einen Kampf für eine 
»Welt ohne Grenzen« prokla- 
mierte und sodann Kissinger die 
Form darlegte, in der das neue 
anglo-amerikanisch-brasiliani- 
sche Kondominium in der He- 
misphäre geschaffen werden 
könnte. 


Einem Bericht im »Journal do 
Brasil« vom 13. April zufolge 
schlug Batista die Schaffung 
einer riesigen Freihandelszone 
unter den Ländern am Amazonas 
vor und die Gründung von Mer- 
conorte, in das Brasilien mit den 
Ländern des nicht mehr existie- 
renden Pakts der Anden inte- 
griert würde. Das Ganze würde 
sich dann mit Mercosur verbin- 
den und das Ergebnis wäre 
SAFTA, das South American 


Free Trade Agreement (südame- 
rikanisches Freihandelsabkomm- 
en), mit Brasilien als Vermittler. 


Batista präsentierte diesen Kis- 
singer-Plan wie üblich in verfüh- 
rerischem Gewand. Er erwähnte, 
daß es dabei um die Verknüp- 
fung von Infrastruktur auf den 
Gebieten Transportwesen, Tele- 
kommunikation und Energie ge- 
hen würde und verwendete dabei 
Konzepte aus der Volkswirt- 
schaft als Produktion materieller 
Güter und Dienstleistungen, die 
den brasilianischen Nationalisten 
lieb und teuer sind. Doch gleich- 
zeitig spielte er auch die Rolle 
des Verteidigers der Infrastruktur 
und griff die Atomenergie und 
andere angebliche »Großprojek- 
te« an, auf die sich die staaten- 
aufbauenden Bemühungen Bra- 
siliens hauptsächlich konzen- 
triert haben. 


Das dynamische Duo 
für Londons Interessen 


Das war typisch für Batistas 
Spiel in den achtziger Jahren im 
Zusammenhang mit dem Cara- 
jas-Projekt im Dschungel des 
Amazonas, das er in Gang ge- 
bracht hatte. Carajas endete da- 
mit, daß es auf eine große Ei- 
senerzmine reduziert wurde, die 
zum Export des Eisenerzes zu 
niedrigen Preisen und zum Nut- 
zen der transnationalen Firmen 
und Brasiliens Gläubigern wirk- 
sam ausgebeutet wurde, doch für 
die brasilianische Compania Va- 
le de Rio Doce, die die Mine lei- 
tet, permanente Verluste produ- 
zierte. 


Dem militanten Ökologismus 
Batistas schließt sich Kissingers 
Freund Israel Klabin an. Die bei- 
den bilden mindestens seit dem 
Jahre 1991 das dynamische Duo 
für das Haus Windsor in Bra- 
silien. 

Als Prinz Charles nach Brasilien 
kam, traf sich eine Elitegruppe 
nationaler und internatinaler 
Geschäftsleute — einige von 
ihnen Mitglieder des »1001 
Club« von Prinz Bernhard von 
Holland — auf der Königlichen 
Jacht »Britannia«, die im Hafen 
von Belem im Amazonasstaat 
Para angelegt hatte, um in zwei 
aufeinanderfolgenden Seminaren 
über »tragbare Entwicklung« zu 
reden. 


Das erste Seminar wurde von 
dem Forum führender Geschäfts- 


leute des Prinzen von Wales ge- 
sponsert und initiiert von Bu- 
siness in the Community, einer 
britischen philantropischen Grup- 
pe, die im Jahre 1981 von British 
Petroleum und anderen Groß- 
firmen gegründet worden ist. Das 
zweite Seminar wurde von der 
Business School for Sustainable 
Development (BCSD) organi- 
siert. Diese Veranstaltungen 
wurden auch von dem Duo Ba- 
tista-Klabin plus dem Banker 
Jose Safra, einer weiteren Per- 
sönlichkeit, der in die anglo- 
amerikanischen Machtkreise ein- 
geführt wurde, besucht. 


Später, im Jahre 1992, wurde die 
brasilianische Abteilung von 
BCSD gegründet und die Bra- 
zilian Foundation for Self-Su- 
stainable Development (FBDS) 
genannt. Sie sollte die internatio- 
nalen Finanzressourcen verwal- 
ten, die die ausländischen Oli- 
garchen der Sache des Um- 
weltschutzes zur Verfügung 
stellten. Innerhalb Brasiliens 
besteht diese Gruppe hauptsäch- 
lich aus Vertretern der großen 
anglo-amerikanischen Interessen 
wie Shell, British Tobacco, 
British Petroleum, Brascan von 
Edgar Bronfman und Metal Leve 
(Brazil) von Midlin-Lafer-Kla- 
bin. 


Es ist besonders schwerwiegend, 
daß der Minister für strategische 
Angelegenheiten im brasiliani- 
schen Kabinett der FBDS die 
Aufgabe überträgt, die Pläne für 
die ökologisch-wirtschaftliche 
Zone von Amazonia zu koordi- 
nieren und es somit dem Batista- 
Klabin Gespann und seinen 
Freunden im Ausland für die 
Festlegung der Planung zur Wirt- 
schaftsentwicklung der strategi- 
schen Amazonas-Region freie 
Hand gibt. 0 


we 


USA 


Die Unter- 
suchungen 
des Bomben- 


attentats von 
Oklahoma 


Wochen nach dem Bombenanschlag auf das Murrah Federal 
Building am 19. April in Oklahoma City — bei dem es offiziell 165 
Tote gegeben hat und zwei Menschen nach Beendigung der Such- 
und Rettungsaktionen am 4. Mai immer noch vermißt werden - 
sind Bundesbeamte davon überzeugt, daß mindestens vier bis 
sechs Menschen an dem Komplott beteiligt gewesen sind, das 
ihrer Meinung nach bereits im September 1994 ausgeheckt wor- 


den ist. 


Aufgrund einer Zeugenaussage 
eines FBI-Sonderagenten bei 
einer Anhörung in EI Reno, 
Oklahoma, am 27. April, ist die 
Staatsanwaltschaft auch davon 
überzeugt, daß der ehemalige 
Sergeant der US-Armee Timothy 
McVeigh - der einzige, der bis- 
her der Greueltat direkt beschul- 
digt wird — eine Hauptrolle in 
dem Komplott gespielt hat, doch 
daß er wahrscheinlich nicht der 
Urheber des schlimmsten Terror- 
anschlags in der amerikanischen 
Geschichte gewesen ist. 


US-Behörden in 
Alarmbereitschaft 


Doch über diese Grundtatsachen 
hinaus tappen die Ermittlungs- 
behörden anscheinend im Dunk- 
len. Da eine eindeutige Ermitt- 
lungshypothese fehlt, verfolgt 
man schätzungsweise 15000 Spu- 
ren — viele davon erzeugt durch 
die große Verbreitung von Skiz- 
zen von »John Doe 2«, der einzi- 
gen anderen Person, die in den 
Tagen und Stunden vor der 
Explosion, die das Regierungs- 
gebäude in Oklahoma City dem 
Erdboden gleich gemacht hat, 
zusammen mit McVeigh gesehen 


worden ist und in Verdacht geriet. 
Obwohl die amerikanischen Mas- 
senmedien weiterhin Theorien 
über die mögliche Beteiligung 
der sogenannten »Miliz-Bewe- 
gung« verbreitet haben, konzen- 
trieren sich die Behörden auf den 
engsten Bekanntenkreis von Mc- 
Veigh nach dessen freiwilliger 
vorzeitiger Entlassung aus der 
Armee im Dezember 1991. 


Eine ihrer wichtigsten forensi- 
schen Waffen bei der Jagd: eine 
große Computerdatenbank, die 
jedes Detail der Bewegungen 
von McVeigh und seines Kum- 
pels aufzeigt. 


Zwei Wochen vor dem Bomben- 
attentat von Oklahoma erhielt die 
Presse die Information von einer 
gut plazierten Regierungsquelle, 
daß die US-Behörden wegen 
eines großen internationalen Ter- 
roranschlags in Alarmbereit- 
schaft stünden. Doch man fürch- 
tete eher, daß ein ausländisches 
Regierungsoberhaupt wie der 
pakistanische Premierminister 
Benazir Bhutto das Ziel sein 
könnte. Nach dem 19. April 
räumte der Informant ein, daß die 
US-Behörden von der Tatsache, 
daß der Anschlag mitten in 


Amerika stattgefunden hat, völ- 
lig überrascht worden sind. 


Doch die Tatsache, daß zumin- 
dest einige nationale Sicher- 
heitsbehörden in den USA be- 
reits in Alarmbereitschaft waren, 
weist darauf hin, daß der An- 
schlag von Oklahoma nicht in 
einem Vakuum passierte und daß 
eine ernsthafte Untersuchung des 
Terroranschlags mit einer Be- 
urteilung von oben nach unten im 
globalen Kontext beginnen muß. 
Dabei sind drei Schlüsselele- 
mente des globalen Bilds zu 
berücksichtigen: 


Erstens, seit Clinton sein Amt 
übernommen hat, sind die Ver- 
einigten Staaten das Ziel einer 
eskalierenden »Spannungsstrate- 
gie«, die darauf abzielt, die Exe- 
kutive zu lähmen und in der 
Öffentlichkeit Amerikas ein 
»Schocktrauma« zu erzeugen. 
Das Bombenattentat auf das 
World Trade Center; der tragi- 
sche Angriff auf die Davidianer 
in Waco, Texas, durch den Staat, 
der von außerhalb der Regierung 
durch Handlanger der Antide- 
famationsliga von B’nai B’rith 
(ADL) inszeniert worden ist; die 
fast zwei Dutzend Drohungen 
und Anschläge auf den Präsi- 
denten und das Weiße Haus; und 
der Bombenanschlag von Okla- 
homa gehören alle zu diesem 
Bild. 


Eine eskalierende 
Spannungsstrategie 


In der jüngsten Phase dieser 
Spannungsstrategie ist es außer- 
dem noch zu einer weltweiten 
Eskalation in irregulärer Kriegs- 
führung gekommen. Während 
die Gasanschläge vom 20. März 
und 19. April in Tokio und Yo- 
kohama zu den beiden am mei- 
sten publizierten Anschlägen ge- 
hören, hat es noch Dutzende 
anderer ernster Akte irregulärer 
Kriegsführung gegeben, darunter 
eine Reihe von Terroranschlä- 
gen, die darauf abzielten, den 
Friedensprozeß in Nahost zu tor- 
pedieren; gescheiterte Mord- 
pläne gegen den pakistanischen 
Premierminister Benazir Bhutto, 
die türkische Premierministerin 
Tansu Ciller und Papst Johannes 
Paul II.; ein Wiederaufleben der 
Terroranschläge der baskischen 
ETA gegen Vertreter der spani- 
schen Regierung und eine Reihe 
neuer Greueltaten in Ruanda und 
Burundi. 


Zweitens: Seit Februar 1993 be- 
fand sich die Regierung Clinton 
in einem eskalierenden politi- 
schen Krieg mit der britischen 
Krone und dem in London sit- 
zenden oligarchischen Club of 
the Isles. Die Vereinigten Staaten 
haben mit der britischen Geo- 
politik sogar regelrecht gebro- 
chen. 


Drittens: Diese Kluft zwischen 
Britannien und den USA entsteht 
zu einer Zeit, wo das internatio- 
nale Finanzsystem kurz vor dem 
Zusammenbruch steht und wo 
Präsident Clinton über das 
Schicksal der Weltwirtschaft in 
eine wichtige, entscheidungsfüh- 
rende Rolle gedrängt werden 
könnte. Der Apparat Wind- 
sor/Club of the Isles ist intensiv 
darauf aus, Präsident Clinton 
unter einem Berg von Skandalen 
und Krisen zu begraben - und im 
schlimmsten Fall das zu wieder- 
holen, was sich bei der Ermor- 
dung von Präsident Kennedy 
abgespielt hat. 


Die Rolle der Briten 
ist offensichtlich 


In diesem Zusammenhang be- 
kommt die Untersuchung des 
Bombenanschlags von Oklaho- 
ma City eine besondere Be- 
deutung im Rahmen der nationa- 
len Sicherheit. Es gibt bereits 
eine Reihe von Spuren, die dar- 
auf hindeuten, daß wichtige 
Personen des britischen Geheim- 
dienstes bei der Schaffung eines 
Klimas von Paranoia, das den 
Anschlag von Oklahoma erleich- 
tert hat, zumindest beteiligt wa- 
ren. Die Experten für britische 
Geheimdienstpropaganda, Lord 
William Rees-Mogg und Am- 
brose Evans-Pritchard, spielen 
bei dieser Konditionierung eine 
wichtige Rolle und die britischen 
Nachrichtenorgane führen seit 
dem 19. April den Anschlag von 
Oklahoma immer wieder als 
»Beweis« für die absurde These 
an, daß die Vereinigten Staaten 
sich zu Hause einer »Kriegs- 
herrn«-Revolte gegenübersehen 
wie die, die durch die Kaukasus- 
Region Rußlands jagt. m 


711985 [®JODE 35 


Hintergrund- 
Journal 


Debatte über 
Roosevelts 
Vermächtnis 


Zwei der penetrantesten Sprach- 
rohre des britischen Establish- 
ments für schwarze Propaganda 
gegen Präsident Clinton haben 
jetzt den früheren Präsidenten 
Franklin D. Roosevelt verun- 
glimpft. Roosevelt hat eine sehr 
wichtige politische und persönli- 
che Vorbildfunktion für Clinton. 
Mitte April griffen Ambrose 
Evans-Pritchard und Emmett 
Tyrrell im Londoner »Sunday 
Telegraph« bzw. im »American 
Spectator« Roosevelt wegen des- 
sen »interventionistischer« Wirt- 
schaftspolitik an. Sie bezeichne- 
ten Roosevelt als »hohl«, »zweit- 
klassig« und »leichtfertig«. Denn 
sei er ein »moralischer Koloß« 
gegenüber dem »Clown« Clin- 
ton. Evans-Pritchard behauptet, 
Roosevelt habe nichts dazu bei- 
getragen, die Depression zu 
überwinden, sondern durch »In- 
terventionismus« und seine Aus- 
gabenpolitik die Lage nur ver- 
schlimmert. 


Vordergründiger Anlaß dieser 
Kommentare war Roosevelts 50. 
Todestag am 12. April. Die Aus- 
einandersetzungen über Roose- 
velts Vermächtnis sind nur vor 
dem Hintergrund der gegenwär- 
tigen Auseinandersetzung über 
die Wirtschaftspolitik im US- 
Kongreß verständlich. Die Frak- 
tion der Konservativen Revolu- 
tion um Senator Phil Gramm und 
den Sprecher des Repräsentan- 
tenhauses Newt Gingrich ver- 
leumdet auf der einen Seite 
Roosevelts »Wirtschaftsdirigis- 
mus« und versucht andererseits, 
Roosevelt politisch zu verein- 
nahmen. So versucht Newt Ging- 
rich, Roosevelt als Kämpfer für 
die »Freiheit« für sich zu rekla- 
mieren. John Kenneth Galbraith, 
der langjährige Vertreter der 
Wirtschaftspolitik Roosevelts, 
erwiderte darauf, Gingrich stehe 
ganz in der Tradition Präsident 
Herbert Hoovers, dessen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik weit- 
gehend für die große Depression 
der dreißiger Jahre verantwort- 
lich war. 
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Präsident Clinton betonte in sei- 
ner Gedenkrede die positiven 
Aspekte von Roosevelts »New 
Deal« und unterstrich die aktive 
Rolle der Bundesregierung bei 
der Stimulierung realen Wirt- 
schaftswachstums. Er rühmte 
Roosevelt wegen der Gründung 
der Tennessee Valley Authority, 
der Elektrifizierung der ländli- 
chen Gebiete und des sogenann- 
ten GI-Gesetzes, daß den ins Zi- 
villeben zurückkehrenden Kriegs- 
veteranen Bildungsmöglichkei- 
ten und wirtschaftliche Unter- 
stützung zukommen ließ. Clinton 
bezeichnete diese Programme als 
die besten Beispiele für eine 
Regierungspolitik, die das Wachs- 
tum der Wirtschaft fördere. Clin- 
tons negative Haltung gegenüber 
London muß auch vor dem histo- 
rischen Hintergrund der Ein- 
stellung Roosevelts gegenüber 
Großbritannien gesehen werden. 
In seinen letzten Jahren hatte 
FDR eine immer ablehnendere 
Haltung gegen den damaligen 
britischen Premierminister Win- 
ston Churchill eingenommen. 


Der Bomben- 
anschlag von 
Oklahoma 
und Lord 
Rees-Mogg 


Die erste Frage, die es im Zu- 
sammenhang mit terroristischen 
Anschlägen zu stellen gilt, heißt 
cui bono? Welcher politische 
»Nutzen« könnte sich aus terrori- 
stischen Anschlägen ziehen las- 
sen? Und zweitens, wer verfügt 
über die Mittel, derartige An- 
schläge zu organisieren? 


Die Geschichte des modernen 
terroristischen Kleinkriegs zeigt 
ohn. jeden Zweifel, daß die aus- 
führenden Terroristen immer nur 
Werkzeuge sind, die von ihren 
Kontrolleuren und Manipulato- 
ren benutzt werden, wobei sie 
sich dessen in der Regel nicht 
bewußt sind. Ausgehend von die- 
sen Überlegungen richtet sich 
der Verdacht gegen die obenge- 
nannten britischen Kreise mit 
ihren erheblichen finanziellen 
und nachrichtendienstlichen Res- 
sourcen, die über das deutliche 
Motiv verfügen, ihre spekulati- 
ven Finanzinteressen zu schüt- 
zen. Darüber hinaus sind die bri- 


tischen Geheimdienste mit ihren 
ausgreifenden »privaten« Struk- 
turen dafür bekannt, eine Viel- 
zahl verschiedenster Gruppen 
und Individuen zu steuern, die 
für derartige Einsätze in Frage 
kämen. 


Es gibt deutliche Anzeichen da- 
für, daß der Bombenanschlag 
von Oklahoma auf das Konto der 
»Bürgermiliz« aus Michigan geht. 
Diese paramilitärische Gruppe 
ist für ihren extremen Haß auf 
die »Tyrannei aus Washington« 
im allgemeinen und Präsident 
Clinton im besonderen bekannt. 
Lord Rees-Mogg und Ambrose 
Evans-Pritchard von der Hollin- 
ger Corporation, zwei wesentli- 
che Kontrolleure der gegen Clin- 
ton gerichteten Propaganda, hat- 
ten diese Gruppe bereits des öfte- 
ren hervorgehoben. 


So erschien in Lord Rees-Mogg 
Nachrichtenbrief »Strategic In- 
vestment« vom 22. März ein Ar- 
tikel mit der Prophezeiung, es 
werde 1995 in den USA zu »neu- 
en blutigen Wacos« kommen 
(dies bezieht sich auf den Mas- 
sentod der »Davidianer-Sekte« 
im texanischen Waco 1993). Da- 
bei versucht der Nachrichten- 
brief den Eindruck zu erwecken, 
die amerikanische Regierung 
selbst führe derartige Ereignisse 
über das FBI und das BATF 
(Bundesamt für Alkohol, Tabak 
und Feuerwaffen) herbei, um ei- 
nen Vorwand für ein landeswei- 
tes verschärftes Vorgehen gegen- 
über den »Milizen« zu haben. 
Möglicherweise werde die US- 
Regierung in diesem Zusammen- 
hang den »Ausnahmezustand« 
über das Land verhängen. 


Weiter heißt es in dem Artikel, 
überall in den USA seien Mo- 
bilisierungen der »Milizen« be- 
merkbar. »Jede Miliz des Landes 
— und davon gibt es Dutzende, 
von denen viele gut bewaffnet 
sind und von früheren oder noch 
aktiven Offizieren geleitet wer- 
den — befinden sich im Alarmzu- 
stand.« Sollte die Regierung ge- 
gen sie vorgehen, werde »viel 
Blut fließen«. 

Bereits Ende 1994 hatte Evans- 
Pritchard einen längeren Artikel 
über die »Michigan-Miliz« ver- 
faßt, der auch der mutmaßliche 
Bombenleger Tim McVeigh an- 
gehört. Die Glaubensstruktur der 
Milizmitglieder macht diese für 
Manipulationen der oben be- 
schriebenen britischen Geheim- 
dienstkreise leicht anfällig. 


Die Propa- 
sanda vom 
»Islamischen 
Terror« 


Zur großen Enttäuschung jener, 
die dem »Zusammenstoß der Zi- 
vilisationen« das Wort reden, hat 
Präsident Clinton im Zusammen- 
hang mit dem Bombenanschlag 
von Oklahoma davor gewarnt, 
bezüglich des »arabischen (isla- 
mischen) Terrorismus vorschnel- 
le Schlüsse zu ziehen«. 


Er sagte: »Es geht nicht um die 
Frage eines bestimmten Landes. 
Es geht nicht um die Frage ir- 
gendeiner Religion. Das war ge- 
meiner Mord. Menschen überall 
auf der Welt werden dies aus ih- 
ren religiösen Überzeugungen 
verurteilen. Und wir sollten nie- 
manden stereotyp behandeln.« 


Unmittelbar nach dem Anschlag 
von Oklahoma hatten sich zahl- 
reiche internationale »Terroris- 
musexperten« zu Wort gemeldet 
und im Brustton der Überzeu- 
gung geäußert, dies müsse die 
Tat »islamischer Terroristen« ge- 
wesen sein. Die britischen Me- 
dien, die Anti-Defamation Lea- 
gue (ADL) in den USA und die 
Sympathisanten Ariel Scharons 
in Israel standen an der Spitze 
dieser Propaganda. 


Typisch ist, was der Terroris- 
musexperte Steven Emerson zu 
sagen hatte: »Es ist zwar nie- 
mand auf frischer Tat ertappt 
worden, aber alle Umstände deu- 
ten in die Richtung islamischer 
Terrorismus.« 


Am Tag nach Clintons Äußerung 
haben zahlreiche islamische Re- 
gierungen, islamische Bewegun- 
gen, politische Parteien und 
Gruppen den Bombenanschlag 
von Oklahoma nachdrücklich 
verurteilt, darunter Gruppen, die 
im Nahen Osten selbst zu terrori- 
stischen Mitteln greifen, wie Ha- 
mas, Islamischer Dschihad, die 
libanesische Hisbollah und die 
ägyptische Moslem-Bruderschaft. 
Hamas-Führer Mahmud Al-Za- 
har sagte: »Die Hamas-Bewe- 
gung verurteilt solche Taten. 


Unsere Aufgabe ist es, der (isrea- 
lischen) Besatzung innerhalb des 
besetzten Palästina zu widerste- 
hen.« 


Dschihad-Sprecher Abu Ahmad 
Isam erklärte in Damaskus: »Der 
islamische Dschihad lehnt solche 
Operationen ab, und die Bewe- 
gung führt keine solchen Opera- 
tionen außerhalb der besetzten 
Gebiete durch.« Der iranische 
Präsident Rafsandschani verur- 
teilte den Anschlag, den er als 
»Verbrechen an unschuldigen 
Zivilisten« bezeichnete. OD 


Neue Fragen 
zum Roh- 
wedder-Mord 


Am 1. April 1991 wurde Treu- 
handdirektor Detlev Karsten Roh- 
wedder ermordert — angeblich 
von Terroristen der Baader-Mein- 
hof-Gruppe (RAF). In einem 
Sonderbericht von »WDR 3« 
wurde nun behauptet, daß es da- 
für außer einem RAF-Bekenner- 
schreiben keinen gesicherten Be- 
weis gebe. Dieser Nachrichten- 
brief hatte von vornherein schwer- 
wiegende Zweifel an der RAF- 
Beteiligung am Rohwedder-Mord 
angemeldet. In »WDR 3« heißt 
es, Rohwedder sei wahrschein- 
lich von einem »professionellen 
Scharfschützen« ermordet wor- 
den, der in einer Sondereinheit 
der ehemaligen DDR-Volksar- 
mee ausgebildet worden sein 
Könnte. 


Der Killer wußte, welches der 
Fenster in Rohwedders Haus 
nicht mit Panzerglas gesichert 
war. Er tötete sein Opfer mit dem 
ersten Schuß aus über 60 m 
Entfernung und trotz schwieriger 
Sichtverhältnisse. Die RAF-Ter- 
roristen aus dem Ex-Studenten- 
milieu wären dazu nicht in der 
Lage gewesen. »WDR 3« berich- 
tete weiter, Rohwedders Stab sei 
Ende 1990 auf Hinweise ge- 
stoßen, wonach Kreise aus Stasi 
und SED in umfangreiche illega- 
le Geldschiebereien über ost- 
deutsche Firmen in Treuhandver- 
waltung verwickelt waren. Die 
Hintermänner des Anschlags 
könnten darauf gesetzt haben, 
daß durch die Ausschaltung Roh- 
wedders wirksame Ermittlungen 
der Geldschiebereien unterbun- 
den worden wären. 


In der Sendung wurde erklärt, 
Spezialisten aus einer ehemali- 
gen Speznas-Einheit der Stasi, 
dem Elitefallschirmspringer-Re- 
giment Willy Sänger in Lehnin 


(nahe Berlin), könnten für den 
Anschlag in Frage kommen. 
Diese Stasi-Einheit sei darin aus- 
gebildet worden, »VIPs auszu- 
schalten«. Nach der Wiederver- 
einigung seien viele ehemalige 
Mitglieder des Lehniner Regi- 
ments von privaten Sicherheits- 
diensten zum Personenschutz für 
Topmanager eingestellt worden, 
darunter auch in Düsseldorf, wo 
Rohwedder wohnte. 


Tatsache ist, daß Rohwedder 
gegen die schnelle Privatisierung 
und Plattmacherei war, die sich 
dann unter seiner Nachfolgerin 
Birgit Breuel durchsetzte. Oo 


London: Der 
dritte Schlag 


Die Londoner City ist in ihren 
Grundfesten erschüttert. Im März 
kollabierte über Nacht die Ba- 
rings Bank, das älteste Bankhaus 
Londons, nach Milliardenver- 
lusten mit Derivatspekulationen. 
Inzwischen ist auch das wahre 
Ausmaß der Schieflage der 
Establishmentbank S. G. War- 
burg & Co. deutlich geworden. 
Warburg wird jetzt vom Schwei- 
zer Bankverein übernommen, ein 
weiterer Schlag für das weltwei- 
te Ansehen der City. 


Zusätzlich kann der Zusammen- 
bruch des 308jährigen Versiche- 
rungs- und Rückversicherungsgi- 
ganten Lloyds of London nicht 
mehr ausgeschlossen werden. 
Wird sich die Londoner Zentral- 
bank letztlich gezwungen sehen, 
ein Rettungspaket für Lloyds zu 
schnüren? Die globalen finanzi- 
ellen Folgen eines Lloyds-Kol- 
lapses wären kaum vorstellbar, 
denn über das Unternehmen lau- 
fen immerhin 48 Prozent aller in 
London getätigten Versiche- 
rungsverträge, und es ist mit 
anderen Versicherern zur Risiko- 
absicherung international ver- 
bunden. 


Aus Zahlen, die das Lloyds-Ma- 
nagement am 1. Mai bekanntgab, 
geht hervor, daß der Reserve- 
fonds des Unternehmens am 31. 
Dezember 1994 erstmals ins De- 
fizit geraten sei, nachdem fünf 
Jahre Verluste den Fonds aufge- 
zehrt hatten. Nach zuverlässigen 
Berichten aus Versicherungs- 
kreisen hat Lloyds zwischen 
1988 und 1992 kumulative Ver- 
luste von über 30 Milliarden DM 


gemacht. Im kommenden August 
steht die jährliche Solvenzprü- 
fung durch das britische Han- 
dels- und Industrieministerium 
an. 


Außerdem droht Lloyds eine 
Welle gerichtlicher Klagen von 
seiten der sogenannten »Na- 
men«. Die »Namen« sind indivi- 
duelle Anteilseigner des Versi- 
cherungssyndikats Lloyds, die 
bei Verlusten zur Kasse gebeten 
werden. Einzelne »Namen« ha- 
ben schon Selbstmord begangen, 
da sie mit ihrem gesamten priva- 
ten Vermögen für die Lloyds- 
Verluste haftbar gemacht wer- 
den. 17.000 der 31.000 »Na- 
men«, die Kapital bei Lloyds 
angelegt haben, wehren sich mit 
insgesamt 30 Klagen gegen den 
Versicherungsriesen, weil sie für 
etwa 7,5 Milliarden Mark Ver- 
luste nicht aufkommen, sondern 
die Geschäftsleitung haftbar ma- 
chen wollen. 


In den letzten Jahren soll Lloyds 
immer riskantere Versicherungs- 
verträge abgeschlossen haben, 
um so Verluste aus ungewöhn- 
lich hohen Auszahlungssummen 
abzudecken, die das Unterneh- 
men im Zuge von Naturkatastro- 
phen leisten mußte. Dazu kom- 
men beispiellose Forderungen 
aus Asbest- und anderen umwelt- 
bedingten Schäden in Amerika. 
Wie es heißt, sollen auch viele 
Lloyds-»Namen« unabhängig von 
den Schwierigkeiten des Unter- 
nehmens privat erhebliche finan- 
zielle Verluste gemacht haben, 
und zwar aufgrund fehlgeschla- 
gener Spekulationen mit Deri- 
vaten, Bonds und Immobilien. 


Kardinal Biffi 
verurteilt 
unmenschliche 
Finanzmacht 


Der Bologneser Erzbischof Kar- 
dinal Giacomo Biffi hielt am 
1. Mai eine hervorragende Rede 
über wirtschaftliche und soziale 
Frage, die wir hier teilweise wie- 
dergeben wollen: 


»Alles ist aus dem richtigen 
Menschenbild hervorgegangen. 
Und dieses richtige Menschen- 
bild finden wir in der Geschichte 
unseres Ursprungs, wie sie Got- 
tes Wort berichtet: »Da machte 


Gott der Herr den Menschen aus 
Erde vom Acker und blies ihm 
den Odem des Lebens in seine 
Nase«, heißt es in der Genesis. 
Und bedenkt, dies sagte er zu 
keinem anderen Lebewesen. 
Durch die Gabe dieses göttlichen 
Atems gehört der Mensch zum 
physischen Universum wie die 
Vögel am Himmel und die Tiere 
auf dem Feld, aber in ihm exi- 
stiert ein unsterblicher Atem — 
eine Seele, die ihn zum lebendi- 
gen Abbild Gottes macht. Durch 
die Kraft dieses göttlichen Odems 
ist der Mensch fähig, Dinge zu 
»unterwerfen< und zu »beherr- 
schen«, die Umformung der Welt 
durch seine Intelligenz und das 
Geschick seiner Hände. 

Durch die Kraft dieses göttlichen 
Odems ist der Mensch ein freies 
Wesen, verantwortlich für seine 
Handlungen, zur Selbstreflexion 
über den Sinn seiner Existenz 
und seines Schicksals in der 
Lage.« 


Der Mensch sei aber zum Bösen 
fähig und könne sich verlieren, 
so Biffi. Ein Beispiel dafür sei 
die »wachsende Entmenschli- 
chung der Welt« durch die maß- 
lose Macht des Geldes, die im- 
mer weiter ausgreife, immer gie- 
riger werde und ohne Rücksicht 
auf die Folgen für die Produk- 
tion, die Arbeitsmarktlage und 
das konkrete Leben vieler Men- 
schen ihren Vorteil suche. 


Kaum jemand erkenne den unge- 
heuren Konzentrationsprozeß in- 
nerhalb der Finanzwelt, der nach 
Meinung des Kardinals einen 
Angriff auf die soziale und wirt- 
schaftliche Freiheit darstelle. Seit 
dem Zusammenbruch des kom- 
munistischen Systems — dem un- 
vernünftigsten, grausamsten und 
unmenschlichsten System in der 
Geschichte — habe niemand den 
Mut, Gefahren aufzuzeigen, die 
der Wirtschaftsliberalismus der 
westlichen Welt heraufbeschwö- 
re. 


Die Enzyklika »Centesimus an- 
nus« von Papst Johannes Paul H. 
habe zu Recht die unersetzliche 
Funktion eines »freien marktes« 
hervorgehoben, erklärte der Kar- 
dinal, »aber ich glaube, wenn es 
nicht um den produktiven Be- 
reich, sondern etwa um die De- 
visenmärkte geht, müssen wir 
sehr viel kritischer sein.« Die 
Schwankungen dieser Märkte 
könnten Leid über Millionen 
unschuldiger Menschen bringen. 

U 
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Internationaler Währungsfonds 


Forderung 
nach mehr 
Macht, 
während das 
Finanzchaos 
wächst 


Das Halbjahrestreffen des Interims-Komitees des Internatio- 
nalen Währungsfonds in Washington vom 21. bis 27. April fand 
unter dem Schreckgespenst des zunehmenden Chaos auf den 
Weltdevisenmärkten statt. Obwohl diese Tatsache von den mei- 
sten Teilnehmern anerkannt wurde, darunter auch von den Fi- 
nanzministern der Gruppe der Sieben (G7) der Industrieländer, 
wurde sie dennoch von vielen der Teilnehmer heruntergespielt, 
vielleicht in der Hoffnung, daß es sich einfach auflösen würde. 
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Versuche des IWF-Direktors Mi- 
chel Camdessus, die Weltwirt- 
schaftssituation zu »rühmen«, 
bekamen eine kalte Dusche, als 
auf dem Treffen 1000 Exemplare 
einer Erklärung über die welt- 
weite Finanzkrise verteilt wur- 
den, die den Titel trug: »Sein 
oder Nichtsein«. Das IWF-Di- 
rektorium war über die Vertei- 
lung dieser Erklärung sehr aufge- 
bracht. In der Erklärung hieß es, 
daß es unmöglich ist, »den allge- 
meinen Finanzkollaps und den 
anschließenden weltweiten Wäh- 
rungs- und Wirtschaftszerfall zu 
vermeiden, wenn der IWF und 
die Zentralbanksysteme aller 
führenden Nationen von den ent- 
sprechenden führenden Regie- 
rungen nicht unter Vergleichs- 
verfahren gestellt werden«. Es 
wurde auch die große Sorge über 
die Ablehnungen der Regierun- 
gen zum Ausdruck gebracht, dar- 
unter auch der US-Regierung, die 
Währungsstabilität zu handha- 
ben, die jetzt bei dem japani- 
schen Yen eine große Zerstörung 
anrichtet. 


Japans Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten sind besonderer 
Natur. Das Ausbleiben einer an- 
gemessenen Antwort von Was- 
hington an Japan könnte eine 
Kettenreaktion von Zusammen- 
brüchen der wichtigen politi- 
schen Interessen Amerikas in 


Michel Camdessus, Direk- 
tor der IWF, meint, man sei 
bei der Durchsetzung der 
Bedingungen zu nachsich- 


tig. 


Ostasien und darüber hinaus aus- 
lösen. 


In der Zeit vor dem IWF-Treffen 
waren die Währungen einer un- 
geheuren Unbeständigkeit ausge- 
setzt. Der Dollar war im Ver- 
hältnis zum Yen besonders stark 
gefallen - der Yen hat gegenüber 
dem Dollar seit 1. Januar dieses 
Jahres über 20 Prozent an Wert 
zugenommen — was für die japa- 
nischen Exporte auf ihren tradi- 
tionellen asiatischen Märkten 
erhebliche Probleme schuf. 


Camdessus gab den Vereinigten 
Staaten die Schuld für diese Ent- 
wicklung und verlangte, daß das 
Federal Reserve Board die Zins- 
sätze erhöht. Die Regierung Clin- 
ton ist sich der verheerenden Aus- 
wirkungen eines solchen Schrit- 
tes auf die US-Wirtschaft bewußt 
und hat diesem Druck bisher 
nicht nachgegeben. Gleichzeitig 
haben es das Finanzministerium 
und der Vorsitzende der Fed, 
Alan Greenspan, bisher unterlas- 
sen, Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Fall des Dollar zu stoppen. 

Einige probritische Institutionen 


wie C. Fred Bergstens Institute 
for International Economics 
freuen sich insgeheim über diese 
Entwicklung, weil sie dem japa- 
nischen Handelsüberschuß die 
Schuld für die Instabilität geben 
und die Verschiebung in den 
Wechselkursen als ein Mittel be- 
trachten, um diesen Überschuß 
abzubauen — eine eher riskante 
Denkweise, denn solche Instabi- 
litäten könnten das ganze Finanz- 
system leicht zu Fall bringen. 


Leider spiegelte sich diese Denk- 
weise auch in den Erklärungen 
von Finanzminister Robert Ru- 
bin vor dem Interimskomitee am 
26. April wider. »Japan muß mehr 
importieren, mehr seiner verfüg- 
baren Ersparnisse absorbieren«, 
sagte er, »damit sein Außenhan- 
delsüberschuß abnimmt.« 


Takemura weist 
auf Derivate hin 


Der japanische Finanzminister 
Masayoshi Takemura hatte eine 
andere Meinung über die Ur- 
sache der gegenwärtigen Instabi- 
lität und verwies auf die zuneh- 
mend instabilen Derivatemärkte. 
In seiner Erklärung vor dem 
Interims-Komitee am 26. April 
sagte Takemura: »Ich habe den 
Eindruck, daß spekulative und 
ziellose Elemente des Deri- 
vatenhandels, die sich aus der 
jüngsten finanziellen Liberalisie- 
rung und den technischen Inno- 
vationen in der Funktion der 
Devisenmärkte ergeben, die Fluk- 
tuationen in den Wechselkursen 
verschlimmert haben könnten.« 

Der offensichtlich destabilisie- 
rende Effekt der Derivatemärkte 
hat zu immer lauteren Rufen 
nach Regulation des risikorei- 
chen Derivatehandels geführt. 
Das ist jedoch für die Be- 
fürworter der britischen »Frei- 
handels«-Ideologie, die das Pro- 
blem weiterhin herunterspielen, 
eine bittere Pille. Der britische 
Schatzminister Kenneth Clarke 
meinte auf seiner Pressekon- 
ferenz am 26. April auf die Frage 
nach der Rolle des Derivate- 
handels beim Zusammenbruch 
der Barings Bank: »Ich glaube 
nicht, daß Derivate die Ursache 
der Barings Krise waren, sondern 
eher ein Mangel an interner 
Regulation... Derivate beschleu- 
nigen einfach die Auswirkungen, 
wenn man sich zu weit vor 
wagt.« 

Die Sorgen der Japaner spiegel- 
ten sich in Kommentaren der 


Franzosen und Deutschen wider, 
deren Währungen im Verhältnis 
zum Dollar ebenfalls aufgewertet 
wurden. Diese Sorge zeigte sich 
auch in der Erklärung der Fi- 
nanzminister der G7, die mein- 
ten, daß »die jüngsten Bewe- 
gungen über die Ebenen hinaus- 
gegangen sind, die durch die 
zugrundeliegenden wirtschaftli- 
chen Bedingungen in den wich- 
tigsten Ländern gerechtfertigt 
sind«, und daß »eine Umkehr die- 
ser Währungsbewegungen wün- 
schenswert ist«. 


Keine Einigung über 
eine Handlungsweise 


Doch kein Land gab einen 
Hinweis für die Schritte, die 
unternommen werden sollten, 
um diese Bewegungen umzukeh- 
ren. Schatzkanzler Clarke räumte 
ein, daß die Märkte vielleicht 
»überreagiert« haben, doch er 
meinte, daß die Märkte selbst das 
wieder wettmachen werden. 


Als er zusammen mit den ande- 
ren Finanzministern direkt nach 
ihrem Treffen aus dem Blair 
House kam, war der kanadische 
Finanzminister Paul Martin der 
einzige, der bereit war, zu spre- 
chen. »Die Devisenkurse sind 
über das Ziel hinausgeschossen«, 
sagte Martin und benutzte den 
Begriff, den einige Minister ver- 
wendet hätten, um die Un- 
beständigkeit zu charakterisie- 
ren. Gleichzeitig, sagte er, »muß 
jedes Land tun, was es zu tun 
hat«. Mit anderen Worten, die 
Minister haben sich darauf geei- 
nigt, nicht übereinzustimmen. 
Martin selbst gab dies zu, als er 
meinte, daß es »über eine koordi- 
nierte Währungsstabilisierung 
keine Einigung gegeben hat«. 


Und der japanische Finanz- 
minister Takemura hat formell 
seinen Vorschlag zum Aufpo- 
lieren des ganzen Systems »fle- 
xibler Wechselkurse« vorge- 
bracht. In Außerungen gegen- 
über der japanischen Presse sagte 
Takemura am 25. April, »er wür- 
de eine mittel- bis langfristige 
Überprüfung des jetzigen Devisen- 
kurssystems vorschlagen«. Er 
bemerkte jedoch, daß keine Re- 
aktion kam. »Ich habe heute nur 
den Ball geworfen«, sagte er, 
»von nun an hängt alles von der 
zukünftigen Diskussion ab.« 


Als Antwort auf die Frage bezüg- 
lich Takemuras Vorschlag mein- 


te Finanzminister Rubin auf sei- 
ner Pressekonferenz am 25. April 
nur, daß er nicht denke, er sollte 
»Einzelheiten über Vorschläge 
diskutieren«. Er fügte hinzu: 
»Doch ich kann sagen, daß ich 
nicht der Meinung bin, daß es für 
die Aufhebung des flexiblen 
Wechselkurssystems eine große 
Unterstützung gibt.« 


Finanzsystem von 
Bretten Woods vor 
dem Ende 


Doch die Notwendigkeit für eine 
Reform der internationalen Wäh- 
rungsinstitutionen war sowohl 
beim IWF als auch bei dem 
Treffen der G7 ein heißes Dis- 
kussionsthema. Trotz des ganzen 
Geredes von »Aufschwung« läßt 
sich die Tatsache kaum verber- 
gen, daß das Finanzsystem von 
Bretten Woods vor seinem Ende 
ist. 


Der IWF, der unter Beschuß ge- 
raten ist, weil er die Krise in 
Mexiko nicht »vorhergesehen« 
hat, fordert größere Überwa- 
chungsbefugnisse und mehr Geld. 
Camdessus verlangt von den 
Mitgliedsländern, daß sie ihre 
IWF-Quoten erhöhen, um den 
IWF mit mehr diktatorischen Be- 
fugnissen über die Weltwirt- 
schaft auszustatten. »Wenn wir 
uns mit dem Fonds auf die Pro- 
bleme des nächsten Jahrhunderts 
einstellen wollen, müssen wir in 
großem Rahmen denken und 
schauen, welche Art von Res- 
sourcen nötig sein werden«, sag- 
te er. 


Doch noch nicht einmal Schatz- 
kanzler Clarke, der ansonsten die 
Politik des IWF stark unterstützt, 
schien bereit zu sein, die IWF- 
Quoten zu erhöhen — eine Maß- 
nahme, die zweifellos eine hitzi- 
ge Debatte im Parlament auslö- 
sen würde. Camdessus ist auch 
»selbstkritisch« und behauptet, 
der IWF sei bei der Durch- 
setzung seiner Bedingungen zu 
nachsichtig gewesen! 


»Beim IWF herrscht manchmal 
eine Tendenz«, sagte er auf einer 
Pressekonferenz am 24. April, 
»im Zweifelsfalle zu sehr zu 
Gunsten unserer Mitgliedsländer 
zu entscheiden.« Camdessus ver- 
langte größere »Offenheit« und 
»Härte« im Umgang mit wider- 
spenstigen Mitgliedsländern. 

In diesem Punkt stimmte Clarke 
voll überein. Vor dem Interim- 


Komitee am 26. Juni sagte Clar- 

ke unter Bezugnahme auf einen 

Bericht über die Maßnahmen des ° 
IWF bei der Krise in Mexiko: 

»Ich stimme der Analyse im 

Whittome-Bericht zu, daß der 

IWF den Sensitivitäten der Mit- 

glieder ein ungewöhnlich hohes 

Gewicht verliehen und sich des- 

halb zurückgehalten hat.« 


Paradoxerweise ist Clarke für 
seine Forderung, die Schulden 
der Dritten Welt zu reduzieren, 
gelobt worden, doch er hat sei- 
nen Standpunkt in seinen Be- 
merkungen vor dem Interim- 
Komitee recht deutlich gemacht. 
»Wenn die Schulden auf hand- 
habbare Stufen zurückgebracht 
werden, so erhöht das die Chan- 
cen, daß die Schuldnerländer die- 
se Zahlungen tatsächlich leisten 
werden«, sagte er. 


Obwohl hinsichtlich der Not- 
wendigkeit nach verstärkter IWF- 
Überwachung immer noch Lip- 
penbekenntnisse gemacht wer- 
den, wächst das Bewußtsein dar- 
über, daß die Welt nicht mehr so 
weitermachen kann, wie sie es 
bisher getan hat. Die grundlegen- 
de Instabilität, die von den IWF- 
Maßnahmen im Laufe der Jahre 
geschaffen wurde, um die sich 
immer mehr ausweitende Fi- 
nanzkrise »herumzudrehen«, ist 
jetzt für das System selbst ende- 
misch. Es gibt keine »Voraus- 
sagbarkeit« mehr, abgesehen von 
der Voraussagbarkeit eines zu- 
nehmenden Chaos, das eine 
grundlegende Reform verhindert. 
Und bei einer solchen Reform ist 
der IWF auf jeden Fall eher Teil 
des Problems und nicht Teil der 
Lösung. 


Es sieht so aus, als wäre mit der 
Erklärung der Finanzminister der 
G7 der heftige politische Kampf 
hinter den Kulissen darüber, wie 
die Welt nach Bretton Woods 
angesichts des rasch fortschrei- 
tenden wirtschaftlichen Zusam- 
menbruchs aussehen soll, über- 
tüncht worden. Der Ball befindet 
sich jetzt in den Händen der 
Führer der G7, wenn sie sich im 
Juni in Halifax treffen werden, 
und genauer gesagt, liegt er in 
den Händen von Präsident Bill 
Clinton. Wenn eine grundlegen- 
de Finanzreform durchgeführt 
werden soll, müssen es die 
Vereinigten Staaten und deren 
Verbündete in Europa und Asien 
sein, die den Weg vorzeichnen - 
und nicht die Bürokraten eines 
anachronistischen IWF. DO 
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USA 


Kommuni- 
stische Partei 
ein Joint- 
Venture 

des FBI und 


der Sowjets 


Die im Zusammenhang mit der Ermordung von Präsident John 
F. Kennedy vor kurzem veröffentlichten Dokumente haben 
gezeigt, daß das amerikanische FBI in einer über 30 Jahre hinweg 
durchgeführten Operation in die höchsten Ebenen der kommuni- 
stischen Partei der USA vorgedrungen ist, was dem FBI und der 
US-Regierung gleichzeitig einen geheimen Kanal zu den höchsten 
Ebenen der Sowjetführung öffnete. 


Die Enthüllungen über die »Ope- 
ration Solo« des FBI werfen ein 
zusätzliches Licht auf zwei wei- 
tere Umstände, in die die kom- 
munistische Partei der USA 
(CPUSA) verwickelt ist: Erstens, 
Komplizenschaft zwischen FBI 
und Sowjets bei den Bemü- 
hungen der CPUSA gegen den 
Ökonomen und Wirtschafts- 
führer Lyndon LaRouche, beson- 
ders Diskussionen zwischen FBI 
und CP über die »Eliminierung« 
LaRouches im Jahre 1973; und 
zweitens .. geheime Finanzierung 
der CPUSA durch die Sowjets ab 
den zwanziger Jahren, in die der 
»Trust«-Agent Armand Hammer 
verwickelt war und später die 
Operation Solo des FBl. 


All dies sollte nicht überraschend 
sein, denn es hat im Laufe der 
Jahre umfangreiche Dokumen- 
tation über die Verbindungen 
zwischen dem FBI und der 
CPUSA sowie über sowjetische 
»Trust«-Operationen im Zusam- 
menhang mit Armand Hammer 
gegeben. 

Zur Operation Solo des FBI ge- 
hörten tatsächlich zwei Infor- 
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manten: Jack und Morris Childs. 
Es war erstmals in einem Buch 
aus dem Jahre 1981 mit dem 
Titel »Das FBI und Martin 
Luther King Jr.« von David J. 
Garrow — das ursprünglich den 
Untertitel hatte »Von Solo nach 
Memphis« — von dieser Ope- 
ration die Rede. Die Ursprünge 
von »Solo«, wie sie von Garrow 
beschrieben werden, sind die fol- 
genden. 


Morris Childs und sein Bruder 
Jack sind der kommunistischen 
Partei (CP) in den zwanziger 
Jahren in Chicago beigetreten. 
Um das Jahr 1930 herum wurde 
Morris zum Besuch der Lenin- 
Schule in Moskau ausgewählt. 
Als er in die Vereinigten Staaten 
zurückkehrte, wurde er ein Ver- 
treter der CP in Milwaukee und 
hatte danach Parteiämter in Chi- 
cago inne. Im Mai 1938 wurde er 
in das Nationalkomitee der 
CPUSA gewählt. Mitte des 
Jahres 1945 übernahm er die 
politische Aktionsarbeit der 
Partei und ging nach New York 
City, wo er Anfang des Jahres 
1946 Herausgeber der CP- 


Zeitung — des »Daily Worker« — 
wurde. Doch ungefähr ein Jahr 
später wurde Morris im Zuge 
eines internen Gruppierungs- 
kampfes in der Partei als Her- 
ausgeber hinausgeworfen. 


Jack, der jüngere Bruder von 
Morris, war in der CPUSA nie 
eine öffentliche Figur, sondern er 
arbeitete hinter den Kulissen und 
hatte mit den Parteifinanzen und 
Geld zu tun. 


Die veröffentlichten 
FBI-Dokumente 


Es ist nicht klar, was danach pas- 
sierte — ob die erbitterten Brüder 
die Partei tatsächlich verließen 
oder nicht. Doch um das Jahr 
1951-52 herum rekrutierte das 
FBI Jack und Morris erfolgreich 
als Informanten. Sie nahmen ihre 
Aktivitäten in den oberen Ebe- 
nen der CP wieder auf, wo sie in 
den nächsten 25 bis 30 Jahren als 
Informanten für das FBI arbeite- 


ten. 


Der Autor David Garrow be- 
hauptet, daß Jack und Morris 
Childs »zur wichtigsten Verbin- 
dung wurden, über die sowjeti- 
sche Gelder in Höhe von ca. eine 
Million Dollar pro Jahr insge- 
heim in die amerikanische kom- 
munistische Partei flossen«. Dies 
war eine Verbindung in einer 
Kette von geheimen Finanzie- 
rungen, die bis in die zwanziger 
Jahre zurückreichte. 


Garrow zufolge wurde der größte 
Teil der Geldgeschäfte in New 
York abgewickelt und Jack be- 
kam das Geld von den Sowjets in 
amerikanischen Noten. Einmal 
im Jahr reiste einer der Brüder, 
normalerweise Morris, nach Mos- 
kau. Morris bereiste auch die 
Welt als der Vertreter von Gus 
Hall, mit dem sich Jack und 
Morris eng anfreundeten. 


Dies wird auch in den jüngst ver- 
öffentlichten FBI-Dokumenten 
bestätigt, die zahlreiche Berichte 
über die Reisen der Childs- 
Brüder enthalten, darunter ein 


War der Mord an John F. Kennedy, US-Präsident von 1960 
bis 1963, ein »gut organisiertes Komplott« der Ultrarechten 


in den USA? 


besonders schmeichlerischer, sen- 
timentaler Bericht von Jack 
Childs an Gus Hall, in dem von 
Jacks Empfang in Moskau und in 
Kuba im Jahre 1964 als Vertreter 
von Hall und der amerikanischen 
kommunistischen Partei die 
Rede war. 


Garrow schrieb im Jahre 1981: 
»Von Hall erfuhren Jack und 
Morris praktisch alles, was in der 
amerikanischen Kommunisti- 
schen Partei passierte. So wußten 
das FBI und die amerikanische 
Exekutive über die Aktivitäten 
der amerikanischen Partei voll- 
ständig Bescheid ... Wie ein ame- 
rikanischer Vertreter meinte, hat 
FBI Gus Halls Gehalt praktisch 
jahrelang bezahlt und zwar mit 
dem Geld der Sowjets.« 


Innerhalb des FBI, schrieb Gar- 
row, wurde oft diskutiert, das 
Projekt zu beenden und die Fi- 
nanzierung der CPUSA durch die 
Sowjets offenzulegen. »Jedes 
Mal ging die Entscheidung in die 
andere Richtung. Das Entree in 
Moskau und die praktische Kon- 
trolle der amerikanischen kom- 
munistischen Partei, die >Solo< 
dem FBI verschaffte, waren zu 
wertvoll, um sie für einen Public 
Relations Coup zu opfern.« 


Die Akte 
Kennedy 


Dies wurde alles in Garrows 
Buch im Jahre 1981 in dem 
Zusammenhang enthüllt, daß ge- 
zeigt wurde, wie die Informa- 
tionen von Jack Childs vom FBI 
als Vorwand für Ermittlungen 
und intensive Überwachung von 
Martin Luther King Jr. wegen der 
Verbindung Kings mit Anwalt 
Stanley Levison genutzt wurden, 
der angeblich ein geheimes 
Mitglied der CPUSA gewesen 
sein sollte. Die Behauptungen 
über Levison, die von Jack Childs 
aufgestellt worden waren, wur- 
den vom FBI an Justizminister 
Robert Kennedy und seine eng- 
sten Berater weitergegeben, um 
die elektronische Überwachung 
von Dr. King zu rechtfertigen, 
die Kennedy Anfang des Jahres 
1962 genehmigte. 


Dennoch hat das FBI die 
Operation Solo erst bei der kürz- 
lichen Freigabe bestimmter FBI- 
Akten in Bezug auf die Er- 
mordung John F. Kennedy be- 
stätigt. Mehrere Hundert Seiten 
dieser Akten beziehen sich auf 


»Solo« und enthalten Berichte 
von Jack Childs' Diskussionen in 
Kuba mit Fidel Castro und ande- 
ren über die Ermordung Ken- 
nedys und Morris’ Gespräche in 
Moskau unmittelbar nach der 
Ermordung im November 1963. 


Morris berichtete, daß Sowjet- 
führer den Mord an Kennedy als 
ein »gut organisiertes Komplott 
seitens der Ultrarechten in den 
USA zur Durchführung eines 
Coup« betrachteten. Sie fürchte- 
ten, daß dies dazu benutzt würde, 
um Kuba anzugreifen und einen 
antikommunistischen Krieg zu 
entfachen. »Aufgrund dieser Ein- 
stellung seitens sowjetischer Ver- 
treter ging die UdSSR sofort in 
einen Alarmzustand«, heißt es in 
dem Bericht über Morris’ Reise: 
»Solo Mission 14«, geschrieben 
von F. J. Baumgardner, einem 
Sicherheitschef in der Geheim- 
dienstabteilung des FBI, an den 
stellvertretenden FBI-Direktor 
William C. Sullivan. 


In der Aktennotiz werden Morris’ 
Unterhaltungen mit — unter ande- 
rem — Boris Ponomaryov, dem 
Chef der kommunistischen Partei 
des sowjetischen Ministeriums 
für internationalen Beziehungen 
zitiert, der sagte, die CPUSA sei 
bereit, ihre ganze Akte über Lee 
Harvey Oswald der US-Re- 
gierung zu übergeben, um zu zei- 
gen, daß Oswald »nicht ihrer 
Verantwortung unterliegt«. Po- 
nomaryov wollte dies an die 
CPUSA kommunizieren, so daß 
sie wissen, daß die Sowjets mit 
der US-Regierung kooperieren. 


James Fox, ein pensionierter 
FBI-Vertreter, der die Operation 
jahrelang überwacht hat, be- 
stätigte die veröffentlichten Be- 
richte über Jack und Morris 
Childs in einem Interview mit 
Reuters, das am 30. März veröf- 
fentlicht wurde. Fox bestätigte, 
daß die geheime sowjetische 
Finanzierung der CPUSA über 
Jack Childs gelaufen ist und daß 
er dem FBI darüber berichtet hat. 
Fox bestätigte auch, daß Morris 
Childs ein FBI-Agent war, der 
sowjetischen und osteuropäi- 
schen Führern behilflich war und 
den Vereinigten Staaten außer- 
gewöhnlichen Zugang zur Denk- 
weise der kubanischen und sow- 
jetischen Führung verlieh. 

»Ich kenne niemanden, der bes- 
seren Zugang zu der oberen 
Führung der Sowjetunion und zu 
KGB-Unterlagen und Informa- 
tionen hatte«, sagte Fox. I 
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Absprachegremien 


Heritag 


C- 


Foundation 
bereitet sich 
auf einen 
wirtschaft- 
lichen Terror- 
anschlag vor 


Die von den Briten geführten Denktanks, von denen die konser- 
vativen Revolutionäre geleitet werden, haben einen aktualisierten 
Schlachtplan für die Kräfte des Sprechers des Repräsen- 
tantenhauses, Newt Gingrich und Senator Phil Gramm, heraus- 
gegeben. Ein Programm der Heritage Foundation zur Zerstörung 
und Plünderung der amerikanischen Wirtschaft wurde unter 
dem Titel »Umorganisation der Regierung« veröffentlicht. 


Der neue, radikalere Plan folgt 
nach dem Scheitern der Ging- 
rich-Gramm Kräfte bei der 
Durchsetzung ihres »Vertrags 
mit Amerika« in der ersten Sit- 
zung des Kongresses. Im Hin- 
blick auf die Aussicht, daß sich 
die Öffentlichkeit bei den näch- 
sten Wahlen gegen ihre Politik 
des frühen Mittelalters wenden 
wird, haben ihre Londoner Spon- 
soren scheinbar die Haltung ihrer 
Vorgänger in der britischen Ar- 
mee eingenommen, als sich die 
Vereinigten Staate ihnen im 
Krieg des Jahres 1812 widersetz- 
ten: Washington abbrennen und 
stehlen, was man nur kann. 


Ziele unter einem 
konservativen Label 


Das Umorganisations-Programm 
ist das Produkt eines integrierten 
Komplexes von in den USA sta- 
tionierten Tarnfirmen der Mont 
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Pelerin Society der britischen 
Krone. Zu diesen Untergruppen 
gehört die Heritage Foundation, 
das Cato Institute, die Reason 
Foundation, die National Tax- 
payers Union, die Progress and 
Freedom Foundation und das 
American Legislative Exchange 
Council. In der Führung überlap- 
pend, führt dieser Komplex Kam- 
pagnen für verschiedene New 
Age- und Gangster-Zielsetzun- 
gen durch wie die Legalisierung 
von Drogen, kommerzialisierte 
sexuelle Perversion, weit offenes 
Casino-Spiel und deregulierte 
Bankgeschäfte mit heißem Geld. 
Für Public Relations Zwecke hat 
die Heritage Foundation in die- 
sem Komplex die Verantwortung 
für die Vermarktung bestimmter 
Produkte der Gruppe unter einem 
»konservativen« Label. 


Die Arbeit der Heritage Foun- 
dation an dem Umorganisations- 
Plan wurde von ihrem Vize- 


präsidenten Stuart M. Butler ge- 
leitet, einem britischen Staats- 
bürger, der auch im Direktorium 
der Reason Foundation sitzt und 
Mitglied der British Fabian So- 
ciety ist. 


Wie Butler in einer Presseer- 
klärung vom 17. April sagte, 
wird in dem Plan der Stop der 
US-Unterstützung für technolo- 
gische Entwicklung, der Verkauf 
von öffentlichen Infrastruktur- 
projekten an den Meistbietenden 
und die Aufgabe jeder Chance 
gefordert, daß sich die Ver- 
einigten Staaten von dem dro- 
henden wirtschaftlichen Schrump- 
fungsprozeß jemals erholen könn- 
ten. 


Der Ausverkauf 
der USA 


Zu den spezifischen Vorschlägen 
gehören. 


Abschaffung des Ministeriums 
für Landwirtschaft und des 
Landwirtschaftlichen Erweite- 
rungsdienstes und Verbot der 
stattlichen Unterstützung für die 
wissenschaftliche Agrarentwick- 
lung sowie Verbot der Ein- 
mischung in die Tyrannei von 
Warenkartells und Spekulanten 
gegenüber Farmern. 


Verkauf der Wasserkraft-Däm- 
me, des Postdienstes, des Wetter- 
dienstes, der strategischen Erdöl- 
reserven des Landes und anderer 
Stoffe, von Amtrak, des Luft- 
fahrtkontrollsystems und staats- 
eigener Immobilien an Speku- 
lanten und Kartelle. 


Schließung der Flußkontrolle und 
der inländischen Wasserwege- 
Operationen des Army Corps of 
Engineers, Schließung der Rural 
Electrification Administration, 
Schließung der Small Business 
Administration, Schließung des 
Bureau of Mines and Geological 
Survey, Beendigung der US- 
Förderung für technologische 
Entwicklung im Weltraum und 
bei den fortgeschrittenen Ener- 
giesystemen, Verbot der Finan- 
zierung des Bundes für alle In- 
frastrukturentwicklungsprojekte 
einschließlich Hochgeschwin- 
digkeitseisenbahnen und Verbot 
der US-Unterstützung für Ex- 
porte von US-Produkten. 


Drastische Kürzungen in der Ge- 
sundheitsfürsorge der Alten, wie 
die Heritage Foundation spöttelt: 


»Medicare ... würde einem grö- 
Beren Eingriff unterzogen«. 


Während die internationale Fi- 
nanzspekulationsblase zerplatzt, 
würde die Durchführung eines 
solchen irrsinnigen Plans die 
Steuergrundlage zerstören und 
würde den größten nur vorstell- 
baren wirtschaftlichen Zusam- 
menbruch und soziales Chaos 
garantieren. Doch die Heritage 
Foundation meint trocken, daß 
damit das Defizit des Bundes- 
haushalts innerhalb von fünf Jah- 
ren beseitigt würde! 


Die Wirtschaft 
als Unrat 


Wer würde den Verkauf des 
Hoover Damms oder des Mis- 
souri befürworten — und wer 
würde sie kaufen? 


Der Privatisierungsplan wurde 
von Stuart Butlers anderer US- 
Gruppe, der Reason Foundation, 
entwickelt. Ihr Präsident Robert 
W. Poole Jr. hat sich zuerst mit 
den Rechtsanwälten Skadden, 
Arps, Slate, Meagher und Flom 
beraten — Experten in Schrott- 
papieren, Aufkäufen unter Druck 
und in der Plünderung und An- 
lagenausschlachtung von Fir- 
men. Ende des Jahres 1991 be- 
gannen sich Poole und John 
Girado von Skadden, Arps mit 
dem amerikanischen Vizepräsi- 
denten Dan Quayle und seinem 
Stab zu treffen. Poole, Girardo 
und Quayle arbeiteten dann eine 
Strategie zum Verkauf und zur 
Zerrüttung der Regierung aus. 


Präsident George Bushs Berater 
im Weißen Haus, C. Boyden 
Gray, wurde als nächstes wegen 
des Ausheckens einer rechtlichen 
Deckung für den Plan konsul- 
tiert. Gray war der Haupterbe des 
R. J. Reynolds Tabak-Vermö- 
gens. Der britische Tabak-Trust 
hatte die Kontrolle des Rey- 
nolds-Imperiums seinem Groß- 
vater überlassen. Sein Vater Gor- 
don Gray war ein führender Ver- 
bündeter des britischen Geheim- 
dienstes innerhalb der amerikani- 
schen Geheimdienstgemeinde. 
C. Boyden Gray hat als einzelner 
wahrscheinlich am meisten pro- 
fitiert bei dem Aufkauf von RJR- 
Nabisco durch den George Bush 
Kumpan Henry Kravis - der für 
die Aktionäre einen Wert von 13 
Milliarden Dollar hatte. 

Am 30. April 1992 gab Bush die 
Exekutiv-Anordnung 12803 über 


»Privatisierung von Infrastruk- 
tur« heraus. Es handelte sich da- 
bei um ein Verfahren zur Preis- 
festsetzung oder Ausschreibung 
für den Verkauf des Infra- 
struktur- oder Vermögens des 
Regierungs-Service des Staates 
an private Finanziers und um 
Staats- und lokale Regierungen 
dazu zu veranlassen, ihre In- 
frastruktur zu verkaufen. 


Die Einsätze 
sind astronomisch 


Mit der Wahl von Bill Clinton 
hat sich der heftige Ansturm die- 
ses Schwindels etwas verlang- 
samt. Doch der britische Denk- 
tank-Komplex — der nun von C. 
Boyden Gray als Vorsitzendem 
von Citiziens for a Sound Eco- 
nomy unterstützt wird — arbeitet 
immer noch verzweifelt daran, 
ihn durchzusetzen. 


Die Einsätze sind astronomisch. 
Bankrotte, nervöse Finanziers 
wollen Infrastrukturprojekte und 
Vermögenswerte der Regierung 
wie die Sozialversicherung zu 
einem Bruchteil ihres Wertes in 
Höhe von sieben bis zehn Billi- 
onen Dollar aufkaufen. 


Die Werbebroschüre der Heri- 
tage Foundation »Schaffung ei- 
nes Budgets zur Reformierung 
der Bundesregierung« zitiert den 
»bekannten Managementexper- 
ten Peter Drucker« als eine Au- 
torität für »die wirkliche Neu- 
gründung der Regierung« - der 
Titel seines Artikels vom Fe- 
bruar 1995 in »Atlantic Month- 
ly«. Der in Australien geborene 
Drucker ist ein anerkannter Ex- 
perte in diesen Angelegenheiten: 
er war als Wirtschaftsexperte für 
Londoner Banken, als Berater in 
den USA für britische Banken 
und als amerikanischer Korres- 
pondent für britische Zeitungen 
tätig. Druckers Methoden wur- 
den in Aufkauf- und Umstruktu- 
rierungsplänen bei US-Firmen 
unter dem Slogan angewendet, 
die Firmenziele »lean and mean« 
zu machen. Das bedeutet, daß bei 
einem Unternehmen Anlagen- 
ausschlachtung und Schrump- 
fungsprozesse (keine Expansion) 
durchgeführt werden, während 
die Finanziers seinen Wert durch 
hochgetriebene Aktienpreise aus- 
saugten. 


Doch das direkte Modell für 
Stuart Butler und Robert Poole 
ist Margaret Thatchers Liqui- 


dierung von Vermögenswerten 
der Regierung wie staatseigene 
Elektrizitätsunternehmen. Ihre 
Förderung von Wucher, Finanz- 
schwindel und Sparmaßnahmen, 
mit denen die Armen vernichtet 
werden, ist das, was die britische 
Wirtschaft in einen post-industri- 
ellen Abfallhaufen verwandelt 
hat. 


Plünderung 
der Vermögenswerte 


Robert Poole rechnet, daß 
100.000 Teile wichtiger Infra- 
struktur, darunter Flughäfen, 
Strom- und Wasserkraftwerke, 
Autobahnen und Brücken für 
jeweils ca. 2,27 Millionen Dollar 
versteigert werden können. Da 
diese Zahl nur ein Bruchteil der 
aktuellen Ersatzkosten für diese 
Vermögenswerte ist, wie wird 
das gerechtfertigt? 


Poole kopiert einfach die krimi- 
nell niedrigen Preise, die Mar- 
garet Thatcher beim Verkauf der 
Infrastruktur in Großbritannien 
an Spekulanten und private Fa- 
milien-Investmenttrusts verwen- 
det hat. Zum Beispiel die staats- 
eigenen Elektrizitätsbetriebe, die 
für insgesamt 21,7 Milliarden 
Dollar verkauft wurden, haben 
55,78 Millionen Menschen im 
Vereinigten Königreich gedient. 
So, rechnet Poole, »haben die 
Investoren 389 Dollar pro Person 
im Servicegebiet für die Elek- 
trizitätsindustrie bezahlt«. Poole 
multipliziert diese 389 Dollar pro 
Person einfach mit der Anzahl 
Menschen (42,87 Millionen), die 
von den gemeindeeigenen Elek- 
trizitätsbetrieben bedient wur- 
den, von denen die britischen 
Denktanks wollen, daß die Ame- 
rikaner sie verkaufen und so 
erhält er eine Verkaufsziffer für 
alle amerikanischen Elektrizi- 
tätsunternehmen zusammenge- 
nommen von 16,7 Milliarden 
Dollar. 


Das wirtschaftliche 
Ende 


Über diese Plünderung der Ver- 
mögenswerte hinaus würde der 
Plan der Heritage Foundation die 
amerikanische Wirtschaft verwü- 
sten, weil solchen Regierungs- 
funktionen wie Hochwasserkon- 
trolle, wissenschaftliche For- 
schung und technische Unter- 
stützung der Farmer ein Ende ge- 
setzt würde. Es wird keinen Mi- 


chael Milken oder Skadden, Arps 
geben, die den Platz der Re- 
gierung in diesen Angelegenhei- 
ten einnehmen werden. Wessen 
»konservativer« Plan ist das? 


Anfang dieses Jahres tauchte 
eine Green Scissors Koalition 
von eigenen Gnaden mit einem 
Vorschlag zum »Einsparen von 
Steuergeldern« auf, indem »an 
Regierungsprogrammen, mit de- 
nen Milliarden verschwendet 
werden und die Umwelt geschä- 
digt wird, gekürzt wird«. Der Be- 
richt der Green Scissors Koali- 
tion wurde von der National Tax- 
payers Union, einer der briti- 
schen Mont Pelerin Tarnorgani- 
sationen, und der radikalen Um- 
weltschutzorganisation Friends 
of the Earth geschrieben. Der 
Green Scissors Bericht forderte 
ein Ende für die Wasserkraft- 
und Bewässerungsprojekte, den 
Autobahnbau, die landwirt- 
schaftlichen Entwicklungspro- 
gramme, die Katastrophenversi- 
cherung des Bundes, Bergbau- 
programme, Kernspaltungs- und 
Schmelzungsforschung, Kohle- 


forschung und das gesamte Was- 
serwege-Programm des Army 
Corps of Engineers. 

Der Vorsitzende der National 
Taxpayers Union James Dale 
Davidson ist ein Geschäftspart- 
ner von Lord William Rees- 
Mogg von der Londoner »Ti- 
mes«. Davidson und Rees-Mogg 
veröffentlichen gemeinsam den 
Newsletter »Strategic Invest- 
ment«, in dem im vergangenen 
Monat Amerikas bewaffnete po- 
pulistische Gruppen gewarnt 
wurden, daß »Generalissimo 
Janet Reno« plane, am 25. März 
alle ihre Gewehre einzuziehen 
und das Kriegsrecht zu erklären. 
Als Reaktion darauf traten meh- 
rere »Miliz«-Gruppen am 25. 
März tatsächlich an und rechne- 
ten mit Konfrontation oder Ge- 
metzel, aber sie wurden ent- 
täuscht. 


Der Kongreß wäre gut beraten, 
eine Umorganisation der ameri- 
kanischen Regierung von »oben 
nach unten« nach den Vorgaben 
dieser »konservativen« Gentle- 
men zu vermeiden. oO 
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Japan 


Mit dem 
Komplott 


der Windsors 
wird Pearl 


Harbor 
umgekehrt 


Prinz Philip und sein Club of the Isles sind darauf aus, China und 
Japan zu zerstören und ganz Asien zu destabilisieren und sie sind 
bereit, sämtliche finanziellen, psychologischen und militärischen 
Ressourcen, die ihnen zur Verfügung stehen, zu benutzen, um 
dieses Ziel zu erreichen. Das treibende Motiv hinter dieser irre- 
gulären Kriegsoffensive gegen diese beiden asiatischen Staaten 
und die koreanische Halbinsel, Indien und den asiatischen Teil 
Rußlands ist die Furcht der Briten, daß sich eine Achse Tokio- 
Peking-Neu Delhi-Moskau zur Unterstützung der Vereinigten 
Staaten für die englisch-deutschen Interessen an einem Punkt, wo 
die weltweite Finanzstruktur in eine Phase einer sich beschleuni- 
genden Desintegration eintritt und epochemachende Ent- 
scheidungen über ein neues weltweites Währungssystem getrof- 
fen werden, als tödlich erweisen könnte. 


Wie der britische Agent Henry 
Kissinger in seiner Rede am 29. 
März 1995 am Royal Institute of 
International Affairs im Chatham 
House in London zugab, hat der 
Club of the Isles seine De- 
stabilisierung in Asien nach dem 
Vorbild der Methoden von Prinz 
Albert Edward (dem späteren 
König Edward VII) im 19. 
Jahrhundert aufgebaut, um den 
Ersten Weltkrieg zu provozieren 
und damit die eurasisch-amerika- 
nische Wirtschaftsintegration zu 
sabotieren und das britische 
Empire zu retten. 


In einer internationalen Unter- 
suchung wurde bewiesen, daß 
dieser britische Club of the Isles 
der Apparat ist, der die letztend- 
liche Verantwortung für den 
Gasanschlag am 20. März 1995 
auf die Tokioer U-Bahn trägt, bei 
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dem 11 Menschen getötet und 
über 4.700 verletzt wurden. Die- 
ser Akt von »blindem Terroris- 
mus«, der direkt auf das Erd- 
beben in Kobe folgte und ein 
anhaltender Angriff auf den japa- 
nischen Yen, sollte das auslösen, 
was eine informierte Geheim- 
die«.iquelle als einen »umge- 
kehrten Pearl Harbor Effekt« 
bezeichnete und einen großen 
Bruch in den japanisch-amerika- 
nischen Beziehungen verursacht. 
»Es war eine fast perfekt geplan- 
te Destabilisierung Japans, die 
einfach nicht vollständig funktio- 
niert hat«, sagte eine der Quellen. 


Mit zum Ziel des Gasanschlags 
gehörte, ein weltweites Verbot 
aller »chemischen Waffen« als 
Vorwand zu benutzen, um Japan 
dazu zu zwingen, seine Pro- 
duktion landwirtschaftlicher Che- 


mikalien und Düngemittel zu 
beschränken — das heißt, eine 
Politik »technologischer Apart- 
heid«, mit der Millionen von 
Menschen in der Dritten Welt 
getötet würden. Und tatsächlich 
hat ein erschrockenes japani- 
sches Parlament die UNO-Kon- 
vention über chemische Waffen 
ratifiziert. 


Ein Schützling 
des Dalai Lama 


Ein Schlüssel zum Verstehen der 
Rolle der Briten hinter dieser 
psychologischen Kriegsführung 
war die Aufmerksamkeit der in- 
ternationalen Medien auf die 
Aum Shinrikyo Sekte als Haupt- 
verdächtige im Anschlag auf die 
U-Bahn. Obwohl die japanische 
Nationalpolizei in den Wochen 
seit dem Gasanschlag in den ver- 
schiedenen Einrichtungen der 
Gruppe eine Reihe von Razzien 
durchgeführt hat, wurden keine 
Mitglieder der Gruppe wegen 
des Terroranschlags formell an- 
geklagt. 


Der Gründer der Sekte, Shoko 
Asahara, ist ein Schützling des 
tibetanischen Dalai Lama, der im 
Plan des britischen Geheim- 
dienstes, in China nach dem 
Tode Deng Xiaopings Krach zu 
schlagen, einen festen Platz ein- 
nimmt. Der Dalai Lama, der in 
Indien im Exil lebt, beansprucht 
ein »Großtibet«, zu dem die 
ganze Provinz Qinghai, West- 
Sezuan und ein Teil von Yunnan, 
das jetzt alles zu China gehört, 
gehören sollen. 


Die chinesische Regierung hat 
eine Reihe von Erklärungen ver- 
öffentlicht, die zeigen, daß sie 
sich der zentralen Rolle, die 
Tibet in den britischen »Bal- 
kanisierungs«-Plänen gegen Chi- 
na spielt, bewußt ist. 


Neben der schon historischen 
Unterstützung der tibetanischen 
Dalai Lamas durch das Occult 
Bureau des britischen Geheim- 
dienstes, die auf das Ende des 19. 
Jahrhunderts zurückgeht, rühmt 
sich der jetzige Dalai Lama enger 
Beziehungen zu Prinz Philips 
World Wide Fund for Nature 
(WWF) und der Oko-Terror- 
Organisation Greenpeace. Nancy 
Nash, Executive Secretary des 
Dalai Lama, war Public Re- 
lations Direktor im WWF- 
Hauptquartier in Glanz, Schweiz. 
Einer der Direktoren der ameri- 


kanischen Dalai Lama Gruppe - 
der Internationalen Kampagne 
für Tibet — ist der Chef von 
WWF Asien, Bruce Bunting. 
Nash führte im Jahre 1979 die 
erste WWF-Delegation nach 
China und die Okologie-Tarn- 
organisation Club of the Isles 
spielt bei der internen Destabi- 
lisierung Chinas durch eine Rei- 
he von WWF-Projekten, die an- 
geblich das Ziel haben, gefährde- 
te Tiger und Pandas zu retten, 
eine zentrale Rolle. 


Die intensive Medienkampagne, 
in der die Verbindungen der 
Aum-Sekte zum Dalai Lama 
hochgespielt werden, ist ein 
sicherer Weg, um einen Keil 
zwischen Tokio und Peking zu 
treiben. Neun Tage nach dem 
Anschlag auf die U-Bahn in 
Tokio, traf der Dalai Lama zum 
ersten Mal in 11 Jahren »zufäl- 
lig« zu einem einwöchigen 
Besuch in Tokio ein. Peking 
hatte gegen diesen Besuch heftig 
protestiert und die japanische 
Regierung, die eifrig darauf 
bedacht war, kurz vor dem Be- 
such des japanischen Premiermi- 
nisters in China, Spannungen zu 
vermeiden, holte sich vom Dalai 
Lama das Versprechen, daß er 
während seines Aufenthalts in 
Tokio von öffentlichen Angrif- 
fen auf China Abstand nehmen 
werden. 


Der Dalai Lama hat dieses Ver- 
sprechen sofort mit einer Presse- 
konferenz gebrochen, auf der er 
schwor, in zwei Jahren an die 
Macht zurückzukehren und in 
der er die chinesische Regierung 
wegen Menschenrechtsverlet- 
zungen verurteilte. Dabei gab er 
auch zu, daß er Asahara von der 
Aum Shinrikyo-Sekte kennt. 


Der Giftgasangriff war 
ein Tavistock-Rezept 


Im Jahre 1989 hat das Tavistock- 
Institut, die erste Organisation 
für psychologische Kriegsfüh- 
rung des britischen Geheim- 
dienstes, in Cleveland, Ohio, 
eine Konferenz abgehalten, um 
einen Schlachtplan für die Zer- 
störung des Systems des Na- 
tionalstaats und die Bildung 
einer von den Briten beherrsch- 
ten, »weltweiten Zivilisation« zu 
entwickeln. Nach dem Tavi- 
stock-Rezept erfordert diese 
Wende tiefe, langfristige Krisen 
und »Weltereignisse«, wie sie es 
nennen. Der Gasanschlag auf die 


Tokioer U-Bahn am 20. März ist 
ein perfektes Beispiel für genau 
ein solches »Weltereignis«. 


Howard Perlmutter, ein Pro- 
fessor für Sozialarchitektur an 
der Wharton School of Eco- 
nomics in Philadelphia, und ein 
Schützling des ehemaligen Ta- 
vistock-Vorsitzenden Eric Trist, 
erläuterte, wie eine solche para- 
digmatische Wende erreicht wer- 
den könnte. Um vom »industriel- 
len Modell«, wie er es nannte, — 
das heißt, internationale Be- 
ziehungen auf der Grundlage des 
Nationalstaats - zum »symbioti- 
schen und sozialen Modell« zu 
gelangen — das heißt, einer von 
den Briten beherrschten Eine- 
Welt-Regierung —, muß man 
über ein »entindustrialisiertes 
Übergangsmodell« gehen, das 
Perlmutter als eine Periode des 
Chaos charakterisiert hat. 


Perlmutter betonte die Be- 
deutung eines globalen Netz- 
werks von Aktionsgruppen, um 
diese chaotische »paradigmati- 
sche Wende« zu katalysieren. 
Diese Gruppen — wie die Tau- 
sende von nicht staatlichen Or- 
ganisationen, die von den Ver- 
einten Nationen und Gruppen 
wie der Aum-Sekte geschaffen 
wurden — führen einen Kampf 
gegen den Nationalstaat. Eine 
andere Voraussetzung ist die 
Inszenierung von »Weltereig- 
nissen«, die Perlmutter mit den 
Einführungsritualen primitiver 
Gesellschaften verglich, das 
heißt, furchterregende Erfah- 
rungen, mit denen die Denkweise 
ganzer Völker verändert wird. 


In Cleveland zitierte Perlmutter 
den britischen Historiker E. P. 
Thompson: »Der Übergang von 
der Zivilisation zur Planeti- 
sierung, von einer materialisti- 
schen, industriellen Gesellschaft 
auf der Grundlage von Pro- 
duktion und Konsum zu einer 
kontemplativen Kultur auf der 
Grundlage von Bewußtsein und 
ökologischer Symbiose, ist eine 
Einführungserfahrung für die 
menschliche Rasse. Die Dä- 
monen, die wir außerhalb von 
uns in Form von Atomkrieg, 
Hungersnot und ökologischen 
Katastrophen sehen, sind die 
furchterregenden Bilder, die die 
Wende von unserer Realitäts- 
stufe zu einer anderen begleiten. 
Wegen der Beschränkungen 
unseres Egos können wir nicht 
erkennen, daß wir alle zu einem 
einzigen planetarischen Leben 


gehören, es sei denn, wir ent- 
decken mit Schrecken, daß wir 
jetzt von einem einzigen, plane- 
tarischen Tod bedroht werden.« 


Erschreckende »Weltereignis- 
se«, die in ganzen Gesellschaften 
einen Schock hervorrufen, wer- 
den dem Tavistock-Rezeptbuch 
zufolge möglich durch Massen- 
kommunikation. Der Giftgasan- 
schlag von Tokio war ein solches 
»Weltereignis« wie aus dem 
Lehrbuch. 


In Asien 
Chaos anrichten 


Der Terroranschlag auf die To- 
kioer U-Bahn, mit dem die inter- 
nationale Aufmerksamkeit auf 
die Aum-Sekte und den Dalai 
Lama gerichtet wurde, war auch 
ein Schlüssel für Londons De- 
stabilisierung ganz Asiens. 
Durch die Enthüllungen der 
umfassenden Operationen von 
Aum in Rußland, die von Oleg 
Lobov, Boris Jelzins nationalem 
Sicherheitssekretär persönlich 
unterstützt worden sind, wäre es 
zwischen Moskau und Tokio und 
Moskau und Peking beinahe zu 
starken Spannungen gekommen. 
Durch die Tatsache, daß die rus- 
sische Regierung die Sekte fünf 
Tage vor dem Anschlag von 
Tokio verbot und japanische 
Vertreter davor warnte, daß die 
Gruppe Terroranschläge durch- 
führen könnte, wurde eine drei- 
seitige, diplomatische Krise ab- 
gewendet. 


Auch durch die Verbindungen 
zwischen Aum und dem Dalai 
Lama drohen die jüngsten Ver- 
besserungen in den chinesisch- 
indischen Beziehungen wieder 
abzukühlen. Neben dem welt- 
weiten Schrecken, der durch den 
Gasanschlag ausgelöst wurde, 
zielte das »Weltereignis« also 
auch darauf ab, eine Reihe geo- 
politischer Spannungen in ganz 
Asien und zwischen Asien und 
den Vereinigten Staaten zu 
erzeugen. 


In der Berichterstattung durch 
die Nachrichtenagentur Reuters 
über die Aum-Sekte war so auch 
vorrangig von Anschuldigungen 
Asaharas die Rede, daß das US- 
Militär und der CIA hinter dem 
Giftgasanschlag stünden — und es 
werden auch eifrig Daten über 
einen Kalten Krieg zwischen 
dem CIA und dem Dalai Lama 
gesammelt. DO 


Algerien 


Die 


Opposition 
trifft sich 
in London 


Vertreter der algerischen Opposition sowie politische Per- 
sönlichkeiten aus Marokko und Tunesien haben im März in 
London ein Seminar abgehalten. Es handelte sich dabei nicht um 
Verhandlungen, sondern die Veranstaltung war um eine 
Präsentation von Maitre Al Yahia Abdennour, den Präsidenten 
der algerischen Menschenrechtsliga, herum organisiert. 


Die algerischen Teilnehmer hat- 
ten im Januar an einer Konferenz 
von Oppositionsführern in Rom 
teilgenommen und ihr Ziel war 
es, den auf der Konferenz in 
Rom entwickelten Fall eines po- 
litischen Dialogs — um eine Lö- 
sung für den algerischen Bür- 
gerkrieg zu finden — den zahlrei- 
chen arabischen Medien in 
London vorzustellen. Das Semi- 
nar zielte auch darauf ab, den 
Fall der algerischen Opposition 
der öffentlichen Meinung und 
den Politikern zu präsentieren. 


Außenministerium 
bestimmte, wer 
kommen durfte 


Obwohl gesponsert vom Royal 
Institute of International Affairs 
(Chatham House), wo die Au- 
Benpolitik der britischen Krone 
festgelegt wird, handelte es sich 
bei dem ganzen im Grunde um 
die Initiative des Zentrums für 
Maghreb-Studien, dessen Direk- 
tor der ehemalige algerische Pre- 
mierminister Dr. Abdehamid Bra- 
himia ist. 


Zu den Teilnehmern gehörten 
Scheich Abdallah Djaballah, Prä- 
sident der islamischen Nahda- 
Bewegung; Louis Hannoun, Ge- 
neralsekretärin der algerischen 
Arbeiterpartei und Ahmed Ben 
Bella, ehemaliger Präsident Al- 
geriens. Obwohl auch Teilneh- 


mer der in London ansässigen 
Mitglieder der Islamischen Heils- 
front (FIS) teilnahmen, bekam 
Anwar Haddam, der offizielle 
FIS-Vertreter bei der Konferenz 
in Rom, vom britischen Außen- 
ministerium kein Visum. Die 
algerische Regierung erlaubte 
Abdelhamid Mehri, dem Gene- 
ralsekretär der Nationalen Be- 
freiungsfront (FLN), nicht, Al- 
gerien zu verlassen. 


Zu den politischen Führern aus 
Marokko, die daran teilnahmen, 
gehörten Dr. Mohamed Boucet- 
ta, ehemaliger Außenminister 
und Führer der Al-Istigal Partei; 
Mohamed Al-Yazighi, amtieren- 
der Generalsekretär der Volks- 
union der sozialistischen Kräfte; 
Dr. Abdelkrim Al-Khatib, ein 
ehemaliger Minister, der König 
Hassan II. und der islamistischen 
Bewegung in Marokko naheste- 
hen soll. 


Aus Tunesien gehörten zu den 
Teilnehmern der ehemalige Pre- 
mierminister Mohamed M’zali, 
der frühere Minister Ahmed Ben 
Salah und Dr. Scheich Ghan- 
ouchi, Führer der An-Nahda, der 
islamischen Partei Tunesiens. 


In seiner Präsentation forderte 
Abdennour die Durchsetzung des 
Nationalvertrages, der auf der 
Konferenz in Rom - die von der 
katholischen Laienorganisation, 
der Gemeinde von Sant’Egidio 
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Algerien 

Die 
Opposition 
trifft sich 
in London 


einberufen worden war — abge- 
faßt wurde, als einzige Lösung 
für die »sich verschlechternde 
politische Lage« in Algerien, 
deren Folge bisher »höhere Ver- 
luste an Menschenleben, hohe 
wirtschaftliche und soziale Ko- 
sten und eine Entwicklung auf 
einen Bürgerkrieg hin« waren. Er 
sprach von den massiven Men- 
schenrechtsverletzungen nach 
der Annullierung der Wahlen im 
Jahre 1992 durch das vom Mi- 
litär unterstützte Regime nach 
dem Wahlerfolg der Islamischen 
Heilsfront. Er kritisierte die 
internationale Gemeinschaft und 
Presse, weil sie die »schweren, 
systematischen und wiederholten 
Verletzungen der Menschen- 
rechte, darunter sogar das Recht 
auf Leben« durch das algerische 
Regime nicht verurteilen. Er ver- 
urteilte den weitverbreiteten Ge- 
brauch von administrativen Ver- 
haftung und meinte, Folter »ist 
derzeit die administrative Prak- 
tik, die systematisch angewendet 
wird«. Weiterhin verurteilte er 
auch den Einsatz der Todesstrafe 
durch das Regime als »Instru- 
ment der Unterdrückung gegen 
politische Gewalt« und als »grau- 
samer und barbarischer Akt«. 


Abdennour stellte auch das 
Scheitern von »Sicherheitsop- 
tionen«, die von dem Regime in 
den letzten drei Jahren befürwor- 
tet wurden, bloß. Diese haben ein 
»System von präziser Überwa- 
chung, Sicherheitsprüfungen und 
Kontrolle der Bevölkerung ge- 
schaffen, mit umfassenden Ver- 
haftungen und Entführungen ei- 
ner großen Anzahl junger Leute, 
gefolgt von Schnellhinrichtun- 
gen«. Er beschuldigte die Regie- 
rung auch, daß sie nach An- 
griffen auf die Behörden durch 
bewaffnete islamische Gruppen 
eine Politik der Repressalien ge- 
gen die Zivilbevölkerung durch- 
führe. 

Abdennour erläuterte sodann die 
Prinzipien des Nationalvertrages, 
der von den Oppositionsparteien, 
die an der Konferenz in Rom teil- 
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genommen hatten, aufgestellt 
worden war. Er verlangt eine 
politische, friedliche und ausge- 
handelte Lösung für die Krise, 
wovon einer der Schlüssel die 
politische Rehabilitierung der 
Islamischen Heilsfront sei, die in 
das normale Leben des Landes 
integriert werden muß. Der Na- 
tionalvertrag verlangt die Schaf- 
fung eines Übergangsregimes, zu 
der die Regierung und alle 
Oppositionsparteien gehören wür- 
den, die danach streben würden, 
die Lage im Land zu normalisie- 
ren und die Basis für Wahlen zu 
schaffen. Er warnte davor, die 
Pläne des jetzigen Regimes für 
Präsidentschaftswahlen zu unter- 
stützen, die er als eine »Wahl- 
maskerade« bezeichnete, dessen 
Zweck es sei, internationale Le- 
gitimität anzustreben, was die Si- 
tuation in Wirklichkeit ver- 
schlimmern würde. Die algeri- 
sche Regierung hat es abgelehnt, 
die Legitimität der Konferenz in 
Rom anzuerkennen. 


Die Unterstützung der Konferenz 
durch das Chatham House reprä- 
sentiert Beobachtern zufolge 
eine Milderung der britischen 
Politik, die gegen einen Dialog 


mit der FIS war. Die algerischen 
Führer wurden vom Außen- 
ministerium sogar auf der Ebene 
des Leiters der Abteilungen für 
Nordafrika und Nahost empfan- 
gen. 


Eine Wende in der britischen 
Politik können sehr wohl das sin- 
kende politische Glück des briti- 
schen Handlangers Charles Pas- 
qua widerspiegeln, dem ehemali- 
gen französischen Innenminister, 
der ein führender Verfechter der 
algerischen Militärgruppe, die 
einen harten Kurs verfolgt, ist, 
und die als die »Liquidatoren« 
bezeichnet wird. Pasqua soll 
enge politische und geschäftliche 
Beziehungen zu dieser Gruppe 
unterhalten und hat die massive 
geheime Unterstützung zur Ver- 
nichtung der Opposition in Al- 
gerien von Frankreich aus er- 
leichtert. 


Pasqua, der bei den kürzlichen 
französischen Präsidentschafts- 
wahlen Premierminister Edouard 
Balladur unterstützte, war die 
Zielscheibe mehrerer Skandale, 
darunter eines »französischen 
Irangate«, bei dem er beschuldigt 
wird, einen geheimen Waffen- 


Über die Hälfte aller Ölvorkommen liegt in den arabischen 
Ländern und dazu gehört Algerien. 


handel mit dem Iran arrangiert zu 
haben, der durch seine Freunde 
im algerischen Militär erleichtert 
wurde. 


Die Briten scheinen ihre Politik 
nach einem Sieg Jacques Chiracs 
bei den französischen Präsident- 
schaftswahlen auszurichten, des- 
sen Algerienpolitik der des frü- 
heren französischen Außenmi- 
nisters und jetzigen Minister- 
präsidenten Alain Juppe& näher- 
zustehen scheint, vom dem es 
heißt, daß er einen Dialog unter- 
stützt. 


In Algerien wird die Lage unter 
den einzelnen Gruppen immer 
akuter. Schritte in Richtung ir- 
gendeiner Form vom Dialog 
durch Elemente im Regime er- 
scheinen offensichtlich. Die FIS- 
Führer Ali Belhadj und Abassi 
Belhadj sind erneut aus dem 
Gefängnis zurück unter Haus- 
arrest gestellt worden. Die arabi- 
sche Presse berichtet, daß acht 
algerische Generäle Geheimver- 
handlungen mit zwei Führern 
begonnen haben. 


Nichtsdestoweniger haben mili- 
tärische Hardliner brutale Ope- 
rationen durchgeführt. Veröf- 
fentlichten Berichten zufolge 
wurden bis zu 800 islamische 
Kämpfer in einer Militärope- 
ration getötet, in der schwere 
Panzer und Kriegsflugzeuge ein- 
gesetzt wurden, um auf Gruppen 
islamischer Kämpfer in den 
Bergen südwestlich der Haupt- 
stadt zu zielen und die Son- 
derstreitkräfte der algerischen 
Armee lauerten 450-500 islami- 
schen Kämpfern aus dem Hinter- 
halt auf, die sich auf dem Weg in 
die Hauptstadt befanden, um 
ihren Kameraden zu helfen. 
Einigen Berichten zufolge liegt 
die Zahl der Opfer bei 2600, 
obwohl von algerischen Quellen 
solche Zahlen bestritten werden 
und es heißt, die Kämpfer wür- 
den in kleinen Gruppen nicht 
mehr als 30 oder 40 Mann ope- 
rieren, so daß diese Berichte über 
die Anzahl der Opfer also 
Repressalien gegen die Zivil- 
bevölkerung beinhalten muß. 
Dieser Greueltat folgte ein Ge- 
fängnismassaker, in dem Hun- 
derte politischer Gefangener ge- 
tötet wurden. 


Über 3000 Algerier wurden in 
den letzten beiden Jahren in 
einem Kampf getötet, der sich 
rasch zu einem regelrechten 
Bürgerkrieg entwickelt. I 


Sudan 


Die Briten 
eskalieren 
den Krieg 


In der ersten Februarwoche führte die stellvertretende Spre- 
cherin des britischen House of Lords, Baroness Cox, eine De- 
legation nach Washington an, die sich mit amerikanischen 
Politikern treffen sollte. Ihr, wenn auch insgeheim genanntes, 
Ziel war, für wiederbelebte britische Bemühungen, die Regierung 
im Sudan zu stürzen, die Unterstützung der Amerikaner zu 


bekommen. 


»Wir sind der Meinung, daß die 
Zeit jetzt reif ist für die USA, 
dieses Regime mit britischer 
Unterstützung zu stürzen«, sagte 
sie inoffiziell zu einem Kon- 
greßabgeordneten nach einer 
Pressekonferenz über den Sudan 
am 6. Februar, die vom Kongreß- 
ausschuß für Menschenrechte 
unterstützt worden war. 


Auf der Suche nach 
Unterstützung 


Doch das Regime im Sudan ist 
noch lange nicht am Ende. In den 
letzten Monaten mußte die auf- 
ständische sudanesische Peoples 
Liberation Army (SPLA) heftige 
Schläge einstecken und konnte 
nur durch die logistische Unter- 
stützung und Truppen des ugan- 
dischen Präsidenten Yoweri Mu- 
seveni fortbestehen. Museveni 
arbeitet unter der Führung von 
Cox’ alter Freundin, der briti- 
schen Ministerin für überseei- 
sche Entwicklung, Lady Lynda 
Chalker. 


Im vergangenen Jahr entfachte 
Museveni unter der Führung von 
Lady Chalker den Mord an Hun- 
derttausenden von Menschen in 
der ruandischen Bevölkerung, als 
die ugandische Armee unter der 
Ruandischen Patriotischen Front 
in Ruanda einfiel. 


Die Bemühungen der Briten, 
Washington davon zu überzeu- 
gen, ihre Militäroperationen in 
der Region zu unterstützen — wo- 
für sich die Vereinigten Staaten 


dann tadeln lassen sollen —, ha- 
ben zu gemischten Resultaten 
geführt. Das traditionell anglo- 
phile US-Außenministerium hat 
den Plan ebenso befürwortet wie 
solche Kongreßabgeordnete wie 
Frank Wolf. 


Am 24. März kehrte Cox’ De- 
legation zu Anhörungen über 
Afrika vor dem Unterausschuß 
für Internationale Angelegen- 
heiten des Repräsentantenhauses 
zurück. Dort forderte Wolf »ver- 
stärkte Operationen« gegen den 
Sudan, während der Gehilfe des 
US-Außenministeriums, Edward 
Brynn, sagte, eine »Sitzung hin- 
ter geschlossenen Türen« sei 
erforderlich, um die Frage eines 
Kongreßabgeordneten zu beant- 
worten, ob die Vereinigten Staa- 
ten Waffen an die sudanesische 
Opposition liefere. 


In ihrer öffentlichen Aussage vor 
dem Kongreß und in anderen Be- 
sprechungen behaupteten Cox 
und ihre Partner, daß die sudane- 
sische Regierung gegen die 
christlichen und animistischen 
Stämme im Süden »Völker- 
mord« und »ethnischen Mord« 
betreibe. 


Dies liefert die Rechtfertigung 
für eine militärische und wirt- 
schaftliche Einengung des Su- 
dans durch die Briten. Cox for- 
derte die Vereinigten Staaten auf, 
den Rebellen in Uganda, Eritrea 
und Äthiopien gegen den Sudan 
zu helfen und gegen den Sudan 
sowohl ein Embargo als auch 
eine Luftblockade zu verhängen. 


Cox sprach als offizielle Ver- 
treterin der Christian Solidarity 
International aus Oxford, die 
behauptet, die Christen in mosle- 
mischen Ländern zu schützen. 
Zusammen mit der Royal Afri- 
can Society und der Royal Geo- 
graphic Society ist die CSI der 
Koordinator des britischen Ge- 
heimdienstes für die sudanesi- 
sche Opposition, einschließlich 
solcher Gruppen wie der SPLA, 
der Southern Sudan Indepen- 
dence Movement, der sudanesi- 
schen kommunistischen Partei, 
der Umma-Partei und der Demo- 
cratic Union Partei, die alle ihren 
Hauptsitz in London haben. 


Ein neuer Stützpunkt 
in Eritrea 


Neben Uganda, das von den Bri- 
ten wirksam rekolonialisiert wur- 
de, seit Museveni im Jahre 1986 
an die Macht kam, baut London 
nun Eritrea als neuen Stützpunkt 
für die Destablilisierung des Su- 
dans und Agyptens auf. Eritrea 
wurde an Athiopiens Küste zum 
Roten Meer im Jahre 1993 nach 
einem 30 Jahre dauernden Krieg 
de facto zu einer britischen Ko- 
lonie, die gemeinsam von Ugan- 
da und Israel geführt wird. Die 
engen Beziehungen von Präsi- 
dent Assiyas Afwerki zu Israel 
gingen der Unabhängigkeit vor- 
aus. Israel hat auf der Insel 
Dahlak im Roten Meer, die zu 
Eritrea gehört, einen Marine- 
stützpunkt. 


Eritrea brach seine diplomati- 
schen Beziehungen zum Sudan 
im Dezember ab, als der Sudan 
begann, Uganda wegen seiner 
Operationen an der sudanesi- 
schen Grenze unter Druck zu set- 
zen. Im gleichen Monat sponser- 
te Eritrea ein Treffen der sudane- 
sichen Opposition, darunter mit 
Vertretern des SPLA und der 
Democratic Unionist Partei und 
der Umma Partei. 


Dort einigten sich die Dele- 
gierten erstmals auf das Recht 
des südlichen Sudan zur Ab- 
spaltung. Der daraus resultieren- 
de Staat würde sich in die Reihe 
Ruandas und Burundis als Sa- 
tellitenstaat Ugandas einreihen. 


Drei Wochen lang war Afwerki 
im Februar in Washington, wo er 
mit Präsident Bill Clinton, im 
US-Außenministerium, im Ver- 
teidigungsministerium und mit 


Geheimdienstvertretern sowie 
mit hochrangigen Kongreßabge- 
ordneten und Industrieführern 
Gespräche führte. Durch solche 
Mittel hat die britische Eritrea- 
Karte ein Etikett »Made-in- 
USA« erhalten. 


Nach dieser Reise wurde Eritrea 
der neue nördliche Stützpunkt 
für die Infiltration und Subver- 
sion des Sudan und befindet sich 
damit mit Ugandas Rolle im 
Süden in einer Art Kneifzan- 
genposition. Mit westlichen 
Waffen und Training wird eine 
gute Schlagkraft für den Beginn 
von Guerillaoperationen gegen 
das nahegelegene Khartoum 
geliefert. 


Vorbereitung eines 
neuen israelisch- 
ägyptischen Kriegs? 


Eritrea wird auch gegen Ägypten 
eingesetzt, mit dem es keine 
freundschaftlichen Beziehungen 
unterhält. Daß die israelisch-pa- 
lästinensischen Verträge auf- 
grund der Sabotage durch Lon- 
don und den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) bisher ihr 
Potential noch nicht erreicht 
haben, soll einige von den Briten 
manipulierte Kreise dazu ver- 
lockt haben, mittelfristig einen 
Krieg mit Agypten in Erwägung 
zu ziehen. 


Christian Solidarity International 
hat Gewalt zwischen Christen 
und Moslems im Süden Agyp- 
tens inszeniert, die dann dem 
Sudan in die Schuhe geschoben 
wurde. Die verheerenden Aus- 
wirkungen der IWF-Bedingun- 
gen für Agypten haben die Be- 
völkerung radikalisiert und die 
rauhen Bemühungen des ägypti- 
schen Präsidenten Hosni Muba- 
rak, die wachsende islamische 
Bewegung zu zerstören, schaffen 
die Bedingungen für einen Coup. 
Wenn ein neues Regime an die 
Macht kommt, so könnte das den 
Vorwand für einen israelisch- 
ägyptischen Krieg liefern, der die 
israelisch-palästinensischen Ver- 
träge in Blut ertränken würde. U 
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Peru 


Wähler 
ziehen Fuji- 
mori dem 
Handlanger 


der UNO vor 


Perus amtierender Präsident Alberto Fujimori gewann bei den 
Präsidentschaftswahlen am 9. April mit fast 65 Prozent der Stim- 
men, während sein stärkster Konkurrent, der ehemalige UN-Ge- 
neralsekretär Javier Perez de Cuellar, 21 Prozent der Stimmen 
auf sich vereinigte. Das Wahlergebnis ist einer der härtesten 
Schläge, den das peruanische Volk der arroganten Eine-Welt-Oli- 
garchie, die die Vernichtung des Landes angestrebt hat, je ausge- 
teilt hat. Es ist auch eine der besten Lektionen in Souveränität, 
Selbstbestimmung und Demokratie gewesen. 


Perez de Cuellar, die größte Hoff- 
nung der Oligarchie gegen Fuji- 
mori, ist die Verkörperung des 
Typs von Diktator, den sie allen 
Staaten aufzwingen will. PErez, 
der besser Französisch als Spa- 
nisch spricht — er hat nie in Peru 
gelebt -, sitzt derzeit im interna- 
tionalen Direktorium von Prinz 
Philips World Wide Fund for 
Nature und er ist Ehrenpräsident 
des Inter-American Dialogue, 
einem Wall Street Denktank, der 
die Drogenlegalisierung für La- 
teinamerika propagiert. 


Enttäuschung bei 
der Oligarchie 


Auf der Tagesordnung von P£rez 
stand die garantierte Fortsetzung 
der Politik des Internationalen 
Währungsfonds, die Drogenlega- 
lisierung und Unterstützung der 
Terroristen. Er hatte beispiels- 
weise zugesagt, das peruanische 
Justizsystem aufzupolieren und 
jeden Prozeß der Shining Path 
Terroristen zu überprüfen, an- 
geblich, um zu schauen, ob die 
Menschenrechte der Terroristen 
verletzt worden sind. 
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Die Hysterie, die Fujimoris Sieg 
in oligarchischen Kreisen her- 
vorgerufen hat, spiegelt sich am 
besten in einem Leitartikel der 
»New York Times« vom 11. Ap- 
ril wider. Während darin zwar 
zugegeben wurde, daß der Sieg 
»überzeugend« gewesen ist, jam- 
merte die »Times«, daß »es kein 
großer Triumph für die peruani- 
sche Demokratie gewesen ist«, 
weil Fujimori »die Demokratie 
ständig beleidigt hat«, indem er 
seine militärischen Verbündeten 
schützte, »die für den Mißbrauch 
der Menschenrechte berüchtig 
sind«. 


Auch waren die Anhänger der 
Oligarchie bei der »Times« nicht 
entzückt über die Tatsache, daß 
Fujimoris politische Bewegung 
eine absolute Mehrheit im Kon- 
greß gewonnen hat, indem sie in 
einer Wahl, bei der es ausländi- 
schen Beobachtern zufolge keine 
Unregelmäßigkeiten gegeben hat, 
65 von insgesamt 120 Sitzen auf 
sich vereinigte. 

Fujimoris Reaktion auf einen 
Reporter während einer Presse- 
konferenz, kurz nachdem er von 
seinem Sieg am 9. April erfuhr, 


weist darauf hin, warum er über 
die internationale Oligarchie so 
wütend ist, und auch darauf, wa- 
rum so viele Peruaner ihn für ei- 
ne zweite Amtszeit haben woll- 
ten. 


Auf die Frage, ob er eine »Um- 
strukturierung« der bewaffneten 
Streitkräfte des Landes erwägen 
werden, sagte er: »In meiner Re- 
gierung haben die bewaffneten 
Streitkräfte beim Sieg über den 
Terrorismus des Shining Path 
und die MRTA (Tupac Amaru 
Revolutionary Movement) eine 
fundamentale Rolle gespielt. Die 
ganze Nation muß und sollte 
unserer Armee dankbar sein. Sie 
waren diejenigen, die uns von 
dieser Frage befreit haben.« 


Vor allem, so betonte Fujimori, 
»müssen wir dem Gesamtkom- 
mando unter Führung von Ge- 
neral Nicoläs de Bari Hermosa 
Rios danken« - der Person, die 
von der internationalen Men- 
schenrechtslobby wegen des Be- 
ginns des Krieges gegen den 
Shining Path am meisten verteu- 
felt worden ist. 


Ein Sieg gegen den von 
den Briten unterstützten 
Terrorismus 


»Was wollten die Verfechter der 
Menschenrechte der Terrori- 
sten?« fragte Fujimori. »Meinten 
sie, die Armee sollte die Ter- 
roristen nicht töten, während sie 
sie bekämpften? Fragen Sie mich 
nach der zukünftigen Rolle der 
Armee; neben dem Kampf gegen 
das, was vom Terrorismus noch 
übriggeblieben ist, wird unsere 
Armee gestärkt werden, um mit 
der Aufgabe der Entwicklung des 
Landes fortzufahren, so wie die 
Military Engineers Battalions 
Straßen und Infrastruktur im 
ganzen Land aufgebaut und ihre 
traditionelle Mission der Ver- 
teidigung unserer territorialen 
Souveränität erfüllt haben.« 
Letzteres ist eine klare Anspie- 
lung auf den jüngsten Grenz- 
konflikt mit Ecuador. 


Das Volk wußte, 
worum es geht 


In einem im März herausgegebe- 
nen politischen Statement mit 
dem Titel »Warum der Schlächter 
von Bagdad, Perez de Cuellar, 
Präsident von Peru werden 
möchte«, meinte die lateinameri- 


kanische Solidaritätsbewegung 
(MSIA), daß »das peruanische 
Volk in Perez de Cuellars Hin- 
tergrund, in seiner Wahlbotschaft 
und in seiner Kandidatenliste für 
den Kongreß die wahre Absicht 
seiner Kampagne gesehen hat: 
Peru in eine regelrechte Schach- 
figur der Eine-Welt-Finanzoli- 
garchie zu verwandeln, in der der 
ethnische Separatismus, der Multi- 
kulturalismus, der Malthusianis- 
mus und ein unerschrockener 
Liberalismus ein wichtiger Punkt 
auf der Tagesordnung seiner Re- 
gierung gewesen wäre.« 


Die Eine-Welt-Verfechter brach- 
ten Perez nur ins Rennen, schrieb 
die MSIA, um »das Bündnis zwi- 
schen Bürgern und Militär, durch 
das der korrupte Kongreß am 5. 
April 1992 zu Fall gebracht wur- 
de, zerstört worden ist und das 
Land aus den Klauen des trans- 
nationalen Drogenterrorismus 
des Shining Path und der MRTA 
befreit hat, zu zerstören. Diese 
patriotische und souveräne Ent- 
scheidung war es, die die Pläne 
dieser globalistischen Finanz- 
kräfte vorübergehend durch- 
kreuzt hat, welche bereit waren, 
den Kontinent mit einer Welle 
ethnischer, separatistischer und 
jakobinischer Kriege in die Luft 
zu jagen.« 


Angriff auf die 
nationale Souveränität 


Wie aus der Erklärung der MSIA 
im Detail hervorging, ist »Don 
Javiers« politische Bewegung ei- 
ne Bewegung, in der waschechte 
Marxisten, Verfechter des Shin- 
ing Path, verkappte Befreiungs- 
theologisten und andere Exper- 
ten in der Subversion glücklich 
mit ultraliberalen Freimarktmo- 
netaristen nebeneinanderher le- 
ben. 


Perez de Cuellars Kandidatur 
wurde in der Hitze dessen gebo- 
ren, was die MSIA als das 
»Komplott zur Zerstörung der 
bewaffneten Streitkräfte und der 
Länder Lateinamerikas bezeich- 
net hat«, welches von der glei- 
chen Eine-Welt-Oligarchie in 
Gang gesetzt worden ist. Es war 
das Woodrow Wilson Institut in 
Washington, das auf den Tag 
genau ein Jahr, nachdem Fuji- 
mori den Kongreß geschlossen 
hat, am 5. April 1993 die Grün- 
dung des demokratischen Fo- 
rums in Peru sponserte. Das war 
die Organisation, die die Auf- 


gabe übernommen hatte, vor Ort 
Don Javiers Kandidatur zu för- 
dern. Unmittelbar danach traten 
die National Endowment for De- 
mocracy (NED), der Inter-Ame- 
rican Dialogue (IAD) und das 
Nord-Süd-Institut von Miami 
alle auf den Plan, um ihre Dok- 
trin von der »begrenzten Souve- 
ränität« zu verkünden, die Perez 
de Cuellar so aktiv verteidigt hat, 
während er in der UNO war, und 
um für die »Menschenrechte« 
der Terroristen ins Feld zu zie- 
hen. All dies geschah im Namen 
der »Demokratie«. 


Sicher werden es diese Kräfte 
Fujimori niemals verzeihen, daß 
er sein Recht, die Souveränität 
Perus zu verteidigen, ausgeübt 
hat. Die Eine-Welt-Verfechter 
wollten, daß die Peruaner aufge- 
ben, was sie gewonnen hatten, 
indem sie einen ihrer treuesten 
Diener als Kandidaten ins Ren- 
nen brachten, und versuchten, 
die Lüge zu verkaufen, daß Fuji- 
mori ein Diktator und Kandidat 
der Reichen sei, während Don 
Javier der angebliche Hüter der 
Demokratie ist. 


Ironischerweise bekam Fujimori 
seine überwältigendste Unter- 
stützung von den ärmsten Bevöl- 
kerungskreisen. Peru ist ein Land 
mit allgemeinem Wahlrecht und 
Wahlpflicht, in dem über 80 Pro- 
zent der Peruaner im Wahlalter 
bei den jüngsten Wahlen von die- 
sem Recht Gebrauch machten. 


Und es war auch nicht nur Perez 
de Cuellar und seine Mentoren, 
denen eine Lektion erteilt wurde. 
Die einst mächtigen politischen 
Parteien wurden bei den Wahlen 
geschlagen. APRA, die Partei 
des ehemaligen Präsidenten Alan 
Garcia, gewann nicht einmal fünf 
Prozent, das Minimum, das nötig 
ist, um überhaupt als Partei regi- 
striert werden zu können. 


»Verwechseln Sie 
die Demokratie nicht 
mit Partei-kratie« 


glaube nicht an die Demokratie, 
die nicht funktioniert, wo es 
keine Effizienz gibt und wo der 
Staat nicht funktioniert ... Was 
wir in Peru hatten, war Partei- 
kratie, nicht Demokratie«, sagte 
er. »War das Demokratie? ... Ist 
es Demokratie, wenn in einem 
Land mit ungeheuren Ressour- 
cen arme Familien kein Wasser, 
keine Kanalisation und keinen 
Strom haben?« 


Die einzige Demokratie, die exi- 
stierte, fuhr Fujimori fort, war 
eine, die die terroristische Sub- 
version geschützt hat und sich 
nicht nur daran gewöhnt hat, mit 
ihr zu leben, doch in manchen 
Fällen sogar mit ihr kollidierte. 
Dies sind die gleichen Demo- 
kraten, sagt er, die jetzt so viel 
über die freie Erziehung reden, 
aber in Schulen, die aus Lehm 
und Stroh gebaut sind. Was die 
Welt nicht weiß, so berichtet der 
Präsident, ist, daß die Regierung 
mit den Military Engineers Ba- 
tallions, dem Fund for Con- 
struction and Development (Fon- 
codes) und mit der Hilfe des pri- 
vaten Sektors seit dem Jahre 
1994 drei moderne und voll aus- 
gerüstete Bildungszentren unter 
staatlicher Kontrolle eröffnet hat 
und bald wird es fünf geben. 


Das war möglich, sagte er, größ- 
tenteils mit privaten japanischen 
Spenden, obwohl ein kleiner Pro- 
zentsatz des öffentlichen Haus- 
halts auch für diesen Zweck ein- 
gesetzt worden ist. 


Disziplin und eine Entschlossen- 
heit dazu, die Dinge erledigt zu 
bekommen, sind wesentlich für 
unser Land, betonte der Präsi- 
dent. Einige werden das mit ei- 
nem autoritären Regierungs- 
system oder mit Diktatur ver- 
wechseln. Doch, fuhr er fort, das 
»Prinzip« von Autorität ist etwas 
anderes und es muß existieren, 
um eine funktionierende Demo- 
kratie zu haben. 


Peru als Staat 
sollte verschwinden 


William Engdahl 
Mit der Ölwaffe zur Weltmacht - 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚„Wohlverhalten” gelten und welche Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die „neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen ‚Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 


dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Auf der gleichen Pressekon- Jeder Peruaner oder ausländische 
ferenz am 9. April stellte Präsi- Bürger, der in den letzten 12 bis 


dent Fujimori auch das traditio- 
nelle britische Demokratiekon- 
zept auf der Grundlage von 
»Machtausgleich« in Frage. Auf 
die Frage eines Reporters, ob er 
sich als einen Demokraten oder 
einen Diktator betrachte, antwor- 
tete Fujimori entschieden: »Ich 


15 Jahren in Peru gelebt hat, 
kann dies bestätigen. Über 20 
Jahre IWF-Diktatur, kombiniert 
mit 12 Jahren brutalem und gna- 
denlosem Krieg durch die Ter- 
roristen, was in der korrupten 
und ineffizienten Regierung von 
Alan Garcia (1985-90) seinen 
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Peru 


Wähler 
ziehen Fuji- 
mori dem 


Handlanger 
der UNO vor 


Höhepunkt erreichte, hatten fast 
erreicht, was Citibank-Präsident 
John Reed forderte, als er der 
brasilianischen Zeitschrift »Ve- 
ja« im Juli 1990 sagte, daß Peru, 
zusammen mit Bolivien, »als 
Staat verschwinden würde«. 


Von 1989 bis Anfang 1992 waren 
Lima und das gesamte Land ein 
Ebenbild von Beirut, mit tägli- 
chen terroristischen Anschlägen, 
willkürlichen Morden, Bomben- 
anschlägen auf Autos und Ent- 
führungen. Die Menschen ver- 
ließen entweder das Land, wenn 
sie konnten, oder sie überlebten, 
gelähmt durch Schrecken und 
Angst und die große Mehrheit 
lebte dazu noch in Armut. Die 
Volkswirtschaft war vollkommen 
gelähmt. Niemand, der recht bei 
Verstand war, hätte es riskiert, in 
irgendetwas zu investieren, weil 
er wußte, daß es jederzeit von 
einer Bombe des Shining Path in 
die Luft fliegen konnte. Die 
Landbevölkerung, die in den de- 
signierten Notzonen lebte, wan- 
derte in großer Zahl in die Städte 
ab und folglich brach die Land- 
wirtschaft zusammen. In den 
Städten, die auf diesen Zustrom 
völlig unvorbereitet waren, wuch- 
sen die Slums an. 


Das war die Situation, als Fuji- 
mori im Juli 1990 sein Amt über- 
nahm. Als das Land bankrott 
war, blieb die Schuldenlast, die 
von der APRA-Regierung Alan 
Garcias übriggelassen worden 
war, der Bevölkerung und in 
einem einzigen Monat schnellte 
die Inflation auf über 7000 Pro- 
zent. Die Ergebnisse waren vor- 
hersehbar: in Peru breitete sich 
die Cholera als erstes aus und 
zog von dort weite Kreise. 


Zu dieser Zeit bot der damalige 
UNO-Generalsekretär Javier P&- 
rez de Cuellar seine Dienste an, 
um der Fujimori-Regierung da- 
bei zu helfen, Peru wieder in das 
sich zersetzende, internationale 
Finanzsystem, das durch den 
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IWF repräsentiert wurde, »ein- 
zugliedern«. Die »Wiederein- 
gliederung« fand statt, doch trotz 
des IWF und seiner drakonischen 
Maßnahmen hat der Sieg über 
den Terrorismus, kombiniert mit 
der Mobilisierung der Military 
Engineers Battalions in ganz 
Peru das Gesicht des Landes ver- 
ändert. Erneut gab es Frieden, 
Ruhe und Hoffnung für die 
Zukunft des Landes, besonders 
unter den jungen Menschen. 


Die Rolle der be- 
waffneten Streitkräfte 


Mit minimalen Ressourcen ha- 
ben die Military Engineers das 
ganze nationale Schnellstraßen- 
netz vollständig erneuert. Dies 
war in den letzten 20 Jahren nicht 
nur nicht instandgehalten wor- 
den, sondern es war auch terrori- 
stischen Anschlägen ausgesetzt 
gewesen. Auch das Elektrizitäts- 
netz des Landes wurde verbes- 
sert und erweitert. 


Weitgehend unbekannt für den 
Rest der Welt, besonders seit No- 
vember 1993, haben die Military 
Engineers auch Straßen gebaut, 
damit auch die isoliertesten 
Kommunen von Perus Küsten, 
Berg- und Dschungelgebieten er- 
reichbar werden. Zusammen mit 
Foncodes, einer Organiation, die 
direkt dem Präsidenten unter- 
stellt ist, sind sie mit dem Bau 
mehrerer anderer kleiner Infra- 
strukturprojekte befaßt, wie Däm- 
me mit Wasserkraft und Be- 
wässerungsanlagen. So unglaub- 
lich es erscheinen mag, mit die- 
sen kleinen Projekten sind viele 
Kommunen zum ersten Mal in 
der republikanischen Geschichte 
Perus in das nationale Leben ein- 
gegliedert worden. 

Jetzt sind auch mittelgroße Pro- 
jekte im Gange, einige mit priva- 
ter Finanzierung, sowohl natio- 
nale wie ausländische, und ande- 
re mit öffentlichen Geldern. Das 
ist der Fall mit dem Wasser- 
kraftprojekt von San Gabän in 
der südlichen Provinz von Puni, 
das, wenn es einmal fertiggestellt 
sein wird, die Energieversorgung 
sicherstellen wird, die für die 
industrielle Entwicklung dieser 
Zone erforderlich ist. Mit der 
Modernisierung des Hafens von 
Callao wurde ebenfalls begonnen 
mit dem Ziel, ihn zu einem der 
modernsten Häfen auf dieser 
Seite des Südpazifik zu machen. 
Auch der Bau des Olmos-Ma- 
ranon Tunnel über die Anden, der 


über 30 Jahre lang verzögert 
wurde, ist wieder neu in Gang 
gesetzt worden. Dieses Projekt 
unter der Leitung der Military 
Engineers wird die Bewässerung 
der großen Olmos-Wüste an der 
Nordküste des Landes ermögli- 
chen. 


Es stehen auch viele Groß- 
projekte auf der Tagesordnung 
wie Kanäle durch den Ozean, 
große Energieprojekte, Nuklear- 
anlagen, das nationale, integrier- 
te Eisenbahnnetz und andere, die 
die MSIA in ihrem »Programm 
für ein industrielles Peru« im 
Jahre 1990 vorgeschlagen hatte. 
Der Bau der südlichen Achse 
durch den Ozean ist bereits im 
Gange. Zusammen mit dem Bau 
der nördlichen Achse durch den 
Ozean umfaßt das nicht nur die 
Verbindung des atlantischen und 
pazifischen Beckens, sondern 
auch die physische Integration 
des Subkontinents, was für seine 
industrielle Entwicklung wichtig 
ist. 


Der häßliche 
Olymp 


Als er von seiner Niederlage er- 
fuhr, hatte Perez nicht die diplo- 
matische Gelassenheit, die an- 
geblich seine Spezialität sein 
sollte, um die Niederlage zuzu- 
geben. 


Sämtliche Meinungsumfragen, 
einschließlich jener, die von 
der nichtstaatlichen Organisation 
Transparencia durchgeführt wor- 
den sind, die von der NED ge- 
gründet und finanziert worden 
ist, um Don Javiers Kampagne 
zu überwachen, haben seine Nie- 
derlage einstimmig vorhergesagt. 
Doch die Götter des Olymp trei- 
ben jene, die sie vernichten wol- 
len, zunächst in den Wahnsinn 
und der arrogante P£rez de Cuel- 
lar, angestachelt von den Me- 
dien, die ihn unterstützten, führte 
sechs andere, unbedeutende Kan- 
didaten und versuchte mit ihnen 
zusammen den Wahlprozeß auf- 
zuhalten, indem er einen Tag vor 
den Wahlen behauptete, daß ein 
gigantischer Betrug geplant sei 
und darauf bestand, daß die Wah- 
len abgebrochen werden sollten. 


Der Höhepunkt dieser Scharade 
wurde um Mitternacht am 8. Ap- 
ril erreicht, als »die sieben 
Zwerge«, angeführt von Don 
Javier, drohten, ihre Kandidatur 
zurückzunehmen, und forderten 


den Generalsekretär der Orga- 
nisation amerikanischer Staaten 
(OAS), Cesar Gaviria, der sich 
als Beobachter der Wahlen in 
Peru aufhielt, in einer gemeinsa- 
men Erklärung auf, das Land zu 
verlassen, um dem angeblichen 
Betrug nicht noch Glaubwür- 
digkeit zu verleihen. Doch Fuji- 
moris überwältigender Sieg war 
so offensichtlich, daß noch nicht 
einmal Gaviria seinem Freund 
helfen konnte. 


Die Verzweiflung des ehemali- 
gen UNO-Generalsekretärs war 
so groß, daß er in einer improvi- 
sierten Pressekonferenz noch in 
derselben Nacht praktisch zu 
einem Coup d'etat aufforderte 
und meinte, die patriotischen Mi- 
litäroffiziere »sollten nicht zulas- 
sen, daß Betrug begangen wer- 
de«. 


Doch trotz Fujimoris Sieg haben 
die Eine-Welt-Anhänger ihre Be- 
mühungen, Peru zu zerstören, 
keineswegs gestoppt. Einen Tag 
nach den Wahlen sinnierte Carlos 
Tapia, einer der »reuigen Lin- 
ken«, der auf Perez de Cuellars 
Kandidatenliste für den Kongreß 
gestanden hatte, in der Tages- 
zeitung »La Repüblica« darüber 
nach, daß die »bäuerliche Selbst- 
verteidigungsmiliz«, die zur Be- 
kämpfung des Terrorismus ge- 
schaffen worden war, in einer 
Situation ähnlich der von Chia- 
pas in Mexiko zu Freischärlern 
werden könnte. 


Am gleichen Tag lieferte ein 
Fernsehsender, der vom Bür- 
germeister von Lima und ehema- 
ligen Präsidentschaftskandidaten 
gegen Fujimori, P. Ricardo Bel- 
mont, geführt wird, ein Forum 
für den fanatisch antimilitaristi- 
schen und anti-Fujimori Jour- 
nalisten C&sar Hildebrandt, der 
über die Möglichkeit eines »neu- 
en Chiapas« in Peru die gleiche 
Ansicht vertrat. m 


Naher Osten 


Bereitet 
die Weltbank 


in Palä 


stina 


einen Bürger- 
krieg vor? 


Die zwischen der Palästinensischen Befreiungsorganisation 
(PLO) und Israel im September 1993 und zwischen Israel und 
Jordanien im Dezember 1994 unterzeichneten Friedensverträge 
wurden in einer Region, die in den letzten fünf Jahrzehnten kaum 
etwas anderes als Krieg gekannt hat, als Meilensteine auf dem 


Weg zum Frieden begrüßt. 


Der Optimismus, der durch die 
Vereinbarungen erzeugt wurde, 
resultierte aus der Tatsache, daß 
die politischen Abmachungen 
auf einem Engagement zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung auf 
allen Seiten beruhten, dessen 
Vorteile die Grundlage für die 
Festlegung neuer Beziehungen 
unter den verfeindeten Völkern 
schaffen sollten. 


Die Anlagen zu den Osloer Ver- 
trägen über die wirtschaftspoliti- 
schen Fragen, die im jordanisch- 
israelischen Vertrag ein Jahr spä- 
ter nachgeahmt wurden, verspra- 
chen riesige Infrastrukturprojek- 
te, besonders zur Schaffung neu- 
er Wasserquellen, die die Volks- 
wirtschaften der Staaten im Na- 
hen Osten revolutionieren wür- 
den. 


Statt Optimismus 
herrscht Frustration 


Nun sind fast zwei Jahre vergan- 
gen, seit die Osloer Verträge ver- 
kündet wurden. Statt Frieden, 
Wohlstand und der Perspektive 
einer florierenden Zukunft 
herrscht rasch zunehmende Ar- 
beitslosigkeit und der Lebens- 
standard nimmt ständig weiter 


ab. Der Optimismus ist in breiten 
Schichten der Bevölkerung von 
Jordanien und Palästina der Fru- 
stration und Bitterkeit gewichen. 
Wenn die Wirtschaftspolitik kei- 
ne radikale Wende in Richtung 
Durchsetzung der in den Ver- 
einbarungen geplanten Entwick- 
lungsprojekte nimmt, ist der gan- 
ze Prozeß zum Scheitern verur- 
teilt. 


Wie der Justizminister der Pa- 
lästinensischen Verwaltungsbe- 
hörde, Freih Abu Middain, in 
einem Interview bemerkte: »Os- 
lo wird zusammenbrechen, der 
ganze Friedensprozeß wird in- 
nerhalb von drei oder vier Mo- 
naten zum Teufel gehen, wenn 
sich nicht etwas ändert.« 


Es war von Anfang an klar, daß 
die Wirtschaftspolitik Dreh- und 
Angelpunkt für den Erfolg oder 
das Scheitern des Friedens- 
prozesses ist. Entweder werden 
die großen Infrastrukturprojekte 
rasch durchgeführt und bringen 
für den Lebensstandard der palä- 
stinensischen Bevölkerung kon- 
krete, sichtbare Verbesserungen 
und sind somit ein Beweis für die 
Vorteile des Friedens oder In- 
stitutionen wie die Weltbank 
werden die Politik lenken und 


Bemühungen für eine Weiterent- 
wicklung vereiteln und stattdes- 
sen der Spekulation und Plänen, 
die darauf abzielen, schnelles 
Geld zu machen, Tür und Tor 
öffnen. 


Wenn der letztere Kurs einge- 
schlagen werden sollte, würde 
die extremistische Opposition 
von israelischer und arabischer 
Seite an Boden gewinnen und die 
Hoffnung auf Frieden würde in 
Blut ertränkt. 


Es ist keine Übertreibung, wenn 
man sagt, daß die Weltbank und 
mit ihr verbundene, internationa- 
le Organisationen, die die briti- 
sche Oligarchie repräsentieren, 
nicht nur die Entwicklungsbe- 
mühungen sabotieren, sondern 
daß sie auch einen Aktionskurs 
verfolgen, der keine andere prak- 
tische Konsequenz haben kann 
als den Ausbruch eines Bürger- 
kriegs unter einer geteilten palä- 
stinensischen Bevölkerung. Eine 
solch tragische Wende in den 
autonomen Gebieten würde so- 
fort auch auf Jordanien übergrei- 
fen, dessen Bevölkerung minde- 
stens zu 60 Prozent Palästinenser 
sind. 


Entwicklung sabotiert: 


der Fall Gaza 


Gaza, praktisch ein Konzentra- 
tionslager entlang einer 46 Ki- 
lometer langen Küste und eine 
Region, die sechs bis acht Ki- 
lometer ins Land hineinreicht, ist 
der Testfall für die Osloer Ver- 
träge. Seit die wirtschaftliche 
und soziale Situation dort bei 
weitem die schlimmste in einer 
Region mit palästinensischer 
Autonomie ist, wäre dies der Ort 
gewesen, wo Verbesserungen am 
ehesten notwendig gewesen wä- 
ren und sich am deutlichsten 
gezeigt hätten. 


Verschiedene Kreise setzten sich 
für den sofortigen Beginn der Ar- 
beiten an einem Hafen in Gaza 
City sowie an einem Kanal vom 
Mittelmeer zum Toten Meer, der 
durch Gaza verlaufen sollte, ein. 
Außerdem wurde ein wichtiges 
Projekt präsentiert für atomkraft- 
betriebene Wasserentsalzungs- 
anlagen in der Hafenstadt, damit 
für Haushalt, Industrie und Land- 
wirtschaft reichhaltig Frisch- 
wasser zur Verfügung steht. Ein 
solches, mit Atomkraft betriebe- 
nes, Projekt wäre für die Wirt- 


schaft in der Region ein starker 
wissenschaftlicher Ansporn ge- 
wesen. Die Wasserentsalzungs- 
anlagen hätten auch als ein 
Schulungszentrum für Ingeni- 
eure und Wissenschaftler sowie 
als Technologiemuseum für 
Schulkinder dienen können. 


Obwohl führende Wirtschafts- 
wissenschaftler in der palästinen- 
sischen Gemeinde sowie in Jor- 
danien ungeheures Interesse an 
den Plänen zeigten, wurde er von 
der Weltbank und den mit ihr 
verbundenen Institutionen abge- 
schmettert. Hersteller von siche- 
ren Atomreaktoren in Deutsch- 
land und in den Vereinigten Staa- 
ten, mit denen ausschließlich En- 
ergie für friedliche Zwecke er- 
zeugt werden kann, lehnten es 
ab, die Technologie zur Ver- 
fügung zu stellen. Wie ein deut- 
scher Bürokrat, der für die Nah- 
ostbeziehungen verantwortlich 
ist, sagte: »Die Palästinenser in 
Gaza brauchen keine Atom- 
energie, sie brauchen Müllent- 
sorgungsanlagen.« 


Doch selbst die im Weltbank- 
Programm vorgesehene »richtige 
Technologie« und Mindestinfra- 
struktur wurden nicht geliefert. 
Dazu gehören Straßen, Woh- 
nungen, Schulen und Kranken- 
häuser. Wenn man heute nach 
Gaza kommt, wird man nach sol- 
chen Projekten vergeblich Aus- 
schau halten. Keines davon wur- 
de in Gang gesetzt. 


Was ist Gaza heute? Wie ein 
Mitglied des Palästinensischen 
Nationalrats und Zentralkomi- 
tees sagte: »Gaza war zur Zeit 
der Osloer Verträge kaum mehr 
als ein riesiger Müllhaufen. Da- 
nach wurde es zu einer sehr, sehr, 
schmutzigen Stadt. Jetzt ist es 
eine sehr, sehr schmutzige 
Stadt.« 


Die Stadt wurde gesäubert, Ber- 
ge von Müll wurden wegge- 
räumt, doch ohne eine städtische 
Kanalisation wird sich immer 
wieder Abfall anhäufen, was eine 
erhebliche Gesundheitsgefahr 
darstellt. Das einzige Projekt, das 
tatsächlich funktioniert, ist das 
von Deutschen organisierte Pro- 
jekt eines Baus einer Fest- 
müllaufbereitungsanlage. Deut- 
sche Techniker von der Ge- 
sellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeit sind nach Gaza 
gereist, um das Projekt durchzu- 
führen und die Arbeiten sind jetzt 
im Gange; es wird erwartet, daß 
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es in ein paar Monaten fertigge- 
stellt sein wird. Die Palästinenser 
hoffen, daß die gleiche Organi- 
sation eine Kanalisation im Wert 
von 15 Millionen Dollar für 
Khan Yunis, die zweitgrößte 
Stadt nach Gaza, bauen wird. 


Dieses deutsche, bilaterale Pro- 
jekt, das außerhalb der Kanäle 
der Weltbank finanziert wird, ist 
die Ausnahme von der Regel. In 
Gaza »gibt es sonst keine ande- 
ren Projekte«. Bei den wenigen 
neuen Gebäuden, die entlang 
dem Strand oder in der Stadt ent- 
stehen, handelt es sich — bei je- 
dem einzelnen —- um das Produkt 
privater Finanzierung. Einige 
sind Hotels, einige Privathäuser. 
Bei »keinem dieser Projekte« 
handelt es sich um sozialen 
Wohnungsbau, Schulen oder 
Krankenhäuser. 


Was die grundlegende Infrastruk- 
tur angeht, so kann man einige 
Arbeiter dabei beobachten, wie 
sie Bürgersteige und Randsteine 
in der Stadt setzen. Das ist es, 
was die Weltbank unter »Stra- 
Ben« als Priorität in der In- 
frastruktur versteht: die Instand- 
haltung von existierenden Stra- 
ßen und sonst nichts. Es sollte 
darauf hingewiesen werden, daß 
es in Gaza-Stadt ungefähr fünf 
Hauptstraßen gibt, die gepflastert 
sind. Der Rest sind dreckige 
Straßen, von denen viele von Ab- 
wässern überflutet werden. 


Weltbank zahlt die 
Gelder nicht aus 


Warum gibt es keine weiteren 
Projekte? Die Antwort ist ebenso 
einfach wie teuflisch: weil es 
kein Geld gibt. 


Seit der Unterzeichnung der Os- 
loer Verträge haben viele Kon- 
ferenzen stattgefunden, in denen 
die »Geber«-Länder zusammen- 
kamen, um die Finanzierung für 
die Entwicklung in Nahost zu be- 
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sprechen, die versprochenen Be- 
träge gehen bis zu 2,4 Milliarden 
Dollar, von denen 470 Millionen 
Dollar im Jahre 1994 an Gaza 
gehen sollten. Doch nur 270 
Millionen Dollar wurden ausbe- 
zahlt. Seit Herbst 1993 sind 
Kontroversen darüber entfacht, 
ob die PLO-Institutionen, die 
eingerichtet wurden, um Ent- 
wicklungsgelder in die richtigen 
Kanäle zu leiten, »rechenschafts- 
pflichtig«, »transparent«, »glaub- 
würdig« und dergleichen sind. 


Es wurde ein Fonds, der Holst- 
Fonds — nach dem norwegischen 
Außenminister, der die geheimen 
Gespräche zwischen Israel und 
PLO gesponsert hat — gegründet, 
insbesondere zur Finanzierung 
von Ausgaben der palästinen- 
sischen Verwaltungsbehörde, vor 
allem der Polizei und Sicher- 
heitskräfte von 16.000 Mann. 
Der Holst-Fonds hat derzeit Aus- 
zahlungsrückstände in Höhe von 
19 Millionen Dollar. Als palästi- 
nensische Regierungsvertreter 
jüngst um Auszahlung der Gel- 
der baten, bekamen sie 2000 
Dollar! 


Saudi Arabien soll 7,5 Millionen 
Dollar aufwenden, damit die Po- 
lizei ein paar weitere Monate be- 
zahlt werden kann. Außerdem 
müssen 22.000 Beamte, darunter 
Lehrer, bezahlt werden. Gelder 
von der Europäischen Union sol- 
len diese Kosten abdecken, doch 
nur bis Ende März 1995. 


Andere Ausgaben der palästi- 
nensischen Verwaltungsbehörde, 
die für die Aufrechterhaltung der 
Dienstleistungen an bestimmte 
Schichten der Palästinenser le- 
benswichtig sind, werden von 
den Gebern und ihrem offiziellen 
Sprecher, der Weltbank, nicht 
anerkannt. Zu diesen »illegiti- 
men« Ausgaben gehören Akti- 
vitäten in den Gesundheits-, 
Ausbildungs- und Sozialpro- 
geanmen in Jerusalem; alles au- 
ßerhalb der besetzten Territorien 
einschließlich unter palästinensi- 
schen Flüchtlingen in Syrien, 
Libanon und Jordanien; und Un- 
terstützung für Familien von 
Palästinensern, die in der Inti- 
fadah getötet worden sind. 


Es ist nicht nur so, daß die Welt- 
bank und andere internationale 
Organisationen — die in der Re- 
gion abwertend »die Inter- 
nationalen« genannt werden — 
nur widerwillig die in verschie- 
denen Verträgen versprochenen 


Summen ausspucken. Diese Or- 
ganisationen begehen regelrech- 
ten Betrug und schalten sich ein, 
um auf Kosten der Menschen, 
die 47 Jahre lang unterdrückt 
worden sind, rasches Geld zu 
machen. 


Weltbank und Inter- 
nationalisten 
begehen Betrug 


Der Schwindel der Weltbank und 
anderer »Internationaler« läuft 
wie folgt ab: die Weltbank 
schickt durchschnittlich zwei 
Mal im Monat eine Delegation 
nach Gaza. Die Weltbankde- 
legierten schicken Briefe, in 
denen sie ihr Kommen ankündi- 
gen, doch sie fragen nie danach, 
ob die vorgeschlagenen Termine 
ihren Gastgebern passen. Oft 
kommen sie in Zweier-Gruppen 
an und mieten sich in einem der 
beiden Gaza-Hotels ein. 


Es stehen ihnen Spesen in Höhe 
von 1000 Dollar pro Tag zur 
Verfügung, was weit mehr ist als 
das, was sie vor Ort benötigen. 
Sie verbringen ihre Zeit damit, 
Vertreter der palästinensischen 
Verwaltungsbehörde zu befra- 
gen, gehen deren Bücher durch 
und stehlen den Leuten allge- 
mein ihre wertvolle Zeit. 


Oft läuft es auf regelrechte 
Schikanen hinaus. Eine Welt- 
bankdelegation traf beispielswei- 
se vor kurzem in Gaza ein, um 
eine angebliche Diskrepanz auf 
palästinensischen Konten in 
Höhe von vier Millionen Dollar 
zu untersuchen. Nachdem sie 
eine Woche lang die Bücher 
durchsucht hatten, mußte die 
Mannschaft der Weltbank zuge- 
ben, daß der fehlende Betrag auf 
einen Übertragungsfehler bei der 
Weltbank zurückzuführen war. 
Neben den Delegationen der 
Weltbank strömen auch jene von 
der Harvard-Universität herein. 
Manchmal kommt ein »Inter- 
nationaler« mit einem guten Pro- 
jekt auf den Plan. Beispielsweise 
ein Zwei-Millionen-Dollar-Pro- 
jekt für lokale Verbesserungen. 
Der einzige Haken an der Sache 
ist, daß die Palästinenser zwei 
Experten kommen lassen müs- 
sen, um die entsprechenden 
Durchführbarkeitsstudien in Hö- 
he von 700.000 Dollar pro Studie 
und so weiter durchzuführen, bis 
das Projekt fertiggestellt ist. 
Wenn man in der Presse über 
Vereinbarungen liest, die zwi- 


schen irgendeinem europäischen 
Land und der palästinensischen 
Verwaltungsbehörde wegen »tech- 
nischer Unterstützung« erzielt 
wurden, so läuft das normaler- 
weise auf folgendes hinaus: das 
betreffende Land bietet seine 
technischen Assistenten zum Preis 
von 20.000 Dollar pro Monat an. 
Die politischen Behörden in 
Palästina haben klargemacht, daß 
mit dem gleichen Geld 20 palä- 
stinensische Ingenieure ange- 
stellt werden könnten, um an tat- 
sächlichen Projekten zu arbeiten. 


Wenn ein bilateraler Vertrag ab- 
geschlossen wird, bekommen im 
allgemeinen das »Geber«-Land 
75 Prozent und die Palästinenser 
25 Prozent des Vertragswertes. 
Ein noch empörenderes Beispiel 
von Arroganz gegenüber den 
Palästinensern ist die Idee, die im 
Washingtoner Handelsministe- 
rium kursiert, derzufolge der 
West Bank »hervorragende Be- 
handlung« gegeben würde, die 
zu reduzierten Zöllen oder kei- 
nerlei Zoll Waren in die Ver- 
einigten Staaten exportieren dürf- 
te. Der Haken war, daß die West 
Bank als ein »nicht unabhängi- 
ges Land« gelten sollte. 


Um das Ausmaß des Betrugs der 
Weltbank einzuschätzen, ist es 
hilfreich, die Weltbank-Ange- 
bote mit den tatsächlichen Be- 
dürfnissen zu vergleichen. Wenn 
es in Gaza nach amtlichen Schät- 
zungen 60.000 Arbeitslose gibt 
und wenn zehn Dollar Sozial- 
hilfe oder Arbeitslosengeld pro 
Tag an diese Leute gezahlt wür- 
de, dann würden insgesamt 
600.000 Dollar pro Tag oder 18 
Millionen Dollar im Monat 
benötigt. Bei den Verträgen geht 
man normalerweise davon aus, 
daß 20 Prozent der Gesamt- 
ausgaben Lohnkosten sind. Das 
heißt, um diese Anzahl von Ar- 
beitslosen selbst zu den Skla- 
venarbeitslöhnen im Bauge- 
werbe zu beschäftigen, bräuchte 
man ein Projekt mit einer In- 
vestition von 90 Millionen Dol- 
lar. Im Vergleich dazu sieht das 
Not-Rehabilitationsprogramm der 
Weltbank 88 Millionen Dollar in 
Gaza — über einen Zeitraum von 
drei Jahren! - vor. 


Es wurde auch viel über Vor- 
schläge für »Industriezonen« ent- 
lang der Grenzen, drei in Gaza 
und sechs entlang der West Bank, 
diskutiert, die maximal 5000 
Arbeitsplätze schaffen würden, 
doch die Finanzierung daür ist 


Ariel Sharon verkörpert die 
extremistische Opposition 
von israelischer Seite ge- 
gen eine Verständigung mit 
den Palästinensern. 


nicht sichergestellt. Der Präsi- 
dent der palästinensischen Ver- 
waltungsbehörde, Arafat, bat sei- 
nen deutschen Gast, den Mini- 
sterpräsidenten des Landes Nord- 
rhein-Westfalen, Johannes Rau, 
Mitte März um die Finanzierung 
solcher Parks sowie um Un- 
terstützung von Projekten für 
einen Hafen und einen Flughafen 
in Gaza, doch alles, was der so- 
zialdemokratische Politiker an- 
bieten konnte, war der Rat 
(»technische Unterstützung«?), 
wie man einen reibungslos lau- 
fenden Verwaltungsapparat auf- 
bauen kann. 


Unterkünfte für 
die Wohnungslosen 


Der Wirtschaftssektor, der in 
Gaza am schnellsten entwickelt 
werden könnte und sollte, ist der 
Bausektor. Das Fehlen angemes- 
senen Wohnraums ist das kri- 


tischste Sozialproblem in Gaza. 
Die Bevölkerung, deren Größe 
auf zwischen 850.000 und 1,2 
Millionen geschätzt wird — eine 
präzise Volkszählung hat nicht 
stattgefunden — wird durch das 
Eintreffen von Palästinensern aus 
dem Ausland noch wachsen so- 
wie durch eine natürliche Wachs- 
tumsrate von 4,2 Prozent an der 
West Bank und in Gaza. 


Vertretern des Wohnungsbau- 
ministeriums zufolge sind 50 
Prozent der Bevölkerung unter 
14 Jahren und nur zehn Prozent 
über 45. Mehr als 35 Prozent der 
Bevölkerung lebt in Flüchtlings- 
lagern, die von der UNO-Hilfs- 
organisation für palästinensische 
Flüchtlinge (UNRWA) kontrol- 
liert werden. Die Bevölkerungs- 
dichte an der West Bank beträgt 
180 Menschen auf einen Qua- 
dratkilometer, verglichen mit 
1930 am Gazastreifen. Im Flücht- 
lingslager am Strand in Gaza 
steigt die Zahl auf 100.000 
Personen pro Quadratkilometer. 


Vierzigtausend Wohnungen wer- 
den sofort benötigt, um für dieje- 
nigen, die am schlimmsten dran 
sind, Abhilfe zu schaffen und 


200.000 Wohnungen werden 
schätzungsweise bis zum Jahr 
2000 benötigt. Die derzeitige 
Wohnungssituation, die in einer 
Information des Ministeriums 
euphemistisch mit von »relativ 
akzeptabler Qualität« beschrie- 
ben wird, ist in Gaza verheerend. 
Die Menschen leben in Not- 
behelfsunterkünften aus Zement- 
blöcken und Steinen, wenn man 
sie kriegen kann, ansonsten Me- 
tallplatten, Schrott oder buch- 
stäblich allem, was als physi- 
scher Schutz verwendbar ist. In 
den elenden Slums von Gaza 
sind acht, zehn oder manchmal 
mehr Menschen in einem Raum 
zum Schlafen zusammenge- 
pfercht. Eine durchschnittliche 
palästinensische Familie besteht 
aus sieben Personen und diese 
Zahl erhöht sich seit dem Frie- 
densvertrag oft noch durch das 
Eintreffen von Verwandten. Flie- 
ßend warmes und kaltes Wasser, 
Strom und sanitäre Einrichtung 
sind in diesen Baracken eine 
Wahnvorstellung. 


Der offensichtliche Schritt wäre, 
die jetzigen Arbeitslosen zum 
Bau von Wohnungen für die 
Wohnungslosen einzustellen. In 


der palästinensischen Bevöl- 
kerung gibt es Facharbeiter und 
auch Ingenieure. Außerdem 
könnten die derzeit ungeschulten 
Arbeitskräfte durch Beschäfti- 
gung in der Bauindustrie rasch 
geschult werden — eine Tatsache, 
die sich zig-tausend Mal in der 
Geschichte der Volkswirtschaf- 
ten in den Schwellenländern ge- 
zeigt hat. 


Eine große Anzahl (vielleicht 
55.000) der 60.000 Palästinenser, 
die bisher in Israel gearbeitet 
haben, doch seit der jüngsten ter- 
roristischen Angriffen ausge- 
schlossen wurden, sind Bau- 
arbeiter. Sie wurden weitgehend 
ersetzt durch Arbeiter aus Ru- 
mänien und von den Philippinen 
und deshalb besteht keine große 
Hoffnung, daß sie ihre Ar- 
beitsplätze in Israel wiederbe- 
kommen werden. 


Was die palästinensische Ver- 
waltungsbehörde davon abhält, 
das Offensichtliche zu tun - 
nämlich arbeitslose Bauarbeiter 
für den Bau von Wohnungen für 
die Obdachlosen einzusetzen — 
ist Geld. Um den Kauf von 
Baustoffen zu finanzieren, sind 
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Naher Osten 


Bereitet 

die Weltbank 
in Palästina 
einen Bürger- 
krieg vor? 


Kredite erforderlich. Die Welt- 
bank sagt, das »private Unter- 
nehmertum« sollte seine Chance 
bekommen. 


Um die Internationalen und ihre 
finanzielle Sabotage zu überli- 
sten, stehen in der palästinen- 
sischen Verwaltungsbehörde ver- 
schiedene Alternativen zur Dis- 
kussion. Erstens, die Idee einer 
»Wohnungskooperative, die es 
Leuten mit niedrigem und mittle- 
rem Einkommen erlaubt, für den 
Bau ihrer eigenen Häuser ein 
Stück öffentliches Land für einen 
sehr geringen Preis zu erwer- 
ben«, wie das in einem Entwurf 
des Wohnungsbauministeriums 
vorgesehen ist. Hier ist das 
Problem ganz einfach: wieviele 
Bürger haben die Mittel dazu, 
überhaupt bauen zu können? Wo 
könnten sie Kredit bekommen? 


Weltbank und IWF 
sind dagegen 


Eine Idee, die für die Fi- 
nanzierung von Hausprojekten 
entwickelt wurde, ist die einer 
Housing Bank. Auch sie wurde 
von der Weltbank und vom In- 
ternationalen Währungsfonds sa- 
botiert. Das Konzept beteht da- 
rin, mit 20 Millionen Dollar zu 
beginnen, die auf der Basis von 
Kapital, das der palästinensi- 
schen Verwaltungsbehörde ge- 
hört, aufgebracht werden soll 
und zwar in Form von Land und 
fünf großen Gebäuden, die von 
der Europäischen Gemeinschaft 
finanziert werden. Mit weiteren 
50 Millionen Dollar an An- 
leihefonds für währungsschwa- 
che Länder könnte die Housing 
Bank die Finanzierung des Baus 
von 180.000 der 220.000 Woh- 
nungen, die gebraucht werden, 
beginnen. 


Die Weltbank und der IWF sind 
gegen den Plan und sagen, das 
Anfangskapital sollte an zehn 
Banken gehen, die ihrerseits 
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Kredite vergeben würden. Re- 
gierungsbehörden in Gaza zufol- 
ge würde damit der Zweck verei- 
telt, da Handelsbanken Kredite in 
erster Linie an wohlhabende 
Personen vergeben würden. Die 
Housing Bank basiert auf der 
Perspektive, daß erst in zehn Jah- 
ren mit einer Kapitalverzinsung 
gerechnet werden sollte. 


Die einzige Alternative ist, daß 
die Weltbank einen Anleihefonds 
in Höhe von 500 Millionen 
Dollar bereitstellt, von dem zehn 
Prozent für Wohnungen an mitt- 
lere und niedrige Einkommens- 
klassen zur Verfügung gestellt 
werden. 

Das Wohnungsbauministerium 
hat auch einen Vorschlag ent- 
wickelt, um Bürgern zu helfen, 
Häuser fertigzustellen, deren 
Fertigstellung infolge Geldman- 
gels unterbrochen worden war. 
Ein Pilotprojekt würde 50 Milli- 
onen Dollar kosten, um 5000 
Wohnungen in diesem Jahr zu 
bauen, das heißt, 1250 Woh- 
nungen pro Monat. Das Geld 
würde an die Bauherrn verliehen 
und der Erfolg des Projekts wird 
nicht nur zur Lösung des Woh- 
nungsproblems und der Arbeits- 
losigkeit beitragen, sondern wird 
auch die Industrien, die die Bau- 
industrie unterstützen, positiv 
beeinflussen, zum Beispiel Fa- 
briken, die Steine und Fliesen 
herstellen. 


Die Japaner 
zeigen Interesse 


Zu einem weiteren Vorschlag des 
Wohnungsbauministeriums ge- 
hört »ein Investitionssystem und 
Bestimmungen, die Investoren 
den Besitz von öffentlichem 
Land ermöglichen, um darauf 
Wohnungen, Hotels, Fabriken 
und Freizeiteinrichtungen zu 
bauen. Im Gegenzug werden die 
Investoren Wohnungen bauen 
und sie der Palästinensischen 
Nationalbehörde (PNA) überge- 
ben, damit sie an Leute vermietet 
oder verkauft werden«. Das 
heißt, die Investoren würden 
einen vereinbarten Prozentsatz 
der gebauten Wohnungen an die 
PNA abgeben. Fünfzigtausend 
Wohnungen würden im laufen- 
den Jahr über diesen Weg be- 
nötigt, um Wohnungen für 50 
Prozent der Wohnungslosen zur 
Verfügung zu stellen. 


Abdeen Abdul Kareem vom 
Wohnungsbauministerium sagte, 


die japanische Regierung habe 
Interesse an einem solchen Ge- 
schäft mit Keer International 
gezeigt. Es gibt ein Gebiet in 
Rafah im Tal Sultan an der ägyp- 
tischen Grenze, das für ein sol- 
ches Projekt für 5000 Woh- 
nungen vorgesehen ist. Es fehlt 
nur die Finanzierung. 


Zu dem anderen Vorschlag, der 
von Vertretern des Wohnungs- 
bauministeriums erwähnt wurde, 
gehört der Bau kleiner Dörfer. 
Das Konzept ist das gleiche wie 
im Fall von Stadtgebieten: 
»Öffentliches Land ... wird mit 
Infrastruktur, Grundschulen, ei- 
nem Gesundheitszentrum und 
anderen Dienstleistungseinrich- 
tungen zur Verfügung gestellt. 
Das Land wird dann Investoren, 
Kooperativen und anderen Leu- 
ten zur Bebauung übergeben.« 
Der Haken dabei ist: »Für die 
Durchführung dieses Projekts 
sind technische Unterstützung 
und finanzielle Hilfe für die 
Infrastruktur erforderlich.« 


PNA-Führer haben auch reiche 
Palästinenser im Ausland um 
aktive Unterstützung gebeten, 
jedoch mit begrenztem Erfolg. 


Als Haupthindernis dafür, daß sie 
stark in Gaza investieren und 
sich beispielsweise wieder dort 
ansiedeln, wird normalerweise 
die fehlende Infrastruktur und 
die politische Unsicherheit der 
ganzen Region genannt. Doch 
eine Initiative zur Gründung 
einer neuen palästinensisch-ara- 
bischen Firma, zu der eine Bank 
of Development, die mit palästi- 
nensischem und arabischem und 
nicht mit internationalem Geld 
finanziert wird, steht vor der 
Verwirklichung. Diese palästi- 
nensische Investmentfirma soll 
mit einem Kapital in Höhe von 
200 Millionen Dollar beginnen, 
das auf eine Milliarde erhöht 
werden soll, um Projekte, ein- 
schließlich dem Tourismus, zu 
finanzieren. 


Alles in allem findet sich die pa- 
lästinensische Verwaltungsbe- 
hörde, deren Friedensengage- 
ment in Oslo von der internatio- 
nalen Gemeinschaft — den »Ge- 
ber«-Ländern - finanziell groß- 
zügig unterstützt werden sollte, 
jetzt selbst als ein Opfer der 
Weltbank wieder, die als »Spre- 
cher für die Geberländer« jede 
Bemühung, zur wirtschaftlichen 
Entwicklung sabotiert. Außer- 
dem haben die Briten sich selbst 


so positioniert, daß sie die Kre- 
dit- und Währungspolitik beein- 
flussen, indem sie ihre »Fach- 
kenntnisse« auf diesem Gebiet 
am Anfang des Osloer Vertrages 
angeboten haben. 


Die Stimmung in Gaza ist also 
sehr angespannt. Die Menschen 
und auch die Regierungsbe- 
hörden haben die Nase voll. 
Wenn sie eine unabhängige Fi- 
nanzierungsquelle zur Deckung 
ihres Defizits, das auf 300 bis 
400 Millionen Dollar geschätzt 
wird, finden würde, um ihre 
wichtigsten Dienstleistungen zu 
finanzieren, dann könnten sie der 
Weltbank sagen, sie solle sich 
zum Teufel scheren und würden 
dies auch sicherlich tun. 


Aus Elend entsteht 
Verzweiflung 


Die wirtschaftliche Misere, die 
durch die Sabotage der Weltbank 
hervorgerufen wird, schürt die 
Unzufriedenheit in einer Bevöl- 
kerung, die jahrzehntelang unter 
unterdrückerischer Besatzung 
gelebt haben. Anstatt eine Ver- 
besserung in den Lebensbedin- 
gungen zu erleben, haben die 
Palästinenser eindeutig eine Ver- 
schlechterung erfahren. Nach- 
dem die Grenzen mit Israel auf- 
grund von Terroranschlägen ge- 
gen Israelis geschlossen wurden, 
finden sich die Palästinenser, die 
ihren Lebensunterhalt in Israel 
verdient haben, unter der zuneh- 
menden Zahl von Arbeitslosen 
wieder. 


Außerdem leidet die lokale Wirt- 
schaft unter den Auswirkungen 
des Wirtschaftskleinkriegs. Ga- 
za, das einst 180.000 Tonnen 
Zitrusfrüchte produziert hat, 
stellt jetzt nur noch 120.000 
Tonnen her. Israelische Avocados 
und Bananen werden zu Nie- 
drigpreisen auf den palästinensi- 
schen Markt geworfen, während 
Israel den Kauf von palästinensi- 
schen Erdbeeren eingeschränkt 
hat, was zu einem plötzlichen 
Überschuß von 1200 Tonnen 
führte. 


In Jordanien ist die Situation 
objektiv betrachtet weitaus bes- 
ser als in Gaza, doch subjektiv 
gesehen sinkt der Lebensstan- 
dard der Bevölkerung ab. Hier 
hat man sich von dem Frieden 
sehr viel versprochen. Mit gutem 
Grund präsentierte König Hus- 
sein den Friedensvertrag mit 


Israel als eine Maßnahme, die 
auch dem jordanischen König- 
reich Wohlstand bringen würde. 
Gemeinsame Infrastrukturpro- 
jekte, die im Vertrag enthalten 
waren, hätten zu einem Wirt- 
schaftsboom geführt, doch diese 
Projekte blieben, wie in Gaza, 
aufgrund fehlender Finanzierung 
aus. 


Die Probleme 
Jordaniens 


Erst Mitte März reisten der jorda- 
nische Kronprinz Hassan und der 
israelische Außenminister Shi- 
mon Peres zusammen nach 
Deutschland und hofften, der 
deutsche Bundeskanzler Kohl 
würde den Einfluß seines Landes 
auf dem Kontinent geltend ma- 
chen, um von der Europäischen 
Union Gelder in der Grö- 
ßenordnung von 550 Millionen 
Dollar für eine Reihe von 
Dammprojekten an den Flüssen 
Yarmouk und Jordan zu bekom- 
men, denen beide Länder zuge- 
stimmt hatten. Doch solche 
Gelder sind ausgeblieben. 


Außerdem war der langersehnte 
Boom im Tourismus eine Ent- 
täuschung. Obwohl — wie der 
Herausgeber der »Jordan Ti- 
mes«, George Hawatmeh in Dis- 
kussionen betonte — täglich rund 
500 israelische Touristen nach 
Jordanien kommen, hat dies kei- 
nen bedeutsamen Anstieg an 
Tourismuseinnahmen hervorge- 
rufen. Jordanien hofft mit dem 
Tourismus Geld zu machen, denn 
500.000 Amerikaner reisen jähr- 
lich nach Israel. Durch Er- 
leichterungen an Grenzüber- 
gängen und regionale Pauschal- 
reisen hofft Jordanien die derzei- 
tige Zahl von 30.000 amerikani- 
schen Touristen pro Jahr erheb- 
lich steigern zu können. 


Gleichzeitig weiß jeder, der in 
Jordanien einen verantwortungs- 
vollen Posten bekleidet, daß die 
Wirtschaft des Landes mit Tou- 
rismus niemals überleben könnte 
und daß dies auch nicht wün- 
schenswert wäre. Jordanien 
braucht eine Infrastrukturent- 
wicklung in Form von Groß- 
projekten, wie sie in den Frie- 
densverträgen vorgesehen waren. 
Die Finanzierung ist nicht nur 
‚nichtexistent, sondern auch die 
Entschuldung, die die Vereinig- 
ten Staaten Jordanien verspro- 
chen hatten, wurde durch die 
neue Mehrheit der »konservati- 


ven Revolutionäre« im US-Kon- 
greß gefährdet. 


Die Nachricht von der Ent- 
scheidung des Newt Gingrich- 
Kongreß, die zugesagte Ent- 
schuldung auf 50 Millionen Dol- 
lar zu reduzieren, traf Jordanien 
wie ein Donnerschlag. Nur Ge- 
genmaßnahmen des Senats und 
Beruhigungen vom Weißen Haus 
haben eine ernste Krise in den 
jordanisch-amerikanischen Be- 
ziehungen verhindert. 


Ein politisches 
Mandat 


Sowohl in den palästinensisch 
regierten, autonomen Gebieten 
als auch in Jordanien wird die 
politische Stabilität durch die 
Enttäuschung der Menschen über 
den Friedensprozeß ernsthaft 
untergraben. In Palästina insbe- 
sondere weist dies auf die 
Dringlichkeit allgemeiner Wah- 
len in den autonomen Gebieten 
hin. Wahlen, die im Sommer 
letzten Jahres stattfinden sollten, 
wurden von Israel wiederholt aus 
Sicherheitsgründen verschoben. 
Den Osloer Verträgen zufolge 
sollte Israel sein Militär aus den 
Gebieten mit palästinensischer 
Bevölkerung zurückziehen, so 
daß palästinensische Wahlen 
stattfinden können. Doch nach 
der Zunahme von Gewaltakten 
haben israelische Regierungs- 
sprecher gesagt, daß dieser 
Rückzug nicht stattfinden könne. 
Stattdessen schlug Premiermi- 
nister Yitzhak Rabin zunächst 
vor, die Israelis sollten sich nur 
für wenige Tage zurückziehen, 
damit Wahlen stattfinden können 
und dann die Gebiete wieder 
besetzen. Vor kurzem hat er dann 
vorgeschlagen, daß Wahlen statt- 
finden sollen, während die Isra- 
elis noch anwesend sind, doch 
mit »internationalen Beobach- 
tern«, die zur Verfügung stehen 
sollten, um freie Wahlen zu ga- 
rantieren. 


Wahlen, die unter einer Be- 
satzung, ob einer getarnten Be- 
satzung oder nicht, stattfinden, 
besäßen eindeutig keinerlei 
Rechtmäßigkeit und deshalb hat 
die PNA diese Vorschläge abge- 
lehnt. Doch solange die Palä- 
stinenser nicht die Gelegenheit 
erhalten, ihren politischen Willen 
in Wahlen zum Ausdruck zu 
bringen, wird es für die Re- 
gierung Arafat kein Mandat ge- 
ben. 


Es wird damit gerechnet, daß die 
islamistische Oppositionsbewe- 
gung Hamas, die die Osloer 
Verträge ablehnt, bei den Wahlen 
auftreten würde, doch daß sie 
nicht in der Lage wären, sie zu 
boykottieren. 


Arafat befindet sich in einer 
Catch-22 Situation: Israel und 
das US-Außenministerium drän- 
gen ihn, die »Sicherheit« der is- 
raelischen Bürger innerhalb der 
autonomen Gebiete, die er dem 
Namen nach regiert, sowie inner- 
halb Israels als Vorbedingung für 
Wahlen zu »garantieren«. Wie 
gezeigt wurde, war Israel nicht in 
der Lage, diese Sicherheit zu ga- 
rantieren, als es offiziell als die 
Besatzungsmacht herrschte — wie 
sollte also Arafat, der weniger 
Mittel zur Verfügung hat, dieses 
Ziel erreichen? 


Wie ein führender Palästinenser 
meinte: »Was kann Arafat tun, 
um die Aktionen eines Mannes, 
der bereits beschlossen hat, sich 
selbst zu töten, bevor er andere 
tötet, zügeln oder verhindern?« 
Wie kann absolute Sicherheit 
erreicht werden, »wenn Arafat 
nicht alle Bewohner von Gaza zu 
Spionen macht?« Zur Sicherheit 
gehört nach Ansicht der Syrer, 
die auch in Gaza geteilt wird, die 
Garantie der Sicherheit der Gren- 
zen aller Länder in der Region, 
nicht der einzelnen Bürger inner- 
halb der Grenzen eines anderen 
Landes. 


Arafat in einer 
unmöglichen Situation 


Dennoch wurde die Verbindung 
zwischen den Wahlen und den 
palästinensischen Sicherheitsga- 
rantien für Israel hergestellt. 
Wenn keine Wende in den Ver- 
handlungen vom Konzept her 
eintritt, mit der diese Verbindung 
unterbrochen wird, sind die Aus- 
sichten für die Zukunft düster. 
Wie ein Palästinenser sagte: »Sie 
bringen Arafat in eine unmögli- 
che Situation. Es ist, als ob sie 
einen Bürgerkrieg provozieren 
wollten.« 

In dieser Situation ist es kein 
Wunder, daß sich die Stimmung 
in der Palästinensischen Führung 
gewandelt hat. Die PNA-Füh- 
rung ist sich der Tatsache be- 
wußt, daß durch eine weitere 
Toleranz der nicht akzeptablen 
Bedingungen, die ihr von den 
internationalen Organisationen, 
in allererster Linie von der Welt- 


bank, auferlegt werden, die Un- 
terstützung für Frieden in der 
Bevölkerung nur schwinden wird 
und sie wird deshalb ihre Hal- 
tung in allen Verhandlungssitua- 
tionen nur verhärten. 

Ein Zeichen dafür ist die Ent- 
scheidung, die beim jüngsten 
Treffen der PLO-Führung getrof- 
fen wurde, daß man Nabil Shaath 
als Unterhändler auf internatio- 
naler Ebene ersetzen will. 
Shaath, der unter Beschuß gera- 
ten ist, weil er der anderen Seite 
gegenüber zu gefällig gewesen 
ist, war der bevorzugte Ge- 
sprächspartner des amerikani- 
schen Außenministeriums und 
der Weltbank. 

Doch gleichzeitig halten die 
palästinensische Führung und die 
jordanische Regierung ihr En- 
gagement für den Friedenspro- 
zeß aller dunkler Wolken zum 
Trotz aufrecht. Die Vorstellung, 
daß »die Dynamik des Frie- 
densprozesses stärker ist als je- 
der einzelne Akteur in der 
Region« ist im Bewußtsein aller 
Beteiligten tief eingeprägt, wie 
führende politische Kommen- 
tatoren wie George Hawatmeh, 
Herausgeber der »Jordan Ti- 
mes«, oder Samieh Samarra, Di- 
rektor des palästinensischen 
Nationalradios und Fernsehens, 
betonen. 


Was beide Parteien gerne sehen 
möchten, ist eine weitaus akti- 
vere Rolle seitens des Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten. 
Es geht dabei nicht nur um die 
Garantie der Entschuldung, die 
dem Jordanischen Königreich 
versprochen wurde, sondern 
auch um die Demonstration der 
politischen Führung, um die 
Erfüllung von Verpflichtungen 
durchzusetzen, die von den Ge- 
berländern eingegangen wurden. 
Die Vereinigten Staaten sind die 
einzigen am Friedensprozeß be- 
teiligten, die die Macht haben, 
dies zu tun. 


Vor diesem Hintergrund wurden 
die Zusagen, die US-Vizeprä- 
sident Al Gore bei seinem Be- 
such Ende März in Jericho. ge- 
macht hat, dankend aufgenom- 
men. Der Vizepräsident ver- 
sprach, daß die Vereinigten 
Staaten die Gelder, die sie zuge- 
sagt haben, freigeben werden, 
die Geberländer dazu bringen 
werden, das gleiche zu tun und 
vor allem eine aktive politische 
Funktion dabei übernehmen wer- 
den, die Friedensverhandlungen 
weiter voranzutreiben. oO 
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Vertrauliches 


Neue iranisch- 
indische 
Beziehungen 


Die Bemühungen um eine Ver- 
längerung des Atomwaffensperr- 
vertrages (ASV) sind der unmit- 
telbare Anlaß für die sich rapide 
verbessernde Beziehungen zwi- 
schen Indien, Iran, China und an- 
deren asiatischen Ländern. In 
diesen Ländern ist man sich 
sicher, daß das wirkliche Ziel des 
ASV nicht die Verhinderung ei- 
nes Atomkrieges ist, sondern die 
Erhaltung eines »globalen Mo- 
nopols« des »Clubs der Nukle- 
armächte«. Darüber hinaus soll 
der ASV die Verbreitung atoma- 
rer Energietechnologie und die 
Entwicklung von Hochtechnolo- 
gie generell im Entwicklungs- 
sektor verhindern. 


Ungeachtet der islamisch-funda- 
mentalistischen Staatsideologie 
weiß die derzeitige iranische 
Führung, daß das Land eine rapi- 
de Entwicklung von Wirtschafts- 
und Infrastruktur braucht, wenn 
es eine stabile Zukunft haben 
wolle. In den letzten Wochen ha- 
ben sich Rußland wie auch China 
geweigert, amerikanischem Druck 
zum Stopp des Verkaufs von 
Kernreaktoren an Iran nachzuge- 
ben. Diese Realität war auch 
beim jüngsten Besuch Rafsand- 
schanis in Indien zu spüren, wo 
dem iranischen Präsidenten au- 
ßergewöhnliche Ehrungen zuteil 
wurden. 


Rafsandschani sagte: »Die Ko- 
operation zwischen Iran, Paki- 
stan, Indien und China wird aus- 
ländischen Kräften keinen Vor- 
wand geben, sich in der Region 
einzumischen. Wir werden kein 
Problem wie im Persischen Golf 
haben.« Er rief außerdem zu bes- 
seren Beziehungen unter den 
Ländern des Subkontinents so- 
wie zur Wiederbelebung der 
Nichtpaktgebundenen-Bewegung 
auf. Rafsandschani sagte ferner, 
Indiens »Freiheitskampf gegen 
die britischen Herrscher hat ein 
Beispiel gesetzt, und Iran hat 
sehr viel aus Ihren Erfahrungen 
gelernt«. Der Kampf um Ge- 
rechtigkeit könne »die stärksten 
Mächte der Welt besiegen«. 


56 fi 7/1995 


Während Rafsandschanis Besuch 
wurden die folgenden, bisher 
aufgeschobenen Initiativen be- 
kanntgegeben: 


Eine von Indien, Iran und Tur- 
kmenistan unterzeichnete Ab- 
sichtserklärung zur Belebung des 
Handels zwischen den drei Staa- 
ten. Der Wortlaut des Vertrages 
soll in den kommenden sechs 
Monaten ausgehandelt werden. 
Im gleichen Zeitraum soll auch 
die wichtige Bahnverbindung 
Aschka-Bad-Maschad zwischen 
Iran und Turkmenistan fertigge- 
stellt sein. Der turkmenische Mi- 
nisterpräsident Boris Schikmura- 
dow, der ebenfalls in Delhi war, 
sagte, Indien und Turkmenistan 
seien strategische Partner gewor- 
den und würden die Kooperation 
bei vielen Projekten anstreben, 
so etwa bei einer Gaspipeline, 
die den Subkontinent enger an 
Asien anbinden werde. 


Indien und Iran einigten sich dar- 
auf, ein Joint-venture-Unterneh- 
men zur Erschließung und För- 
derung von Ol und Gas in Indien, 
Iran und Drittländern zu grün- 
den. Nach arabischen Pressebe- 
richten will der iranische Außen- 
minister Ali Akber Welajati eine 
Machbarkeitsstudie zum Bau ei- 
ner Gaspipeline von Iran nach 
Indien anfertigen lassen, die 
durch Pakistan und nicht unter 
dem Arabischen Meer verliefe. 
In diesem Zusammenhang sei an 
die halbfertige Bahnverbindung 
zwischen Iran und Pakistan erin- 
nert, die einmal das gesamte Ei- 
senbahnnetz des Subkontinents 
mit Ost- und Westeuropa verbin- 
den könnte. oO 


Das russische 
Strahlenwaffen- 
programm 


Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion werden in russi- 
schen Publikationen immer öfter 
Details über das sowjetische 
Programm zur Entwicklung von 
Laser- und anderen Waffen »ge- 
richteter Energie« zur Raketen- 
abwehr und zum Kampfeinsatz 
veröffentlicht. Ein Übersichtsar- 
tikel in der Märzausgabe des 
französischen Wissenschaftsma- 
gazin »La Recherche« bestätigt 
die wiederholt von uns geäußerte 
Einschätzung, die amerikanische 
Strategische Verteidigungsinitia- 


tive (SDI) habe kaum das Aus- 
maß und die Intensität der hoch- 
geheimen sowjetischen Program- 
me erreicht. 


Ende der sechziger Jahre errich- 
tete die UdSSR einen riesi- 
gen Industriekomplex, der aus- 
schließlich der Entwicklung von 
Laserwaffen gewidmet war, so- 
wie Dutzende von Geheimlabors 
und Versuchseinrichtungen. Eine 
Schlüsselrolle kam dabei dem 
vom Sohn des damaligen Ver- 
teidigungsministers Ustinow ge- 
leiteten »Astrofisika« - Komplex 
zu, in dem 12000 Wissenschaft- 
ler und Techniker arbeiteten. 
Hier wurde vor allem Laserent- 
wicklung betrieben, insbesonde- 
re von Hochleistungslasern, Ener- 
giequellen, Zielerfassungs- und 
Verfolgungssystemen. 


Das Geheimlabor »Lutsch« mit 
6000 Mitarbeitern arbeitete bei 
der Entwicklung wichtiger Kom- 
ponenten für raumgestützte La- 
serwaffen eng mit den berühm- 
ten Fertigungs- und Entwick- 
lungszentren für Nuklearwaffen 
wie »Arsamas-16« und »Tschel- 
jabinsk-70« zusammen. Um 1980 
waren sowjetische Laboratorien 
intensiv mit Feldversuchen für 
bewegliche Laserwaffen wie ei- 
nem turbinengetriebenen Koh- 
lendioxydlaser befaßt, der auf 
einem Transportflugzeug Anto- 
now-124 montiert werden sollte. 


Das weltweit größte sowjetische 
Trägersystem Energija wurde 
entwickelt, um Laser- und ande- 
re Waffensysteme in den Welt- 
raum zu transportieren. Bei sei- 
nem ersten Start im Mai 1987 
trug Energija die 100 Tonnen 
schwere Plattform SKIM-DF mit 
einer raumgestützten Laserwaffe 
zu Testzwecken ins All. Über die 
fortgeschrittensten Bereiche der 
Strahlenentwicklung wie Rake- 
tenabwehrsysteme, deren Ener- 
giequelle eine Atombombe ist, 
wird in russischen Veröffentli- 
chungen immer noch sehr wenig 
berichtet. DO 


Chinas 
»Delors-Plan« 


Die staatliche chinesische Pla- 
nungskommission kündigte am 
7. Mai an, das Land werde in den 
nächsten 20-30 Jahren ein mo- 
dernes Verkehrsnetz aufbauen. 
Gegenwärtig ist der schlechte 


Zustand der chinesischen Ver- 
kehrsinfrastruktur eines der größ- 
ten Hindernisse der Wirtschafts- 
entwicklung. 


Der Minister der Staatlichen 
Planungskommission Gan Ziyu 
erklärte auf einer Konferenz zu 
Fragen des Technologietransfers 
und der Finanzierung im Ver- 
kehrsbereich, die chinesische 
Führung sei entschlossen, Trans- 
portkapazitäten zu entwickeln, 
die der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der Nation entsprächen. 
China will im Verkehrswesen 
schnell hohe internationale Stan- 
dards erreichen. 


Auch wenn im Programm der 
Planungskommission bisher kei- 
ne Vorhaben für Hochgeschwin- 
digkeitsnetze enthalten sind, 
könnte das Programm dennoch 
ähnlich positive Auswirkungen 
wie der »Delors-Plan« für die 
eurasische Verkehrsinfrastruktur 
haben. 


Entsprechend dem vorgelegten 
Programm will China bis zur 
Jahrtausendwende 70000 km 
Schienenwege (11000 km mehr 
als derzeit), 1,25 Millionen km 
Autobahnen (140000 km mehr 
als heute) besitzen. Von den 
Bahnstrecken sollen 34 Prozent 
zweigleisig und 27 Prozent elek- 
trifiziert sein. Auch drei neue 
Flughäfen sind geplant. Die Ko- 
sten belaufen sich Schätzungen 
zufolge (einschließlich der Aus- 
gaben für den Ausbau des Ener- 
giesektors und Telekommunika- 
tion) auf etwa 232 Milliarden 
Dollar in den nächsten fünf Jah- 
ren. Die chinesische Regierung 
will Joint ventures sowohl mit 
ausländischen Investoren als 
auch zwischen der Zentralre- 
gierung und den lokalen Behör- 
den bei der Errichtung von 
Schienennetzen, Straßen, Häfen 
und Flughäfen fördern. 


Deutschland ist offenbar ent- 
schlossen, bei diesem Infrastruk- 
turentwicklungsprogramm eine 
wichtige Rolle zu übernehmen. 
Bundesverkehrsminister Matthias 
Wissmann hielt sich kürzlich in 
Peking auf, um die bisher größte 
chinesische Messe für Verkehrs- 
technologien zu eröffnen, die 
von der deutschen Industrie un- 
terstützt wurde. Wissmann er- 
klärte, vor allem Projekte im 
Bereich Hochgeschwindigkeits- 
schienenverkehr stünden im Zen- 
trum der deutsch-chinesischen 
Wirtschaftsbeziehungen. Oo 


Steht ein 
ausländischer 
Geheimdienst 
hinter dem 
Bomben- 


anschlag von 
Oklahoma? 


Als Resultat der forensischen 
Untersuchung der Autobombe, 
mit der am 19. April das Be- 
hördengebäude in Oklahoma 
City zerstört und 167 Menschen 
getötet wurden, stellen die Er- 
mittler nun grundsätzliche und 
neue Fragen nach den logisti- 
schen und operationellen Hinter- 
gründen des Anschlags. Die Er- 
mittler gehen zwar davon aus, 
daß der inhaftierte Timothy Mc- 
Veigh eine wesentliche Rolle bei 
dem Anschlag spielte, indem er 
das Fahrzeug an eine zuvor aus- 
gewählte Stelle vor dem Gebäu- 
de fuhr und den Zünder aktivier- 
te. Sie schließen jedoch aus, daß 
er genügend technische Kennt- 
nisse besaß, um die Bombe selbst 
zu konstruieren. Die Sprengwir- 
kung war so präzise, daß sie das 
Gebäude »aus seinen Grund- 
mauern hob«. Der Krater unter 
dem Fahrzeug zeigt, daß die 
Wucht der Explosion ganz auf 
das Gebäude gerichtet war und 
sich nicht gleichmäßig in alle 
Richtungen ausbreitete. 


Nur eine kleine Zahl von Ex- 
perten mit entsprechender Aus- 
bildung und Erfahrung sind in 
der Lage, eine derartige Spren- 
gung zu planen, betonen unsere 
Quellen. Aus Polizeikreisen 
heißt es, die Ermittler hätten alle 
Personen überprüft, mit denen 
McVeigh in seiner Zeit bei der 
US-Army in Fort Riley (Kansas) 
und seit seiner Entlassung am 31. 
Dezember 1991] in Kontakt 
stand. Alle diese Personen wur- 
den als »Architekten« des Bom- 
benanschlages ausgeschlossen. 
Das FBI und andere Dienst- 
stellen gehen nun davon aus, daß 
wesentliche Mittäter sich jetzt 
außerhalb der USA aufhalten. 
Der massive Fahndungsdruck 
und die Unterstützung der Po- 
lizei durch die Bevölkerung 
schlössen praktisch aus, daß sich 
die Täter in den USA verborgen 
halten könnten, sagen diese 
Quellen. 


Die Ermittler müssen nun, unab- 
hängig davon, ob sich die Kon- 
takte McVeighs zu den »Mili- 
zen« als relevant erweisen, ihre 
Ermittlungen ausweiten. Die 
Umstände des Bombenanschlags 
werden die Ermittler zwingen, 
auch jene Spur zu berücksichti- 
gen, auf die Experten schon we- 
nige Stunden nach dem Anschlag 
verwiesen: Ausländische Geheim- 
dienste oder mit ihnen verbunde- 
nen Elemente, die versuchen, 
nicht nur die Regierung Clinton, 
sondern die Vereinigten Staaten 
insgesamt zu destabilisieren. Es 
gibt zwar keine Hinweise, daß 
sich die offiziellen Ermittlungen 
auf den Apparat des Hauses 
Windsor (Clubs der Inseln) rich- 
ten, aber das Motiv (»Cui bo- 
no?«) und die bisher bekannt 
gewordenen Indizien deuten in 
diese Richtung. Lord William 
Rees-Mogg von der Londoner 
Times erklärte am 5. Mai ge- 
genüber einem Washingtoner 
Journalisten, der Bombenan- 
schlag von Oklahoma sei »ein 
Vorspiel für die Ausweitung des 
Terrorismus in den Vereinigten 
Staaten«. 


In diesem Kontext terroristischer 
Ersatzkriegsführung sind die Be- 
merkungen Präsident Clintons in 
seiner Rede an der staatlichen 
Universität in Moskau am 10. 
Mai von Bedeutung: »Im 21. 
Jahrhundert werden wir vor 
neuen und anderen Sicherheits- 
problemen stehen. Ich sage ihnen 
voraus, daß es im 21. Jahrhundert 
keinen Weltkrieg zwischen Na- 
tionen geben wird, die sich um 
Territorien streiten. 


Ich sage ihnen voraus, daß es 
keinen großen Koloß geben wird, 
der zig Millionen seiner eigenen 
Bürger umbring, um die 
Kontrolle zu behalten. Ich glau- 
be, daß wir im 21. Jahrhundert 
gegen organisierte Kräfte der 
Zerstörung kämpfen werden, die 
die nationalen Grenzen über- 
schreiten und uns in unseren 
eigenen Grenzen bedrohen. 


Wir sehen diese Kräfte bei dem 
Bombenanschlag auf das World 
Trade Center und bei der 
schrecklichen Tragödie in Ok- 
lahoma City in den Vereinigten 
Staaten. Wir sehen sie bei den 
Bombenanschlägen in Israel, die 
den Friedensprozeß im Nahen 
Osten zerstören sollen. Wir se- 
hen sie bei dem schrecklichen 
Gasanschlag in der U-Bahn von 
Tokio.« 


Nahost- 
Friedens- 
prozeß: 
Spielball im 
Wahlkampf 


Hochrangige jüdisch-amerikani- 
sche und israelische Politiker 
haben die Zusammenarbeit zwi- 
schen führenden Vertretern der 
amerikanischen Republikaner 
und der israelischen Likud scharf 
kritisiert. Der frühere Vorsit- 
zende des American-Jewish 
Congress (AJC) Henry Siegman 
verurteilte den Vorschlag von 
Senator Bob Dole, die amerika- 
nische Botschaft von Tel Aviv 
nach Jerusalem zu verlegen. 
Siegman erklärte, der zukünftige 
Status von Jerusalem, eine der 
umstrittensten Fragen der israe- 
lisch-palästinensischen Gesprä- 
che, werde damit zum Wahl- 
kampfthema, das sich die jewei- 
ligen Präsidentschaftskandidaten 
gegenseitig zuspielten. 


Der Vorschlag sei keinesfalls als 
plötzliche Hinwendung Doles zu 
Israel zu werten, sagte Siegman 
weiter, es scheine vielmehr, daß 
einige Präsidentschaftskandida- 
ten glaubten, je deutlicher sie 
sich als Freunde Israels geben, 
desto mehr Stimmen erhielten sie 
von den amerikanischen Juden. 
»Aber sie täuschen sich, jüdische 
Wähler durchschauen dieses 
Spiel.« 


Bei einem Aufenthalt in Wa- 
shington warf der israelische Ge- 
sundheitsminister Ephraim Sneh 
Likud-Mitgliedern aus der frühe- 
ren Regierung Jitzak Schamirs 
vor, sie hätten sich mit ihrer For- 


derung an amerikanische Kon- 
greßmitglieder, die amerikani- 
sche Hilfe an die PLO zu verrin- 
gern, in die inneren Angelegen- 
heiten der USA eingemischt. 


»Ein solches Vorgehen wird nur 
zur Stärkung der Hamas-Bewe- 
gung beitragen, die die tragi- 
schen Wirtschaftsbedingungen 
(in den autonomen und besetzten 
Gebieten, d. Red.) nutzen wird, 
um neue Mitglieder zu rekrutie- 
ren«, sagte er weiter. 


Sneh nannte in diesem Zusam- 
menhang Likud-Mitglieder wie 
Yuram Etinger, Yosi Ben Aha- 
ron, Beghal Carmon und Zelman 
Shofal. Der israelische Mini- 
sterpräsident Rabin hatte bereits 
früher im israelischen Fernsehen 
geäußert: »Sollten Hamas und 
der Islamische Heilige Krieg in 
ihren Bemühungen erfolgreich 
sein, haben sie dies der Unter- 
stützung der Likud-Partei zu 
danken.« 


Der Fernsehmoderator war von 
dieser Erklärung so schockiert, 
daß er glaubte, Rabin mißver- 
standen zu haben. Aber dieser 
bekräftigte: »Likud ist der Kom- 
plize von Hamas und des Hei- 
ligen Islamischen Krieges, da Li- 
kud jedesmal nach einem Terror- 
anschlag die israelische Regie- 
rung angreift, anstatt die tatsäch- 
lichen Urheber des Terrors zu 
verurteilen.« 


In einem Interview mit der aufla- 
genstärksten israelischen Zeitung 
»Yediot Aharanot«, sagte Rabin 
später, Hamas und der Isla- 
mische Heilige Krieg verfolgten 
das gleiche Ziel wie Likud, näm- 
lich den gegenwärtigen Friedens- 
prozeß zwischen Israel und den 
Palästinensern zunichte zu ma- 
chen. 
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Israel 


Ein Skandal 


erschüttert 
das Land 


Am 22. April verhaftete die Polizei Ofer Nimrodi, Redakteur bei 
der israelischen Tageszeitung »Ma’ariv«, als er gerade dabei war, 
in ein Flugzeug von Tel Aviv nach Zürich einzusteigen, nachdem 
er beschuldigt worden war, in Israels spektakulärsten Ab- 
hörskandal verwickelt zu sein. Ofer Nimrodi ist der Sohn von 
Ya’acov Nimrodi, einem ehemaligen israelischen Abgesandten im 
Iran und einer von Israels größten Waffenhändlern, der mit 
George Bush und Oliver North in dem Iran-Contra Handel 
Waffen-gegen-Geisel zusammengearbeitet hat. 


Der junge Nimrodi wird beschul- 
digt, durch private Ermittler ille- 
gal Leitungen angezapft zu ha- 
ben und zwar nicht nur bei Kon- 
kurrenten von »Ma’ariv«, son- 
dern auch bei Politikern und 
Regierungsbeamten, einschließ- 
lich der Polizei, dem Geheim- 
dienst, dem Verteidigungsmini- 
sterium und sogar dem Büro des 
Präsidenten von Israel. Vater und 
Sohn sind in der Vergangenheit 
mit Ariel Sharon, dem Land- 
wirtschafts-, Verteidigungs- und 
Wohnungsbauminister in frühe- 
ren israelischen Regierungen un- 
ter der Führung der rechten 
Likud-Partei in Verbindung ge- 
bracht worden. 


Rabin beschuldigt 
den Likud 


Heute steht Sharon an der Spitze 
des Feldzugs, um den Nahost- 
Friedensprozeß zum Scheitern zu 
bringen und er hat diese Be- 
mühung mit Kreisen in den 
Vereinigten Staaten, Großbri- 
tannien und Frankreich koordi- 
niert. Diese Quellen haben ihn 
finanziell stark unterstützt, um 
seinerseits die provokative Sied- 
lerbewegung zu finanzieren, dar- 
unter die fanatische Kach-Be- 
wegung, von der Baruch Gold- 
stein kam, der im vergangenen 
Jahr unter moslemischen Gläu- 
bigen in Hebron ein Blutbad an- 
gerichtet hat. 

Vor kurzem beschuldigte Pre- 
mierminister Yitzhak Rabin die 
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Likud, an den Terroranschlägen 
der palästinensischen militanten 
Organisation Hamas beteiligt 
gewesen zu sein. Rabins An- 
schuldigungen erhärteten sich 
vor ein paar Wochen, als die isra- 
elische Polizei einen Geld- 
wäschering zerstört hat, an dem 
jüdische Yeshiva-Studenten und 
palästinensische Geldwechsler 
beteiligt waren, die verdächtigt 
wurden, Geld an die Hamas zu 
transferieren. 


Bisher haben die Untersuch- 
ungen des Nimrodi-Abhörskan- 
dals noch keine öffentlich be- 
kanntgemachten Beweise dafür 
ergeben, daß er mit den Bemü- 
hungen der Kreise um Sharon, 
die Regierung Rabin zu stürzen, 
in Verbindung steht. Doch unter 
israelischem Gesetz ist das An- 
zapfen von Leitungen ein Ver- 
gehen, das mit höchstens einem 
Jahr Gefängnis bestraft wird - 
oder drei Jahren für Personen, 
die für schuldig befunden wur- 
den, das’ Anzapfen in Auftrag 
gegeben zu haben — und dieser 
Fall wird von dem Minister für 
die Nationale Polizei, Moshe 
Shahal, persönlich geleitet und es 
scheint, daß es hierbei um mehr 
geht als einen Krieg zwischen 
rivalisierenden Zeitungen um 
Auflagenhöhe und Werbung. 


Im Jahre 1992 kaufte Ya’acob 
Nimrodi »Ma’ariv« für seinen 
Sohn nach dem Tod des früheren 
Eigentümers, dem britischen Me- 
dienmogul Robert Maxwell. Der 


letztere beging Selbstmord oder 
wurde getötet nach einem le- 
benslangen Dienst für minde- 
stens drei Geheimdienste: den 
sowjetischen, britischen und isra- 
elischen. Nimrodi wurde als ehe- 
maliger Beamter der Mossad 
scheinbar Millionär, weil er der 
Hauptvermittler in den Waffen- 
geschäften mit dem Iran in den 
achtziger Jahren gewesen ist. 
Derzeit ist er Partner eines saudi- 
schen Waffenhändlers aus dem 
Iran-Contra Skandal, Adnan Ka- 
shoggi, in einem Unternehmen, 
das, wie sie behaupten, in Gaza 
und an der West Bank investie- 
ren will, doch das bisher dort 
noch nichts gebaut hat. 


Nimrodi machte seinen Sohn 
Ofer zum Redakteur von 
»Ma’ariv«, bald nachdem dieser 
die Harvard Universität absol- 
viert hatte. Die Zeitung expan- 
dierte rasch und fordert nun 
»Yediot Aharanot« als auflagen- 
stärkste Zeitung Israels heraus. 
Quellen in Israel zufolge gehörte 
Ofer zu Ariel Sharons Rechts- 
team, als Sharon vor zwei Jahren 
gegen die Zeitschrift »Time« we- 
gen Verleumdung prozessierte. 


Eine anhaltende 
Untersuchung 


Raine Marcus, einem recherchie- 
renden Journalisten bei der Hol- 
linger Corporation gehörenden 
»Jerusalem Post«, zufolge, dau- 
ert die Untersuchung über die 
Abhöroperationen schon über ein 
Jahr. Abhören ist ein bei privaten 
Ermittlern weit verbreiteter Miß- 
brauch. 


Mit Ofer zusammen wurde sein 
Rechtsanwalt Motti Katz verhaf- 
tet, der enge Verbindungen zu 
den israelischen Verteidigungs- 
kräften hat. Ebenfalls verhaftet 
wurde Ofers persönlicher Sicher- 
heitschef David Ronen, der ein 
früherer hochrangiger Vertreter 
des Shin Beth, Israels internem 
Sicherheitsdienst, ist. Es war 
Ronen, der das Anzapfen der 
Leitungen im Namen von Ofer 
Nimrodi in Auftrag gegeben hat. 


Die »Anzapfer« selbst haben 
enge Bindungen zum israeli- 
schen Sicherheits-Establishment. 
Ya’acob Tsur, einer der An- 
geklagten, der zum Zeugen wur- 
de und den Behörden die nötigen 
Beweise lieferte, die erforderlich 
waren, um Nimrodi zu verhaften, 
und die anderen, konnten für 


seine Firma für private Ermitt- 
lungen — Agam - ein Gerät im 
Wert von 100 000 Dollar erwer- 
ben, mit dem Faxgeräte und 
Zellular-Telefone angezapft wer- 
den konnten. Das Gerät, was die 
israelische Polizei nicht kaufen 
konnte, weil es zu teuer war, 
wurde ihm von seinem Her- 
steller, ECI Telecom Ltd., »ge- 
liehen«, die das Gerät zum Ver- 
kauf an Sicherheitsbehörden von 
Regierungen entwickelt hatte. 


Andererseits in den Fall ver- 
wickelt war die andere führende 
Tageszeitung »Yediot Aharanot«, 
dessen Chefredakteur Moshe 
Vardi beschuldigt wird, das An- 
zapfen von Leitungen bei Dov 
Yudkovsky, einem ehemaligen 
Redakteur sowohl von »Yediot 
Aharanot« als auch von »Ma’ariv«, 
angeordnet zu haben. Yudkovsky 
war ein enger Verwandter von 
Robert Maxwell. Obwohl der 
Herausgeber von »Yediot Ahara- 
not«, Arnon Moses, der der La- 
bour Party nahestehen soll, ist 
seine Frau die Schwester von 
Silvan Shalom, dem stellvertre- 
tenden Chef der Likud-Partei. 
Nach der Zeugenaussage eines 
der privaten Ermittler, die wegen 
des Anzapfens von Leitungen 
angeklagt sind, hatte Vardi eine 
Firma beauftragt, deren Ge- 
schäftsführer im März wegen 
eines Mordkomplotts an russi- 
schen Mafia-Führern, die in Is- 
rael leben, verhaftet worden wa- 
ren. 


Diese byzantische Geschichte 
verspricht auf die israelische 
Politik für die kommenden Jahre 
einen großen Einfluß zu haben. 


Rußland 


Die Parteien 
sind ein 
politischer 
Trümmer- 


haufen 


Das von Boris Jelzin angeordnete Parteiensystem, einer aus zwei 
Blöcken bestehenden Mitte, ist dazu angelegt, die politischen 
Parteien noch weiter aufzusplitten. Am Ende stände dann eine 
neue Diktatur unter Vorzeichen des Internationalen Wäh- 
rungsfonds. Die IWF ist bereits dabei, sich auf eine solche 
Diktatur einzurichten. Damit ist auch die Frage beantwortet, zu 
welchem Zweck aus dem politischen System in Rußland ein 
Trümmerhaufen gemacht worden ist. 


Am 28. April erschien in der 
Zeitung »Sankt-Peterburgskije 
Wedombosti« ein bezahltes Inter- 
view mit dem pensionierten 
KGB-General Alexander Sterli- 
gow, dem Vorsitzenden der Par- 
tei „Russischer Nationalkon- 
greß«. 


Die Führungsrolle der 
russischen Opposition 


Sterliggw machte Anfang 1992 
von sich reden, als er mit Hilfe 
des notorischen Neofaschisten 
Alexander Barkaschow den »In- 
ternationalen Slawonischen Kon- 
greß« übernahm und deren Grün- 
der, die Brüder Karopow, hin- 
auswarf. Doch nach dem trium- 
phalen zweiten Parteitag des 
»Russischen Nationalkongres- 
ses« machte Sterliggw mehrere 
taktische Fehler, so daß die Füh- 
rungsrolle innerhalb der russi- 
schen Opposition an den Kom- 
munistenchef Gennadij Sjuga- 
now und die extremen »Natio- 
nalpatrioten« Ilja Konstantinow 
und Stanislaw Terechow über- 
ging. Sterligow versuchte ver- 
schiedentlich, andere Parteien zu 
spalten, indem er deren Führern 
ihre jüdische Herkunft ankreide- 


te, doch Anfang 1994 mußte er 
sich schließlich doch mit Wladi- 
mir Schirinowskij, der jüdischer 
Herkunft und Antisemit ist, zu- 
sammentun. 


Seit 1992 bastelt Sterligow an 
dem Konzept eines »Kongresses 
des russischen Volkes«, das von 
den »russischsten« Regionen, wo 
er selbst viele Anhänger hat, 
repräsentiert sein soll. Er nennt 
sich also einen »Patrioten«, wäh- 
rend er in Wirklichkeit einem 
Auseinanderbrechen der Russi- 
schen Föderation Vorschub lei- 
stet. Zudem büßte er alle Sym- 
pathien ein, indem er im Oktober 
1993 aus dem Weißen Haus ver- 
schwand, wenige Tage bevor es 
gestürmt wurde. Später begann 
er eine neue Karriere als »Frie- 
densstifter« in Tschetschenien. 


Im September 1994 setzte er sich 
für ein Abkommen zwischen 
Dudajew und den Donkosaken 
ein, wobei er letztere dazu er- 
munterte, sich als Don-Republik 
von Rußland abzuspalten. Die 
gleiche Idee wurde später von 
Grigorij Jawlinskij aufgegriffen, 
über den sich Sterligew Ende 
1994 sehr respektvoll äußerte. 
Eigenartigerweise taten Sterli- 


gows antisemitische Reden sei- 
nen guten Beziehungen zur Ober- 
antifaschistin und Direktorin des 
St. Petersburger Fernsehkanals 
Bella Kurkowa keinen Abbruch. 


Wer zwei Kaninchen 
gleichzeitig fangen will 


In diesem Jahr probierte Sterli- 
gow ein neues taktisches Ma- 
növer, indem er General Kor- 
schakow, den Chef von Präsident 
Jelzins Leibgarde, gegen An- 
griffe von Menschenrechtlern 
verteidigte und sich gleichzeitig 
um freundschaftliche Kontakte 
zu General Alexander Lebed 
bemühte, obwohl beide in der 
Tschetschenienfrage diametral 
entgegengesetzte Positionen ver- 
treten. Doch wie man in Rußland 
sagt, wer zwei Kaninchen gleich- 
zeitig fangen will, erwischt kei- 
nes: Sterligow steht seither allein 
da. 


Seinem Selbstvertrauen hat dies 
offenbar nicht geschadet, denn 
im erwähnten Interview spricht 
er von sich sogar als möglichem 
Präsidenten der Russischen Fö- 
deration. Er schlägt vor, daß ein 
sogenannter »Volkskongreß« - 
die in Monarchistenkreisen be- 
liebte Idee des Semskij Sobor — 
einen künftigen nationalen Füh- 
rer wählt, den Sterligow sich als 
Diktator vorstellt. Als erster soll 
dieser Diktator das Steuersystem 
reformieren, damit die Ge- 
schäftsleute in die Industrie inve- 
stieren können. Er tritt für das 
Privateigentum ein, und verkün- 
det, daß dann 30 Prozent der Be- 
völkerung als Selbständige ein 
Unternehmen führen würden. 
Allerdings sagt er kein Wort über 
die Reform des Finanzsystems. 
Stattdessen beruft er sich auf die 
UN-Umweltkonferenz in Rio 
1992 und interpretiert deren 
Grundgedanken folgenderma- 
Ben: 


»Die ganze Welt steht heute vor 
der Wahl, ob sie sich weiter ent- 
wickeln soll. Dies wird von der 
UN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung von 1992 beschrie- 
ben. Sie kam zu dem Schluß, daß 
die Zivilisation in Gefahr geraten 
wird, wenn sie weiter nach dem 
westlichen Konzept wirtschaftli- 
cher Entwicklung verfährt. Die 
Dritte Welt, die ihren Lebens- 
standard dem des Westens an- 
gleichen möchte, kann dies 
schon nicht tun: Die Umwelt 
hielte das nicht aus, und es gibt 


beträchtliche Beschränkungen 
auf dem Gebiet der natürlichen 
Rohstoffe, weil die Bevölkerung 
der Erde zu rasch wächst.« 


Wie man in Odessa sagt: Man 
könnte sterben, wollte man es 
besser sagen — das ist die Quin- 
tessenz jener UNO-Dokumente, 
die der rassistische General so 
nachdrücklich unterstützt. 


Die empfohlene Diktatur soll 
demnach der »tragbaren Ent- 
wicklung« — sustainable deve- 
lopment im Original-UN-Jargon 
— dienen. Dabei will Sterligow in 
den Worten seines kommerziel- 
len Interviewers in die Fuß- 
stapfen Roosevelts steigen (wo- 
bei offen gelassen wird, ob 
Theodore oder Franklin D. ge- 
meint ist). 


Wer hat als erster 
»Oho« gesagt? 


Wenn man den Presseberichten 
glauben darf, haben wir aber 
nicht nur »einen neuen Roose- 
velt«, sondern auch einen neuen 
Jefferson (Tschernomyrdin) und 
einen neuen Hamilton (Iwan 
Rybkin) in Moskau, denen so- 
eben aufgetragen wurde, zwei 
neue politische Parteien zu orga- 
nisieren. Zunächst hatten die bei- 
den »Gründerväter« wohl nicht 
ausreichend geklärt, wem die 
Rolle Jeffersons beziehungswei- 
se Hamiltons zufallen sollte, 
denn Tschernomyrdin verkünde- 
te am 24. April zuerst, daß seine 
Partei »sozialdemokratisch« sein 
werde. Doch tags darauf stellte 
sich heraus, daß die Nische der 
»linken Mitte« nicht für ihn, son- 
dern für Herrn Rybkin gedacht 
war. 


Man stellte sich die Szene vor, 
wie der Premierminister und der 
Parlamentssprecher sich vor der 
Tür des Präsidenten darüber 
streiten, wer nun links und wer 
rechts sei, und wie man sich 
künftig merken solle, wer nur 
wer ist. In Nikolaj Gogols be- 
rühmtem Theaterstück »Der Re- 
visor« kommen die beiden Cha- 
raktere Bobtschinskij und Dobt- 
schinskij vor, zwei Busenfreunde 
mit dem gleichen Vornamen, 
dem gleichen Bäuchlein und dem 
gleichen Gemüt, die lediglich 
darüber disputieren, wer zuerst 
»Oho« gesagt habe. 


In Wirklichkeit hatte Wladimir 
Schirinowskij als erster »Oho« 
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gesagt, nämlich eine politische 
Marionettenpartei gegründet. 
Anfang 1990 verkündete Ruß- 
lands progressivste Zeitung »Mos- 
cow News« mit großem Pathos, 
daß der politische Pluralismus, 
von dem Generalsekretär Gor- 
batschow und Ideologiesekretär 
Jakowlew so lange geredet hät- 
ten, nunmehr eingeführt sei. ein 
unabhängiger Politiker, der kaum 
bekannte Wladimir Schirinows- 
kij, habe »die erste Oppositions- 
partei« namens »Liberaldemo- 
kratische Partei der UdSSR« 
gegründet und angemeldet. Schi- 
rinowskij stellte damals richtig, 
daß seine Partei »keineswegs in 
Opposition zur UdSSR« stehe. 
Wie dem auch sei, jedenfalls 
erwähnten weder die »Moscow 
News« noch Schirinowskij selbst, 
daß die erste Fassung seines 
Parteiprogramms den Titel »Pro- 
gramm der Sozialdemokrati- 
schen Partei der UdSSR« trug. 
Schirinowskij mußte seine Mar- 
ionettenpartei aber dann auf 
Anordnung des Politbüros der 
KPdSU umbenennen: Jakowlew 
wollte nämlich die KPdSU zur 
Sozialdemokratischen Partei der 
UdSSR umwandeln. 

Wie sieht nun das frischgebacke- 
ne Zweiblöckesystem aus, über 
das Wladimir Schumeiko, der 
Vorsitzende des Föderationsrates 
‚so unglücklich ist, daß er keinem 
der beiden Blöcke beitreten will 
(was wohl hauptsächlich daran 
liegt, daß keiner der beiden 
Blöcke ihn dazu eingeladen hat)? 


Die beiden Hinter- 
backen der 
»politischen Mitte« 


Die ehrenwerten Personen und 
Gruppierungen, die zum Beitritt 
aufgefordert wurden, werden of- 
fenbar als »konstruktive Zen- 
tristen« betrachtet. 

Ein Blick auf die linke Mitte 
zeigt, daß hier nur Teile von Par- 
teien oder Gruppierungen vertre- 
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ten sind. Die auf »höchsten Be- 
fehl« des Präsidenten gegründe- 
ten beiden Wahlblöcke werden 
also vermutlich noch mehr Un- 
ordnung in das bereits vorhande- 
ne »pluralistische« Durcheinan- 
der bringen. Mit Sicherheit wird 
auf diese Weise der größtenteils 
oppositionelle Gewerkschafts- 
dachverband gespalten werden; 
ein Teil der Funktionäre wird 
sich nie und nimmer irgendwel- 
chen vom Präsidenten verordne- 
ten Blöcken anschließen, andere 
hingegen schließen eine Beteili- 
gung an politischen Kampagnen 
und an der parlamentarischen 
Arbeit nicht aus. Keineswegs die 
gesamte Sozialistische Partei der 
Woerktätigen wird der Warta- 
sarowa folgen. Auch die Ag- 
rarpartei wird zerfallen: Rybkin 
ist Mitglied, und ursprünglich 
sollte die Agrarpartei zur »linken 
Mitte« stoßen; ihr Anführer 
Michail Lapschin zögerte eine 
Weile und lehnte später anschei- 
nend unter dem Druck der mittle- 
ren Funktionäre eine Beteiligung 
am Zweiblöckeprojekt ab. Doch 
ein Teil der Agrarparteifunktio- 
näre, die von Vizeminister Sa- 
werjucha abhängen, sollen mitt- 
lerweile zugestimmt haben, Ryb- 
kins Block beizutreten. 


Jelzins Befehl, die »extremen 
Flügel zu kappen«, wurde also 
nur unvollkommen ausgeführt. 
Die Spaltung der Agrarier stärkt 
nämlich die Kommunisten sowie 
die Gefolgschaft von Schirinow- 
skij und Ruzkoj. Und was die 
»Stabilitäts«-, »Rußland«- und 
sonstigen Gruppierungen betrifft, 
die ohnehin durch keinerlei ge- 
meinsame Prinzipien, politische 
Ansichten, ja nicht einmal durch 
klar definierte Interessen verbun- 
den sind, wird man sicherlich 
noch leichter spalten können als 
die durchorganisierte Agrarpar- 
tei, deren Spaltung übrigens nur 
ein taktisches Manöver sein 
könnte. Insgesamt wird die behä- 
bige, gesteuerte Mitte mit den 
beiden Hinterbacken die »kon- 
struktiven Kräfte« der Gesell- 
schaft also nicht vereinigen, son- 
dern vielmehr unter dem Ge- 
wicht des Präsidentenbefehls 
zerschlagen und aufsplittern, so 
daß aus diesem Dutzend noch 
ungeschlüpfter politischer Par- 
teien am Ende nur Rührei übrig 
bleibt. 


Das Projekt der Mitte mit zwei 
Blöcken war kaum aufs Feuer 
gebracht, da lief schon die Ma- 
schine zur Manipulation der 


Boris Jelzin hat das Par- 
teiensystem so »geordnet«, 
daß sich die politischen 
Kräfte immer weiter auf- 
splittern. 


öffentlichen Meinung an. Mitte 
April gaben die Soziologen der 
Stiftung Öffentliche Meinung die 
höchste Popularitätsnote nicht 
Jawlinskijs »Jabloko«-Bewegung, 
sondern der Kommunistischen 
Partei. Gleichzeitig setzte Scha- 
chrai, der Jawlinskij die ihm 
selbst fehlende Popularität nicht 
verzeihen kann, Gerüchte in 
Umlauf, daß Jawlinskij soeben 
einen Pakt mit den Kommunisten 
geschlossen habe. Wahrschein- 
lich aus diesem Grund wurden 
weder Jawlinskij noch Fjodorow, 
den Schachrai auch in Mißkredit 
zu bringen versuchte, zur Be- 
teiligung an den zwei Blöcken 
aufgefordert. 


Und dann kommt 
der Revisor 


Jawlinskij rächte sich dafür, 
indem er die Initiative des Prä- 
sidenten nach Strich und Faden 
lächerlich macht und dabei auf 


seine Autorität bei der »Me- 
dienintelligentsia« vertraut. Gen- 
nadij Sjuganow, der Chef der 
Kommunistischen Partei der 
Russischen Föderation, tut genau 
dasselbe, so daß man daraus den 
Schluß ziehen könnte, daß zwi- 
schen beiden tatsächlich ein 
obskurer Pakt existiert. 


Der ehemalige Staatssekretär 
Gennadij Burbulis neigt zu 
Verschwörungstheorien. Seine 
Ansicht über das Zweiblöcke- 
system ist die, daß der Präsident 
in Wahrheit will, daß nicht 
Tschernomyrdin oder Rybkin, 
sondern die Opposition die Wahl 
gewinnt. Dann wäre die neue 
Duma noch weniger »konstruk- 
tiv« als die bisherige, was dem 
Präsidenten einen stärkeren Vor- 
wand zur Errichtung einer Dik- 
tatur lieferte. 


Tatsächliche Gefahr droht Jelzin 
aber nicht von einer Kombi- 
nation Sjuganow/Jawlinskij, son- 
dern von einer durchaus mögli- 
chen Verbindung Sjuganows mit 
General Lebed und Jurij Skokow 
im Hintergrund. Der Opposi- 
tionspresse ist zu entnehmen, daß 
der Chef der Most-Gruppe Wla- 
dimir Gussinskij bei seinem 
Besuch in Washington die Clin- 
ton-Administration zu überzeu- 
gen versuchte, daß niemand ge- 
fährlicher für Jelzin sei als 
Skokow. (Gussinskij ist ein Ver- 
bündeter des Moskauer Bürger- 
meisters Luschkow, der lange 
Zeit gegen Jelzin konspirierte 
und nun Frieden mit ihm ge- 
schlossen hat.) 


General Lebed wurde von Ver- 
teidigungsminister Gratschow 
kürzlich vor die Wahl gestellt, 
entweder seinen Mund zu halten 
oder die Armee zu verlassen und 
eine politische Laufbahn einzu- 
schlagen. Der zweite Weg ließe 
Lebed wenig patriotisch ausse- 
hen, denn dann verlöre er die 14. 
Armee in Pridnestrowje, die mit 
Sicherheit aufgelöst würde, wie 
Gratschow bereits angekündigt 
hat. 


Der Präsident wird 
eine Diktatur errichten 


Aber daß Lebed in der Zwick- 
mühle ist, kann Sjuganow und 
Ruzkoj nichts anhaben, so daß 
die neu gebildete »doppelköpfige 
Mitte« in der Bevölkerung mehr 
Anlaß zu Witzen als zur Be- 
geisterung ist. Bemerkenswert ist 


auch, wie offen die beiden 
Blöcke als Kreation Jelzins in 
den Medien präsentiert werden. 
Damit soll wohl dem westlichen 
Ausland bedeutet werden: »Seht 
ihr, wir tun, was ihr verlangt!« 
Was kann in diesem Fall bei der 
Wahl herauskommen? Entweder 
wird das Wahlergebnis in gro- 
ßem Stil manipuliert, oder der 
Präsident wird sich unter »uner- 
warteten Umständen gezwungen 
sehen«, eine Diktatur zu errich- 
ten. 


Ein Wahlsieg der Kommuni- 
stischen Partei zöge wirtschaft- 
lich und sozial keine größeren 
Veränderungen nach sich, denn 
das neue Parteiprogramm ist 
ganz auf »tragbare Entwicklung« 
eingestellt. Aber es sähe in der 
»Weltgemeinschaft« übel aus. 


Der Weltwährungsfonds richtet 
sich wohl schon auf eine Diktatur 
ein. Man braucht nur einen Blick 
nach Kasachstan zu werfen, wo 
die IWF-Konditionalitäten vom 
Parlament abgelehnt wurden, das 
daraufhin von Präsident Nasar- 
bajew aufgelöst wurde. In Kir- 
gisien wird der »demokratische«, 
überaus westfreundliche Präsi- 
dent Nasarbajews Beispiel fol- 
gen. Am |. Mai 1995 wurde in 
Kirgisien übrigens nicht der 
»Tag der Arbeit« gefeiert, son- 
dern die Funktionäre des 
Präsidenten veranstalteten eine 
Kundgebung zum 50. Geburtstag 
der UNO. 


Es wäre durchaus möglich, daß 
plötzlich Gogols echter Revisor 
die Bühne betritt und daß dies ein 
Mann des IWF wäre, selbst wenn 
er Generalsuniform trüge. Er 
hielte eine Ansprache an das 
Volk, riefe zur Ordnung, Diszi- 
plin, standardisierttem Denken 
und Sklavenarbeit auf... alles im 
Namen »tragbarer Entwicklung«. 
Und spätestens dann wird jedem 
klar werden, zu welchem Zwek- 
ke aus dem politischen System in 
Rußland ein Trümmerhaufen ge- 
macht worden ist. 


Bonn 


Deutsches 
Parteien- 
sefüge gerät 
ins Wanken 


Die Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen und Bremen am 14. 
Mai haben eines ganz klar gemacht: Das deutsche Parteiengefüge 
ist ins Wanken geraten. Obwohl viele Politiker vordergründig 
sagen, der Ausgang dieser beiden Wahlen habe nicht wesentliches 
verändert, ist dem ganz und gar nicht so. Vielmehr haben sie 
ganz klar aufgezeigt, daß das bisherige Parteiengefüge ad acta 


gelegt werden muß. 


Grund hierfür sind die Grünen, 
die mittlerweile und durch tat- 
kräftige Mithilfe der Union den 
Sprung zur etablierten Partei 
geschafft haben. Bei beiden 
Wahlen haben die Grünen/Bünd- 
nis 90 ein zweistelliges Ergebnis 
erzielt (Nordrhein-Westfalen ge- 
nau 10,0 Prozent, Bremen sogar 
13,7 Prozent). 


Hieran haben drei Christdemo- 
kraten entscheidenden Anteil ge- 
habt: Da ist zum einen CDU- 
Fraktionschef Wolfgang Schäub- 
le. Nicht nur, daß er die Grüne 
Antje Vollmer - früher Mitglied 
einer kommunistischen Splitter- 
gruppe — zur stellvertretenden 
Bundestagspräsidentin machte — 
die jetzt Wehrdienstverweigerer 
in den Bundestag einlud und sie 
ehrte —, verschaffte er den Grü- 
nen sogar einen Sitz in den 
geheimen Kontrollausschüssen 
des Bundestags — als Gegen- 
leistung wählten dann einige 
Grüne Helmut Kohl mit zum 
Bundeskanzler —. Damit hat er 
aber eine Partei in den Augen der 
Bürger hoffähig gemacht, zu 
deren einflußreichsten Vertretern 
der frühere niedersächsische 
Minister und heutige Vorstands- 
sprecher Jürgen Trittin gehört. 


Trittin gehörte früher einer kom- 
munistischen Gruppierung an 
und vertritt auch heute noch 
Positionen, die alles andere nur 
nicht demokratisch sind. 


Ehrenmitglied bei den Grünen 
müßte eigentlich auch Heiner 
Geißler werden. Kein anderes 
CDU-Mitglied hat so sehr um die 
Grünen gebuhlt und auch grüne 
Positionen vertreten wie er. Fast 
alle seine derzeitigen politischen 
Standpunkte stehen den Grünen 
näher als der aktuellen Unions- 
politik. 


Auf Rang drei folgt Bundes- 
tagspräsidentin Rita Süßmuth. 
Sie hat ebenfalls entscheidend 
dazu beigetragen, daß grüne Po- 
sitionen heutzutage in Deutsch- 
land salonfähig sind. Wie schon 
zuvor ihre beiden männlichen 
Kollegen hat auch sie sogar 
mehrfach erklärt, die Grünen 
seien prinzipiell auch koalitions- 
fähig mit der CDU, sofern sie auf 
einige der besonders radikalen 
Forderungen verzichten würden. 


Das Bemerkenswerte daran ist, 
daß die drei vorgenannten Christ- 
demokraten bei den Bürgern zu 
den angesehensten Funktionären 
der CDU gehören. Damit hat 
alles, was sie machen, massive 
Konsequenzen auf das politische 
Tagesgeschehen. 


Und die jüngsten Wahlen haben 
es gezeigt. Gab es früher für 
eigentlich sozialdemokratische 
Wähler, die aber mit der Politik 
»ihrer« Partei nicht einverstan- 
den waren, nur die Möglichkeit 
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zur CDU auszuweichen, wollten 
sie nicht linksradikal wählen, so 
haben es die Grünen -— nicht 
zuletzt wegen der Politik dieser 
drei Unionsfunktionäre, die von 
Kohl auch nicht gestoppt wur- 
den, ihre Politik also mehr oder 
weniger mit seiner Zustimmung 
betreiben -, es sogar geschafft, 
sich als linksgemäßigte Alterna- 
tive darzustellen. 


Eine Gefahr für das 


bürgerliche Lager 


Dazu haben sie es ganz hervorra- 
gend geschafft, den Wählern vor- 
dergründig ihre ökologischen 
Forderungen vorzugaukeln, die 
sicherlich in vielen Punkten be- 
rechtigt, so aber nicht praktikabel 
sind. Die vielen Punkte, die mehr 
oder weniger deutlich den Weg 
in einen linken Sozialismus eb- 
enen, wurden stillschweigend 
übergangen. Und da kaum ein 
Wähler das gesamte Programm 
einer Partei liest, ist er mit den 
Grünen einer Partei, die insge- 
samt gesehen nach wie vor mehr- 
heitlich linksradikale Positionen 
vertritt, auf den Leim gegangen. 


Dies hat der CDU bei den ver- 
gangenen Landtagswahlen aber 
ganz eindeutig Stimmen geko- 
stet. War es früher so, daß deutli- 
che Stimmenverluste immer mit 
ebenso deutlichen Stimmenge- 
winnen der CDU - und in weni- 
gen Fällen auch der FDP - ein- 
hergingen — selbst in den An- 
fangsjahren der Grünen -, so ist 
es nun so, daß die Grünen mehr- 
heitlich von Stimmenverlusten 
der SPD profitieren. 


Dies stellt aber eine große Gefahr 
für das sogenannte bürgerliche 
Lager dar, die sich noch dadurch 
vergrößert, daß der Stimmen- 
anteil der FDP in den freien Fall 
übergetreten ist und diese Partei 
kurz vor dem politischen Aus 
steht. 

Auch der Verlust der FDP ist 
direkte Folge der Stärkung der 
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Grünen. Für sie gilt prinzipiell 
das in den vorhergegangenen 
beiden Absätzen Gesagte auch. 
Sie stellen einfach keine Alter- 
native mehr für gemäßigte Linke 
dar, die ihre Stimme lieber aus 
obigen Gründen den Grünen 
geben. 


Dies wird dazu führen, daß die 
Union in wenigen Jahren alleine 
dastehen wird, so wie es zum 
Beispiel bei der sogenannten 
Wende 1992 die Sozialdemo- 
kraten taten. 


Abwanderung in die 
Partei der Nichtwähler 


Verstärkt wird dies dadurch, daß 
besonders die CDU, in einigen 
Bereichen aber auch die CSU, 
ihre politische Position immer 
weiter nach links schiebt und 
heute eher als Mitte-Links-Partei 
als als Mitte-Rechts-Partei be- 
zeichnet werden kann — beson- 
ders die Aufregung führender 
CDUler auf die Bestrebungen 
sogenannter »Unionsrechter«, 
am 8. Mai nicht nur an das Ende 
des nationalsozialistischen Re- 
gimes, sondern auch an das Leid, 
das die Vertriebenen und später 
die Millionen Deutschen in der 
DDR erleiden mußten, zu geden- 
ken, bewies dies einmal mehr. 


Dies hat zur fatalen Folge, daß 
sich der insgesamt noch immer 
recht große konservative Anteil 
der Wähler auf verlorenem Po- 
sten sieht, da es derzeit für sie 
keine wählbare Alternative 
rechts von der Union gibt. Da 
viele aber auch nicht einer Partei 
ihre Stimme geben wollen, die 
linken Politiker wie Geißler und 
Süßmuth eine immer stärkere 
Rolle zuteil werden läßt, wan- 
dern sie eben zur »Partei« der 
Nichtwähler über. 


Eine hochinteressante Analyse 
zum »Elend der Christdemo- 
kraten« hat kürzlich der Hohen- 
heimer Professor Günter Rohr- 
moser veröffentlicht, die nach- 
folgend in Teilen wiedergegeben 
werden soll: 


»Es ist merkwürdig, daß sich in 
einer solchen Lage - der Er- 
schöpfung der Sozialdemokratie 
und des politisch organisierten 
Liberalismus — nicht der Blick 
erwartungsvoll auf die Christ- 
demokraten richtet... Offenbar, 
weil man nicht zu Unrecht der 
Meinung ist, daß die CDU eine 


wechselnde Gemengelage von 
Liberalismus und Sozialismus 
darstellt, in der gegenwärtig die 
sozialdemokratischen Elemente 
überwiegen. Ihre Sozialdemo- 
kratisierung ist im Augenblick 
ihr Markenzeichen.« 


Rohrmoser analysiert nachfol- 
gend den Niedergang der Christ- 
demokraten in Österreich und 
Italien, der sich auch auf die 
Union in Deutschland ausweiten 
könnte. 


»In Italien ist mit dem Ende des 
Sozialismus und nachdem nun 
kein Grund mehr vorlag, ihren 
korrupten Zustand mit dem 
Mantel politischer Opportunität 
zuzudecken, ihr kümmerlicher 
Rest... der einst so stolzen 
Democrazia Christiana, die un- 
angefochten bald 50 Jahre Italien 
regierte, auf zehn Prozent zusam- 
menschmolzen. Dieser Rest lie- 
fert sich nun erbitterte Kämpfe 
und droht sich in eine links- und 
rechtsliberale Fraktion zu spal- 
ten. Die Totenglocken läuten 
also bereits. Es ist das konse- 
quente Ende einer christdemo- 
kratischen Partei, die immer wei- 
ter nach links rückte, die sich 
dem Prozeß der Entchristlichung 
fatalisch anheimgab und sich 
mit dem jeweils herrschenden 
Zeitgeist verheiratete, bis sie als 
Witwe allein zurückblieb und 
nun nicht einmal fähig ist zu 
entscheiden, mit welchem Freier 
sie denn nun ins Bett gehen 
soll... 


Nicht viel anders ist die Situation 
der OVP in Österreich, die auch 
als Folge eines konsequenten 
Schwenks zu den Linken große 
Teile ihrer Stammwählerschaft 
verloren hat, vom sozialdemo- 
kratischen Koalitionspartner er- 
drückt und von Haider längst 
beerbt wird... Die Diskussion 
um die Wahl des zukünftigen 
Clubobmanns deckt die tenden- 
zielle Spaltung der OVP rück- 
sichtslos auf. Auch hier ist der 
Kampf um den Kurs durch eine 
Auseinandersetzung bestimmt, 
in der die Linksliberalen nach 
links und die mehr konservativ 
Gesonnen nach rechts streben. 


Unvergeßlich ist der Anblick des 
Clubobmanns Busek, der auf 
einer Veranstaltung der SPO die 
rote Internationale laut mit- 
schmetterte und dem nun die 
Luft ausgeht und der öffentlich 
die Zerstörung seiner eigenen 
Partei betreibt.« 


Rohrmoser weiter: »Die Demo- 
crazia Christiana und die ÖVP 
gehen zugrunde an dem, was 
man Profillosigkeit, Identitäts- 
verlust nennt. Sie sind beide 
Opfer ihres sogenannten Prag- 
matismus, sie sind geistig ver- 
ödet und politisch ausgelaugt.« 


Eine konservative Neu- 
besinnung ist gefragt 


In Anspielung zu Geißlers Buch 
mit dem Titel »Gefährlicher 
Sieg« führt Rohrmoser weiter 
aus, daß »man sich auch zu Tode 
siegen (kann), nämlich dann, 
wenn man taktisch stets gewinnt, 
aber die entscheidende strategi- 
sche Schlacht verliert. Eine sol- 
che strategische Entscheidung 
könnte, nachdem sie 1990 und 
1994 durch die Wiedervereini- 
gung und die Schwierigkeiten 
der SPD, sich neu zu orientieren, 
hinausgeschoben wurde, 1998 
fallen. 


Es könnte sein, daß sich die CDU 
in der Opposition ohne Koa- 
litionspartner wiederfindet und 
von einer linksliberalen Mehrheit 
abgelöst wird. Spätestens dann 
wird die Geschichte offenbaren, 
daß sich in der CDU längst zwei 
Parteien gebildet haben: eine der 
rechten und eine der linken 
Mitte, die nur durch Gratifika- 
tionen zusammengehalten wer- 
den, die mit der Beteiligung an 
der Regierungsmacht verbunden 
sind... 


Die Grünen glauben, sie können 
mit zehn bis zwölf Prozent den 
Platz einnehmen, den die FDP 
bisher innehatte. Die CDU leistet 
gegenwärtig Beachtliches, die 
Grünen als eine normale radikal- 
liberale Partei erscheinen zu las- 
sen, und ist, nach den Avancen, 
die sie den Grünen zukommen 
ließ, überhaupt nicht mehr in der 
Lage, sich mit ihr wirklich fun- 
damental und kritisch auseinder- 
zusetzen. 


Wer will dies auch noch tun, 
nachdem Heiner Geißler die 
Grünen nicht nur als koalitionäre 
Nothelfer empfohlen, sondern sie 
geradezu als die Erfüllung der 
Träume und Sehnsüchte geprie- 
sen hat, mit denen die CDU end- 
lich den dritten Weg jenseits von 
Sozialismus und Liberalismus 
verwirklichen könne, den zu 
beschreiten sie bisher durch den 
falschen Koalitionspartner ge- 
hindert wurde.« 


Bonn 


FDP zemen- 
tiert Macht 
der Banken 


Einen sogenannten Antrag auf Beschränkung der Bankenmacht 
legt die nordrhein-westfälische FDP dem Bundesparteitag der 
Liberalen im Juni zur Entscheidung vor. Dieser Antrag ist nach 
Worten des wirtschaftspolitischen NRW-Sprechers Oetker mit 
Otto Graf Lambsdorff abgesprochen. 


Der Antrag der Liberalen hat die 
Aufsichtsratstätigkeit sowie die 
Beteiligung der Banken an ande- 
ren Unternehmen zum Schwer- 
punkt. Danach soll jeder Banker 
nur noch in maximal fünf Auf- 
sichtsräten deutscher Unterneh- 
men vertreten sein. Keine Bank 
darf dabei Aufsichtsratsmitglie- 
der in konkurrierenden Unter- 
nehmen haben, um so Mißbrauch 
der dort erlangten Informationen 
zu verhindern. Gleichzeitig soll 
für Aufsichtsratsmitglieder ein 
»Ehrenkodex« eingeführt wer- 
den, mit dem ebenfalls Miß- 
brauch der bei den Sitzungen 
erlangten Informationen verhin- 
dert werden soll. 


Wem dient 
der DSW? 


Gleichzeitig sollen die Banken 
ihre Beteiligungen auf maximal 
zehn Prozent je Unternehmen ab- 
bauen, worin allerdings der Han- 
delsbestand der Banken mitein- 
bezogen werden soll. Damit aus 
den Veräußerungen der Anteile 
keine steuerpflichtigen Gewinne 
entstehen, die die Banken zu 
höheren Steuerzahlungen zwin- 
gen würden, soll die Zahlung von 
Steuern entfallen, wenn die frei- 
gewordenen Gelder wieder in der 
Volkswirtschaft angelegt wer- 
den. Durch den Abbau der 
Bankenbeteiligungen erhofft sich 
die FDP auch einen Anschub 
beim Aktiensparen der Klein- 
anleger. 


Als »in der Praxis weitgehend« 
bewährt, bezeichnete Oetker 
allerdings das Depotstimmrecht. 


Mit ihm können die Banken mit 
den Stimmrechten der Aktien 
ihrer Kunden, sofern diese keine 
eindeutigen Weisungen abgeben, 
auf den Hauptversammlungen 
praktisch nach ihrem Gutdünken 
verfahren. 


Allerdings sollen die Banken auf 
den Einladungen zur Hauptver- 
sammlung auch Alternativorga- 
nisationen, insbesondere Aktio- 
närsschutzvereinigungen, nen- 
nen, auf die die Stimmrechte 
übertragen werden können. 


In der Praxis gibt es in Deutsch- 
land nur eine nennenswertere 
und mit zahlreichen Mitgliedern 
ausgestattete Aktionärsschutz- 
vereinigung, die »Deutsche 
Schutzgemeinschaft für Wert- 
papierbesitz« (DSW) mit Sitz in 
Düsseldorf, und im Präsidium 
sitzt der gleiche Herr Oetker, der 
nun mit treuem Augenaufschlag 
die Aktionärsschutzvereinigun- 
gen. protegiert, damit aber die 
DSW meint. Denn die »Schutz- 
gemeinschaft der Kleinaktio- 
näre« (SdK) besteht gerade mal 
aus wenigen hundert Mitgliedern 
und ist in der Praxis ohne Be- 
deutung. 


Die DSW setzt sich aus zahlrei- 
chen Vorstandsvorsitzenden von 
deutschen Großkonzernen und 
sonstigen Vertretern des Groß- 
kapitals und einigen wenigen 
Mittelständlern zusammen. Im 
Vorstand sitzt darüber hinaus der 
Berliner Anwalt Bezzenberger, 
der die Großbanken in Gerichts- 
prozessen vertritt! 

Von Börsianern wird die DSW 
dann auch als Pseudo-Aktio- 


närsschutzvereinigung bezeich- 
net, die nur dann aktiv wird, 
wenn ohnehin viele Aktionäre 
gegen eine Entscheidung des 
Vorstands, der Hauptversamm- 
lung, Prospektbetrug oder ähnli- 
chem vorgehen. Die Anträge auf 
den Hauptversammlungen klin- 
gen zwar schön, dienen aber 
lediglich dazu, andere Oppo- 
nenten durch entsprechenden 
Vortrag von ihrer Rede abzuhal- 
ten. So ist es dann auch kein 
Wunder, daß Vertreter der DSW 
meist zu den ersten Rednern auf 
den Hauptversammlungen ge- 
hören. 


Der Vorschlag ist 
reine Makulatur 


Dem Münchner Professor Wen- 
ger, der sich als einer der weni- 
gen ernsthaft den Belangen der 
Kleinaktionäre annimmt, selbst 
wenn er zumeist in Vollmacht 
Einzelvermögen von mehreren 
Millionen Mark vertritt, die an- 
gesichts der riesigen Bilanz- 
summen der Unternehmen aber 
dennoch nur einen Bruchteil am 
gesamten Aktienkapital ausma- 
chen, steht die DSW dann auch 
äußerst kritisch gegenüber. 


Während die Vorschläge der 
FDP zum Aufsichtsrat und zum 
Beteiligungsabbau der Banken 
positiv zu werten sind, selbst 
wenn sie in der Praxis nicht viel 
bringen — bekannt ist, daß man- 
che Banken eng kooperieren und 
dementsprechend abstimmen -, 
zeigt die Ablehnung der Strei- 
chung des Depotstimmrechts, 
daß der FDP-Vorschlag in Wirk- 
lichkeit nur reine Makulatur und 
nicht das Papier wert ist, auf dem 
er geschrieben ist. 


Mit schönen wohlklingenden 
Worten soll der Bürger eingedu- 
selt werden, damit die Banken 
ihre Macht weiterhin fast unbe- 
grenzt entfalten können. Die von 
der FDP gewollten Einschrän- 
kungen stellen in der Wirk- 
lichkeit nämlich nichts anderes 
als Nadelstiche dar. 

Die Macht der Banken steht und 
fällt mit dem Depotstimmrecht. 
Es ist natürlich nicht so, daß die 
Banken nach einer derartigen 
Streichung über keinen Einfluß 
mehr verfügen würden, der wäre 
noch immer sehr groß, nur wären 
sie kontrollierbarer geworden. 


In der Wirklichkeit ist es nämlich 
so, daß das Aktiensparen für 


viele Kleinaktionäre nach wie 
vor ein Buch mit sieben Siegeln 
ist. Sie lassen sich von Bankern 
beraten, kaufen sich ein paar 
Belegschaftsaktien — das ist es 
aber auch schon. Sie haben oft- 
mals gar nicht das notwendige 
betriebswirtschafliche Wissen, 
um überprüfen zu können, ob 
Entscheidungen des Vorstands 
richtig sind oder nicht, und oft- 
mals auch gar nicht die Zeit, 
geschweige denn die Lust, sich 
hierum zu kümmern. Hierfür hat 
man doch die ach so seriösen 
Banker. 


Ihnen wird in der Regel mehr 
geglaubt, als einem Opponenten, 
zumal man diesen meist ohnehin 
nicht kennt. Und von der Börsen- 
und Wirtschaftspresse gibt es nur 
einige, die den Mut haben, auch 
mal gegen das Großkapital anzu- 
treten. Meistens muß auch auf 
das Anzeigengeschäft Rücksicht 
genommen werden, da der 
Großteil der Wirtschaftsmaga- 
zine pleite wäre, würde auch nur 
ein Drittel der Anzeigen zurück- 
gezogen. 


Zudem wird auf den Haupt- 
versammlungen oftmals unbe- 
quemen Aktionären das Wort 
entzogen oder werden diese 
sogar, wie es Professor Wenger 
einmal passierte, von Ordnungs- 
kräften aus dem Saal getragen. 
Oder ihnen wird einfach die 
Antwort auf harte Fragen ver- 
wehrt. Zwar verpflichten die 
Gerichte dann in Einzelfällen die 
Vorstände nachträglich zur Be- 
antwortung dieser Fragen — nur 
sind dann viele Monate vergan- 
gen und wird in der Offentlich- 
keit kaum noch registriert. 


Der Idealfall wäre, wenn eine 
unabhängige Stelle geschaffen 
würde, die sich aus Aktionärs- 
vertretern, Gewerkschaftern, Bör- 
senjournalisten und Wirtschafts- 
wissenschaftlern aller Art zu- 
sammensetzt, die Tagesordnung 
jeder Hauptversammlung prüft 
und dann entsprechende Vor- 
schläge abgibt, die veröffentlicht 
werden müssen. Das bisherige 
Depotstimmrecht müßte auf die- 
se Stelle übergehen. 


Dann und nur dann könnte es 
gewährleistet werden, daß sich 
das Großkapital nicht immer mit 
»DDR-Mehrheiten« von 99 Pro- 
zent und mehr gegenseitig entla- 
stet und dadurch alles deckt, was 
zu Lasten der Kleinaktionäre von 
ihnen durchgesetzt wird. 
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Immer mehr 
ausländische 
Selbständige in 
Deutschland 


Die Zahl der ausländischen Selb- 
ständigen in Deutschland hat 
sich seit Mitte der achtziger Jahre 
bis 1992 mehr als verdoppelt. 
Insgesamt waren zu diesem Zeit- 
punkt 210000 selbständige Aus- 
länder in den Handelsregistern 
eingetragen. Dies entspricht neun 
Prozent aller in der Bundesrepu- 
blik lebenden Ausländer. Von 
der deutschen Bevölkerung sind 
zehn Prozent selbständige Unter- 
nehmer. Der Anteil der ausländi- 
schen Selbständigen an der Zahl 
aller Selbständiger ist dadurch 
von reichlich vier auf acht Pro- 
zent gestiegen, wie das Rhei- 
nisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung (RW]) in 
Essen mitteilte. 


Unter den selbständigen Auslän- 
dern bilden Italiener mit 37000 
und Türken mit 30000 Personen 
die zahlenmäßig größten Natio- 
nalitäten. Traditionelle Schwer- 
punkte ausländischer Selbstän- 
digkeit sind das Gastgewerbe mit 
55000 Betrieben, der Lebensmit- 
teleinzelhandel mit 43000 Un- 
ternehmen, das sogenannte hand- 
werksähnliche Gewerbe mit 
19500 Firmen und das Handwerk 
mit 5500 Betrieben. Der Umsatz 
ist insgesamt auf etwa 70 Mil- 
liarden Mark zu veranschlagen. 
Davon entfallen nach Berech- 
nungen des RWI 18 Milliarden 
Mark auf die Selbständigen im 
Produzierenden Gewerbe, 12,5 
Milliarden Mark auf den Ein- 
zelhandel und 30 Milliarden 
Mark auf den Dienstleistungs- 
bereich. 


Die ausländischen Selbständigen 
erwirtschafteten danach Einkom- 
men in Höhe von rund 27 Mil- 
liarden Mark, was etwa einem 
Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts entspricht. Dieses verteilt 
sich zu etwa 18,5 Milliarden 
Mark auf Einkommen aus un- 
seibständiger Arbeit der bei den 
ausländischen Betriebsinhabern 
tätigen 435000 Arbeitnehmer. 
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8,5 Milliarden Mark entfallen auf 
Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit. 


Die Steuerzahlungen der auslän- 
dischen Selbständigen erreichen 
rund 3,5 Milliarden Mark pro 
Jahr oder rund ein halbes Prozent 
der gesamten Steuereinnahmen. 
Aus der Beschäftigung von Ar- 
beitnehmer resultieren zusätzlich 
etwa neun Milliarden Mark an 
Steuern (3,5 Milliarden Mark) 
und an Sozialversicherungsbei- 
trägen (5,5 Milliarden Mark). 


Die Perspektiven ausländischer 
Selbständigkeit schätzt das RWI 
für West- und Ostdeutschland 
unterschiedlich ein: Während in 
den alten Bundesländern bis zum 
Jahr 2000 mit einer weiteren 
Zunahme um etwa 90000 auf 
300000 Selbständige gerechnet 
wird, sind die Aussichten in Ost- 
deutschland vor allem aufgrund 
der gegenwärtig dort vorsichtig 
eingeschätzten ausländischen 
Bevölkerungsentwicklung eher 
skeptisch zu beurteilen. So dürfte 
die ausländische Wohnbevölke- 
rung von gegenwärtig 100000 
Personen bis zum Jahr 2000 nur 
auf etwa 500000 beziehungswei- 
se drei Prozent der Bevölkerung 
insgesamt steigen. 


Damit scheinen die Aussichten 
für eine selbständige Tätigkeit 
von Ausländern im Lebensmit- 
teleinzelhandel oder im Hand- 
werk sowie im handwerksähnli- 
chen Gewerbe nach Einschät- 
zung des Essener Instituts eher 
gedrückt, da diese Bereiche - 
wie in Westdeutschland — eine 
Mindestgröße von Einwohnern 
aus dem gleichen Land voraus- 
setzen. Demgegenüber bestehen 
im Gastgewerbe - ähnlich wie in 
den alten Bundesländern — rela- 
tiv gute Chancen für ausländi- 
sche Selbständige. 


Ohne daß das RWI es wahr- 
scheinlich gewollt hat, zeigen 
diese Zahlen aber auf, daß die 
Aufwendungen für Ausländer 
und die Einnahmen aus ihrer 
Tätigkeit in Deutschland doch 
nicht zugunsten der Habenseite 
ausfallen. 


So betragen alleine die Asyl- 
kosten trotz sinkender Asylbe- 
werberzahlen um die 30 Mil- 
liarden Mark pro Jahr. Hinzu 
kommen noch zweistellige Mil- 
liardenbeträge für alle Sozial- 
leistungen, die Ausländer in 
Anspruch nehmen, angefangen 


von Sozialhilfe über Arbeitslo- 
sengelder bis hin zu Renten und 
Krankheitskosten. Diese dürften 
insgesamt mindestens die Steuer- 
und Sozialversicherungseinnah- 
men erreichen, sehr wahrschein- 
lich aber überschreiten. Würde 
die Bundesregierung aber eine 
konsequente Asylpolitik mit 
dementsprechend niedrigen Ko- 
sten betreiben, würde die Bilanz 
mit großer Wahrscheinlichkeit 
dagegen zugunsten der Aus- 
länder ausfallen. OD 


Panikmache 
durchs 
Ministerium 


Auf das Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie kommt 
eine Schadensersatzklage in 
mehrstelliger Millionenhöhe zu. 
Die Teppichindustrie hat jetzt 
nämlich juristische Schritte »ge- 
gen haltlose Verlautbarungen des 
Ministeriums, der Teppichboden 
verunreinige durch chemische 
Ausdünstungen die Innenraum- 
luft«, eingeleitet. Die Branche 
sieht durch »unqualifizierte und 
Panik verbreitende Außerungen« 
des Ministeriums ihren Absatz 
bis hin zur Existenzbedrohung 
gefährdet. 


Der Verband der Deutschen 
Heimtextilien-Industrie bemän- 
gelte vor allem, daß die Erklä- 
rungen des Ministeriums aus 
wissenschaftlicher Sicht »völlig 
inkompetent« sind. So zeigen die 
»Argumente« nach Ansicht von 
Dr. Anton Lehnen vom Deut- 
schen Teppich-Forschungsinsti- 
tut in Aachen, daß deren Verfas- 
ser weder von Chemie noch von 
der Teppichboden-Herstellung 
etwas verstünden. 


So lägen die chemischen Aus- 
dünstungen, die seit jeher als 
Neugeruch bekannt seien, im 
Promillebereich dessen, was als 
Dauerbelastung am Arbeitsplatz 
in der vom Arbeitsministerium 
herausgegebenen MAK-Werte- 
Liste erlaubt wird. Bei vorüber- 
gehenden Ausdünstungen des 
Teppichs im Promillebereich 
deren gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit anzuzweifeln, wür- 
de bedeuten, daß der Staat ge- 
werbliche Arbeitnehmer wissend 
einem Vielfachen dieser Kon- 
zentration ständig aussetze. Nach 


Ansicht von Verbandsgeschäfts- 
führer Hans Joachim Schilgen 
würde dies dann nichts anderes 
als staatliche verordnete Gesund- 
heitsgefährdung bedeuten. 


Geldvermögen 
steigt stärker 
als die 
Einkommen 


Das Geldvermögen der privaten 
Haushalte in Deutschland liegt 
derzeit mit rund 4,4 Billionen 
Mark mehr als doppelt so hoch 
wie vor zehn Jahren. Nach Be- 
rechnungen der Citibank verfüg- 
te 1994 rein statistisch betrachtet 
jeder Privathaushalt über ein 
Bruttogeldvermögen von durch- 
schnittlich 78.000 Mark. 1984 
lag das Durchschnittsvermögen 
dagegen erst bei 20.000 Mark. 


Damit ist das Geldvermögen der 
privaten Haushalte wesentlich 
stärker gestiegen als die verfüg- 
baren Einkommen. Ende 1994 
betrug das private Vermögen bei 
in- und ausländischen Banken, 
bei Bausparkassen und Versiche- 
rungen mehr als das Doppelte der 
verfügbaren Einkommen. Zu Be- 
ginn der siebziger Jahre war das 
Verhältnis noch 1:1. 1984 erziel- 
te jeder Privathaushalt ein ver- 
fügbares Einkommen in Höhe 
von rund 43000 Mark, zehn Jah- 
re später waren es gut 58000 
Mark. 


Hauptgrund des starken Anstiegs 
der Geldvermögen ist nach An- 
gaben der Citibank der große 
Sparfleiß der Bundesbürger und 
die Tatsache, daß mehr als vier 
Fünftel des Geldvermögens er- 
tragsbringend angelegt ist. 


Rechts- 
extremismus 
unbedeutend 


Der Bundesregierung soll eine 
angebliche Studie des Bundes- 
verfassungschutzes vorliegen, in 
dem die Gefährlichkeit des orga- 
nisierten Rechtsextremismus in 
Deutschland als vernachlässigbar 
gering bewertet werden soll. 

Nach dieser Analyse seien die 
Brandanschläge der Vergangen- 


heit und auch alle größeren Aus- 
schreitungen Exzesse Einzelner 
oder kleiner Gruppen, deren Ge- 
fährlichkeit insgesamt als nicht 
größeres Problem als Jugend- 
gangs angesehen werde. Wäh- 
rend es im linksextremen Be- 
reich herumreisende Autonome 
gebe, die mit Molotowcocktails 
bei allen größeren Ausschreitun- 
gen (Bremen, Berlin) anwesend 
seien, beschränke sich bei Rechts- 
extremen der Wirkungskreis im- 
mer nur auf das jeweilige Stadt- 
gebiet. Es habe bislang in keinem 
einzigen Fall nachgewiesen wer- 
den können, daß die Anschläge 
von außen gesteuert worden wä- 
ren oder daß es hierzu zu größe- 
ren Reisebewegungen gekom- 
men sei. 


Verwiesen werde in dieser Stu- 
die auch darauf, daß es in ganz 
Deutschland am 20. April 1995, 
immerhin der 50. Todestags Hit- 
lers, nicht zu einer einzigen Aus- 
schreitung, nicht einer einzigen 
nennenswerten »Trauerfeier« oder 
gar zu Anschlägen gegen dritte 
Personen oder Gegenstände ge- 
kommen sei. Alleine dies zeige, 
daß es für den Rechtsstaat keiner- 
lei Gefahr durch organisierten 
Rechtsextremismus gebe. 


Noch nicht einmal auf Stadt- 
ebene gebe es Bündnisse der ver- 
schiedenen Rechtsextremen. Zwar 
arbeiteten in manchen Städten 
Skinheads und rechte Gruppie- 
rungen, nur seien dies keine or- 
ganisierten Bündnisse. 


Festgestellt werde in der Studie, 
heißt es aus Bonner Kreisen wei- 
ter, daß vom Links- und Auslän- 
derextremismus eine viel größere 
Gefahr ausgehe. So seien die Au- 
tonomen so gut miteinander ver- 
netzt wie noch nie zuvor. Auch 
gebe es bei ihnen eine Informa- 
tions-Infrastruktur, die bislang 
einmalig in Deutschland sei. 


Als weitaus größeres Gewaltpo- 
tiental werde nach dieser Studie 
aber der Ausländerextremis- 
mus, insbesondere der türkischen 
kommunistischen PKK, aber 
auch mehrerer extrem nationali- 
stischer Gruppierungen einge- 
schätzt. Es wird damit gerechnet, 
daß in den kommenden Jahren 
auf deutschem Boden mit mehre- 
ren Toten gerechnet werden 
müsse. 

Die Brandanschläge auf türki- 
sche Geschäfte, Banken und 
Reisebüros der vergangenen Mo- 
nate seien dabei nur der Anfang 


gewesen. Als nächstes seien ge- 
zielte Anschläge auf führende 
türkische Vertreter der jeweili- 
gen politischen Richtungen in 
Deutschland wahrscheinlich. 


Verfassungs- 
feindliches 
Verfassungs- 
gericht? 


Das Bundesverfassungsgericht 
stellt sich immer mehr außerhalb 
der Rechtsstaatlichkeit. Die Rei- 
he seltsamer Entscheidungen 
setzte sich im Mai fort. 


Die obersten Richter Deutsch- 
lands stellten jetzt nämlich fest, 
daß bei den Weihnachtssonder- 
zahlungen eine neue Regelung 
getroffen werden müsse, da sich 
diese nur in der Steuer, aber spä- 
ter nicht auch bei den Renten 
erhöhend niederschlagen. Eine 
derartige Regelung sei aber ver- 
fassungswidrig. Ab Weihnachten 
1997 müsse der Gesetzgeber 
neue Regelungen eingeführt ha- 
ben. 


Dies bedeutet aber nichts ande- 
res, als daß eine verfassungswid- 
rige Regelung auch 1996 noch 
ganz offiziell und höchtsrichter- 
lich abgesegnet durchgeführt 
werden darf. Besonders harsche 
Kritiker nennen dies sogar 
»staatlich sanktioniertes Verbre- 
chen«. 


Es ist kaum vorstellbar, aber den- 
noch leider wahr: Da erkennt das 
Bundesverfassungsgericht eine 
Regelung als nicht mit dem 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbar an, er- 
laubt aber dennoch, daß die- 
se rechtsstaatswidrige Regelung 
noch einmal angewendet werden 
kann und erst 1997 verboten ist. 


Dies ist in etwa so, als wenn das 
Gericht am 27. Juli 1995 feststel- 
len würde, Ladendiebstähle bis 
zu einem Wert von 100 Mark 
dürften nicht mehr als Bagatell- 
fälle eingestellt werden, sofern 
der Täter das erste Mal auffällig 
wurde. Allerdings gelte dies erst 
ab dem 1. Juli 1996, bis dahin sei 
die bisherige Regelung statthaft. 


Dies wäre aber quasi eine Auf- 
forderung an die Bürger, das 
Grundgesetz zu brechen, da es 


derzeit noch nicht bestraft wer- 
den könne. 


Dies ist nicht die erste Skandal- 
entscheidung dieser Art. Bereits 
vor einigen Monaten hatten die 
Karlruher Richter festgestellt, 
daß der Kohlepfennig ebenfalls 
gegen das Grundgesetz verstößt, 
dem Gesetzgeber aber noch eine 
mehrjährige Übergangsfrist ge- 
geben, um hierfür eine neue Lö- 
sung zu finden. 


In einem Rechtsstaat, der diesen 
Namen wirklich verdient, müßte 
es aber so sein, daß Gesetze oder 
Regelungen, die gegen die staat- 
lich garantierte Verfassung ver- 
stoßen, mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben werden. Auf die 
Konsequenzen, die diese Auf- 
hebung nach sich ziehen würde, 
dürfte keine Rücksicht genom- 
men werden. Entweder ist etwas 
mit dem Recht vereinbar oder 
nicht — dieses muß der alleinige 
Grundsatz sein. 


Ein hervorragendes Beispiel, daß 
die obersten Richter sich in 
Wirklichkeit mehr daran orien- 
tieren, was für Konsequenzen 
eine Entscheidung nach sich 
zieht, zeigt die Entscheidung des 
BVG zum sogenannten 1952 
verabschiedeten Großbankenge- 
setz, mit dem die Großbanken in 
mehrere Teilinstitute zerschlagen 
wurden. 


Eine Rückgängigmachung dieser 
Entscheidung hätte aber bedeu- 
tet, daß die jetzigen drei Groß- 
banken (Deutsche Bank, Dres- 
dner Bank und Commerzbank) 
ihre Vermögen an die auf dem 
Papier noch existierenden Alt- 
banken hätten zurückübertragen 
müssen (im Falle der Deutschen 
und Dresdner Bank im Rahmen 
einer Nachtragsliquidation). Die- 
ses hätte aber die gesamte Ban- 
kenwelt Deutschlands in ihren 
Grundzügen erschüttert. 


Folglich urteilten die Richter, das 
Großbankengesetz sei mittelba- 
res Besatzungsrecht gewesen, 
und selbst wenn es gegen das 
Grundgesetz verstoßen würde, 
bedeute es noch immer eine 
Milderung der vorherigen weit- 
aus restriktiveren Vorschriften. 


Dies wird von Experten als rei- 
nes Gefälligkeitsurteil zugunsten 
der Banken gewertet. Diese Per- 
sonen stellen sich die Frage, wie 
ein Gesetz »mittelbares Besat- 
zungsrecht« sein kann, wenn es 


vom Deutschen Bundestag ver- 
abschiedet, vom Bundesrat be- 
stätigt und vom Bundespräsiden- 
ten unterschrieben wurde. 


Auch sei es Unsinn in Potenz, ein 
grundgesetzwidriges Gesetz da- 
mit nachträglich zu rechtfertigen, 
weil es davor bestehende restrik- 
tivere Einschränkungen abmilde- 
re. 


Stelle sich aber schon das Bun- 
desverfassungsgericht mit seinen 
Entscheidungen außerhalb des 
Rechtsstaates, wie kann man 
dann Gerichten vorwerfen, mit 
ihren Entscheidungen Grund- 
sätze der Demokratie in Frage zu 
stellen. So etwa das Lübecker 
Amtsgericht, daß selbst vier Kilo 
Haschisch noch als geringe Men- 
ge ansieht und einen deswegen 
angeklagten Mann freispricht. 


Gleichzeitig nimmt die Kritik zu, 
daß das Bundesverfassungsge- 
richt nicht nur Gesetze als grund- 
gesetzwidrig bezeichnet, sondern 
dem Gesetzgeber auch Vorlagen 
aufgibt, wie das neue Gesetz aus- 
zusehen habe. Damit nehme die 
Judikative aber die Aufgabe der 
Legislative ein. Dabei stelle die 
Aufgabenteilung zwischen Le- 
gislative, Judikative und Exeku- 
tive aber gerade den Eckpfeiler 
der Demokratie dar. Sollte es 
hier Überschneidungen geben, 
würde dies nichts anderes bedeu- 
ten, als daß dem Mißbrauch Tür 
und Tor geöffnet werde. Und die 
Bundesrepublik sei auf dem be- 
sten Weg hierzu! DI 
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Bundes- 
präsident 
Herzog — nach 
einjähriger 
Amtszeit ein 
populärer 
Präsident 


Als Roman Herzog im Mai letz- 
ten Jahres zum Bundespräsiden- 
ten gewählt wurde, hatten viele 
Deutsche noch keine rechte Vor- 
stellung von seiner Person. Bis 
dahin hatte er als Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts zwar 
eines der höchsten Amter in 
Deutschland inne, aber dieses 
Amt steht weniger im Rampen- 
licht als die entsprechenden Am- 
ter in der Politik. Hinzu kam, daß 
Herzog als Präsidentschaftskan- 
didat erst sehr spät ins Rennen 
ging. Deshalb antwortete auf die 
Allensbacher Popularitätfrage: 
»Haben Sie von Roman Herzog 
eine gute Meinung oder keine 
gute Meinung?« kurz nach der 
Wahl, im Juni 1994, noch mehr 
als jeder zweite Deutsche mit 
»Unentschieden«. 31 Prozent 
hatten damals eine gute Mei- 
nung, 17 Prozent: keine Mei- 
nung. 


Roman Herzog hat jedoch in sei- 
nem ersten Jahr als Bundespräsi- 
dent viele Gelegenheiten genutzt, 
um sich in West- und Ost- 
deutschland und auch im Aus- 
land bekannt zu machen, und ist 
inzwischen, am Ende dieses Jah- 
res, ein populärer Präsident. 
Jetzt, in einer aktuellen Umfrage 
des Instituts für Demoskopie 
Allensbach vom April äußerten 
53 Prozent ihre gute Meinung 
über Herzog. Vor allem in den 
Neuen Bundesländern, in denen 
vor einem Jahr lediglich 19 
Prozent positiv über Herzog 
dachten und die große Mehrzahl 
der Menschen (63 Prozent) noch 
unentschieden war, sprechen 
jetzt 48 Prozent positiv über ihn. 
Nur noch jeder zehnte Befragte 
in West und Ost sagt, daß er 
keine gute Meinung von Roman 
Herzog hat. 
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Verblüffend ist, in welchem Aus- 
maß sich die Meinungen über 
den Bundespräsidenten in den 
verschiedenen politischen La- 
gern gewandelt haben. Daß die 
Anhänger der CDU/CSU schon 
vor einem Jahr positiv über Her- 
zog dachten, liegt auf der Hand. 
Er war ihr Kandidat. Und daß die 
Anhänger der Oppositionspar- 
teien damals weniger gut über 
Herzog dachten, liegt ebenfalls 
auf der Hand, sie hatten ihre ei- 
genen Kandidaten. Herzog hat 
jedoch als Bundespräsident in 
den wenigen Monaten, die seit 
seiner Wahl vergangen sind, 
auch bemerkenswert viele An- 
hänger der politischen Opposi- 
tion von sich überzeugt und wird 
zunehmend zum Präsidenten 
aller, unabhängig von der partei- 
politischen Couleur. 


Von den Anhängern von Bünd- 
nis 90, den Grünen hatten vor ei- 
nem Jahr nur 14 Prozent eine gu- 
te Meinung von ihm, inzwischen 
sind daraus 37 Prozent gewor- 
den. Bei den SPD-Anhängern 
waren vor einem Jahr erst 16 
Prozent positiv zu ihm einge- 
stellt, jetzt 42 Prozent. m 


Ehe ohne 
Trauschein — 
mehr als jeder 
zweite plädiert 
für eine 
eheähnliche 
Gesetzes- 
regelung 


Zur Zeit leben in der Bundesre- 
publik mehr als fünf Millionen 
Erwachsene in einer Art Ehe 
ohne Trauschein. Was früher, 
noch in den fünfziger und sechzi- 
ger Jahren, bei der Mehrheit der 
Bevölkerung verpönt war, wird 
mittlerweile als eine etwas freie- 
re Form des Zusammenlebens 
von den meisten problemlos ak- 
zeptiert. Langsam, aber beharr- 
lich steigt der Anteil an, in 
Westdeutschland zwischen 1991 
und 1994 von sechs auf acht 
Prozent der Bevölkerung ab 16 
Jahre; in Ostdeutschland von sie- 
ben auf neun Prozent. Dieser 
Wandel, der sich hier abzeichnet, 
erklärt wahrscheinlich, warum 


Initiativen, den Ehen ohne Trau- 
schein mehr Rechtsschutz zu 
geben, zunehmend Resonanz fin- 
den. 


Die meisten (46 Prozent), die zur 
Zeit in einer solchen Paarbezie- 
hung leben, sind im Alter zwi- 
schen 25 und 39 Jahre, also in 
einem Alter, in dem zwar nur sel- 
ten Rentenprobleme und gegen- 
seitige Erbschaftsregelungen be- 
dacht werden, sehr wohl aber 
Steuerfragen oder die Eigen- 
tumsregelung nach einer Tren- 
nung zum Problem werden kön- 
nen. Insgesamt wird seit länge- 
rem schon in der Öffentlichkeit 
darüber diskutiert, ob der Staat 
auch für eine solche inoffizielle 
Form des Zusammenlebens offi- 
zielle gesetzliche Regeln schaf- 
fen sollte, und ob nicht in einer 
Gesellschaft, in der die Formen 
des Miteinanders in Fluß geraten 
sind, unverheiratete Paare vom 
Gesetzgeber genauso behandelt 
werden sollten wie verheiratete. 


Anfang der achtziger Jahre war 
der größte Teil der Bevölkerung 
in Westdeutschland noch dage- 
gen, daß für unverheiratete Paare 
ähnliche gesetzliche Regeln gel- 
ten wie für verheiratete. Auf die 
Frage: »Sollten Ihrer Meinung 
nach bestimmte Dinge, wie Erb- 
schaftsfragen, Steuerangelegen- 
heiten und ähnliches für unver- 
heiratete Paare genauso geregelt 
sein wie für Ehepaare?« sagten 
41 Prozent: »Nein«. Jetzt, in ei- 
ner aktuellen Umfrage des In- 
stituts für Demoskopie Allens- 
bach, sind nur noch 27 Prozent 
dagegen, während sich 56 Pro- 
zent der Deutschen dafür aus- 
sprechen. 


Ehe ohne Trauschein — Der Be- 
griff beschreibt eine Art quadra- 
tischen Kreis, oder besser ausge- 
drückt, eine Sache mit Haken 
und Ösen und Ecken, die aber 
keine Kanten haben soll. Der 
Wunsch nach einer nicht nur 
oberflächlichen und unverbindli- 
chen Beziehung und der Wunsch 
nach offizieller Anerkennung 
wird gepaart mit der Skepsis und 
Abwehr institutioneller Beglau- 
bigung und Besiegelung. Daß der 
Staat auch für jene, die von 
Staats wegen offiziell nicht ver- 
heiratet sein wollen, eheähnliche 
Regeln erlassen soll schien der 
Mehrheit der Bevölkerung in 
früheren Jahren paradox zu sein. 


Etwas von dieser Irritation ist 
auch heute noch in der jüngsten 


Umfrage bei der ältesten Befrag- 
tengruppe zu spüren. Während 
die Unter-30jährigen zu 64 Pro- 
zent für eine eheähnliche Ge- 
setzesregelung der »Ehe ohne 
Trauschein« plädieren, tun das 
die Über-59jährigen nur zu 45 
Prozent. 


Daß der Gesetzgeber bislang zö- 
gert, dem Wunsch der Mehrheit 
in diesem Punkt nachzukommen, 
hat nicht nur damit zu tun, daß 
durch eine solche Regelung ein 
Jahrhunderte alter kultureller 
Rahmen verlassen werden wür- 
de, in dem die Ehe - nicht die 
freie Lebensgemeinschaft — unter 
einen besonderen Schutz der 
sozialen Gemeinschaft gestellt 
worden ist, sondern auch, weil 
das Problem trotz dieser schein- 
bar eindeutigen demoskopischen 
Daten auch in der Gegenwart in 
der Bevölkerung noch keines- 
falls ausdiskutiert ist. 


Auch die aktuelle Umfrage zeigt, 
daß die Idee eines besonderen 
staatlichen Schutzes für die Ehe 
zumindest in den Altersgruppen 
über 45 durchaus noch eine Rolle 
spielt. In einer Parallelumfrage 
haben die Allensbacher Demos- 
kopen die Frage nach der rechtli- 
chen Gleichstellung von Ehe und 
nichtehelichen Lebensgemein- 
schaften mit einem Hinweis auf 
diese Schutzfunktion der Ehege- 
setze verbunden. »Sind Sie da- 
für, daß die Ehe und die nicht- 
ehelichen Gemeinschaften recht- 
lich gleichgestellt werden, oder 
sind Sie dagegen, meinen. Sie, 
daß die Ehe auch weiterhin unter 
dem besonderen Schutz des 
Staates stehen sollte?« 


Bei den jüngeren Befragten blei- 
ben die Antworten auch bei die- 
ser Frageakzentuierung in etwa 
gleich. 58 Prozent sind für die 
Gleichstellung, 25 Prozent sind 
dagegen. Bei den 45-59jährigen 
sind jedoch unter dieser verän- 
derten Blickrichtung nur noch 44 
Prozent dafür, 45 Prozent sind 
dagegen. Von den 59jährigen 
und älteren ist unter diesen 
Umständen nur noch jeder dritte 
für eine gesetzliche Gleichstel- 
lung von Ehe und freier Lebens- 
gemeinschaft. Mehr als jeder 
zweite (52 Prozent) ist dagegen. 
Interessant ist, daß der Hinweis 
auf den Sinn der bislang unter- 
schiedlichen Regelung von jun- 
gen Männern und von jungen 
Frauen heute offenbar ganz un- 
terschiedlich aufgenommen wird. 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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